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Vorrede.

Sic Abhandlung, welcheich demPublikum vorlege, bedarf in mehr als

einer Hinsichteiner nachsichtsvollenBeurtheilung und schondeshalb auch

einiger einleitendenBemerkungen.Diese Arbeit ist nämlichnichtettvaerst

in jüngster Zeit von mir unternommen, sondern sie war zun?bei wei-

tem größeren Theile (bis Kapitel 15 §. 2) schonvor mehr als zwanzig

Jahren geschrieben,als ich durch mancherleiUmstände an der Fort-

setzungund Vollendung behindertwurde und dann nicht wieder zu die-

sein Gegenständezurückkehrte.Erst die landesherrlicheVorlage zu dem

diesjährigen außerordentlichenLandtage brachte mir denselbenwieder

lebhaft in Erinnerung und gab mir zugleichdie Veranlassung,diebereits

völlig ausgearbeiteten Kapitel nebst dem Beilageheft einer gründlichen

Revision zu unterziehen und das für die nochfehlendenKapitel vor so

vielen Jahren gesammelteMaterial zu verarbeiten,wobei aber, eben der

veränderten Sachlage wegen, den Ausführungen zum Theil eine ganz

neue Richtung zu geben war, zum Theil auch (Kap. IG u. 17) die ur¬

sprünglich beabsichtigteausführlichereDarstellung wesentlichbeschränkt

werden konnte. Daß unter solchenUmständenin die'Arbeit nach Inhalt

und Fornr leicht eine gewisseUngleichmäßigkeitkommenkonnte, ist na-

türlich, und wenn ich auch bemühtgewesenbin, dieselbemöglichstzu be-

seitigen, so bin ich doch sehr ungewiß darüber, inwieweitmir solches

auchwirklichgelungen, und ob nichtder LesernochmancheSpuren dieser

Entstehungsweisedes Ganzen entdeckenwird. Und daß, auch von dieser

mehr äußerlichenUrsacheabgesehen, die Arbeit an einzelnenMängeln,

Jrrthümern und Lückenleiden mag, welchezu vermeiden ich nicht ver¬
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mochte, auch Dessen bin ich mir so völlig bewußt, daß Niemand mehr

als ich bereit sein kann, dieses offen zu bekennen; wohingegen ich an-

dererseitsversicherndarf, daß ich an der vor so langer Zeit begonnenen,

und so lange zurückgelegtenArbeit in allen wesentlichen Punkten auch

bei wiederholter,sorgsamerPrüfung fast Nichts zu ändern nöthig gefun-

den, mich vielmehr in der Ueberzeugungvon der Richtigkeitder Ge-

fammtauffassungder Verhältnissenur noch mehr bestärktgefunden habe.

Auf die große finanzielleBedeutung der sog. Klosterfragenoch be-

sonders aufmerksamzu machen, schien mir nicht erforderlich. Es wäre

dazu vielleicht im letztenKapitel der Ort gewesen, aber einestheils ge-

hört dieseBetrachtung doch eigentlichnicht in eine bloß die Rechts-

VerhältnissebeleuchtendeAbhandlung, und anderntheils fehlten mir zu

einer ganz sicherenund zuverlässigenAngabe über das Gesammtvermö-

gen der Klöster, über Einnahme- und Ausgabe-Etat derselben u. s. w.

auch die Materialieu. Mögen daher Andere die finanzielleund staats-

wirthschastlicheSeite dieser Angelegenheitin's Auge fassen; sehr ver-

dienstlichwäre es allemal, wenn Jemand, der in der Lage, sichdie er-

forderlicheKenntniß zu verschaffen,auch diese bisher in tiefes Geheimniß

gehülltenDinge öffentlichbekanntzu inachensichentschließenwollte.

Der zweiteTheil (das Beilageheft) hat nicht bloß die Bestimmung,

das historischeBeweismaterial für den ersten zu liefern, sondern er
dient diesem die eigentlicheAbhandlung enthaltenden Theile auch we-

sentlichzur Ergänzung, besondersrücksichtlichderjenigenPartieen des
Stoffes,' deren ausführlichere Darstellung nicht mehr nothwendig oder
angemessenerschien,wie z. B. zu den Kapiteln 16 und 17, in welchen
gewissermaßennur Anmerkungenzu dem Beilageheft gegebenwerden,
während sonst das Berhältuiß gerade das umgekehrteist. Ich erlaube
mir dieserhalbsowohl, als auch wegen der Behandlung der bereits vor-
handenenLiteratur (von der am Schlüssedes ersten Theils eine Ueber-
fichtgegebenist) den Leser auf die Bemerkungenam Schlüssedes 15. Ka¬
pitels, in der Anmerkungzu diesemKapitel und im Eingang des 17. Ka¬
pitels zu verweisen.

Schwerin, den 1. October 1874.

E. V.
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(ErltesKapitel.

Die Klösterin der papistischenZeit.

§. l. Stiftung, Dotation nnd Vergrößerung.

Die katholischenKlöster,derenes vor der Reformationin Mecklen-
bürg bekanntlichsehrvielegab, warenhier, wie anderswoselbststän-
dige geistlicheCorporationen.

Sie verdanktensowohlihre ursprünglicheFundationund Dotation,
als auchihre allmähligeBereicherungzum bei weitemgrößtenTheile
den Landesfürstenund Bischöfen.Ueberdie ersteFundationund suc-
cessiveBesitzerweiterungder drei LandesklösterDobbertin,Malchowund
RibnitzgiebtausführlicheNachrichtdie sehrverdienstlicheGeschichteder
drei Mecklenb.Landesklöstervon I. und M. Wiggers. Rostock1848.
S. 4—33. Das KlosterDobbertinist von demFürstenBorwinI. und
dessenSöhnenzuAnfangedes 13.Jahrh., ursprünglichfür Benedictiner-
mönchegestiftetund dotirt, späteraber in ein Nonnenklosterumgewan-
delt worden. Das KlosterMalchowwar bis zumJahre 1398in Röbel
gewesen.In diesemJahre übersiedeltees auf Veranstaltungdes Für-
stenNicolausvon WerlenachAlt-Malchowund wurde bei dieferGe-
legenheitvon demgedachtenFürstenund von demBischöfevon Schwe-
rin mit drei Kirchenbeschenkt.Ueberdie Zeit der ursprünglichenStif¬
tung in Röbelist etwasZuverlässigesnichtbekannt.Das KlosterRibnitz
ist im Jahre 1323 von HeinrichdemLöwen, Herrn von Mecklenburg,
gestiftetund ansehnlichdotirt worden.

Aus den anscheinendziemlichvollständigenMittheilungendes oben
angeführtenWerkesüber die Besitzerweiterungendieserdrei Klösterer-
giebtsich,daß die VermehrungdesGrundbesitzes— abgesehenvon An-
kaufen— hauptsächlichdurchdieFreigebigkeitder Fürstenund Bischöfe
bewirktwordenist. Von anderen(Privat-)Personenfindensichverhält-
nißmäßignur wenigeSchenkungenunterLebendenodervonTodeswegen

Viereck, Rechtsverhältnisse. I. Bd. 1



2 Stiftung, Dotation und Vergrößerung.

verzeichnet,unterdiesenaberkommenals SchenkgebertheilsRitter, theils

Priester,theilsRathsherrn(aus Wisniar, Lübeck,Malchow),theils auch

schlichteBürger, mithinPersonen aus allen Ständen vor. (Vgl. das

angeführteWerk S. 10—13, 18—20, 24, 25, 31 it. 33. Sinnt.2).
Hinsichtlichder Schenkungenist indessenzu bemerken,daß die Mehrzahl

derselbeneigentlichinsofernnicht als wirklichereine Schenkungenange-

sehenwerdenkönnen,als die Geber sichdafür fast immer die Lesung
gewisserSeelenmessenund andere geistliche„gute Werke"versprechen

ließenund somitfür ihre Leistungein Aequivalentin einer Gegenlei¬
stungerhielten,die man damals sehr hochschätzte.(Vgl. z. B. das an-
geführteWerkS. 2, 11, 13, 14, 18, 20, 25, 31, 32 und die daselbst
citirteuUrkunden.)In solchenFällen tauschtendieNonnendas Erhal-
tene förmlichgegenausgestellteReverseein, die Rudloff treffend„auf
den HimmelausgestellteWechselbriefe"oder„eine Art geistlicherActien"
nennt. (Rudloff Urkunden-Jnveutarium/Nr.84 und 34, pag. 235 ff.
und pag. 95 f.) Was die Klösterauf dieseWeiseerwarben, war mit¬
hin ebensowohltitulo oneroso erworben,als was sie durchKauf oder
Tauscherhielten.

Das Klosterzum heiligenKreuzin Rostockist im Jahre 1270 von
der KöniginMargarethevon Dänemarkgestiftetworden(derStiftungs-
brief ist abgedrucktin Franck A.u. N. M. Thl. V. p. 44). Zwei Jahre
später erhieltes von seinerStisterin die villa Smerdele(Schmarl) zum
Geschenk(denSchenkungsbriefenthältWestphalen Monum.ined. T. IV.
pag. 942 seqq.). Einiges Nähere über die Stiftung und Bereicherung

diesesKlostersenthaltendie Bemerkungenüber das staatsrechtlicheVer-
hältniß des Klosterszum heiligenKreuzu. s. w. Rostock1840. S. 5 ff.

§. 2. Zweckoder Tendenz der Klöster.

Erziehungder Jugend war anfänglichkeineswegseine wefent-
liche Bestimmungder Klöster,vielmehrnur ein — allerdingsgewöhn¬
lich,besondersmit denJungfrauenklöstern,verbundener— Nebenzweck,
vgl. Wiggers Geschichteder LaudesklösterS. 1, 2, 55.

Nochnach der Kirchenordnungvon 1552 stand es lediglichin der
Willkür der Domina, ob sie junge Kinder zur Erziehung annehmen
wollteodernicht,f. d. Beil. 1, A.

Ebensowenigwar die bloßeVersorgungund Unterhaltungunver-
heiratheterFrauen oder Jungfrauen Zweckder Nonnenklöster,vielmehr
lag nachdamaligenreligiösenBegriffenin dem frommenMüßiggange,
in demehelosen,von der Welt abgeschiedenenLebenund in den vielen
täglichenAndachtsübungenund Gebetenau und für sichetwas Ver¬
dienstlichesund nur diesesgemeinsamegottgefälligeLebenmit den durch
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dieOrdensregelvorgeschriebenenEntbehrungen,Andachtsübungenu. s.w.
bildeteden eigentlichenHauptzweckderKlöster.In derStiftungsurkunde
des Klosterszum heiligenKreuzin Rostockheißt es z. B., dasselbesei
dazugestiftet,„damitvon den dort im Bandeder LiebevereinigtenRe-
ligiosendurchihre Andachtsübungendas Lob des Herrn und unseres
Heilandesdestomehr verherrlichtwerde". („ut per personas religio-
sas ibidem in vinculo caritatis congregatas divinis solummodo vo-

candis ministeriis laus Domini et Salvatoris nostri eo potius ampli-

ficetur"). —

§. 3. Rechtssubjectivität.Subject des Klostereigenthmns.

Daß die Klösterin der Zeit vor der Reformationselbstständige
Rechtssubjectewaren, also nach technischemSprachgebrauchejuristische
Personen,kann keinemZweifelunterliegen;man kanndaherin dieser
Hinsichtnur darüber eine nähereUntersuchunganstellen,zu welcher
der gewöhnlichangenommenenKlassenoderArtender juristischenPerso-
nen die Klösternachihrer damaligenBeschaffenheitzu rechnenwaren.
DieserUntersuchungmuß aber die Kenntnißnahmevon der Verfassung
derselben,von der BeschaffenheitihrerOrganeund vondenRechtender
Conventualenvoraufgehen.

Wenn die KlösterjuristischePersonenwaren, so folgtdaraus von
selbst, daß — wer auchimmer statt des handlungsunfähigenKlosters
selbst,als dessenOrgan, die Rechtedes Klostersauszuüben, seinVer-
mögenzu verwalten habenmochte— dochjeneRechteselbst,jenes
Vermögen,jenesEigenthumnur der juristischen Person des Klo-
sters zustanden.Das VermögeneinerStadt, einerkirchlichenGemeinde,
einerZunft gehörtnur dieserfingirten Person, nichtetwadenein-
zelnenStadtbürgernoderGemeinde-oderZunft-Mitgliedern,wederihnen
allenin Gesammtheit,nochauch denEinzelnenzu einemideellenAn-
theile,und ebensowenigder Verwaltungsbehörde,z. B. dem Magistrats-
oderBürgerausschuß-Collegium.Auf gleicheWeiseverhält es sichmit
tvohlthätigenStiftungen, indemderenVermögenwederdemVerwalter
oderVertreter,nochauchdenfämmtlichenjeweiligenBeneficiatengehört,
sondernebennur in der todten Hand der unsichtbarenPersonist,
welchedurchrechtlicheFictionals SubjectvonRechtenallerArt dasteht.
Gerade so war es auchmit denKlöstern.Rur demfingirten, un-
sichtbaren Rechtssubject, als welchesjedesKlostererscheint,gehörte
das Eigenthumder Klostergüter,und alles was danntverbundenwar,
allePrivat- und öffentlichenRechte,welchenamentlichmit dem Grund-
besitzverknüpftwaren,z.B. Servituten,Geldhebungen,Zehntrechte,Pa-
tronatrechte,Patrimonialgerichtsbarkeit,Landstandschaftu. f. w., sowieder

i*



4 Nechtssiibjectibität,Subject des Klostereigenthums^

factischeBesitz(s. von Savigny System des h. r. R. II. S. 290 ff.)
und GenußdieserRechte. WederderPrior oder Abt oder die Domina

konntensich alle dieseRechtebeilegen,nochder ganzeConvent,noch

beidezusammen,— alle diesePersonen konntennur, jenachdemes die

Verfassungdes Klosters mit sichbrachte, im Namen des Klosters

handeln und als dessenOrgane auftreten, sie konntenalso z. B. die

AdministrationderGüter führen,die politischenRechteausüben,das Pa-

tronat und die Jurisdictionhandhaben,den Genuß derEinkünfteregeln
u. s. iv. — aber alles diesesnur im Namen und für das Kloster.
Sehr deutlichergiebt sich die juristischePersönlichkeitder Klösteraus
demUmstände,daß dieselbensogar einsubsidiäresIntestaterbrechtgegen
ihre Mitgliederhatten. S. Schröder Pap. Meckl.pag. 174G.

Völligverkehrtwürde es auchsein, wenn man etwa sagenwollte,
demKlosterhabe das Eigenthum zugestanden,denjeweiligenMitglie-
dem desConventsaber insgemeinund zn gleichenoderungleichenideel-
len Antheilender Nießbrauch. ScheinbarentsprichtdieseAuffassung
den Verhältnissen,wie sie sich äußerlichdarstellen,allein man würde
bald genugauf den hierinliegendengroßenJrrthum aufmerksamwer-
den, wollteman jeneIdee in ihre Confequenzenverfolgen. Die Ver-
theilungder Einkünfteunter die einzelnenMitgliederdes Conventsge-
hört vielmehrzu dem durch die Verfassung geregelten Modus,
wie das Kloster seine Rechte ausübt und genießt. Es ist dies
deshalbnur um so mehr zu bemerken,weil hm undwiederdieInhaber
der organischenGewalt im Kloster(z. B. die Aebtissinin Ribnitz,oder
späterdas landständischeCorpus)demVerhältnissedie Gestaltzu geben
versuchthaben, als ständeihnen, wo nichtdas Eigenthum,dochder
Nießbrauchder Klostergüterzu, nur mit demOnus der jährlichan die
Eonventnalinnendavon zu verabreichendenHebungenvon bestimmter
Größe.

Eigenthumdes Staates konntedas Klostergutum so weniger
sein,als der neuereBegriffvomStaate in jenenZeitennochgar nicht
existirte,es vielmehrim Patrimonialstaatenur Eigenthumvon Privat-
Personen,Corporatiouenund anderen singirtenPersonen, lind Eigen-
thumderLandesherrengab. Eigenthumder Landesherren aber konnte
das Klostergutin keinemandernSinne genanntwerden, als insofern
man mißbräuchlichanstatt von der Territorialhoheit von einemsog.
Obereigenthum spricht.

Wer demKlosteretwas geschenkt,vermachtoderverkaufthatte, er-
hielt dadurchnatürlichkeinRechtüber das Kloster. Das Eigenthum,
dessenman sichauf dieseWeiseentäußerte,hörteselbstverständlicheben
dadurchauf, Eigenthumdes Geberszu sein. Es ging auf das Kloster



Rechtssubjectivität,Subjectdes Klostereigenthums 5

über,ohnedemGeberundfrüherenEigeuthümereinanderesRechtdaran
oderdemKlostergegenüberzurückzu lassen,als welchesetwabei dem
Uebertragungsacteausdrücklichreservirtodernettconstituirtwurde.Selbst
revocabel war das so übertrageneEigenthumnur dann und insofern,

als es etwa unter einerResolutiv-Bedingungabgetretenoder aus an-
dem Gründendes gemeinenRechtsz. B. wegeneines unerfülltenMo-
dns widerrufenund zurückgefordertwerdenkonnte.Amwenigstenkonnte
aus derSchenkungeineArt vonMiteigenthum über das gefammte
Klostervermögenentstehen,nichtfür den Geberund dessenErben, und
nochwenigerfür dessenganzeFamilie,VerwandtschaftoderSchildvetter-
schast. Dies gilt gleichmäßigvon allen Privatpersonen,durchderen
GabendieKlöstersichbereicherten,wie von denLandesherrenselbst,de-
ren Freigebigkeitsiedas Meisteverdankten.

Ebensowenigwiedas KlostergutStaatseigenthumwar, war es Ei-
genthumder katholischen Kirche. WelcheRechtedieserletzterenüber
dieKlösterzustanden,davonwird späterdie Redesein.

Was denSprachgebrauchund die Bezeichnungdes Rechtssubjectes
betrifft,als welchesdieKlöstererscheinen,so findetman in den zahl-
reichvorhandenenUrkunden,wenn das Subject des Besitzesund des
Eigenthumesan denKlostergütern,wennbei Abschließungvon Verträ-
genüberdieseGüter oderüber audereRechteder Klösterder Paciscent,
wenn bei Vermächtnissenund SchenkungenzumBestender Klösterder
LegataroderDonatar u. dgl.m. genanntwird, für diesenZweckHaupt-
fächlichfolgendeAusdrückegebraucht:

1) Entwederwird das Klosterselbstgenannt (Claustrum, Monaste-

rium, Coenobium) — oder

2) die Klosterkirche (3. B. ecclesia Dobrotynensis, ecclesia sancti-

monalium in clobortin) oder

3) (selten)die Klostergeistlichkeit(presbiterium)— oder

4) (ebenfallsselten)die Schutzheiligendes Ordens,zu welchemdas
Klostergehörtez.B. virgo,beata virgo in Dobortin,auchDeus, virgo
et JohannesEvangelista)(vgl. Wiggers a. a. O. S. 35) — oder

5) (am häufigsten)die Mitgliederdes Klosters,sei es allein(z. B.
sanctimoniales,dominae, fratres, monachi)oder mit Voranstellung
ihresVorstandes(z. B. praepositus et conventus sanctimonialium;
praeposituset sanctiraoniales;praepositus,priorissatotusqueconven¬
tus; abbatissaet sororesordinis;abbatissa et sanctiraonialesit.s. w.)
auchwohlder letztere(z. B. praepositus)allein.

6) Endlichkommenauch verschiedeneZusammenstellungenobiger
Bezeichnungenvor z. B. fratres et ecclesia; beata virgo in Dobertin
et filiae ibidemDominoservientes; beata virgo et provisoresejus
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loci; ecclesia et conventus sanctimonialium; claustrum et ejusdein
procuratores, monasterium vel procuratores ipsius u. dgl. m.

Alle diese Ausdrückebezeichnenin den Urklindeii immer nur eine
und dieselbePerson, das Kloster,d. h. die klösterlicheCorporation, und,
vom kirchlichenStandpunkte aus aufgefaßt, die Klostergemeinde. Sie
werden durchaus promiscue gebraucht, so daß z. B. eine und dieselbe
proprietas et dominium, bald der ecclesia Dobrotynensis, bald dem
claustrum in Dobertin, bald dem praepositus et conventus beigelegt
wird, wie es dennja auchsonstganz gewöhnlichist, daß man zur Bezeich-
nung einer juristischenPerson bald dieseselbst, bald ihre Organe nennt.

So bezeichnetauch die FürstlicheAntwortauf die landständischen
Beschwerdenauf demLandtagevon1352dieMönche (Aebte, Pröbste)
als „die vorigenInhaber und Besitzerder Klöster",nämlichderjenigen,
die von den Fürsten„eingenommenworden".Auf demLandtageJudica
1555 aber bittet die Landschaft(Grav. 14), die Jungsrauenklösternur
zu resormiren,nicht einzuziehen,sondern„sie (dieKlöster)bei ihren
Haab und Gütern, auch Herrlichkeitenund Gerechtigkeitenohngekränkt
zu lassen",undauchdieFürstlicheResolutionad Grav. 7 it. 8 auf eben
diesemLandtage sprichtvon den Gütern der Klöster. (Beil. Nr. 2
litt. A. B. C.)

Wird hiernachdas Subject des Klostereigenthumsund der sonstigen
dem Kloster zustehendenRechte (Patronate über andere Kirchen, Ge-
richtsbarkeit,Zehnten u. s. w.) auf verschiedeneWeise bezeichnet,so ist
umgekehrtauch der Sprachgebrauch wohl zu beachten, wonach „das
Kloster" „Claustrum s. monasterium s. coenobium" bald das Rechts-
subjeet, bald das Rechtsobject bezeichnet,nämlichden Complex aller
dem KlosterzustehendenGüter, insbesonderedessenGrundeigenthum, wo-
für später auch vielfältig der Ausdruck „das Klosteramt" vorkommt
(letzteres,wohl zu bemerken,selbstfür die Güter der nicht säcularisirten
Klöster, wo dann freilichder Ausdruckgenau genominen ebenfounrich-
tig ist, wie der Ausdruck„ritterschaftlichesAmt"). Dieser Sprachge-
brauch, so gewöhnlichund wenig auffallend er auch an sichist, verdient
dochdeshalb wohl beachtetzu werden, weil es bei der Auslegung von
Urkundenoft darauf ankommt,ob man das Wort „Kloster" in der einen
oder anderen Bedeutungzu nehmen hat.

§. 4. Verfassung.Verwaltungsorgane,derenWahl und Competenz.
Die Verfassung der Klöster in Mecklenburgwar im Allgemeinen

durchaus derjenigenconsorin,wie sie anderwärts bestand,d. h. der Abt,
Probst (praepositus), oder Prior, die Aebtissin, Priorin oder Domina
standen an der Spitze der Verwaltung und handhabten zugleichdie Dis-
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ciplinargewalt. Dem Convente stand besondersin erstererHinsichteine
Mitwirkunginnerhalb gewisserGrenzenzu, — im Uebrigen beruhte seine
Berechtigunghauptsächlichnur in der freienWahl jener seinerVorsteher
oder Vorsteherinnen,soweitsichin dieserBeziehungnicht etwa der Stif-
tcr des KlostersbesondereVorrechtefür sichund seineNachkommenvor-
behaltenhatte. Wenn, wie in den Nonnenklöstern,eine Domina, Prio-
rin oder Aebtissinan der Spitze des Convents stand, so lag es in der
Natur der Sache, daß ihr bei ihrer Verwaltung und Regierung männ-
licheGehülfen zur Seite oder unter ihr standen.

Soviel im Allgemeinen. Im Einzelnen war die Verfassungderje-
nigen Klöster,von denenhier vornehmlichdie Rede sein soll, zum Theil
eineverschiedene,was damit zusammenhängt,daß auch die Ordensregel
nicht eine und dieselbewar. Tie Nonnen in Dobbertin und Rostockge-
hörten dem Orden des heil. Benedictan, die in Malchowdem der Bü-
ßenden (des heil.Augustin)und die in Ribnitzdem der heil.Clara, wel-
cheram nächstenmit dem Franciscanerordenverwandt war. (Wiggers
a. a. O. S. 34-38.)

In Dobbertin und Malchow standen an der Spitze des Conventesund
der Klosterverwaltung ein Präpositus und eine Priorissa. Für den
Elfteren kommenauch andere Bezeichnungenvor z. B. als tutor, superior
magister, provisor, procurator — indessen bezeichnetendiese Ausdrücke
bloß seine Qualität als Vorsteher, sein amtlicher Titel war: Probst
(praepo situs). Er mußte alleinal ein Geistlicher sein, —in der Regel
aus der Ordensgeistlichkeit.Mit dem Amte des Probstes von Dobbertin
war durch bischöflicheAnordnung das Archidiaconatüber fünf Pfarreien
verbunden. (Wiggers a. a. O. Seite 38, 39, auch Seite6.)

Aehnlichwar die Verfassung des Klosters zum heil. Kreuzin Rostock,
wo neben dem Propst und der Priorin auch noch eine Unterpriorin
vorkommt,s. das Reformstatut vom Jahre 1453 (Westphalen Monum.
med. T. IV. p. 1074 seqq.) nnd Frank A. lt. N. M. Thl. 9. S. 167.

Dagegen stand in Ribnitznur eine Aebtissinnnd, neben oder unter
ihr eine Vicaria an der Spitze. Der Guardian, welcherin diesem
Kloster als Verwaltungsbeamtervorkommt, hatte nicht die selbstständige
Stellung neben der Aebtissin,wie sie in Dobbertin, Malchow und Rostock
von demProbst neben derPriorin eingenommenwurde, sonderner stand
im speciellenDiensteder Aebtissin,als deren Unterbeamter,Gehülfeoder
Diener, obwohl er im UebrigenebenfallseinOrdensgeistlichersein mußte
oder der Regel nach war. (Wiggers a. a. O. Seite 40. 41.)

Dem Probst stand in Dobbertin, Malchowund Rostockdie obere
Leitungder gesammtenweltlichenVerwaltungzu, er hatte die Rechnungen
zu führen, alle Einnahmen 311erhebenund zu vertheilen. DieseGeschäfte
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standen in Ribnitz von Rechtswegen nur der Aebtissin selbst zu, sie ließ
dieselben aber durch den Guardian unter ihrer unmittelbaren Controle
besorgen. Die den Klöstern zugehörigen Güter wurden theils durch ei-
gene Unterbeamte bewirthschaftet, theils verpachtet. (Wiggers a. a.
O. S. 58.)

Der Domina oder Priorin (in Dobbertin, Malchow und Ro-

stock)'lag vor allen Dingen die Handhabung der Klosterdisciplin, die
Aufsicht über die Beobachtung der Ordensregel und die über die
Schule ob. Wie aber auch in dieser Beziehung überall der Probst ihr
zur Seite stand, so concurrirte sie umgekehrtals Vorsteherin des Conven-
tes wiederum mit dem Probste in allen wichtigeren Verwaltnngsauge-
legenheiten. (Wiggers a. a. O. S. 61.)

Der Convent selbst hatte natürlich mit den laufenden Verwaltungs-
geschäften nichts zu thun; zu den wichtigsten Acten aber war feine
Mitwirkung erforderlich, namentlich zu allen vom Kloster ausgehenden
Verkausshandlungen und zur Contrahirung von Schulden. Jede Veräu-

. ßerung war an die Zustimmung der Mehrzahl der Conventualinnen gebun-
den. Wenn die Stelle des Probstes wegen dessenTodes zeitweilig va-
cirte, kehrte sogar die ganze Klosterverwaltung in spiritualibus et tem-
poralibus an den Convent zurück. (S. Wiggers a. a. O. Seite 38. not.

• 2. und I. H. Boehmer I. E. P. Lib. III Tit 35. §. 66. 67.)
Aus der Urkunde ä<zanno 1289 in Rudloff's Utk. Lief. Nr. 48.

ergiebt sich,daß z. B. auch zu der Stiftung des Krankenhauses in Dob-
bertin und zu der Bestimmung gewisserEinkünfte für dasselbe von Sei-
ten des Probstes die Einwilligung des Convents eingeholt wurde. Da-
her auch die fast ausnahmslose Form der Ausstellung aller wichtigen
Urkunden(z. B. Kaufbriefe, Wechselbriefe,Schuldverschreibungen)im Na-
inen des Klosters von Seiten des praepositus, der domina priorissa und
des ganzen Convents. (Vgl. z. B. die Urkunden in Schröders Papist.
Mecklenb.p. 866. 875. und Rudlosf Utk. Lief. Nr. 11. 79. 84.)

Außer diesem Rechte der Concurrenz bei den wichtigstenKlosterver-
waltungsangelegenheitenberuhte die Macht des Conventes auf dem freien
Wahlrechte des Probstes und der Priorin, welches dem Klosterconvente
zu Dobbertin ausdrücklichbestätigt wurde durch den Pivilegienbries des
Bischofs Brunwardus äs anno 1238 (Rudlosf Urk. Lief. Nr. 8). Auch
in Ribnitz wurde fowohl die Aebtissin, als auch die Vicaria von dein
gesammtenConvente frei und öffentlichgewählt (vgl. die genaue Befchrei-
bung der Wahl in Westphalen Monum. ined. T. IV. p. 875). Un¬
zweifelhaft fand auch in Rostockund Malchow dasselbefreie Wahlrecht
Statt, denn wo nicht etwa der Stifter oder der Landesherr (bei Erthei-
lttng des Confenfes zur Errichtung des Klosters) sichdie Wahl ausdrück¬
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lief)vorbehalten hatte, bildete das freie Wahlrecht der Conventualinuen
die gesetzlicheRegel. Allemal unterlag jedochdie Wahl der bifchöfli-
chen Bestätigung (I. H. Boehmer J. E. P. Lib. III Tit. 35. §. 62—64).

Die Laienschwestern, welche das Ordensgelübde nicht ablegten
(conversae), nahmen nur in beschränktemMaaße an den Rechtender
eigentlichenConventualinnen(sorores chorum visitantes) Theil, gehör¬
ten aber sonstim weiteren Sinne allerdings mit zumConventeund hat-
ten daher z. B. in RibnitzselbstStimmrecht bei der Wahl der Aebtissin.
(Wiggers a. a. O. S. 4L.43.)

Die Jurisdiction, soweit sie nicht bloß in der Handhabung der
Klosterdisciplinbestand, hatte natürlich der Probst auszuüben, in Sa-
chen, die an Hals und Hand gingen, der Dingvoigt desselben, der acl-
vocatus praepositi (Rudloss's Urk. Lies Nr. 30.), welcher übrigens,
gleichwieder Probst selbst, vom ganzen Convente gewählt wurde (s. un¬
ten §. 10).

Wie es mit der Ausübung der den KlösternzuständigenPatronat-
rechte über Kirchen gehalten wurde, wer z. B. an diesen Kirchen die
Pfarrstellen zu besetzenhatte, darüber fehlt es zwar aus jener Zeit an
bestimmtenNachrichten,man wird aber schwerlicheinen Jrrthum bege-
hen, wenn man annimmt, daß in dieser Beziehung gleichfalls der ganze
Convent die Wahl hatte. Denn nach gemeinemRechte wurde die den
Klöstern und Capiteln zustehendeWahl und Präsentation vom Convente
per Vota majora ausgeübt (I. H. Boehmer J. E. P. Lib. III. Tit.
35. §. 70). Die Priester an den Klosterkirchenwurden gleichfalls vom
ganzen Convente gewählt (Boehmer l c. §. 86).

Vermöge ihres Grundbesitzes hatten die Klöster auch das Recht
der Landstandschaft. (Vgl. Caroc begründete Deduction von Land-
ständen u. f. w. anno 1718 S. 13. und Posse, Ueber das Staats-
eigenthum u. s. w. S. 219.). Dieses Recht wurde vom Probste ausge-
übt, wie denn der Probst des Klosters Dobbertin die Union der Land-
stände von 1523 neben dem Administrator der Kirchenzu Schwerin und
dem Abte 311Dobberan im Namen fämmtlicherPrälaten mitunterfchrie-
ben hat.

Wie es init dem Kloster Ribnitz in dieser Beziehung stand, ob die
Aebtissin wegen ihres Geschlechtesgar nicht erschien, oder ob sie sich
ausnahmsweise durch einen Gesandten vertreten lassen durfte (wie es
mit den reichsunmittelbaren Aebtissinnenauf den Reichstagen der Fall
war, f. Dahlmann Politik S. 142) muß beim Mangel speeiellerNach-
richten dahin gestellt bleiben.
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§. 5. Aufnahme tu die Klöster.

Die Aufnahme neuer Conventualinnen war Sache der Doiuina

oder Aebtissiu und des Conventes selbst; hiemit hatte der Probst

wahrscheinlichnichts zu thun. Bloße Kostgängerinnen oder Schulkinder

wurden verinuthlich von der Priorin allein angenommen und gaben da-

für dem Kloster ein gewissesKostgeld; die An- und Aufnahme wirklicher

neuer Conventualinnen dagegen stand der Priorin oder Aebtissin nur in

Verbindung mit dem Convente zu, d. h. sämmtlicheConventualinnen hat¬

te» darüber mit zu entscheiden(vgl. I. H. Boehmer J. E. P. Lib. III.

Tit. 31. §. 80. 82. 83. und Tit. 36. §. 17).
Die Bedingungen der Aufnahme bestanden, — wenn nicht die lex

fundationis in dieser Beziehung besondere Bestimmungen enthielt, z. B.

der Stifter ausdrücklichgewisseEinschränkungen gemacht hatte, — außer

dem gesetzlicherforderlichen Alter der Aufzunehmenden, dein elterlichen

Consense und dem gesetzlichvorgeschriebenenProbejahr, hauptsächlich

nur in der freiwilligen und fehlerlosen Ableistung der Ordensgelübde.

Leibeigenschaft,illegitime Geburt, Wahnsinn, verborgene unheilbare

Krankheit waren theils Hindernisse, theils nur Erschwerungen des Ein-

tritts, wie auch gesetzlichNiemand der mit Schuldverbindlichkeitengegen

dritte Personen belastet war, in fraudem creditorum aufgenommen wer¬

den sollte. Manches Andere, wie z. V. daß nur Jungfrauen christli-

cher (katholischer) Religion aufgenommen werden konnten, versteht
sichfreilich von selbst. (Dennoch findet sichein Beispiel, daß eine Wittwe

ausgenommen worden ist, s. Wiggers a. a. O. S. 47. Dergleichen ein-

zelne Ausnahmen können aber die Regel selbst nicht zweifelhaft machen).
Außer diesen zum Theil in der Sache selbst liegenden oder gemein-

rechtlichvorgeschriebenenErfordernissen der Aufnahme gab es keine we¬
sentlichen und unerläßlichen Bedingungen, weder solche, die eine beson-
dere persönliche Qualisication der Aufzunehmenden betrasen, noch
auch solche,die in gewissenLeistungen bestanden. Selbst eine geschlos-
sene Zahl von Klosterstellen, über welche hinaus ein für allemal
Niemand aufgenommen werden konnte, gab es damals noch nicht. Diese
drei Punkte verdienen hier noch eine etwas genauere Nachweisung.

1. Persönliche Aufnahmefähigkeit,
a. Adlige Geiurt.

Wenn auch faetischaus nahe liegenden Gründen die meistenEon-
ventualinnen in den Feldklöstern von adeliger Geburt waren (in den
Stadtklöstern war ans ähnlichen Gründen das Verhältniß umgekehrt),
so warm bürgerliche Jungfrauen doch niemals davon ausgeschlossen
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oder als unfähig zur Aufnahme angesehen (ebensowenigwie dies hin-
sichtlichder Jungfrauen von Adel bei den Stadtklöstern der Fall war.)
(Vgl. Wiggers a. a. O. S. 49—53.)

Im KlosterWantzka waren z. B. im Jahre 1475 unter 40 Nonnen
29 bürgerlichenStandes und nur 11 adelige. Auch die Domina war
eine Bürgerliche (s. Franck A. u. N. M. VIII. p. 156.)

Niemals erforderte die Kirche oder ein Mönchsorden von denje-
nigen, die in einen solchentreten wollten, den Nachweis adeliger Geburt,
oder einer gewissenAhnenzahl, niemals war zur Profeßleistung und Ein-
kleidung als Nonne eine solche nothwendig. Im Gegentheil das Ge-
löbniß der Annuth und Niedrigkeitbrachte es mit sich, daß die Reichste
der Aemsten, die Vornehmsteund Edelste der Geringsten gleich werden
mußte, sobald sie den Schleier nahm. Auch die späteren Klosterordnun-
gen schärfen dies Princip der Gleichheitwiederholt ein und so lange die
Klöster wirklichrein religiöse Korporationen blieben, deren Mitglieder
aller Eitelkeit, allem Tand und allen Freuden der Welt entsagten, um
in Entbehrung und Demuth nur dem Herrn zu dienen, konnte ihnen in
der That Nichts ferner liegen, als jenes Werthlegen auf Standesunter-
schiedeund die Allsschließungaus dem Grunde nicht-adeliger Geburt.

Illegitime Geburt wurde hin und wieder als die Aufnahme er-
schwerendbetrachtet — aber auf dieser ruhte damaligen Begriffen nach
ein Makel, der die bürgerliche Geburt nicht traf. Ebenso lagen die
Gründe der Ausschließungvon leibeigen Geborenen nicht in ihrer Ab-
stammung, sondern lediglich in der Berücksichtigungder Rechte des
Leibherrn.

Der heutigeniedereAdel verdanktfeinen Ursprung bekanntlichwesent-
lich dein Lehns- und Ritterwesen. So lange er durch den Ritterdienst
und den Lehnsnexus, im Kriege, wie im Frieden, mit seinem Arm und
Schwerdt, wie mit seinemKopf und Rath den Fürsten zunächstlind vor-
nehmlich zur Seite stand und deren Hauptstütze bildete, mußte er im
Staate eine bevorzugteStellung einnehmen, mit der Kirche aber hatte
er unmittelbar nichts zu schaffen. Diese letzterekannte nur zweiStände,
den Priesterstand und den Laienstand. Ihr konnte es ebensowenig
in den Sinn kommen,das Priesterthum von dem Adel der Geburt
abhängig zu machen, als der Adel das Priesterthum ausschließlichfür
sicherstreben mochte. Hätten Adelskasteund Priesterkaste init einander
identisicirt werden wollen, so hätte dies wegen des Cölibates sofort das
Ende des Adels als Geburtsstandes zur Folge haben und aus dem Fell-
dalstaate hätte ein rein hierarchischer,ein Priesterstaat werden müssen,
was wiederum unmöglich war, so lange die Kirche ein anderes Haupt
hatte, als der Staat.
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Der Adel konntealso, !vie er es auch that, der Kirchewohl beson-

dere Dienste leisten, z. B. durch die religiösen Ritterorden, allein er

konnte ihr niemals das werden, was er dem Staate war, ein bevor-

rechtsterhöhererStand. Mit anderen Worten: der Adel als besonderer

Stand wurzelte lediglichim Feudalstaate, die Kirche konnte, ohne

ihremreligiösen Principe ungetreu zu werden, innerhalb ihres Bereiches

mit einem Geburtsstande überall keineVorrechteverknüpfen.
Dennochmachtesichzu Anfang des sechszehntenJahrhunderts überall

ein Bestrebendes Adels bemerklich,den Kreis seiner Vorrechteauch auf

das kirchliche Gebiet auszudehnen, d. h. auch von der Kircheähnliche
Begünstigungenzu erlangen, wie er sie bisher nur im Staate genoß.
Die Ursachendieser Erscheinungliegen in den damaligen Zeitverhält-
nissen. Einestheils nämlich verlor der Ritterdienst durch die Erfindung
des Schießpulvers seinen Werth und anderntheils bedurften die Landes-

Herrenauch in Betreff ihrer immerschwierigerund umfangreicherwerden¬

den Regierungsangelegenheitenjetzt stndirter, aus Universitäten wissen-

schaftlichgebildeterRathgeber. GeeigneteRüthe und Kanzler fanden sie

jetztöfter unter den bürgerlichenDoetoren des Rechts, als unter ihren

adligen Vasallen, und zumKriegführen konntenihnen ebenfalls nur noch

angeworbene Soldtruppen von Nutzen sein. So verlor der Adel iin
Staate die beiden HauptfundamenteseinerbevorzugtenStellung. Nichts
war natürlicher, als daß er diesenVerlust an Macht und Ansehenauf
andere Weise wieder zu ersetzensuchte, namentlichso, daß er dadurch
Versorgungsstellenfür seine Söhne und Töchter lmd gegenVerarmung
einen nachhaltigenSchutz erhielte.

So kam es, daß fast durchgängigund aus gleicheWeise in ganz

Deutschlandder Adel sich zu Anfange des sechszehntenJahrhunderts iu

den ausschließlichenBesitz der höheren geistlichen Würden, der
Stifter, Domeapitel und namentlich auch der Klöster zu setzen
trachtete,weil diese gerade sehr geeignet erschienen,seinen Töchtern eine
Versorgung zu gewähren. (Mönchsklösterhörten, wenigstens in den pro-
testantischenLändern, mit der Reformation fast durchweg auf, — die
Söhne mußten mithin in den Domeapiteln untergebracht und durch
höhere geistliche Würden versorgt werden, wenn sie nicht im Staats-
oder Hof- oder Kriegsdiensteunterkommenkonnten.) Der Erfolg war
in den verschiedenenLändern nicht überall gleich glücklich;zum Theil
gelang das Unternehmen soweit, daß es sogar bis zur gesetzlichen
Anerkennung der ausschließlichen Fähigkeit des Adels kam,
zum Theil gelang es, wenigstenssaetisch einen gleichenZustand herbei
zu führen (worauf dann später mit Hülse der Verjährungslehre leicht
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auch rechtlicheAnsprüchegebaut werden konnten), zum Theil aber miß-
lang es gänzlich.

Auch in Mecklenburgund dessenNachbarländern gab sichdieses all-
gemeineBestreben des Adels kund, aber es darf mit großer Wahrschein-
lichkeitangenommen werden, daß es hier wenigstens bis zum Ende des
sechszehntenJahrhunderts von keinemErfolge begleitetwurde. In dieser
Beziehungsind für Schleswig-Holstein und Pommern folgende beiden
Documente interessant.

In einem Privilegienbries Christian's III. für Schleswig-Holstein
vom Jahre 1533 heißt es:

„Mittlerweile soll es mit den Jungfrauenklöstern auf die alte
Weise gehalten und Niemand verdrängt werden, insonderheit daß
keine Gierigkeit bei dein Adel derowegeu möge gespüret werden."

Und in Herzog Borwin's IX. von Pommern Resolution auf den Trep-
tow'schenLandtagsschlußvon 1534:

„Denn wo man die Sachen, wie sie in sichselbst sind, ermessen
wird, sind die Stifft, Thumkirchen,Weltklöster(Feldklöster?)vor die
vom Adel, wie ihr anzeigt, nichtftmdirt. Dies wird durch alt Her-
kommenund Brauch bestätigt, denn wenn ihr hinter euchdenkt,-ist
kaum der zehnte Bischof einer von Adel gewesen. So wissen wir
auch im ferneren Berichtdem keinenZnfall zu thun, daß die Kloster-
güter vom Adel gekauft und für die vom Adel gestiftet. Daß auch
die Klöster von dem Adel absonderlichnicht gestiftet oder derselben
Fundament gelegt, zeiget die Regul, Klostergelübdund Wesen nicht
allein in unfern, sondern auch in allen umliegenden Landen,
da nicht allein aus allen Ständen, sondern aus allen Na-
tionen Personen in dieselbengenommen werden u. s. w."

(S. Lüders Mecklenb.eingeb. Adel und seine Vorrechte, zweites Heft,
Seite 90 f.)

Daß in der letztenUrkunde vielleichtgerade Mecklenburg mit den
umliegenden Landen bezielt worden ist, ist mehr als wahrscheinlich,
und so darf denn dies als ein nicht ganz verwerflichesZeugniß dafür
gelten, daß in den MecklenburgischenKlöstern adlige Geburt keine Be-
dingung der Aufnahmefähigkeitwar. Zugleich erfährt man aus dieser
Resolution, auf wie nichtigeVorwände der PommerfcheAdel seine Prä-
tensionenzu stützen'versuchte.

Für Mecklenburgselbst fehlt es zwar — was fpeciell die Klöster
betrifft — bisher an genaueren Details über etwaige ähnliche Versuche

und Bestrebungendes Adels, allein doch keineswegsganz an Nachrichten,
die darauf hindeuten, daß die allgemeine Erscheinungder Zeit sichauch

hier kund gegeben habe. Wie nämlich der Adel die Klöster hauptsäch¬
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lich seiner Töchter wegen für sich ausschließlichzu haben begehrte, so
trachtete er für seine Söhne nach den Domcapiteln und höheren
geistlichen Würden und diese beiden Bestrebungen gingen überall so
sehr Hand in Hand mit einander (s. auch in dieser Beziehung die obige
PommerscheResolution), daß man wohl von dem Einen auf das Andere
zu schließenbefugt ist.

Ursprünglich waren die Domcapitel und Stifter reine Nach ah-
mungen der Klöster und der Vorzug oder gar das exelusive Recht
des Adels oder des alten Adels war ihnen ebenso fremd, wie den Klö-
stern. Dem Streben des Adels nach dem alleinigen Besitz der Dom-
Herrnstellen, welchesviele Klagen hervorrief, traten zwar ausdrückliche
Verordnungen der Päbste und Eoncilien, ja selbst noch der Westphä-
lische Friede entgegen, allein die Capitel selbst begünstigten den Adel
durch ihre Statuten und behaupteten hiezu ein Recht zu haben. Im All-
gemeinen kann man sagen, daß der Adel seine Intentionen bei den Ca-
piteln und Stiftern meistens wirklich durchsetzte. (Wiese Handb. des
KirchenrechtsII. S. 270 ff.) Wo ihm aber nicht einmal dieses gelang,
da kann man mit zieinlicherSicherheit annehmen, daß es ihm vielwe-
niger gelungen sein wird, die exclustveKlostersähigkeitzu behaupten.

Aus diesem Gesichtspunkteist es bemerklich, daß schon Latomus
am Schlüsse seiner Historia Episcopiae Megapolensis s. Suerinensis,
versaßt im Jahre 1610, berichtet, es sei seit ungefähr h»mdert Jahren
in Brauch gekommen, daß die vom Adel aus dem großen Thumstiften
und anderen Kollegien (also vielleichtauch den Klöstern?) für sich ein
Erbrecht machen und nicht gestatten wollen, daß einer zum Thumherrn-
stand und Amt admittirt würde, ehe dann er seine acht Anichen von
Vater und Mutter stattlich beweiset und glaubwürdig beschworenhabe
(s. Westphalen Monum. ined. IV. p. 594.) Es wurde also neben der
angeblichen alleinigen Stiftsfähigkeit des Adels sogar schon die neue
Erfindung des alten oder Ahnenadels geltend zu machen gesucht,
um den Kreis der Berechtigten möglichst enge zu ziehen (hauptsächlich
war es dabei auf die Abwehr des Briefadels abgesehen) und dadurch
das erstrebteVorrecht eigentlich erst zu einem finanziellen Vortheil
und zu einer nachhaltigen Stütze der Adelsmacht zu erheben.
Auch die Domcapitel, wie die'Klöster, waren anfänglich natürlich nicht
bestimmt, als Mittel der Versorgung und der Ausrechthaltung
des Glanzes gewisser Familien zu dienen, aber sie boten sich hiezu
als sehr geeignet dar, wenn nur einem möglichst eng gezogenenKreise
von Berechtigten die ausschließlicheEintrittsfähigkeit verschafft werden
konnte.

Inwieweit nun dieses Bestreben des Adels hier in Mecklenburgwirk¬
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lich zum Ziele geführt habe, darüber giebt uns Latomus nur die obige
etwas unbestimmt ausgedrückte Nachricht, welche überdies den Rechts-
Punkt ganz unberührt läßt. Jedenfalls muß die Reformation jenes Ziel
nicht völlig erreicht vorgefunden haben, denn iin Jahre 1555 bittet die
Landschaftselbst, die doch damals größtentheils aus Adel bestand, (frei-
lich nicht unbedingt Ahnenadel!): „es mögten die Dignitates in den
Stiften mit tüchtigen Personen von allen Ständen wiederbesetzt
werden." (Beil. Nr. I. Litt. B.) TüchtigePersonen von allen Stän-
den erbat die Landschaft wohl nur darum (wenn man nicht annehmen
will, daß das Erforderniß des alten Adels unter den Landstünden
selbstZwist und Neid erregt habe), weil nur bei einer solchenBesetzung
der Einziehung von Seiten der Fürsten mit einigemGrunde wider-
sprachen werden konnte. Gegen die Einziehung entarteter Domstifter,
die nur noch als Versorgungsstellen für Müfsiggänger aus
einigen Familien dienten, war, wie die Stände wohl einsahen, schwer-
lich viel zu sagen; wolltensie also die Stifter erhalten wissen,so mußten
diese vor allem erst wieder das werden, was sie ursprünglich gewesen
waren, folglich auch jedemBefähigten aus allen Ständen gleich zugäng-
lich, und Collegienvon „tüchtigen Personen."

In des Herzogs Ulrich (als Bischofs von Schwerin) Bedenken,
wie es mit dem Stift Schwerin zu ordnen, daß demselben
seine Gerechtsame gelassen und doch die Mißbräuche abge-
schafft werden, — vom Jahre 1565 heißt es: (vgl. Westphalen
Monum. inecl. I. IV. p. 1142 seqq.): „Das Cantorat und übrige zwei
Canonicate mögen nach Gelegenheit der Zeit jungen Edelleuten oder
Studierenden verliehen werden." Von den einzuziehendenBeneficien
sollen nach eben diesem Bedenken auf Stipendia verwandt werden für
zehn Edelknaben zum Studieren gewidmet jeden: 50 flor. und für vier
Knaben von Bürgerkindern jedem 25 flor. Ferner sollen zwei und
zwanzig noch nicht ausgefundene Lehne oder Viearien, fobald sie ausge-
fnnden, zur Beförderung des Adels und der Bürgerschaft gewidmet
werden. — Aus diesen Vorschlägen erhellt, wie H. Ulrich dachte, daß
die Bitte der Stände wegen Besetzungdes Stiftes mit Personen aus
allen Ständen etwa im Stift Schwerin zu erfüllen fein möchte. Man
findet zwar eine große Bevorzugung des Adels, aber von ausschließ-
lichen Anrechten desselbenkeine Spur.

Hierausläßt sichwohl mit einigemGrundedarauf schließen,das
derAdelin MecklenburgseinePrütensionenauf ausschließlicheBenutzung
der Klösternichtdurchzusetzenvermochthaben wird; wenigstensfehlt
esdafüran allenBeweisenundmußdas Gegentheilangenommenwerden,
bis solcheetwa erbrachtseinwerden.
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b. Jndigenat.

Ebensowenig wie die Fähigkeit des Eintritts in eines der Nonnen-
klöster durch adlige Geburt bedingt war, war es dazu erforderlich, daß
die Jungsrau einheimischoder im Lande geboren sein mußte; denn dies
Ersorderniß findet sichnicht bloß nirgends auch nur angedeutet, es war
auch dem, so zu sagen, kosmopolitischen Character der Klöster durch-
aus fremd, es widersprach dem Zusammenhange derselben mit der Kirche,
welcheja das alleinige, gemeinsame Vaterland für alle guten
Katholiken war und blieb und auf die engere Angehörigkeit zu einem
einzelnen Territorialstaate keinen Werth legen konnte. Ausdrücklich
bestätigt wird dies für die MecklenburgischenKlöster durch die oben an-
geführte Resolution des Herzogs Barnim von Pommern, indem es heißt,
daß nicht bloß Personen aus allen Ständen, sondern auch aus allen
Nationen in die Klöster aufgenommen würden, sowie durch die ge-
schichtlicheThatsache, daß HerzogMagnus im Jahre 1486 bei einer von
ihm veranstalteten Visitation der KlösterRehna und Zarrentin viele aus-
ländische Jungfrauen, die sich in letzteren vorfanden, aus denselben
entfernte (äs Beehr de Reb. Mecklenb. pag. 687).

Offenbar war dies, wie es auch Beehr darstellt, eine Gewaltmaß-
regel des Herzogs und man darf keineswegs etwa daraus ableiten, es
hätten keine Ausländerinnen in den Klöstern sein dürfen. Wahrscheinlich
hielten sich aber zu jener Zeit die Landesherren vollkommen berechtigt,
die Aufnahmefähigkeit auf Inländerinnen zu beschränken,und selbst im
Wege der bloßen Beaufsichtigung eine solcheAbsichtdurchzusetzen,— und
hierin wird denn wohl das Verfahren des Herzogs Magnus seine rich-
tige Erklärung finden, ohne daß man nöthig hat, iin Widerspruchemit
der Wirklichkeit,mit der obigen Pommerschen Resolution und mit dein
Geiste des Instituts der Klöster anzunehmen, es seien an und sür sich
und gleich von Ansang an nur Inländerinnen ausnahmefähig gewesen.

2) Receptionsgelder und sonstige Leistungen.

Die Aufnahmefähigkeitin die Klöster war also im Wesentlichen an
irgendwelcheweitere persönlicheQualifikationen außer der christlichenRe-
ligion der aufzunehmenden Jungfrau und dem nöthigen Alter nicht
geknüpft.

Ebensowenigwie dies der Fall war, durfte die wirklicheAufnahme
außer von der Abhaltung des Probejahres und der Ableistung des
Ordensgelübdes von irgendwelchen sonstigen Leistungen abhängig
gemachtwerden, namentlichnicht von der Zahlung einer gewissenSumme
für die Aufnahme, sei es an das Kloster selbst, sei es an dessenVor-
steh er. Es war dies nicht bloß keine Pflicht der Eintretenden, sondern
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es war sogar bei den schwerstenStrafen als Verbrechender Simonie
verboten, für die Aufnahme sei es in ein Mönchs- oder Nonnen-
kloster, sei es vor oder nach der Aufnahme, direct oder indirect,
zum Vortheil des Klosters oder der Conventualen oder der Vor-
steher oder zu irgend einem sonstigen frommen Zwecke, irgend
etwas zu fordern oder zu begehren, sei es Geld, seien es sonstige
Gaben. Nur was die eintretenden Personen etwa ^anz freiwillig
und ohne allen Vertrag dem Kloster offeriren wollten, durfte mit
Dank angenommen werden. Die Verordnung 'des Papstes Urban V.
(de anno 1262) in cap. 1 in Extrav. comm. Y. 1 (de Simonia) spricht
davon, daß leider an vielen Orten der gegen die Canones verstoßende
verabscheuungswürdige Mißbrauch sich eingeschlichenhabe, daß
diejenigen, welchein die Klöster aufgenommen werden wollten, gezwun-
gen würden, den Conventualen luxuriöseGastmähler oder Schmausereien
und an die Klöster selbst oder deren Vorsteher Geld oder andere Ge-
schenkezu geben, was als Statut oder Observanz angesehen werde, aber
richtiger ein arger Mißbrauch genannt werden müsse. Dieser mit einer
Pestkrankheit verglicheneMißbrauch wird dort außer den bereits da-
für angedrohten Strafen, die in Kraft bleiben sollen, mit noch schwere-
ren Strafen bedroht, damit er endlichmit der Wurzel ausgerottet wer-
den möge. Das Verbot selbst wird allen Vorstehern und Vorsteherinnen
von Klöstern auf das strengsteeingeschärft.

So stand die Sache nach dem Rechte, — aber freilich giebt es
manche Mißbräuche, welche durch Gesetzeniemals auszurotten siud, —

manche Gesetze,die nur gegeben scheinen,um übertreten zu werden. Zu
diesen gehörte auch jenes Strafgesetz über die Simonie, denn keines war
in der That leichter zu umgehen, so lange es in den Händen des Eon-
vents lag, die Aufnahme zu gewähren oder zu verweigern, und so lange
freiwillige Gaben mit Dank angenommen werden dursten. Das Verbot
der indirecten Nöthigung war vollkommenillusorisch. Wenn die Klö-
ster consequentnur solcheNonnen aufnahmen, die ihnen „rein freiwillig"
eine annehmlicheSumme mitbrachten, alle anderen sich Meldenden aber
beharrlichzurückwiesen,so konnte es nicht fehlen, daß die alte, so heftig
verdammte und so hart verpönte Observanz trotz aller Verdammung
und Strasdrohung im Gange blieb und regelmäßig keine Aufnahme er-
folgte ohne Mitgift in das Kloster, Geschenkean die Vorsteher uud Re-
ceptionsschmäusefür die Conventualen. Und so stand denn auch in der
That die Sache in der Wirklichkeit. Es kam fast keine Jungfrau
ohne dergleichenLeistungen ins Kloster und dieselben wurden zum fest-
stehendenGebrauche. Die Mitgift betrachteteman als eine Dos, welche
die Nonne ihrem himmlischenBräutigam zubrachte, und den Schmaus

Viereck, Rechtsverhältnisse. I. Bd. 2
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nannte man eine„Klosterhochzeit".Eine feststehendeSumme für die
Reeeptiongab es natürlichnochnicht,der Conventberücksichtigtedabei
wohl die Kräfte der sichMeldendeneinerseitsund die Bedürfnissedes
Klostersandrerseits;möglicherWeisekonntesichaber auchein gewisser
Durchschnittspreisebensoleichtbilden, wie sichdie Preise der Waaren
aus demVerhältnissedes Angebotesund der Nachfrageohne alle sta-
tntenmäßigeNormirungfestzustellenpflegen.

Somit war und blieb das Receptionsgeld oder die Mitgift der
Form und dem Gesetze nach stets eine rein freiwillige Gabe, die
zwar gebräuchlichsein mochte, jedoch zur Bedingung der Ausnahme nie
gemachtwerden durfte —, der Sache nach konnteman aber allerdings
sagen, daß ohne Mitgift keine Aufnahme Statt fand. Beispiele von sol-
chen receptione gemachtenGeschenkenfinden sich sehr viele, es ist
jedoch bemerklich, daß dieselben überall wirklich als rein freiwillige
Gaben dargestellt werden, keineswegs als Bedingung. (Vgl. Rudloff
Urk. Liesg. Nro. 48 [anno 1289],Nro. 130B [anno 1329], Schröder
Pap. Mecklenb.pag. 1088 und 1869. Gerdes Sammlung von Urk.
pag. 608 [anno 1350]. Wiggers a. a. O. Seite 47 f).

Wa? die neuen Conventualinnen auf solcheWeise dem Kloster zu-
brachten, fiel natürlich regelmäßig in das unumschränkte Eigenthuni
des Klosters, denn ursprünglich hatten die Conventualen gar kein be-
sonderes Vermögen neben dem Kloster, und in diesem sollte, abgesehen
von der getrennten Zelle, eigentlich Alles durchaus gemeinsam sein. Na-
mentlich sollte Kleidung und Kost aus gemeinsamer Kasse bestritten wer-
den. Besondere Bevorzugungen einzelner Nonnen waren völlig unstatt-
hast, die Kleidung und Kost war für alle dieselbe, die Reichstemußte
gleich der Aermsten leben, die Vornehmste gleich der Geringsten. Mit
dem oben dargestellten Mißbrauche der Klosterdos schlichsich aber gegen
dieses Princip der Gleichheit sehr bald ein zweiter ein, nämlich der, daß
es zugelassenwurde, daß einzelnen Conventualinnen von ihren Angehö-
rigen bei ihrem Eintritt etwas zur Erhöhung ihrer Präbende ausgesetzt
wurde. (Vgl. Wiggers a. a. O. S. 56). Dies waren genau genom-
men Geschenke,die dem Kloster sub modo gemacht wurden, denn nach
dem Tode der Conventualin fiel das so Gegebene der unbeschränkten
Disposition des Klosters anHeim.

„Präbende" hießdie Summe der festenEinkünftean Geld oder
Naturalien,welchean die einzelnen^Conventualinnenaus demGesammt-
vermögenverabreichtwurden,— der Begriffselbstenthieltalso eigent-
lichvon vornehereineineAbweichungvon der erstenRegel undEinrich¬
tung der Klöster,wonachAlles streng gemeinsamsein sollte. Erst da-
durch,daß mananfing,das Brodkorn,das Bier, denFlachs,das Speck,
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die Fische,das Holzu. s. w. in natura unter die Conventualinnenzu
vertheilen,daß allmählichselbstdie Geldeinkünfte vertheilt und statt
der früherenbloßenSchlafzellenvöllig abgesonderteWohnhäusergegeben
wurden,sodaß die Gemeinsamkeitzuletztfast nur nochauf den Gottes-
dienstoder die Andachtsübungenbeschränktwar, — erst hierdurchent-
stand der abnormeBegriff einer „Klosterprübende" oder „Kloster-
stelle". Es brauchtwohl kaumgesagtzu werden,daß dieseVeründer-
ung auf das innigstemit der allgemeinenEntartung der Klösterzusam-
menhing,vermögederen sie aus wirklichenreligiösenCorporationenzu
bloßenVersorgungsanstalten wurden.VermögedieserTendenzwurde
diederOrdensregelgemäßeGemeinsamkeitdes Lebenssehrbald lästigund
es mag zuletztnur das uochzumVerwunderngereichen,daß die Eon-
ventualinnenüberhauptnochim Klosterwohntenund nichtihre„Hebuu-
gen" ganz und gar und nur in Geldeiu Empfangnahmen.

3) Geschlossene Zahl der Conventualinnen.

Mit der soebenbesprochenenursprünglichenvölligenGemeinsamkeit,
wonachin der Regelselbstein großes GebäudesämnitlicheConventua-
linnen in sichfaßte und nur abgesonderteZellenbestanden,die sichja
leichtervermehrenließen, als vollständigeWohnhäuser,hing es zusam-
men, daß ursprünglichvon einer geschlossenen Zahl sogenannter
Klosterstellen oder Klosterplätze uicht die Rede sein konnte. Die
Zahl der Conventualinnenwar in einzelnenKlösternsehr bedeutend,
aber zu Zeiten sehr verschieden,wie auch der Andrangzu den Klöstern
lange nichtso beständigund so groß war, als in den späterenZeiten
der bloßenVttsorgungstendenz.Die Zahl war eigentlichnur durchdie
Räumlichkeitenund die jeweiligenEinkünftedes Klostersbegrenzt,eine
festeZahl vonPlätzengab es nicht. (Vgl. Wiggers a. a. O. S. 47).

Dies ergiebt sich ain deutlichstenaus der ausdrücklichenund auf
das eindringlichsteeingeschärftenVorschriftdes BischofsConrad, welcher
in den Synodalstatutenvom Jahre 1492 allen Klostervorstehernnach-
drücklichverbot, mehr Personenaufzunehmenals die Einkünfteerlaub-
ten, weil das Gegentheilzu denHauptursachendes Verfallesder Klöster
gehöre. (S. Wiggers a. a. O. S. 61). Hätte jedesKlosterseinefest
bestimmteZahl von Stellen gehabt,so wäre einesolcheVorschriftganz
sinnlosgewesen.—DieselbeVorschriftnahm später auch das Tridenti-
NischeConcilallgemeinan. ((Zone.Trklent. Sess.XXV.c. 3 de regulär).

Zur Bestätigungaller vorstehendüber dieAufnahmeneuer Conven¬
tualinnenangeführtenGrundsätzemag nochdas Reformstatutdes Schwe-
rinerBischofsfür das Klosterzum heil.Kreuzin Rostockdienen,welches
im Jahre 1453 in Folge einer vom BischöfeangeordnetenVisitation

2*
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des Klosterserlassenwurde. Auchdieses kennt nur drei Bedingungen
der Aufnahme:1) ein ausreichendesAlter und das Probejahr; 2) daß
die Aufnahme nicht mit dem Fehler der Simonie geschehensoll, und

3) nichtüber die Zahl hinaus, die von den Gütern des Klosterserhal-
ten werdenkann. (Vgl. WestpHalen Monurn.med. T. IV. p. 1076).

§. 6. Natur des Rechtssubjectes.

Stellt man sichnachdem voraufgehendenAbriß der inneren Kloster-
Verfassungdie Frage, zu welcher der gewöhnlichangenommenen Arten
von juristischenPersonen die Klösterrichtig zu rechnensein dürsten, na-
mentlich ob zu den Corporationen oder zu den sog. Stiftungen
oder Anstalten, so kann die Antwort kaum mehr zweifelhaftsein. Al-
lerdings ist die Grenze zwischendiesenbeiden Arten keineswegsso breit
nnd unverkennbar, als man bei der Gegenüberstellungmancher entschie-
denenBeispieleder einenund andern Gattung, z. B. einer Stadtgemeinde
und einer Wittwenkasseoder eines Waiseninstituts,glauben könnte. Wenn
aber die Theilnahme an der Verwaltung des Vermögens, die freie
Wahl der Vorsteher itnb Verwaltungsbeamten und vor allem das Be-
schlußrechtüber die Aufnahme neuer Mitglieder d. h. das Selbstergän-
zungsrechtvon Seiten derjenigenPersonen, auf die es bei dieserFrage
ankommt,wie hier von Seiten der Conventualen,— wenn diese Crschei-
nungen der juristischenPerson unzweifelhaftden Stempel einer Corpo-
ration aufdrückenund jene fraglichen Personen somit als Mitglieder
einersolchen,nicht als Beneficiaten einer Stiftung charaeterifiren,
so waren auch die katholischenKlöster unbedenklichgeistliche oder re-
ligiöse Corporationen, nicht bloße milde Stiftungen. Diese letz-
tere Bezeichnungkann folglichnur in demSinne für dieselbengebraucht
werden, daß man den Klosterconvententrotz ihrer Corporationsnatur
doch die Privilegien der sog. pia corpora vindicirenwollte. Und dies
ist denn auch völlig mit einander vereinbar, obwohl man sonst bei den
pia corpora regelmüßig nur an sog. Stiftungen zu denken pflegt, — der
Name „pia corpora" weist sogar darauf Hill, daß ursprünglichnur
Corporationen mit demselbenbezeichnetwurden, und es ist genau genom-
men widersinnig, daß man die Stiftungen und die pia corpora ge¬
wöhnlich als eine Classe von juristischenPersonen ansieht und beide
Ausdrückewohl gar proiniscue gebraucht.

Auchdie so gewöhnlichund vorzugsweisefür die Klösterals Rechts-
subjeete gebrauchte Bezeichnung:„praepositus (s. abbas s. prior) et
conventus" führt deutlich auf deren Corporationsnatur hin, ganz evident
faßt aber das canonischeRecht die Klöster so aus, indem es sie z. B.

universitates ecclesiasticae nennt, und den Calumnieneid, wel¬
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chenKlöster in ihren Processenzu leiste»haben, unter Umständenin
animas der sämmtlichen oder der major pars der Conven-
tualen abgeleistetwissenwill. Dies letzterewürde bei Benefieiaten
einer Stiftung völlig abnorm und unerklärlichsein. (Vgl. c. 3, 4, 6,
X. 2, 7 und c. 2 in VI. 2, 10. I. H. Boehmer Jus. eccles. Prot.
Lib. II. Tit. 7, §. 4—6).

§. 7. Verhältniß zur Kirche.

Sind im Voranstehendendie innerenVerhältnissederKlöster,soweit
nöthig,dargestelltworden,so ist jetztdie äußere Stellung derselbenins
Augezu fassen, namentlichzur Kirched. h. zumDiöcesanbischofeund
zumPabste, ferner zu den höherenOrdensgewaltend. h. zu den Supe-
rioren des Ordens, dem das einzelneKlostervermögeseinerRegel an-
gehörte,sodann zu demLandesherrnund endlichzu den Patronen und
Schirmvögten.

Zunächstsoll das Verhältniß zur Kirche entwickeltwerden. Die
Rechteder Kircheüber die Klöstereoncentrirtensichin den bischöflichen,
resp.päpstlichenHerrschaftsrechten (z.B. Jurisdiction) über dieselben.
Von einemEigenthum oderauchs. g. Obereigenthum der Kirche
an den Klostergütern kanunichtdie Redesein, wenngleichbisweilen,
wie früher bemerktwordenist, dieKlosterkircheanstattdesKlostersselbst
als das betreffendeRechtssubjeetgenanntwird. Im Grundeliegt indieser
letzterenBezeichnungnur die vorzugsweiseAuffassungder religiösenCor-
porationals einerkirchlichenGemeinschaft,währendin dersonstgebrauch-
ten „praepositus et conventus"mehrder Gesichtspunktder privatrecht-
lichenCorporationhervortritt. Wohl zu bemerkenist es, daß niemals
schlechtweg die Kircheals das Rechtssubjeetgenannt wird, sondern
immer nur die einzelne Kirchez. B. die DobbertinischeKlosterkirche.
Es fällt aber von selbstin die Augen,daß, trotzdieserBezeichnung,die
Klostergüternichtetwa der Klosterkirchegehörten(ebensowenig,wie Deo,
beatae virgini et Johanni Evangelistae), sondern vielmehr umgekehrt
die letztereim Eigenthumdes Klosterswar.

Trotzdemwird das Klosterguthin und wiederalsbonum eccle-
siasticum bezeichnet. Dies hat aber nur den Sinn, daß es — und
zwarhauptsächlichvermögeder Consecrationdurchden Bischof(c. 4 X.
3. 36.) — ebenso,wie das wirklicheund eigentlicheKirchengut

1) hinsichtlichder gesammtenAdministrationunter einer gewissen
Oberaufsichtdes Bischofsstand;

2) im Betreffder Veräußerungund Innovation den gleichenBe-
schränkungennnd Erschwerungenunterworfen,und
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3) andrerseitssämmtlicherPrivilegien und VorrechtederKirchengii-

ter theilhastigwar.
UrsprünglichstandenMöncheund Nonnennur unter der Autorität

ihrer selbstgewähltenVorgesetzten,nicht unter bischöflichemRegiment?,

was sehr natürlich war, weil sie gar nicht zum Clerus gehörten, und

als bloße Laiengesellschasten dem Bischöfenicht weiter unterworfen

sein konnten,als wie anderegewöhnlicheLaien. Erst vom Chaleedonen-

fischenConeil (V. See.) her datirt sichdie allmähligeUnterwerfungder

Klöster unter die Bischöfe,welchedann aber auch die weitere Folge

nach sichzog, daß man anfing alle nach einer feststehendenOrdensregel

lebendenreligiösenKorporationenzum Clerus zu rechnen. In Gemäß-
heit dieser Umwandlungdurften namentlichkeine neuen Klöster ohne
Consensdes Bischofserrichtet,und die in einemKlostergeltendeOrdens-
regel durfte ohne denselbennichtverändert werden. Ferner bedurftejede
Veräußerungvon KlostergüterndiesesConsenses,es wurde dem Bischof

dieDisciplinargewaltund geistlicheJurisdiction überdie Klostervorsteher
zugeschriebenund das Recht und die Pflicht beigelegt, die Beobachtung
der Ordensregelin den KlösternseinerDiöcesezu überwachen.

Zu letzterenZweckenhatte er das Recht, Visitationender Klöster
anzuordnenund Reformenin denselbenvorzunehmen.

DieseBischofsgewaltwurdenichtallein von Justinian, sondernauch
durchdie fränkischenKönigebestätigt. Ersterer machtesogar die Wahl
der Aebte und Aebtissinnen von der bischöflichen Bestätigung
abhängig (1. 40. 44. 47. C. de episcopis et clericis) (Vgl. überhaupt

I. H. Boehmer J. E. P. Lib. III. Tit. 35, §. 4—10, Tit 36, §. 3—5

§. 14 und 18). Nur durchbesondereExemtionen,welcheam meistenden
CisterciensernzuTheil wurden,konntendieKlösterspäterder bischöflichen
Gewalt entzogenwerden, sei es total oder wenigstenspartiell, — sie
wurdenaber auchdadurchnichtvöllig frei von derHierarchiedes Clerus,
sondernkamennur unmittelbar unter dieAufsichtdes Papstes, an Statt
des eompetentenBifchofes(I. H. Boehmer ibid. §. 25—38). Vermöge
einer solchenExemtionkonnteauch die Wahl des Abtes ganz frei d. h.
unabhängig von der regelmäßig erforderlichenbischöflichenConfirma-
tion sein.

In Bezug auf Nonnenklöstersind hier noch zwei,besondereRechte
des Bischofszu erwähnen. Einestheils bedurftees bei diesenwegender
strengerenElausur selbstdazu speciellerbischöflicherGenehmigung,wenn
eineNonne ohne die dringendsteNotwendigkeit temporär das Kloster
verlassenwollte(Wiese Handb. des Kirchenr.Thl. II. S. 244), andern-
theils war dieEonseerationund Benedietiouder Nonnen eine Handlung,
zu welcherweder irgend ein Priester außer dem Diöcesanbischos,»och



Verhältniß zur Kirche. 23

auchdie Aebtifsincoinpetentwar. Diese Conseeration(Einweihungdes
Schleiers,mit welchemdie Nonne verhüllt wurde) war eine Eeremonie,
die bei den Nonnen zu der Profeßleistunghinzu kam, indemman hier
mit letztererdie Idee einer Verlobung mit Christo verknüpfte(I. H.
Boehmer J. E. P. Lib. III. Tit. 31 §. 86—88).

Beispielevon der Ausübung dieser bischöflichenRechteüber die Klö-
ster findeilsichauch in Bezug auf die den GegenstanddieserAbhandlung
bildendenKlösterin ziemlicherMenge; es möge genügen einige davon
zu erwähnen.

In einer Urkundevom Jahre 1238 (Rndloff Urk. Lief. Nr. 8)
ertheiltder BischofBrünwardus von Schwerindein Nonnenconventzu
Dobbertindas Rechtder freien Wahl des Probftes und der Priorin,
und dein Probste das Archidiaconatund die Gerichtsbarkeitüber fünf
Kirchen. Auchheißt es in dieserUrkunde, daß Fürst Borwin I. und
dessenSöhne, nachdemsie die Kirchezu Dobbertinerrichtetund dotirt,
dort an Stelle des Mönchsconventsmit bischöflicher Genehmigung
ein Nonnenklostererrichtethätten. Im Jahre 1243 verzichtetendie von
Dobbertin nach Stade gezogenenBenedictinermönchemit Genehmi-
gnng des Erzbischoss und Capitels zu Bremen zu Gunstendes
Probftes und Eonvents in Dobbertin auf das dortigeGotteshaus und
alle dessenBesitzungenund Rechte(Rudloff a. a. £.).

Nachdemder Fürst Nicolans von Werle im Jahre 1298 dennach
MalchowübersiedeltenNonnendas Patronatrechtüber drei Kirchener-
theilt hatte, fügteBischofGottfriedvon Schwerinunter nachherigerGe-
nehmigungdes DomeapitelsdiesemGeschenknochdie Verleihungdes
EigenthumsdieserKirchenhinzu,jedochmit Vorbehalt aller bischös-
lichen Rechte und mit Unterwerfungdes Klostersunter das Warenfche
Archidiaconatund durch diesesmittelbar unter das SchwerinerBis-
thum in derselbenArt, wie der bisherigePfarrer unterworfengewesen.
Statt des letzterensollte für diesePfarreien künftigein Vicarius vom
Klostereingesetztwerden(Schröder P. M. p. 845 f. p. 2985 ff.).

HeinrichderLöwestiftetedas KlosterznRibnitzmit Einwilligung
des Bischofs von Schwerin, zu welchernochdie des Pabstes hinzu
kam. Er verliehdemKlosteralsdann das Partonatrechtüber diePsarr-
kirchezu Ribnitzund bat den Bischof,daß er dieselbedem Klosterin-
corporirenmöchte(Rudloff Urk.Lief.Nr. 114). Als derBischofhierauf
nichteingehenwollte, wurde ein dessallsigerpäbstlicherBefehl erwirkt
(Rudloff a. a. O. Nr. 117) und in Folgedessenerfolgteim Jahre 1330
die bischöflicheBestätigungderKlosterkircheund dieEinweihungdes Klo-
sters durch den Bischof. Bei der urkundlichenBestätigungder ganzen
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Stiftung mit alleil ihren Besitzungennebst der Jncorporation der Rib-

nitzerPfarrkirchewurde die bischöfliche Oberhoheit ausdrücklichreser-

virt (Wiggers GeschichteS. 21—29).
Im Jahre 1453 visitirte und reformirte der Bischofvon Schwe-

ritt das Klosterzum heil. Kreuz in Rostockund erließ für dasselbeein

förmliches Statut (Westphalen moiium. ined. T. IV. p. 1076).
Im Jahre 1492 schärfteder BischofConrad von Schwerin allen

Klostervorsteherndurch ein umfänglichesStatut ihre Pflichten ein,

regelte in demselben die Klosterordnung und Disciplin (s. z.
B. oben§. 5. sub 3.) und unterwarf jeden Probst ausdrücklich seiner
Bestätigung. (Wiggers a. a. O. S. 61 f.)

§. 8. Rechte der höheren religiösen Ordensgewalten.

In Folge des zuerst von den CistercienserneingeführtenGebrauches
regelmäßig wiederkehrenderVersamiulungenvon Ordensmitgliedern aus

allen Gegenden zum Zwecke der Berathung über allgemeine Ordens¬
angelegenheiten, namentlich über notwendige Reformen der Ordens¬
regel, hatte sicheineArt von hierarchischeinRegimentinnerhalb der Orden
selbstausgebildet. Die Localoberender einzelnenKlöster(Aebte, Prioren
Minister, Custodeu,Guardinen, Pröbste) traten in Provincialcapitel zu-
sammen, welchesich einen Provincial aus ihrer Mitte zum Vorstande
wählten, und sänimtlicheProvinciale bildeten wiederum ein General-
eapitel unter einem von ihnen gewählten Ordensgeneral, welcher seinen
Sitz in Rom oder auch anderswo (wie z. B. bei den Cisterciensernin

Frankreich)hatte. Der General wurde vom Pabste, der Provincial vom
General bestätigt und alle diese Ordensfuperioren hatten das Recht und
die Pflicht in Gemeinschaftmit ihren Capiteln, die allgemeinenOrdens-
angelegenheitenzu berathen, die Beobachtungder Ordensregel zu über-
wachenund zu diesemBehuf uainentlich auch Visitationen der einzelnen
Klöster durchDeputirte zu veranstalten (I. H. Boehnier J. E. P. Lib.
III. Tit. 35, §. 47—54).

Da sämmtlicheNonnenklösteriinmer einem bestimmtenMönchsorden
afsiliirt und fubordiuirt waren, so erstrecktesichdie obige höhereOrdens-
gewalt auch auf sie. Auchvon diesemRegiments finden sichSpuren in
den Annale« der MecklenburgischenKlöster, namentlich in Bezug auf Rib-
Nitz (vgl. z. B. Wiggers a. a. O. S. 26 f., 37, 40 f., 46 f. und 64), da aber

dieses Verhältniß mit' der Reformation ohne alle weitere Spur verfchwin-
den mußte, so ist es für den Zweckdieser Abhandlung nicht von erheb-
licheni Interesse. Es genügt die eine Bemerkung, daß die Rechte der
höherenOrdensgewaltennatürlich keinerleiEigenthumsrechteoder sonstige
Privatrechtewaren,vielmehrlediglichdie Natur vonHerrschastsrechten
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hatten, und sichim Wesentlichenauf eine gewisseAufsichtüber die Klo-
sterdiseiplinbeschränkten.Höchstensmachtesichdabei außerdemnoch ein
gewisserEinflnß auf die Besetzungder Klosterämtergeltend.

§. 9. Verhältnis zu den Landesherren.

Auchdie landesherrlichen Rechte waren, gleichwiedie bischöf-
lichen,nicht sowohl privatrechtlicherals vielmehr politischerNatur, es
waren Herrschaftsrechte, mit denen aus der privatrechtlichenSphäre
am füglichstenuochdie Vormundschaftsrechtevergleichbarsind, die aber
namentlichein Eigenthum an den Klösternin keinerWeise enthielten.
Wenn dennochselbstBelehnungen mit Klösternvorkommen,so muß
man sich,um keinemJrrthum zu verfallen,nur daran erinnern, daß das
Lehnsinstitutvielfältig auch auf Herrschaftsrechte,ja selbst auf bloße
Aemter angewendetwurde. Nicht das Klosterselbstwar eigentlichdas
Objeet der Belehnung,sondernvielmehr die landesherrliche Vogtei
mit den daraus fließendenmannigfaltigen Rechtenüber das Kloster.
Außerdemkommthiebei in Betracht, daß in damaligenZeitenüberhaupt
alle politischenRechte (die Territorialhoheit selbst, viele Aemter, die
Jurisdiction, das Patronat u. s. w.) eine patrimoniale Natur hatten,
d. h. wie Eigenthumsrechteangesehenund behandeltwurden. Diese alt-
germanischeRechtsanschauungist abertheils vor denreinerenBegriffendes
römischenRechts längst gewichen,theils haben Philosophieund neueres
Staatsrecht den Unterschiedvon Privatrechten über Sachen und politi-
schenRechtenüber Personen zum klaren Bewußtseingebracht. Der P a-
trimonialstaat hat sichlängst überlebt; selbst wo er der Form nach
noch besteht, ist er dem Wesen nach dochnicht mehr vorhanden.

Daß dieKlöstervon je her der Aufsichtund Gesetzgebungder höch-
sten Staatsgewalt unterworfen sein mußten, lag in ihrer Natnr als
religiöserCorporationen. Als solchebedurften sie schonzn ihrer Stis-
tung, insofernsie auf den CharaeterjuristischerPersonenAnspruchmachen
wollten,der Genehmigungund Bestätigungder Staatsgewalt. Bei dem
großen Einflüsse,den sie nach vielenSeiten hin ans das staatlicheLeben
ausüben konnten und wirklichausübten, mußten aber auch ihre Sta-
tuten, ihre gesammteEinrichtungnnd ihr Verhalten im Staate dessen
Oberaufsichtund Gesetzgebungunterworfen bleiben. Nicht überall und
nichtzu allen Zeiten ist die Grenze, bis zu welchersichder Staat ver-
möge diesesRechtesin die Angelegenheitender Corporationen gemischt
hat, dieselbegewesen. Bald hat er sichdaraus beschränkt,von den Sta-
tuten und Einrichtungenbloß Kenntniß zu nehmen und schädlichenEin-
flüssendurchseinVerbot entgegenzu wirken,auch wohl die Rechtsfähig-
keit zu beschränken(z. B. in Bezug auf den Erwerb liegenderGründe
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u. dgl. I».), bald ist er weiter gegangen nnd von der bloß negativen,

controlirendenThätigkeit zn einer positiven,bevormundendenEinwirkung

vorgeschritten. DieseGrenze seinerWirksamkeitlag früherhin sast allein

in dem allmächtigenWillen der Staatsgewalt, denn von Grenzbestim-

mungen durch die Verfassungkonnte nicht die Rede sein. Justinian's

Gesetzgebungüber die Klöster (l. 40. 44. 47. C. de episcop. et cleric.

und mehrere Novellen)beweist, daß der Kaiser keinen Anstand nahm,

sichdas ausgedehnteste Gesetzgebung^ und Aufsichtsrecht über

die Klösterbeizulegen. Er verlängert z. B. die Prüfungszeit der Novizen

für alle Klöster, er ordnet auf das genauestedie Art und Weise, wie

die Klostervorsteherdie zur Aufnahme sichMeldenden befragen, prüfen

und während der Prüfungszeit behandelnsollen,er stellt die Bedingungen

der Aufnahme in Betreff des erforderlichenAlters, des elterlichenEon-

senses u. s. w. fest, er giebt Vorschriftenüber die Klosterdiseiplinund

über die Wahlen der Klostervorsteher,und bestätigt die Bischofsgewalt

über die Klösterin dem Maaße, daß er sogar die Wahl der Aebte nnd

Aebtissinnender bischöflichenBestätigung unterwirft. Selbstverständlich

lag hiebei nicht etwa die Absichtzu Grunde, die Klöster der Aufsichtdes

Staats zn entziehen,denn der Bischofselbst,wie der ganze Clerus, war

und blieb der kaiserlichenGewalt unterworfen, alle bischöflichenAnord-

nxngen bedurften der kaiserlichenSanetion, auch erließ der Kaiser später

noch mannigfacheGesetzeüber das Klosterwesen(z. B. Nov. 5). Daß

er letzteresnicht etwa als Oberbischof that, sondernals höchsteStaats-

gewalt, würde zu erwähnen nichtnöthig sein, wenn man nicht in neueren

Zeiten alle dergleichenlandesherrliche Anordnungen als Ausfluß der

Bischofsgewalt der protestantischen Landesherr«! darzustellen

bemüht gewesenwäre. Justinian war bekanntlichweder Bischof noch

Oberbischof.
Ebensounbeschränktübten auch die fränkischenKönigeihreHoheits-

rechteüber die Klöster aus, obwohl auch sie in den Capitularien das
bischöflicheAufsichtsrechtbestätigten. Auch die Capitularien enthalten
vielfachedas Klosterwesen,die Diseiplin und die Verfassungder Klöster
betreffendeVorschriften,und die königlichenmissi dominici nahmennicht
den geringstenAnstand, auf ihren Rundreisen die Klöster zu Visitiren
»nd zu reformiren. (Vgl. I. H. Boehmer .7. E. P. Lib. III. Tit. 35.

§. 9—12, s. auch Tit. 31, §. CO—64.) In den germanischen Staaten

überhaupt wurde das landesherrlicheMuudium, die Schutzherrlichkeit
über Kircheund Klöstertheils ein neuer Ableitungsgrundvon Rechten,
die auchschonin dem bloßen Imperium lagen, theils eine Quelle wirk-
[ichneuer Rechte,und wenn nun außerdem, wie es bei so vielen, und
namentlichauch bei den hier zunächstin Betracht kommendenMecklen¬
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burgischenKlöstern der Fall war, die Landesherren auch nochFunda-
toren und dadurchPatrone der Klösterwaren, so wird es schwierig,

bei den einzelneuvon den LandesherrenausgeübtenRechtenmit Sicherheit

und Genauigkeitdie Quelle derselben anzugeben, ob nämlich die bloße

Territorialhoheit, oder die landesherrlicheVogtei, oder das Patronat

als solcheanzusehenist. Schirmherrlichkeitund Patronat konnten wenig-

stens auch in andern Händen sein, als in denen des Landesherrn, es

wird also zweckmäßigdasjenige, was über diese beiden Quellen von

Rechtenzu sagen ist, dem nächstenParagraphen vorbehaltenbleiben.
Bleibt man bei denjenigenRechtenstehen,die unzweifelhaftbloß in

der Territorialhoheit lagen, so bestandendieseim Wesentlichen:

1) in demRechte,die Errichtung von Klöstern zu gestattenoder
zu verbieten. Dieser landesherrlicheConsens ist stets für erforderlich
gehalten worden (auch in dein Fundationsbriefedes Klosterszum heil.
Kreuzin Rostockfindensichdie Worte: 6g pleno consensu ac libera
voluntate Domini Waidemari de Rostock) und wichtigmußte dieses
Rechtinsbesonderedadurchwerden, weil vermögedesselbendie Landes-
Herrendie Gelegenheitzur Erlangung mancherweiterfortwirkendenBe-
sugnissebesaßen. Oftmals z. B. knüpftensie ihre Consensertheilungan
die Bedingung, daß sie entwederdie Vorsteherselbst zu wählen haben
wollten,oder daß wenigstensdie Wahl des Conventesihrer Bestätigung
unterliegensollte.

2) In dem Jus circa sacra, vermöge dessen die Landesherren

das Recht der Oberaufsichthatten und Einrichtungenzu verhindernbefugt
waren, welchedemStaate nachtheiligwerdenkonnten. Auf diesesRecht
lassen sich viele der JustinianischenGesetzebegründen, darauf beruht

auch das Rechtzur Veranstaltungvon Visitationenzum BeHufeder Ab-
stellung eingerissenerMißbräuche und staatsgefährlicherEinrichtungen

(wovondie des HerzogsMagnus ini Jahre 1486 ein Beispieldarbietet,

s. de Beehr de Rebus Mecklenb. p. 687, Franck A. lt. R. M. VIII.

p. 210.), ja selbstdas Jus reformandi läßt sichaus dieseQuelle zurück-
führen. Selbst in neuerenZeiten hat der Staat, auf diesesRechtgestützt,

z. B. das zur ProfeßleistuugerforderlicheAlter und die Erfordernisse

der Aufnahme (z. B. das Noviziat) seiner Gesetzgebungunterworfen,
und mit Rücksichtauf die Nachtheileder Anhäufung eines großen Ver-
mögens in todter Hand die Erwerbfähigkeitder Klöster beschränkt. In
Baiern ist z. B. das erforderlicheAlter auf 21, in Oesterreichauf 24
Jahre von Staatswegeu erhöht worden, nach einer Verordnung der
KaiserinMaria Theresia dürfen einemKloster nicht mehr als 1500 sl.
als dos hinterlassenwerden, ebensokann nach einer preußischenVerord-
nung vom Jahre 17S3 ein Kloster durch Vermächtnißnie mehr als
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500 Thlr. erwerben,— in manchenLändern ist das Noviziat aufgehoben,

in alten protestantischenLändern ist mit der Reformation die UnWider-

ruflichkeitdes Eintrittes in ein Kloster, auch wohl die Ableistung der

drei Klostergelübdeabgeschafft,und in vielen ist den Klöstern die früher

unwesentlicheErziehung von Knaben und Mädchen zur Pflicht gemacht

worden.
DiejenigenRechte,welchesichdie Landesherren hierüber hinaus bei-

legten, müssenentweder als Ausflüsseihrer Vogtei oder als bloße sac-

tischeAnmaßungen angesehenwerden.
Das Verhältniß zwischender bischöflichenund der landesherrlichen

Gewalt war nicht geregelt. Im Ganzen genommenerstrecktesich jene

mehr auf die Spiritualia, letztereauf die sonstigenBeziehungen, — im
Uebrigen hing es wahrscheinlichlediglichvon der persönlichenKraft der
Bischöfeund der Landesherren ab, inwieweitjene eine mehr selbstständige

oder untergeordneteStellung nebendiesen behaupteten.
Aus den vielfältig vorkommendenlandesherrlichen(wie bischöflichen,

päbstlichennnd kaiserlichen)Confirinationen über einzelne Handlungen

der Klosterverwaltung(z. B. Kaufcontracte) oder über einzelneRechte,
Privilegien und Besitzthümerder Klöster darf man nicht allemal auf

besonderedesfallsigeRechteüber'die Klösterschließen. DergleichenPri-

vilegien- und Consirmationsbriefewurden in damaligen Zeiten oft nur
erbetenund ertheilt, um den vorhandenenund an sichvon Rechtswegen
ohnehin unantastbaren Besitztümern, Gerechtsamenund Einrichtungen
vermögeder in der Confirmation liegendenSchlitzverheißungeine stärkere

Garantie hinzuzufügen,als die bloße abstracte Rechtmäßigkeitgewähren
konnte,denn das Recht allein genügt nicht, wo es an demausreichen-
den Rechtsschutzefehlt. Der letztereMangel machte sichim Mittelalter
viel häusiger bemerklich,als heut zu Tage, daher das natürliche Be-
streben, neben dem Rechteselbst auch kräftige Garantieen für dessen
Schutz und Verwirklichungzu haben (denselbenZustand und dieselben
Wirkungen zeigt ja noch h. z. T. das gesammte europäischeVölker-

recht). Daher also auch die vielen an sich überflüssigenund so oft
wiederholtenConsirmationsbriefeüber vorhandene Besitzungen, Rechte,
Privilegien, über Verträge nnd sonstigeAnordnungen. Aus diesem Ge-
sichtspnnktewird man es z. B. wohl beurtheilen müssen, wenn in einer
Urkundevom Jahre 1289 (Rudloff Urk. Lief. Rr. 4^) Nicolaus von
Werle die Stiftung des Krankenhausesin Dobbertin eonfirinirt und alle
Zeit aufrecht zu erhalten verheißt, weil sonst in der That nicht wohl
einzusehenist, aus welchemTitel der landesherrlicheConsens selbst zu
einemsolchenActeder innerenVermögensverwaltungerforderlichgewesen
sein sollte. So findetman sogar bischöflicheimd päbstlicheBestätigungen
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von Schenkungen an die Klöster (z. B. Rndloff Urk. Lief. Nr. 74,
Schröder Papist. Meckl.p. 762 und 793), obwohl es doch nirgends
denKlösternverbotenwar, freiwilligeGeschenkeohne jene höhereAlltori-
sationanzunehmen;— es lag auchdabei ebennur die Absichtzu Grunde,
solcheSchenkungenum so mehr gegeil weltlicheAnfechtung sicher zu
stellen.

§. 10. Schirmherrliche Rechte über die Klöster.

Nach der Betrachtungder bischöflichenund landesherrlichenRechte
über die Klösterbleibenjetztnoch die vogteilichen zu erwähnen übrig,
an welchesichdie Patronatrechte anschließen.

Hiebei ist zunächstdie sog. Dingvogtei von der Schirmvogtei
zu unterscheiden. Kirchenund Klöster,d. h. sie selbstwegen ihrer Güter
und ihre Hintersassen,bedurfteneines gerichtlichen Vertreters. Dies
war der advocatus ihres geistlichen Oberen (refp. Bischofs,Abtes,
oder Probstes). Als später viele Klösterdurch königlichesoder landes-
herrlichesPrivilegium die Exemtionvon der gewöhnlichenGerichtsbar-
keit,Jimiiunität und eigene Jurisdiction über ihre Hintersassen
erlangten, übte der Dingvoigt auch diese aus und besorgtedaneben
überhaupt die äußern Angelegenheitendes Klosters. Diese Dingvogtei
war also eigentlichein bloßes Amt. In den landesherrlichenExem-
tions- und JnlMlinitäts-Privilegien wurde den Klösternbald die Befug-
niß zur Wahl dieser ihrer advocati oder defensores freigelassenund
dann wählte sie der Abt cum concilio fratrum, mit Zuziehungdes Eon-
ventes,— bald behieltensichdieLandesherrendas Rechtder Wahl und
Bestellungvor. (Vgl. I. H. Boehmer J. E. P. Lib. III. Tit. 35,
§. 15-17).

EtwasursprünglichdurchaushiervonVerschiedeneswar dieSchirm-
vogtei über dieKlöster,welcheein wahresMundium enthielt,nämlich
das Recht und die Pflicht zum faetifchen, bewaffneten Schutze.
DieseVogtei, die ebensoauch bei den Kirchenvorkam, übte in Bezug
aus dieKlöster bald derStifter und dessenNachkommenschaftvermöge
besonderenVorbehaltesund erblichenRechtesaus, bald ein Anderer,
dessen Schutz sie vom Stifter nach ihrer eignen Wahl über-
geben waren, bald der Bischof oder dessenSchutz-und Schirmherr,
bald — und zwar in subsidiumimmer— der Landesherr, vermöge
des ihmallgemeinüber alle schutzbedürftigenPersonenzustehendenMun-
diums. DieseSchirmvogteiwar es, die den Grund uild mehr nochden
Vorwand zu den mannigfachsten,aufs tiefsteeingreifendenRechtender
Schntzherrenhergab, namentlichzu Abgabe», zu Einfluß auf die
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Güterverwaltung und auf die Besetzung der Klosterämter, viel-

leichtauch auf die Aufnahme neuer Conventualen.

Der Inhalt der Befugmß des Schutzherrnwar weder gesetzlichnoch

durch Observanz auf eine festeWeise geregelt, die meistenderselbenbe-

ruhten vielmehrrein auf factifcher Anmaßung. Am Weitestengingen

hierin die Privatpatrone und die Landesherren. Erstere nutzten oftmals

das Klostergutnach Abzug des für die Erhaltung der Gebäude und der

ConventualenErforderlichenganz wie ihr eigenes Vermögen, und Letztere

gaben nicht bloß einzelneKlostergüter, sondern ganze Klöster zu Lehn,

(genau genommen die Schutzherrschaft über dieselben sammt den

daraus abzuleitendenRechten), rissen die Einkünfte theilweife an sich
u. dgl. m. Kam noch die Dingvogtei zu dieser Schirmvogtei hinzu,

so daß beide mit einander verschmolzenwurden, so läßt sichbegreifen,

wie ausgedehnt die Befugnisse eines solchenVogtes hie und da sein

mochten.
Der UnterschieddieserSchutzherrschaftvon dem bloßen Patronat-

rechte wie auch das beiden Gemeinsame(namentlich der Einfluß auf

die Bestellungder Klostervorsteherund der Klostergeistlichen)liegt schon

in dem Angeführten.
BegreiflicherWeise mußte den KlösterndiesesJoch höchstlästig sein

und vielfachsuchtensie sichdaher durch Ablauf oder durch gewaltsame

Emancipation davon zu befreien. Häufig gelang ihnen dies völlig,
häufig wenigstens in so weit, daß die schirmvogteilichenRechte sich in
bloße Patronatrechte verwandeltenund so deren spätere Schicksaletheil-

ten. (Vgl. überhaupt Wiese Handb. des Kirchenr. Thl. II. S. 410 ff.)
In Betreff der vier MecklenburgischenKlöster, welche zunächstden

Gegenstanddieser Abhandlung bilden, hat dieseSchirmvogtei Hauptfach-
Uchnur die Bedeutungals ein Erklärungsgrund und eineQuelle erwei-
terter landesherrlicher Rechte.

Von einer andern als der landesherrlichenVogtei finden sich bei
den KlösternDobbertin und Ribnitz keineSpuren, was hier auch um so
weniger auffallend ist, da die Landesherren selbst dieseKlöster sundirt
hatten. Ueber das KlosterMalchow hingegen prätendirte die Flotow'-
scheFamilie eine solcheSchirmvogtei („plena advocatia" heißt es bei
tlö Beehr in der Relation aus den Landtagsacten cle 1563, s. die Beil.
Nr. 2. Litt. J.), über welche es auch zu einem Proceß beim Reichs-
kammergerichtkam, der anfänglich für die Flotow's eine günstige Wen-
dung nahm. Diese Angelegenheitkommt auch später noch mehrmals
vor z. B. in den Verhandlungen des I. 1572, man erfährt aber aus
den bisher bekannt gewordenenActen und Schriften weder über den
Ursprung und den Inhalt der prätendirten Rechte, noch auch über den
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endlichenAlisgang des Streites etwas Genaueres. Nochin dem Erb¬
vertrage von 1621 und in der Transactio super divisione causarum
communium von 1626 (Klüver Beschr. v. Meckl. III. 2, S. 116 ff.)
geschiehtdieserStreitsachemit den Flotow's Erwähnung. Wahrscheinlich
sinddieLetzterenendlichdurchVergleichabgefundenworden,denn später
verschwindenihre Prätensionenspurlos. In ähnlicherArt hatten viel-
leichtauch die prätendirtenund zuletztdurchgesetztenRechteder Stadt
Rostocküber das Kloster zum heil. Kreuz in einer früherenSchirm-
vogteiihren Grund.

Anmerkungen zum ersten Kapitel.

1) Zu §. 1. Zur Zeit des Beginnes der Reformation waren im Ganzen etwa
27 Klösterin Mecklenburgvorhanden, nämlich 16 Mönchsklösterund 11 Nonnenklöster,
— erstere der Mehrzahl nach (11) in Städten (in Rostock3, Wismar 2, Schwerin,
Güstrow, Parchim, Neubrandenburg,Röbel, Sternberg je 1), nur S aus dem platten
Lande (Broda, Dargun, Doberan, Marienehe, Tempzin). Diese Mönchsklösterder-
schwandensämmtlichbis zum Jahre 155S (in Rostockund bald darauf auch in Stern-
berg schon1534, in Wismar 1541, Güstrow 1547, bald darauf vermuthlichauch in
Schwerin, dann 1552 Doberan, Marienehe, Dargun und Broda, 1553 Parchim, 1557
Tempzin,155s Röbel), nur die Franziskaner in Neubrandenburg behaupteten sichnoch
bis 1570. Dagegen befanden sich von den Nonnenklösternin den Städten nur 4,
von welchendas Prämonstratenserklosterzu Rehna 1552 eingezogenwurde, die ande-
ren 3 hingegen (Malchow,Ribnitz und Rostock)bis heute bei Bestand gebliebenfind;
— auf dem platten Lande aber 7, von welchennur das Benedictinerklosterzu Dob-
bertin der Säcularisation entging. Die anderen 6 wurden nach einander eingezogen,
zuerst zwischen1555 und 1560 Neukloster(Sonnencamp), Eldena, Zarentin, Jvenack
und Wanzka, erst 1756 aber das im Fürstenthume Schwerin belegeneKloster Ruh».

2) Zu §. 2. Die revidirte Klosterordnung von 1610 sagt zwar in ihrem Ein-
gange, die Jungfrauenklöster seien anfänglich von den Vorfahren darum gestiftet, daß
die darin sichbegebendenPersonen „fite die gemeineChristenheit,die KaiserlicheMa-
jestät, alle christlichenPotentaten, Chursürsten und sonderlichdie Obrigkeiten, unter
deren Schutzund Schirm ein jedes belegen wie denn auch alle Landstände mit
Fleiß und Ernst beten sollen", — es wird jedoch wohl kaum bestritten werden, daß
dieserAusspruch rücksichtlichder historischen Begründung nicht für unumstößlich
richtig anzunehnienist; wenigstens darf es bezweifeltwerden, daß schonbei der ersten
Stiftung dieser Klöster die Verrichtung der hier speciellvorgeschriebenenGebete ein
bewußtes Ziel der Stifter gewesensei.
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ZweitesKapitel.

Die ReformationundSäcularisationderKlöster.

§ l. Wesen5Unterschiedeund Verwandtschastder Säcularisation

und Reformation.

Um dieMitte des XVI. Jahrhunderts säcularisirten die Landes-

Herrendes protestantischenGlaubens bekanntlichbei weitemdie meisten

Klöster, d. h. sie hobenderen selbstständigeExistenzals juristischerPer-

sonen auf, zogendie auf diese Weise herrenlos gewordenenGüter zu

ihrer Kammer ein und machtendaraus gewöhnlicheDomanialämter.

Eine kleineZahl von Klöstern(sämmtlichJungfrauenklöster)entgingdieser

gänzlichenAufhebung,indem die Landesherrensichrücksichtlichihrer mit

einer bloßenReformation begnügten,d. h. den protestantischenCultus

in denselbenan die Stelle des katholischensetztenund sonstigeVerände-

rungen mit der innerenKlosterversassnngvornahmen.
Bevor nun dieseThatsacheaus dem historischenund rechtlichenGe-

sichtspunktenäher dargestelltwird, wird es von Nutzensein, dieBegriffe

von Säcularisation und Reformationstrengerzu scheiden,ihre Unter-

schiedeund ihre Verwandtschaftzu zeigen.
In dem Begriffeder Säcularisation liegt dem Wortausdrucke

nachzunächsteine solcheMaßregel, wodurchGüter, welchebisher f. g.
geistlichenoderkirchlichenZweckendienstbargewesenwaren, fortan eine

VerwendungoderBestimmungzu weltlichenoder staatlichenZweckener-

halten. Wendet man dies nun aber ans das VermögenkirchlicherGe-

meindenan oder auf das VermögenderKircheverwandter,mit dein ele-
ricalen Character bekleideterCorporationen (Stifte und Klöster) oder
geistlicherStiftungen (d. h..solcherStiftungen, die vermögeihres kirch-
lichenZweckesund vermögebischöflicherConsecrationunter specieller
Aufsichtdes Bischofsstandenund in Bezug auf die Veräußerungsfähig-
keit und die Privilegien den wirklichenKirchengüterngleichgestelltwa-

ren), — so erhelltsofort, daß mit der Veränderungin der Bestimmung
und VerwendungsolcherGüter nothwendigein Mehreres verbundensein
muß, nämlichdie Aufhebungdes bisherigenRechtsfnbjectes,der juristi¬
schenPersönlichkeit.Beständenebenjener Vermögensentziehungdas bis-
herigeSubject desselben,z. B. die kirchlicheGemeinde, unverändert
fort, so wäre die sog.Säcularisation offenbarnichtsmehr oder weniger,
als eine Expropriation, unter Umständenein Raub; — beständeda¬
gegen das Rechtssubjectzwar dem Anscheinenach fort, z. B. das bis¬
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herigeKlosterjetztals Unterrichtsanstalt,oder als Hospital,oder Ver¬
sorgungsanstalt,so wäre dies dochnur scheinbar ein Fortbestehen
der juristischenPerson, der Wirklichkeit nach hätte dennochdas alte
Rechtssubjectaufgehört zu existirenund es wäre an seineStelle ein
neues getreten,sundirt uud dotirt mit dem eingezogenen, her-
renlos gewordenen Vermögen des untergegangenen Rechts-
subjectes. Wenn einemrein kirchlichenZweckeein rein weltlicheroder
staatlichersubstituirtwird, so ist dieContinnitätdesRechtssubjectesoffen-
bar nur scheinbar,die Versorgungsanstaltz. B. ist nichtmehr das Klo-
ster, sondern dieses ist untergegangen,jene ist neu errichtetund so zu
sagenErbin des Klosters geworden. Aus diesemGrunde ist es sehr
erklärlich,daß man sichgewöhnthat, mit dem Altsdrucke„Säcularisa-
tion" vornehmlichauch die Aufhebung geistlicherCorporationenoder
Stiftungenzu bezeichnen,obwohl,wie gesagt,das Wort zunächstetwas
anderes bezeichnetund beideskeineswegsnothwendigzusammenfällt.Al-
lerdings enthält nach dem Gesagtenjede Säcularisation einesKlosters
immerund unbedingteine Aushebungder juristischenPersönlichkeitdes
letzteren,allein umgekehrtläßt sichsehr wohl die letzteredenken,ohne
daß damit auch eine Säcularisation im strengenWortsinned. h. eine
Verweltlichung desKlostervermögensverbundenwäre. Denn dieseliegt
genangenommenalsdann nichtvor, wennz. B. zwar das Klosterauf-
gehobenwird, das Klostervermögenaberbeisammenerhaltenund so nach
wie vor kirchlichenZweckengewidmetbleibt,z. B. als Dotation für die
Klosterkirche,oder als ein abgesondertes,nur für die Bestreitungkirch-
licherBedürfnissebestimmtesStaatsvermögen(bomimfisci particulare
nach technischemSprachgebrauche,s. Zachariä DeutschesStaatsrecht
Bd. III. S. 7 und 45 not. k.).

Von der Säcularisation der Klösteristwohl zu unterscheidendie
bloße Reformation derselben,obwohl, wie sichzeigen wird, beide
mancheBerührungspunktedarbieten. Bloß reformirt wurden diejeni-
gen Klöster, in welchenzwar die Religion und der Gottesdienstgeän-
dert, auchdie ganze innereVerfassunginsoweitmodificirtwurde, als es
die Religionsveränderungerheischte,die aber im Uebrigen weder ihre
juristischePersönlichkeit,nochihr Vermögenverloren, und mit Ausnahme
jener Modifikationenganz in bisherigerWeise,mithin als protestanti-
scheKlöster fortbestanden.

Trotz der hieraus sichergebendengroßen Verschiedenheitder beiden
Begriffeist nichtzu läugnen, daß Säenlarisation und Reformation im
Mittelalter nicht strenge geschieden,daß sie vielmehr auf eine und die-
selbeQuelle zurückgeführt,durchdieselbenGründe gerechtfertigtund mehr
als quantitativ,wie als qualitativ verschiedenangesehenwurden. In der

Vier««, Rechtsverhältnisse. I. Bd. 3
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That hat auch dieseAuffassungEiniges für sich. Wenn, so konnteman

sagen, die Verwandlungeines Klostersin eine Erziehungs-oder Versor-
gungsanstalt allemal eine Säcularisation involvirt (also Aushebungdes
bisherigenRechtssubjectesverbundenmit der Erschaffungeines neuen)—

so kann auch eine angeblichbloße Reformation unter Umständengar
leichtauf den Character einer Säcularisation Anspruchmachen. Denn
wo ist hier die Grenze? Auch hier ist der Unterschiednur quantitativ,
nicht qualitativ; die bloße Beibehaltungdes Namens „Kloster" und der
äußeren Formen des klösterlichenZusammenlebenskann unmöglichvon
großemGewichtesein, nocheinwesentlich,qualitativ, unterscheidendes
Criterinmbilden, wenn der Sache nach durch die Reformation bloße
Verforgungs- oder Erziehungsanstalten an die Stelle katholischer
Klöstergesetztwurden,wenn alles Wesentliche,die Gelübde,die Ordens-
regeln, die Unwiderruflichkeitdes Eintrittes hinweg sielen. Der Um-
fang, die Wichtigkeit der Reformation müßte demnachentscheiden,
nichtder unwesentlicheName; jenes aber ist eine Frage der Qnanti-
tät, also ihre Beantwortung aus einer gewissenGrenzeder Willkürun-
terworsenund mithin der UnterschiedzwischenReformationund Säcula-
risation, selbstwenn man nichtunter letztererausschließlichdieVerwand-
lung in fürstliches Kammergut oder Staatsdomänen verstehenwill,
keinscharfzu begrenzender.So konnteman argumentirenund es bleibe
dem Leserüberlassen,das GewichtdieserGründe zu prüfen. Eine nahe
VerwandtschaftbeiderBegriffewird sichwohl nichtbestreitenlassen.

§. 2. Rechtsgründe,historischeVeranlassungenund Tendenzender
Säcularisation und Reformation der Klöster. Concnrrenz der

Landstände.
Der eigentlicheund wahre Rechtsgrundfür die Säcnlarisation der

Klösterund geistlichenStifte liegt — abgesehenvon einzelnenQuellen
des positivenStaatsrechtes, rein voni philosophisch-staatsrechtlichenGe-
sichtspuncteaus betrachtet— in dem Rechteder Staatsgewalt, zwecklose
oder gar schädlicheInstitute oderKorporationen,namentlichsolche,deren
fingirte Persönlichkeitoder Rechtssubjectivitätsowohl rücksichtlichihrer
Entstehungals auch ihrer fortdauerndenGeltung und Existenzvon der
ausdrücklichenoder stillschweigendenGenehmigungund Anerkennungdes
Staates abhängt, aufzuheben(d. h. ihnen die fingirtePersönlichkeitwie-
de?zu entziehen)und das dadurch herrenlosgewordeneVermögender-
selbenals bonum vacans zu occupireu,— Letzteresnatürlichnur dann,
wenn nicht etwa vermögeder Verfassungund ausdrücklicherfür diefeu
Fall gegebenerBestimmungdas Vermögenin andere Hände übergeht
(z.B. durchVertheilungunter die Mitgliederder Corporation). Dieses
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Rechtsteht dem Staate allgemeinüber alle zu der vorbenannten
Kategorie gehörigen juristischenPersonen zu, ohne Unterschiedob
geistliche oder weltliche, es beruht genau genommenauchnur auf
demWesendes singirtenRechtssubjectesimbaus der Gesetzgebnngsgewalt
des Staates. Wenn also gewöhnlichdas Säcularisationsrechtnichtso-
wohl als ein Ausflußdieses Rechtes,sondernals ein besondererTheil
der Rechtedes Staats über die Kirche, dessog.Jus circa sacra oder
des Jus reformandi, dargestelltwird, so wird hiedurcheigentlichnichts
weiterausgesprochen,als daß jenes allgemeineRechtdes Staates auch
diejenigenbesonderenInstitute oder Korporationenmit ergreife, welche
unter dem speeiellen Schutze der Kirche oder in einer engeren
Verbindung mit derselben stehen.NatürlichmacheudiesekeineAus-
nähmevon der Regel, zumal ja die Kircheselbst,ihre Diener und An-
gehörigenin allenbürgerlichenVerhältnissen(und dahin gehörtdie Ver-
mögensfähigkeit)unter der allgemeinenGesetzgebungdes Staates stehen,
jenes Verhältnißzur Kirchealso auchkeineAusnahmebegründenkann,
— um so weniger, da diesesVerhältnißselbst,hinsichtlichder Klöster,
ebennur auf einer früherenSanetion der Staatsgewalt beruht (s. das
ersteKapitel§. 7). Eine längereAusführungüber die Rechtmäßigkeit
des Säcularisationsrechtes,die wegender verschiedenenpro et contra
geltend gemachtenArgumenteinteressantist, giebt I. H. Boehmer im
Jus Eccles. Protest. Lib. III. tit. 13 §. 48—54.

Im sechszehntenJahrhundert beriefensichdie evangelischenLandes-
Herrn jedochkeineswegsans obige aus demBegriffeeiner vollkommenen
Staatsgewalt abgeleitetenund hauptsächlichin dein Wesender fingirten
RechtssubjeetewurzelndenArgumente. Vielleichtkonntensie sich auch
nicht einmal darauf stützen. Denn man darf nicht vergessen, daß
der damalige Patrimonialstaat keineswegsder ideelleStaat des phi-
losophischenStaatsrechtes war, und daß die Landeshoheitder Reichs-
stände nicht eine vollkommneStaatsgewalt enthielt, sondern nur ein
Aggregat von verschiedenenRechten über die einzelnennichtin eine
MasseverschmolzenenLandestheileund Classenvon Unterthanen.Diesen
landesherrlichenRechtenstandenSeitens der Unterthanen, so viel das
Domanium betrifft, eigentlichepolitische Rechte(Theilnahme an der
Regierung involvirend)gar nicht gegenüber, was aber die Ritterschaft,
die Städte und die Prälaten betraf, nur deren verbriefte oder herge-
brachtePrivilegien. Im Uebrigen war die volle Staatsgewalt formell
immer nochbloß bei Kaiser und Reich; dieLandesherrnbesaßenvon
den Rechten derselbennur diejenigen (und zwar meistenslehnbar),
welche nach und uach zur Landeshoheit gezählt worden oder
speciell von ihnen erworben waren. So wird es erklärlich,daß

3 *
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imd warum die Landesherrnihr Verfahren gegen die Klösterweniger

durch wahre Rechtsgründezu rechtfertigensuchten, als vielmehrdurch

Berufung auf die historischeVeranlassungihres Verfahrens, die Refor-

mation, und auf Gründe, die mehr der Politik als dem strengenRechte

angehören.Im Allgemeinenkann man wohl behaupten,daß sie sichder

eigentlichenRechtsgründeschwerlichselbstganz klar und deutlichbewußt

waren, daß ihr Versahrenvielmehrdie Folge dunklerVorstellungenwar

von einer durchdieReformationerlangtenvermehrtenMachtvollkommen-

heit nnd von einerdamals nochmehr erstrebten,als wirklichbesessenen
Halbsouveränität. Letztereerreichtensie eigentlicherst durch den West-
phälischenFrieden im Jahre 1043 und ihrem noch weiter gehenden
Streben setztein der Folge, erst im Jahre 1670, der Kaiser Leopold
einigermaßengemesseneGrenzen. Das Reformationsrechtwurde im All-
gemeinenauchals die Quelle des Säcularisationsrechtesangesehen(hie-
bei erinnereman sichdes im §. 1 über dieVerwandtschaftbeiderGesag-

tert); im Einzelnenleiteteman das letzterebald aus der Territorial-
Hoheit, bald aus dem überkommenenJus episcopale (so z. B. Her-
zog Adolph Friedrich im Jahre 1633, s. Spalding Landtagsverh.
Bd. II. S. 235, wo aber freilichdas Jus episcopale selbstwiederals
Annexum der landesfürstlichen Hoheit erscheint),bald wohl gar
aus demallgemeinenlandesherrlichen Patronat her, wobeies denn
freilichnicht zu verwundernwar, daß auchPrivatpatrone vielfältig
ein Rechtzu haben glaubten, das Gut der Kirchenund Klöstercut sich
zu reißen (s. obenKap. I. §. 10).

Schließlichhörte alle Veranlassungaus, den wahren Rechtsgründen
der Säcularisation noch weiter nachzuforschen,denn bald war dieselbe
eine vollendetehistorischeThatsacheund als solchewurde sie nichtbloß
von den Landständenanerkannt,sondernauchreichsgesetzlichd. h. durch
Kaiser und Reich, also aus höchsterMachtvollkommenheit,bestätigt,
schonim Religionsfriedenvon 1555. §. 19. DieseAutorität ersetztejeden-
falls, was den Landesherrenetwa an Besugniß gefehlt haben mochte,
fodaß es seitdemder hinzutretendenVerjährung nicht einmal bedurfte.
Die katholische Kirche mochteallerdings fortfahren, wie sie in den
Protestantennur Ketzerund Ansrührersah, so auch in der Reformation
und Säcularisation der Bisthümerund Klösternur einenRaub an der
katholischenKirchezu erblicken,dieseAuffassungblieb praetischziemlich
gleichgültig.Der WestphälischeFriede bestätigtedas Rechtfür die Ver-
gangenheitnochmalsund fügte sogar neueSäenlarisationen hinzu (z.B.
die der BisthümerSchwerinund Ratzeburg)— Art. V. §. 1 und 25 —,
wenn auchmit einergewissenBeschränkungdurchdas Normaljahr 1624.
DieseletztsteBeschränkungregeltedas Verhältnißunter den Consessio-
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nert; die säcularisirtenKlöstersolltenbleiben, was siegewordenwaren,
die nochnichteinmalresormirten,alsokatholisch gebliebenen Klöster,
solltender Reformation nicht weiter unterliegen(nochweniger also
der Säcularisationvon Seiten eines evangelischen Landesherrn),die
nichtsäcularisirten,aber bereitsresormirten,evangelisch gewordenen
Klösterdagegenunterlagenfortan trotz des Friedensnach wie vor der
völligenStaatsgewalt der evangelischenLandesherrenin ebendemMaße,
wie man dies überhauptvon bonis ecclesiasticissagen konnte(mithin
auchder Säcularisation). Vgl. I. H. Boehmer J. E. P. Lib. III. tit.
13.§. 56. und tit. 36. §. 32. Das Reformationsrechtselbstwurdedurch
den WestphälischenFrieden ausdrücklichauf die Territorialhoheit
(alsonicht auf das evangelische Episcopat) als seineQuellezurück-
geführt und durchdie gemeineReichspraxisgerechtfertigt(Jnstr. Pac.
Osnabr. Art. V. §. 30). — In noch neuerer Zeit bestätigte und gestat-
tete der Reichsdeputationshauptschlußvon 1803 (§. 35 und 36)dieSäcu¬
larisation im weitestenUmfange,s. Rudloss Versucheiner richtigen
Auslegungund Anwendungdes Hauptschlussesu. s. w. Zwei Theile
1804 und 180S.

Die neuerendeutschenVerfassungenenthaltenmeistensnur den be-
schränkendenZusatz,daß das säcularisirte Gut möglichst nur zu
gleichartigen oder ähnlichen Zweckenwieder verwendet wer-
den soll.

Es wird schwerlichzu längnen sein, daß die Habgierder Fürsten
und eine gewisseRaublust,den?damaligenZeitalterviel wenigerfremd,
als dem unfrigen,das ihrige dazu beigetragenhaben,so viel reicheKlö-
ster und Stifte in den evangelischenLändernauf das schnellsteverschwin-
den zu machen. Auf der andernSeite springt es aber auchin die Au-
gen, daß der Geistdes Protestantismusdem psäsfischenMönchs-und
Klosterwesenabholdund feindlichsein mußte. Nirgendsfand dieRefor-
mationeinenhartnäckigerenWiderstandals geradein den Klöstern. Da
die neueLehredenGlaubenan die absoluteVerdienstlichkeitder Armuth,
de? ehelosenStandes und der fortgesetztenAndachtsübungen(ohnealle
sonstigeWerkthätigkeit)ebensowenigbilligenkonnte,als den Glauben
an die durchsolcheFürbittenzu erlangendegöttlicheGnade (auch für
Andere,dieetwa für ihr Geld Messelesenließen), so mußtedie Refor-
mationvon vornehereindas mönchischeLeben,die mönchischenGelübde
(derArmnth,Keuschheitund des Gehorsams)sammtderUnwiderruflichkeit
des Eintrittes in ein Kloster, fernerdie ganzeOrdensverfassungsammt
deuOrdensregeln,der Ordenstracht,den horis canonicis u. s. w. ver-
werfen. Die in denKlösternallgemeineingerisseneSittenlosigkeitkonnte
dieAbsichtder AufhebungsolcherPflanzstättender Faulheit und Lieder¬
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lichkeitnur verstärkenund — wenn auch vielleichtdamals nochhalbun-

betonet— selbstdie staatsöeononiischeRücksichtans die Nachtheileder

nutzlosenAnhäufungdes Vermögens, namentlichdes Grundeigenthums,

in todterHand konntekaum ganz im Hintergrundebleiben. So drängte

Vieles dazu hin, wenigstens eine völligeUmgestaltung mit denKlö-

stern vorzunehmen,und wenn hiebeivon dem eigentlichwesentlichen

den Gelübdenund den Ordensregeln — dochnur das Wenigstevon

Bestandbleibenkonnte,das Bedürfniß der Klösterin ihrer neuerenGe-

stalt aber unendlichviel geringer war, als die Zahl der bestandenen

Klöster, so war es sehr natürlich, daß die Mehrzahl derselbengänzlich

verschwand,und namentlichdie männlichenKlösterfast ohne Ausnahme
eingezogenwurden. Die Umgestaltungder wenigenzurückbleibendenim
Geistedes Protestantismusging bald bis zur völligenVerwandlungin
bloßeUnterrichtsanstalten,bald wurde die frühere Gestalt mit dem Na-
men Klosterbeibehalten. Unbedingt wegfallen mußten die Gelübde
(wenigstenshinsichtlichihrer Unwiderruflichkeit,wodurchsie erst wahre
Gelübdeim Sinne des canonischenRechtswerden),die Ordensverfassung
und alles, was damit zusammenhing,z. B. mit demGelübdeder Keusch-
heit oder des ehelosenStandes, dieUnwiderruflichkeitdes Eintrittes (wer
fortan sichverheirathenwollte, konntevorher austreten); mit dem der
Armnth, die Vermögenslosigkeit,der Verlustder Testirfähigkeitit. s. w.
(S. I. H. Boehmer J. E. P. Lib. III. Tit. 35. §. CS.und 70). Da¬
gegenwurdez. B. das NoviziatsinnloserWeisehie und da beibehalte»,
(s. Boehmer 1. c. Tit. 31. §. 54—59). Durchgehendfindet sichdas
Bestreben,die KlösterdemStaate nützlicherzu machen,indem ihnen die
Aufgabegestelltwurde,denErziehungszweckel!mehr als bisherzu dienen
und tüchtigeStaats- und Kirchendienerauszubilden,(f. Boehmer 1. c.
Tit. 31. §. 79). Mit letztererRichtungder Reformationkann auch auf
eine fehr natürlicheWeisein Verbindunggesetztwerdendie seitdemimmer
mehr hervortretendeBeschränkungder Aufnahme-Fähigkeitauf Einhei-
mische oder deren Bevorzugung(f. z. B. die MagdeburgischePolizei-
ordnungC. VI. §. 4. und 5. bei Boehmer 1. c. §. 79 und 81). — Eh¬
rend hingegen zn einer Beschränkungauf edelgeborene Knaben nicht
der mindesteGrund vorlag. (Die angef. Polizeiordg. in §. 5 nennt aus¬
drücklich,„edel— nnd bürgerlicheKnaben" als aufnahmefähig.)

Inwiefern die Landständebei der Reformation und Säeularifation
der Klösterein Rechtzu concurriren hatten, ist, abgesehenvon den stän-
dischenVerfassungender einzelnen Länder, kaum mit Bestimmtheitzu
sagen. Allerdingswaren die Prälaten wohl überall selbst ein Theil der
Landständeund die Aushebung der durch sie vertretenen, mit Gvind-
eigenthnm angesessenenKlöster, Abteien und Stifte, und somit auch



Rechtsgründe, histor. Veranlassungen u. Tendenzen der Säcularisation zc. Zg

ihrer Landstandschaft,konntevon Rechtswegen schwerlichohne ihren
Consensvor sichgehen,— folglichauch nichtohne den Consensihrer
gerade zum solidarischen Schutzeder gegenseitigen Privilegien
mit ihnen verbundenen und in ein Corpus vereinigten Mit-
stände. Indessen,practischbetrachtet,war dies von geringerErheblich-
keit. Meistenssäcularisirtendie Fürsten ohne die Stände zu fragen.
War dieseinmalgeschehenund hätten die Stände das Factum nun auch
wirklichrückgängigmachenwollen, so fehltees ihnen dochgemeiniglich
an der Gewalt ihren Widerspruchdurchzusetzen.An wen solltensie sich
um dessallsigeUnterstützungwenden? An den Kaiser? daran war nicht
zu denken,weil der Kaiserder Religionwegenin feindlicherStellung
dastand, und ihm gegenüber das Zusammenhaltender Stände mit
denFürstensichvernothwendigte.An die übrigenevangelischenLandesher-
ren? Dies war gleichfallsunthunlich,weil diesemit denKlösternalle auf
gleicheWeiseverfuhren.Wie war vonihnen,diesieihre eigenenStände
ebensowenigzu Rathe gezogenhatten, Schutzfür fremdeStände zu er-
warten? In diesenUmständenlag es, daß überall die anfänglichetwa
laut werdendenKlagenlind Beschwerdender Landständeüber dieSäcu-
larisationsehr bald verstummten.Als vollendsin demReligionsfrieden
durchKaiserund Reichdie vollendeteSäcularisation bestätigtworden
war, mußtejederWiderspruchverhallenund die Stände sahensichnun
in der Lage, die vollendeteThatsacheanerkennenzu müssen. —

HinsichtlichderbloßenReformation gingendieLandesherrenzwar
in der Regelso zu Werke, daß siedarin nachdemRathe und mit der
EinwilligungihrerLandständeverfuhren,sievergabensichaberauchdabei
niemals etwas an ihremlandesfürstlichenGesetzgebungsrechte,siegestan-
den denStänden principielldie Nothwendigkeitder Berathung, zumal
der vorgängigen, keineswegszu, sie räumten ihnen nur das Recht
ein, ihre etwaigenBeschwerdenundVerbesserungsvorschlägeanzubringen,
ilnd behandeltendieZuziehungderStände in dieserAngelegenheitüber-
Hauptals eineSache ihres freienwillkürlichenErmessens.

§. 3. Verlauf der Reformation in Mecklenburg.

Nach diesenallgemeinen Bemerkungenist jetzt der Verlauf der
Reformationin Mecklenburg etwas näher zu betrachten.

Hauptsächlichwegendes anfänglicheWiderstreitsin der religiösen
Richtung,der beidenHerzögeHeinrichund Albrechttrat in Mecklenburg
zuerstdie Stadt Rostockenergischfür die neueLehreauf. Hier nahm
der Magistrat die Sache der Reformationin seine Hände (besonders
seitEndedes Jahres 1530). Er ging soweit,daß er das Johanniskloster
llnddas Michaelisklosterin Schulen,das Katharmmllosterin eineArmen-
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anstatt verwandelte,den Nonnen im Kreuzklosteraber die Beobachtung
der Ordensregeluntersagteund ihnen einen lutherischenPrediger ans-
drang, auch einen evangelischenKlosterprobstzur Verwaltung der Ein-
fünfte einsetzte(1533und 1534). Dies waren Acte,die genau genommen
nur demTerritorialherrn zustanden,da selbstdas Patronatrecht,
wenn ein solchesvorhandenwar, das Jus reformancli nicht enthielt,
— es konntedaher auchnicht fehlen, daß dieserwegenspäterhin Strei-
tigkeitenzwischendemRostockerMagistrat und denLandesherrenvorfielen.

Aehnlichverfuhr indessenauchdieStadt Wismar, wo das Francis-
canerklosterund andere katholischeStiftungen gleichfallsSeitens des
Magistrates,der dazu nichtfür befugtgeltenkonnte,fchonim den Iah-
ren 1529 und 1531 aufgehobenund deren Einkünftezu anderen, wenn
auch geistlichenZwecken(Versorgung evangelischerPrediger und der
Armen) verwendetworden waren. Nur das Dominicanerklostererhielt
sichnocheineZeit lang, bis es 1553 gleichfallsin ein Armenhausver-
wandelt wurde (Rudloff NeuereGeschichtevon Mecklenb.S. 81—83,
auch 139 not. m.).

Abgesehenvon diesenResormations- und Säcularisationsactender
beidengenanntenStädte machenin der MecklenburgischenResormations-
geschichteEpochedieKirchenvisitationenvon 1534(Rudloff a. a. O. S.
86) und 1541 (ebendaf.S. 102 f.). Hiebei ist zu bemerken,daß .diese
Visitationen,gleichwiedie darauf gebauetenKirchenordnungeneben das
Mittel und die Form waren, in welcherdie Landesherrenihr Reforma-
tionsrechtgeltendmachten. Die Visitationenerstrecktensichnicht bloß
ans die Kirchen,sondern auch aus die Klöster, und so umfaßten denn
auchdie Kirchmordnungendie Ordnung der Klöstermit, bis für-letztere
besondereKlosterordnungenerlassenwurden. Geradein denKlösternstieß
aber die Reformationauf den hartnäckigstenWiderstand,z. B. in Mal-
chow1541 (Frank A. u. N. M. IX p. 209), in Ribnitz1556 (ebendaf.
X p. 22), in Dobbertin1557 (ebendaf.X. p. 52), in Rostock1531, 1533,
1534, 1558 und 1562 (ebendas.IX. p. 151. 153. 166. 167. 175. X. p.
63. 107). Vgl. auchWiggers mehrangef.Werk S. 67 ff.

Demnächstwar von hervorstechenderBedeutung die aus dem Land-
tage zu Sternberg 1549 zu Stande gebrachteeinmüthigeVereinbarung
über ein neuesGlaubensbekenntniß(Rudloff a. a. O. S. 115), ferner
das LochauerBündniß im Jahre 1551 (ebendas.S. 123), endlichder
Antritt der alleinigenLandesregierungSeitens des Herzogs Johann
Albrechtim Jahre 1552 (ebendas.S. 133). Mit letzteren!begann die
Reformationeigentlicherst in ihrer vollstenAusdehnung, zugleichaber
auchdie Säcularisationder Klöster auf demplatten Lande und in den
Städten. Am 6. März 1552 wurde das KlosterDargun, am folgenden



Verlauf der Reformation in Mecklenburgs 41

Tage das KlosterDobberan aufgehobenund in Besitzgenommen,im

Juni desselbenJahres die ComtureiKraak (Rudloss a. a. O. S. 133,

Franck A. u. N. M. IX. S. 261 ff). Zunächstscheinenfreilichnur die

Mönchsklostereingenommenworden zu sein, allein Rehna, Zarrentin,

NeuklosterwarenNonnenklösterund auchdieseentgingendemallgemeinen

Schicksalenicht. In demselbenJahre erließ HerzogJohann Albrecht

die erste umfassendeKirchenordnungauf Grundlage des lutherischen
Glaubensbekenntnisses,ordnetebald darauf einegenerelleVisitationder

KirchenundKlösteran, in Folge deren dieKlösterzuGüstrow,Parchim

und Schwerin in Schulenumgewandeltwurden (Franck A. u. N. M.

IX. S. 266.267), und nöthigteauf feinemKriegszugenachdemSüden,

in Gemeinschaftmit demChurfürstenMoritzvonSachsenund demLand-
grafen Wilhelmvon Hessenden Kaiserzu dem bekanntenPassauischen
Vertrage, wodurchdie energischeDurchführungder Reformationsehr
wesentlichbefördertwurde. Der sichersteBeweis,daß dieSäcularisation
der Stifte und Klösterim Jahre 1552schonfast vollendetgewesensein
muß, scheintdarin zu liegen, daß mit diesemJahre der Prälatenstand
bereits ganz von den Landtagen verschwindet.Sobald die Pröbste,
Aebteund Deeane der Stifter, Klösterund Capitel ihren Grundbesitz
verlorenhatten, konntensienatürlichauchnichtmehr in der Versamm-
lnng der Feudalstände (die zugleichFundalständewaren) erscheinen.

Was nun mit den Klösternwurde, nachdemsiesolchergestalt„ein-
genommen"wordenwaren, ergiebtsich— wo nicht, wie besondersin
den Städten geschah,SchulenoderHospitälerdaraus gemachtwurden
— ziemlichvon selbst. In Dargun setzteder Herzogsogleicheinen
„Hauptmann" ein (Franck A. it. N. M. IX. S. 262). Nachder Ein¬

nahmewurdendieKlosterbesitziingenin fürstlicheAemterverwandelt,die

sichvon andernhöchstensdadurchunterschieden,daß sie einstweilennoch
denNamen„Klöster"oder „Klosterämter"beibehielten(vgl. z.B. Spal-

ding Landtagsverhandl.Bd. I. S. 47. 263 und a. a. O., auch den
Dotationsbriefder Rostock'schmAeademie,Beil. Nr. 2. Litt. G., wo die

damals — 1557 — bereits längstsäcularisirtenKlösterDobberan,Ma-

rieneheund Nenkloster„unsereFeldklöster"und „unsereKlöster"genannt

werden). Was aus denAebten,Pröbsten,MönchenundNonnenwurde,

ist nichtgenau nachzuweisen,dochenthält darüber die Kirchenordnung

von 1552 Folgendes:
„Dieweil aber noch alte Personenin Stiften und Klösternsind,

sollen die Unterhaltung haben und nicht verstoßenwerden, sofern

sie sichden Pfarrkirchengleichförmigmachen." (Beil. Nr. I Lit. A).
Demnachscheintman — und dies bestätigenauchvielesonstigegeschickt-

licheZeugnisse— die jüngeren Mönchegeradezu vertrieben und auch
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selbst den alten nur unter der Bedingung Wohnung und Unterhalt
gelassenzu haben, daß sie die evangelischeReligion annahmen, — wie¬
derum ein Verfahren,au welchemman deutlicherkennt,daß die Refor-
mation auch zur völligenAufhebungder Klösterden Hauptgrund her-
gab. Der Abt zu Dobberau erhielt eine jährlichePension von 100 ff.
(Studioff a. a. O. S. .134not. b).

Was die Rechtsgründefür diesesVerfahrenbetrifft, fo wird man
auchfür Mecklenburgdie darüber im §. 2 gegebeneDarstellungbestätigt
finden. Auf dein Laudtage zu Güstrow vom 25. Juli 1552 berufen
sich die fürstlichenRäthe der ständischenBeschwerdegegenüber Haupt-
sächlichnur darauf, daß die Geistlichkeites sei, welchealles Unglückin
Deutschlandangerichtethabe, daß namentlichdieMönchein denKlöstern
sehr übel hausgehalten hätten und daß die Landesherrenmichkeines¬
wegs gemeintseien,die eingezogenenGüter beliebigzu verwenden,son-
dern daß Alles zu christlichmildemGebrauch, namentlichzur Stiftung
und Unterhaltung der Schulen und der Universitätwieder angewendet
werdensolle. (Beil. Nr. 2 Litt. A.) Und ähnlichwird in dem Dota-
tionsbriefeder Rostock'schenAeadeniievon 1557 (ebendas.Litt. G) „das
unstattlichejährlicheAufhebenderFeldklöster"und daß dasselbegar viel
nützlicherauf Schulenund Universitätenverwandt werdenkönne,gewisser-
maßen als Rechtfertigungfür die Säeularifation hingestellt. Selbst auf
das oberstePatronat berufensichdie Landesherreneinmal (S palding
Landtagsverh.I. S. 89), obwohldochin dem Patronat keiuenfallsdas
RechtderReformationund Säeularifation liegenkonnteund dieKirchen-
ordnunggeradedagegeneifert,daß diePatrone so vielfältigdieRefor-
mationbenutzenwollten,sichmit denGütern derKirchenund Stiftungen
zu bereichern. (Kirchenordnungvon 1552 Thl. V. Beil. Nr. 1 Litt. A.)
Dies geschahübrigens dennochvielfachsowohl von Seiten des Adels
als auch von Seiten der Städte. Bemerktist schon,daß auch die von
den Städten Rostockund Wismar ausgegangeneAufhebungeiniger in
ihren Mauern belegenenKlöstergenau genommennur eine solchemiß-
bräuchlicheAusdehnungeines überdies an sichselber nochzweifelhaften
Patronatrechtesangesehenwerdenmuß.

§. 4. Verhandlungen mit den Landständen.

Die Verhandlungenmit den Landständenüber die Reformationund
Säkularisationsind, soweitsie hierhergehören, in der Beil. Nr. 2 zu-
sammengestellt.

Man siehtdaraus, daß allerdings die Landschaftbei der Säculari-
fation einWortmitzusprechenhaben und das Verschwindender seit 1523
mit Ritterschaftund Städten so eng verbündetenPrälaten von den
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Landtagenkeineswegsgeduldigertragen wollte. Die fürstlicheAntwort,
auf demLandtage 1552 umgeht die Competenzfrageeigentlichgänzlich.j
und suchtdie gethanenSchritte lediglichnach der materiellen Seite hin,

zu rechtfertigen.
Aus dem Landtage von 1555 beschwerendie Stände sich, daß die

Klösterzu Aemterngemachtund die Klostergütereingezogenwürden, wo-
durch„denen von Adel und andern Ständen" ihre Rechtean den-
selbenentzogenwürden. Die hierauf ertheilteAntwort enthält nur die
Behauptung, daß in den Klöstern oder deren Gütern Niemandem
seine Rechte entzogen wären. Damit wird die Frage, inwiefern die
Stände als folchebei der Säcularisation etwa einzuwilligengehabt hät-
ten, abermals entwederumgangen oder verneint..

Auf demLandtageJudica 1557 wird die Säcularisation selbstschon
nichtmehr angefochten, indem sich die Landschaftbereits bei der Ver-
sicherungberuhigt,daß dieKirchengüterzu christlichemGebrauchverweil-
det werden sollen und nur noch um Erfüllung dieserZusage und um
Schonung der Patronatrechte „derer von Adel und der Städte" bittet.
Es protestirt freilichRostocknoch wiederholt gegen die Säcularisation
und Reformationseiner Kirchenund Klöster, indem es sich in Betreff
dieser das Reformationsrechtselbstbeizulegengeneigtscheint, allein die
Landesherrngeben auchdiesenPrätensionen nicht nach.

Im Jahre 1561 anerkennendie Stände das landesherrlicheSäen-
larisationsrechtbereits in dem Umfange,daß sie dieselbesogar zumBe-
Hufe der bloßen Erleichterungder Finanznoth für an fich zulässigzu
halten scheinen,denn sie sagen eine beträchtlicheGeldhülfezu, damit die
Landesherr» nicht aus Roth wegen des enervirten Zustandes
ihrer Kammer alle gewesenegeistlicheGüter an sichziehen,sondern
nocheinige derselbenconservirenmöchten. Ueberhauptaber wird, wie
es denn auch nicht anders sein konnte, schonseit deni AugsburgerRe¬
ligionsfriedenvon 1555, die Säcularisation immer als vollendeteThat-
fachebehandelt.

Hinsichtlichder eigentlichenReformation im engeren Sinne zogen
die Landesherrn die Stände allerdings mehr zu Rathe, vgl. z. B. die
fürstlichenLandtagspropositiouenII. und III. des Landtags Juclica 1555,
nebstden daran sichknüpfendenVerhandlungen,— ein demErlasseneuer
Ordnungenim Kirchenwefenvoraufgehendes rathsames Bedenken
der Landschaftwurde aber keineswegsals unerläßlichbetrachtet,vielmehr
sollte es den Ständen bloß unbenommensein, ihren Rath zu ertheilen
und eventualiter auch Beschwerdezu führen, wenu Grund dazu vor-
Händen,namentlichwegenetwaigerVerletzungihrer Patronatrechte. Vgl.
die Verhandlungenüber das ständischeGravamen 5. bei Spalding I.
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S. 42. 56. 74. 87. (dazu als Seitenstückdie Verhandlungen über die
ständischenGravamina 29 und 30 de anno 1650 bei Sp alding III.
S. 23. 49. 57. 69. 86. 107—109).

Die Kirchenvisitationvon 1534 geschahohne alle Coneurrenz
der Stände, desgleichendie Publication der erstenKirchenordnungvon
1540 und die sortgesetzteVisitation der Kirchenund Klösterin den Jahren
1541 und 1542. Auchdie Kirchenordnungvon 1552 wurde ohne Zu-
ziehung der Stände abgefaßt und publicirt und erst bei der hierauf
angeordneten zweiten generellenVisitation in den Jahren 1553 und
1554 ließen die Landesherren sich die Beiordnung einiger Landstände
gefallen.

Die Verwendungder eingezogenengeistlichenGüter der Kirchenund
Klöster zu verwandten christlichenZweckenwurde den Ständen, welche
auch gerade hieraufbesondersdrangen, nachdemsie die Einziehungselbst
nicht mehr ungeschehenmachenkonnten, mehrmals und wiederholt ver-
heißen,und zwar in der Art, daß die Einkünftehauptsächlichzur Unter-
stützungarmer Kirchen,der Schulen, der Universität, der Hospitäler und
zur Bestreitungder Kostender Consistorien,der Ordinationen und Bist-
tationen angewendetwerden sollten, f. namentlich die Kirchenordnung
von 1552 Thl. V., die Landtagsverhandlungenvon 1552, 1555, 1557,
ferner den FürstbrüderlichenTheilungsvertrag zu Wismar de anno 1555
(Gerdes UrkundensammlungS. 181), den sog. Ruppin'schen Macht-
spruchde anno 1556, und den Dotationsbrief der Rostock'fchenAcademie
von 1557). Trotzdemist diefe Verheißung der drückendenFinanznoth
wegen immer nur theilweifeausgeführt worden, niemals aber in der
Art, daß das gefammtefäeularisirte Gut ein bonum fisci particularc,
ausschließlichgewissenkirchlichenoder sonst christlichenZweckengewidmet,
gewordenwäre (wie in Hannover, nach Zachariä deutsch.Staatsrecht
Bd. III. S. 45 not). Es wurde vielmehrgewöhnlichesfürstlichesKam-
mergut und übergegangenist mit demselbennur eineArt von subsidiärer
Verbindlichkeitzur Unterstützungverarmter Kirchen und kirchlicherIn-
stitute, sowie ferner die Verbindlichkeitzur Erhaltung der Universität,
der Schulen, des geistlichenConsistoriumsu. s. w.

Was endlichdiejenigenKlöster betrifft, welchenichtsäcularisirt (auch
nicht etwa in Schulen oder Armenhäuserverwandelt), sondern lediglich
resormirt wurden, und zu denen eben Dobbertin, Malchow, Ribnitz
und das Rostock'scheKreuzklostergehören, so ist zunächstdie historische
Veranlassungdavon, daß sie im Jahre 1552 dem gewöhnlichenSchicksal
der gänzlichenAufhebungentgingen, nichtleichtmehr nachzuweisen.Daß
Dobberan, Dargun, Rehna, Zarrentin, Neuklostereingenommenwurden,
Dobbertin, Ribnitz und Malchow dagegen verschont blieben, beruhte
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wahrscheinlichbloß auf zufälligenUmständen; wenn nicht Anderesda-
zwischengekominenwäre, so würde das Schicksalder letzterenbinnen
kurzemdurchaus das nämlichegewesensein, welchesdie erstgenannten
Klöstertraf. An jene war eben die Reihe nur früher gekommen.

Auf dem Landtage zu Güstrow Judica 1555 bat die Landschaft
selbstum die Einführung der reinen Lehre auch in die Klöster, mithin
um deren Reformation (Antwort auf die PropositionenII und III und
Gravamen 14), zugleichaber bat sie auch:

„Die Jungfrauenklösterin ihren Haab und Gütern, auch Herr-
lichkeitenund Gerechtigkeitenohngekränktzu lassen,alle Jahre zwei
Landräthe der Oerter, in welchendas Klosterbelegen, auch zwei
fürstlicheHofräthe zu ordnen, dievon den Klostervogtenund Küchen-
meisternund anderen AmtspersonenRechenschaftnähmen, gebühr-
liches Einsehen, wo es die Roth erforderte thäten und von dem
Betragen der Amtleuteund allen Mängeln Sei--™Nachrichtgäben."

Die hierauf ertheilteFürstlicheResolutionverheißtzwar, die Resorma-
mation gebetenermaßenvermittelstder allgemeinenVisitation ins Werk
richtenzu lassen,auf den weiterenfpeeiellenVorschlagaber geht sie gar
nicht ein, sondern verheißt nur nach gehaltener Visitation mit Rath
der Landschaft gute und christliche Verordnungzu thun und aus
der Kirchenordnungvon 1552 geht denn anch ziemlichdeutlichhervor,
daß die Landesherrenschwerlichgewillt waren, irgend ein Klosternoch
langebei Bestandzu lassen,vielmehralleKlostergüternützlicherenZwecken,
namentlichder Unterstützungder Kirchen,Schulen und Hospitäler zuzu-
wenden. In Betreff der Mönchsklösterheißt es ausdrücklich,daß Nie-
mand künftighinmehr in dieselbenaufgenommenwerdensolle (weil sie
nämlichals Unterrichtsanstaltendochnicht zu brauchenseien), die alten
Mönche,die einmaldarin wären, sollten,wennsie sichreformirenwollten,
einstweilennoch ihren Unterhalt bekommen,allmälichaber solltendiese
Klösteroffenbargänzlicheingehen. In Bezug auf die Jungfrauenklöster
ist zwar davon die Rede, daß die Domina junge Jungfrauen zu christ-
licherZuchtlindUnterweisungauchfernerhinnochsolleannehmendürfen,
allein daß man nicht beabsichtigtehiebei stehen zu bleiben, zeigt das
Beispielvon Neukloster,Rehna, Zarrentin klärlich.

Auch der Umstand, daß von einer besonderenOrdnung für die
Klöstergar niemals die Rede war, oder eine solchewenigstensniemals
ernstlichin Angriffgenommenwurde (was dieKirchenordnungvon 1552
in dieserBeziehungenthält, ist ganz unbedeutend),weistdarauf hin, daß
man au eine völligeConfervation auch nur einiger Klöster anfänglich
wohl nicht dachte. Erst 1572, als es entschiedenwar, daß von den
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Feldklösterndrei conservirtbleibensollten, wurde die ersteKlosterordnung

entworfen.
Dagegen baten, wie obiges Gravamen zeigt, die Landstände um

Beibehaltung der Jungfrauenklöster in der Art, daß dieselben

fortan nur unter die speeielle Aussicht der Landesherrengestelltwerden

möchten. Diese sollten jährlich eine Visitation der Klöster veranstalten,

theils um sichRechnungablege«?zu lassen, theils um etwaigeMißbräuche

abzustellen. Bei den Landräthen, welchedort ueben den fürstlichenHof-

räthen genannt werden, darf man keineswegsdaran denken, als wenn

dadurch eine ständische Concurrenz zu jener Visitation verlangt

worden wäre, denn die Landräthe waren damals nochrein fürstliche

Diener, die nur im Gegensatzezu den rechtsgelehrten Hofräthen

ans den Vasallen genommen wnrden, weil früher der Rath des

Fürsten allein aus Prälaten und Vasallen bestandenhatte. Wie

dieLandschaftdazu kommt von „Klostervoigten"anstatt von „Pröbsten"

zu sprechen und ob damit etwa landesherrlich eingesetzte Ver-

Walter bezeichnetwerdensollten, muß dahin gestelltbleiben. — In der

fürstlichenAntwort aus das Gravamen kann, wenn man die Thatsache

der Einziehung so vieler Jungfrauenklöster daneben hält, nur die Ab-

lehnung eines bestimmtenVersprechens,daß dieselbennicht sollten einge-

zogenwerden, und der Vorbehalt desfallsigerweiterer Entschließungge-

funden werden.
Wenn es endlich wahr ist, was Franck (A. u. N. M. X. S. 18)

berichtet, daß die Landstände auch schon damals geäußert hätten, es

würde gut sein, dieseKlöster„zur Erhaltung armer und Erziehungjunger

Kinder" beizubehalten— ein Projeet, welchesallerdings sehr nahe lag

und auchspäterhin nochmehrmals wieder austaucht— so wäre hiedurch

dieIntention der Stände noch klarer ins Licht gestellt,man würde näm-

lich dann erkennen,daß es ihnen vor allen Dingen nur darum zu thun

war, der gänzlichenEinziehung zum fürstlichen Kammergut vorzn-

beugen, mochtenalsdann immerhin die Klöster auch in völlig verän-

derter Gestalt fortdauern z. B. als bloße Schulanstalten, oderArmen-

Häuser. Auch dieses Project fand jedoch keinen Anklang, sondern es

gingen diejenigenJungfrauenklöster, welchesäcularisirt wurden, völlig

zum fürstlichenKammergutüber, gleich den Mönchsklöstern,und dieje-

nigen, die einstweilennoch bei Bestand blieben, indem sie bloß resor-

mut wurden (Kirchenordnungvon 1602), behielten-einstweilenbis auf

die sog. papistischenGränel ganz die Gestalt und Form der katholischen

Klösterbei.
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Drittes Capitel.

Die Zeit von 1555 bis 1572.

§. l. RuppinscherMachtspruch.

Nach der Reformation der Klösterist die Abtretung der drei
Klöster Dobbertin, Malchow und Ribnitz an die Landstände
der nächsteGegenstandfür die gegenwärtigeDarstellung. Bevor jedoch
dieseswichtigeEreigniß selbstzumGegenstandeder Betrachtunggemacht
wird, ist eine zwiefacheUntersuchungan der Stelle, nämlicheinmal die
Forschungnach dem erstenAusgangspunkteund der Veranlassungzu
jenem Acte, zweitensdie Prüfung des möglichenInhaltes einer solchen
Cession,da es bei nicht stattgefundener Säcularisation, insofern
also das Eigenthum nicht abgetretenwerden konnte, nicht sofort klar
ist, welcheRechteüber die Klöster das Object der Abtretung bilden
mochten.

In erstererBeziehungkommtzuvörderstder sog. RuppinscheMacht-
spruchin Betracht.

In Folge der zwischenden HerzogenJohann Albrechtund Ulrich
entstandenenStreitigkeitenwurden die fürstlichenAemterund fomit denn
auchdie kürzlicheingezogenenKlösterzur Theilung unter beidenBrüdern
gebracht; alle sonstigenBeziehungen,namentlichzu den Landständen,
jetztRitterschaftund Städten, das Kirchenregimentu. s. w. blieben ge-
meinsam. Nachdemmichder Wismar'scheTheilungsvertragvom Jahre
1555 (Gerdes UrkundensammlungS. 181) jene Streitigkeitennichtzu
Ende gebrachthatte, kam es zu weiterenVerhandlungenunter Vermitt-
lnng des Königs von Dänemark (durchzwei Gesandtedesselben),des
Churfürstenvon Brandenburg und einigerdazu verordneterMecklenbur-
gischerLaudräthe. Dieseführten im Jahre 1556 endlichzu demschieds-
richterlichenSpruche des Churfürstenvon Brandenburg— bekanntunter
dem Namen des RuppinschenMachtspruches(Beil. Nr. 3), — durch
welcheneine interimistische Theilung bis zur Volljährigkeitder beiden
jüngeren Brüder wirklichherbeigeführtwurde.

Danach erhielt von den eingezogenenKlöstern Herzog Johann
Albrecht:Rehna und Zarrentin, Ulrich dagegen Dargun vorweg, —
Neukloster,Jvenack und Dobbertin sollten „für die Jungfrauen beider
Stände gelassenwerden",— sämmtlicheübrige Klöstersollten durch die
schonfrüher zu diesemZweckebesondersbeeidigtensechsLandräthe in
zweigleicheTheile und uuter beideHerzogenachWahl oderdurchsLoos
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Vertheilt werden. EndlichsollteAlles, was von den Häusern, Klöstern,
Eomtureien veräußert oder verpfändet war, durch die Landschaft von
dm bewilligtenSteuern gefreiet und zu denHäusern, Klösternund Com-
tureien, wozu es gehört, wieder gebrachtwerden. —

Daß sämmtliche Klöstermit den fürstlichenRemtern zur Verkei¬
lung kommensollten, also sowohl die noch in ihrer bisherigen Gestalt
bestehenden,wie die bereits eingezogenen,scheintdarum angenommen
werden zu müssen,weil

1) der Ausdruckganz allgemein so lautet: „Was hierüber sür an-
dere mehr Klösterund Comptereienvorhanden;" weil

2) Nenkloster,Jveuak und Dobbertm mit in Betracht gezogenwer-
den, obwohl sie noch nicht wirklicheingezogenwaren, und weil

3) die ComptereiMirau außerdem allein von der Theilung auf so
lange ausgeschiedenwird, bis sie „verlediget", — was doch offenbar
beweist, daß auch sie noch nicht in fürstlichesKammergut verwandelt
worden war.

Es stand dieserBeHandlungsweiseauch nichts im Wege, denn wenn
die Klösterauch zum Theil noch uicht wirklichsäcularisirt sein mochten,
so war man doch im Begriff, diesenAct vorzunehmen,und wenn beide
Brüder sich hierüber einig waren, so konntensie, was sosort in sürst-
lichesKammergut verwandelt werden sollte, natürlich ebensowohlschon
im voraus mit zur Vertheilung bringen, wie dasjenige, was bereits
Kammergut war. — Was die Einlösung der veräußerten oder verpfän-
detenBestandtheilemit den bewilligtenSteuern anbetrifft, so erklärt sich
diese sehr einfach daraus, daß dieseSteuern eben zur Abbürdung der
gemachtensürstlichenKammerschuldenbewilligt waren, mithin zur Erleich-
terung der landesherrlichenFinanznoth. Indem man nun, wie bemerkt,
auchdie sactischnochnichtwirklicheingezogenenKlösteru. s. w. dochschon
anticipative als wirklicheingezogenund folglichals Kammergut behan-
delte,verstand es sichfast von selbst,daß auch der Entlastung von den
Pfandschuldenin eben dem Maaße Anwendungauf die Klöstergegeben
wurde, wie auf die fürstlichenAemter.

Dies der Inhalt jenes Schiedsspruches. Nur der Umstand, daß in
denVerhandlungenvon 1572 auf einefrühere VerheißungBezug genom-
men wird, kann es einigermaßenerklärlichmachen,daß man zu verschie-
denenZeitenin demselbendie ersteQuelle der landständischen Rechte
über die drei Landesklöster hat finden wollen. Bei einiger Ueber-
legung ist es unmöglich,bei den oben allegirten Worten: „sollen für die
Jungfrauen beiderStände gelassenwerden" an eine Abtretung jener
Klöster an die Landstände, zur Verwaltung oder wohl gar zum Eigen-
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thum zu denken. Die folgenden kurzenBemerkungenwerden genügen,
die Unrichtigkeiteiner solchenAuffassungklar zu machen.

1) Der ganze Schiedsspruchbezwecktevon vorneherein nur eine
Theilung der landesherrlichenEinkünfte unter die beiden Brüder Her-
zöge, und obendreinnur eine interimistischebis zur Volljährigkeitder
beidenjüngeren Brüder.

2) Die Landständehatten weder bei dem Compromißvertragecon-
currirt, noch concurrirtensie bei der fürstbrüderlichenTheilung selbst,
— ja sie hatten dabei nicht einmal ein erheblichesInteresse, da ihnen
gegenüber die Landesregierungund alle landesherrlichenRechtegemein-
sam blieben und ihre Union, ihre Privilegien, ihre politischenRechte
überhaupt dabei nicht zur Sprache kamen. Wie konntendie Landstände
Rechtegewinnenaus demSchiedssprücheeines gar nichtvon ihnen mit-
gewählten Schiedsrichtersin einer Streitsache, bei deren Ausgleichung
ihre Rechteund Interessengar nicht mit zur Frage standen?

Allerdingsgiebt sich,wie oben gezeigtworden ist, in dem Schieds-
spruchedie Absichtkund,sämmtlicheKlösterund Comtureien,mit alleini¬
ger Ausnahme von Neukloster,Jvenack und Dobbertin zu säcularisiren,
in fürstlichesKammergut zu verwandeln und demgemäßzu vertheilen,
allein, daß dieserAct der Säkularisation nichtals eine Handlung an-
gesehenwurde, zu welcherdie Einwilligung der Landständenothwendig
war, ist schonim vorigen Kapitel gezeigtworden.»Nachdembereits eine
Menge von Klösternohne alle Concurrenzder Landständeeingenommen
worden waren, konnte es Niemandemeinfallen, deren Confens annoch
in Betreff der Einziehungder übrig gebliebeneneinzuholen. Behr er-
zählt (de-Beb. Meckl. p. 767), es sei beschlossen(ans dem Landtage
von 1557?), daß die Stände diesemLandum ihr Siegel beisetzenund
das Land von seinenSchuldenbefreiensollten,allein — auch abgesehen
von der Unsicherheitdieser historischenNotiz (Gerdes in seinemVor-
Wort zum RuppinschenMachtsprucherwähnt hievon nichts und auch in
den von Spalding gesammeltenLandtagsverhandlungenfindet sichjene
Behauptung nicht bestätigt)— wurden die Landständehiednrchkeines-
Wegszu Mitcontrahenten.Auchbei demWismarschenTheilungsvertrage
von 1555 scheintauf denWunschderLandesfürsteneinesolcheMitunter-
siegelung„zu mehrererSicherheit" erfolgt zu sein (Spalding Landt.-
Verh. Bd. I. S. 8 und 9 sub I.), und dochwaren dabei die Landstände
gewiß nicht Mitcontrahenten. Man zog sie als Rathgeber der Fürsten
wohl auch bei Schlichtung der unter diesenobwaltendenJrrnngen zu,
und ließ sie ihr Siegel beisetzen,um durchdieseFörmlichkeitdem Ver-
trage eine destogrößereFeierlichkeitzu geben,— daß sie aber durchdie-
sen Act selbstständigeRechteden Fürsien gegenübererlangen sollten,fiel

Viereck, Rechtsverhältnisse. I Bd. 4
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sicherlichkeiner der Antheil nehmendenPersonen ein. Wenn Aehnliches
auch bei diesemsogenanntenRuppinschenMachtspruchegeschah, so kann
der Grund hievonallenfalls auch darin gefundenwerden, daß der Spruch
der Verwendungder bewilligtenSteuern zur Einlösung der veräußerten
und verpfändetenStückeerwähnt, daß aber dieseSteuern für die Erlan-
gnng der drei genannten Klöster (zur Verwaltung oder gar zum Eigen-

thum) bewilligt gewesenwären, davon findet man auch nicht die leiseste
Andeutung. Somit bleibt es jedenfalls gewiß, daß der Schiedsspruch
selbst nur die Streitigkeiten zwischenden beiden fürstlichenBrüdern zu
schlichtenbezweckte,daß die Landstände hiebei nicht weiter coneurrirten
als man ihre Concurrenzetwa zur Erlangung einer größeren Garantie
erbitten mochte,und daß es gänzlichaußerhalb des Zweckesder schieds-
richterlichenEntscheidunglag, ihnen neue Rechte— den Landesfürsten
gegenüber — einzuräumen.

3) In dem Spruche selbst ist ferner auch den dürren Worten nach
von einer Abtretung an die Stände durchaus nicht die Rede. Wie
hätten darauf wohl die Herzöge, wie hätte der Schiedsrichter daraus
verfallen sollen, der von den Herzögenwahrlichnichtangerufen war, um
über ihre Rechtezu Gunsten anderer, dritter Personen zu disponiren!

4) Vielmehr geht der Sinn der Worte deutlichgenug dahin, daß
die drei benanntenKlöster— sei es nun, daß man sichüber deren Thei-
lung nicht einigen konnte, oder aus anderen unbekanntenUrsachen,—
vorläufig d. h. bis zur Volljährigkeitder minorennenBrüder —

a. nicht eingezogenwerden, fondern fortbestehensollten, und zwar
b. als gemeinsame Klöster (gerade wie so Manches Andere gemein-

sam blieb , z. B. die Universitätzu Rostock). Diese Gemeinsamkeit
beruhte, abgesehenvon dem gemeinschaftlichenOberaussichtsrechte,
auch darin, daß sie — nach wie vor —

c. den Jungfrauen beider Stände offen stehen sollten. Dieser
Ausdruckist mehrdeutig; er kann entweder
aa. soviel heißen sollen, als: den Jungfrauen der beiderfei-

tigen Stände d. h. der Stände des dem HerzogUlrich gleich-
wie der Stände des dem Herzog Johann Albrechtzufallenden
Landestheils. Diese Deutung scheint auf den ersten Anblick
dem Hauptzweckdes Schiedsspruchesam meistenzu entsprechen,
allein sieistdennochdarum jedenfallsunrichtig,weil das Land,
d. h. die Landstände, gar nicht getheilt wurden, sondern nur
die fürstlichenAemter und Einkünfte. Demnach konnte denn
von besonderenStänden des einen oder dss anderen Herzogs
nicht die Rede sein.
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bb. Zweitens kann der Ausdruckbedeuten:den Jungfrauen der
Ritterschaft und denen der Städte, — und

cc. Drittens: den Jungfrauen des Adels (als Geburtsstandes)
und denen des Bürgerstandes.

So sehr auch scheinbardiesebeidenletzterenAuslegungenvon ein-
ander abzuweichenscheinen,so fielen sie dem Resultatenachdochzu jener
Zeit wohlso ziemlichzusammen,denndie Landgüter, derenBesitzerLehn-
leuteund Landständewaren, waren vielleichtohneAusnahmein den Hän-
den des Adels, fodaß selbstdie Ausdrücke„Adel" und „Ritterschaft"viel-
fältig gleichbedeutendgenommenwurden. Die freien d. h. nicht leibei-
genen Angehörigendes bürgerlichenStandes eoncentrirtensichdagegen
hauptsächlichin den Städten. Wenn es nun richtigwäre, was z. B.
Kamptz behauptet, daß der Ausdruck„Stände" in jenerZeit immernur
die Geburtsstände, nicht die beidenpolitischen Stände bezeichnethabe,
so wäre freilichjeder Zweifelbeseitigtund nur die dritte Auslegungzu-
lässig, allein jene Behauptung ist, wie sich mehrfachnachweifenläßt,
keineswegsbegründet. Dagegen spricht für dieseDeutung eine andere
Erwägung, nämlichdie, daß die zweiteInterpretation auf mehrereun-
auflöslicheBedenkenführt. Bisher konntejede Jungfrau in die Klöster
aufgenommenwerden,die Lust hatte, sichaufnehmenzu lassen,— selbst
leibeigene, wenn nur der Leibherr einwilligte. Sollte nun der Aus-
druck„den Jungfrauen beiderStände" bloß auf eine Ausschließungder
im Domanium wohnhaftenoder daher stammendenJungfrauen abzielen
(z. B. Predigertöchterund Töchtervon Domanialbauernoder Domanial-
Pächtern),fo ist es schwerzu begreisen,wie die Schiedsrichterurplötzlich
dazu gekommensein sollten,geradedieseausschließenzu wollen. Sollten
aber „Jungfrauen beider Stände" solchesein, die irgendwiein einer
näheren, verwandtschaftlichenBeziehungmit den auf den Landtagen er-
scheinendenRittergutsbesitzernund Vertretern der Städte standen,so er-
hebt sichhiegegennicht nur dasselbeBedenkenwegender unmotivirten
Ausschließungaller übrigenJungfrauen, fondernes ergiebtsichauchsofort
einevölligeUnbestimmtheithinsichtlichder Grenzederdanachstattfindenden
Aufnahmefähigkeit.Aus diesemGrunde wird man sichfür die dritte der
obigen Auslegungen,welchedergleichenBedenkennicht unterliegt, ent-
scheidenmüssen,und dann erhält man eineurkundlicheBestätigungdafür,
daß diefeKlösternach wie vor nichtbloß adeligen,sondernauchbürger-
lichenJungfrauen zur Aufnahmeoffenstehensollten.

Allemal enthält der Schiedsspruchnicht die entferntesteAndeutung
als habe man dabei an eine Abtretung der genanntenKlöster an die
Landstände gedacht. Wie wenig selbstdie sechszur Theilung verord-
netenLandräthe, die dochselbstzu den Landständengehörten, zu jener

4*
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Zeit eine solcheAuslegung auch nur für möglich hielten, geht am evi-
dentestendaraus hervor, daß sie trotz jener Bestimmung des Spruches
gleichnachher (im Noveiuberdes Jahres 1556) in Ausführung desselben
die inzwischenoffenbarsäcularisirten Klöster Jvenack und Neukloskr mit
vertheilten (s. Rudloss N. Meckl.Gesch.Bd. I. S. 159. not. f.). Daß
Neuklosterbereits im Jahre 1557 säcularisirt war, ergiebt sichauch aus
dem Dotationsbriese der RostockschenAcademie und von Jvenack erhellt
dasselbefür das Jahr 1572 aus dem Gravamen privatum des Land-
tages Vom22. Januar 1572 (Spalding L. T. V. I. S. 47), wonach
damals schonein fürstlicherAmtmann das Kloster inne hatte, sodaß der
Ausdruck„alle anderenKlöster" in dem Grav. 4 der Landschaftde anno
1572 (Spalding a. a. O. S. 41) jedenfalls als ungenau erscheint.

Daß noch in demselbenJahre, in welchemder Schiedssprucherfolgt
war, Nenklosterund Jvenack ohne alle Einsprachevon irgend einerSeite
säcularisirt und mitvertheilt werden konnten, beweistgenügend, daß die
Landstände aus dem Laudum schwerlichauch nur ein Recht des
Widerspruches gegen die Säcularisation erlangt hatten, viel we-
Niger also ein Recht aus die Verwaltung oder das Eigenthum an den
Klostergütern.Sobald bei de Herzögesichhinterdrein über die Einziehung
auch der drei ausgenommenenKlöstereinigten, so staud ihnen nichts im
Wege, auch diesenachträglichmit zu theilen, und dieseVertheilung er-
folgte wirklich, weil eben wahrscheinlichjene Einigung in Bezug auf
Neuklosterund Jvenack erfolgte, fei es stillschweigendoder ausdrücklich.

So blieb dein nach der gemeinsamenAbsicht der Herzöge nur
Dobbertin. Die Gründe, welchedieEinziehungder Klösterzu Malchow,
Ribnitz und Rostock noch verhinderten,lagen in andern Umständen,—
beiMalchow in den gerichtlichmit Erfolg geltendgemachtenPrätensionen
der FlotowschenFamilie (s. obenKap. I. §. 10 a. E.), bei demKreuzkloster
in dem Widerstand der Stadt Rostock(s. oben Kap. II. §. 3. und 4),bei Ribnitz in dem Umstände, daß dort die fürstlichePrinzessin Ursula
Aebtissinwar. Nicht unwahrscheinlichmag es auchgenannt werden, daß
man Neuklosterund Jvenack gerade deshalb mit einzog, weil die Ein-
ziehung von Malchow und Ribnitz auf Hindernissestieß, und

'also
der

Ausfall der beiden letzterendurch jene beiden gedecktwerden sollte. Im
Uebrigenmuß aber schließlichhier noch bemerkt werden, daß, sowenig
auchder sog. RuppinscheMachtspruchnach allem Obigen den Ständen
ein wirklichesRechtauf die Abtretung der drei fraglichenKlöster gebenkonnte, es doch weder unmöglich, noch auch unwahrscheinlichgefunden
werden kann, daß die Stände später vermeinten, ein solches Recht
daraus verlangt zu haben, und daß somit jener Spruch sactischdie ersteQuelle der späterenwiederholtenständischenBitten und Gravamina, be-
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treffenddie Abtretungjener Klöster,wurde. Die landesherrlichenReso-
lutionenauf dieseBitten und Gravamina (von 1561, 1563 u. 1570)sind
bishernichtbekanntgeworden(s. unten §. 3), thatsächlichsteht aber fest,

daß die Abtretung der KlösterDobbertin, Malchow und Ribnitz erst

im Jahre 1572 nnd zwar gegenneue ständischeLeistungendefinitivder-

heißenwurde. Es ist demnachwahrscheinlich,daß die Landesherrenden

Ständen ein Recht, wie sie es aus dem RuppinschenSpruche ableiten

mochten,niemals zugestandenhaben.

§. 2. Verhalten der Landesherren gegen die nicht säcularisirten

Klöster.

Leider lassen uns nun die auf uns gekommene»historischenNach¬

richtenfast gänzlichim Stiche, indemwir nach demjenigenforschen,was

in der nächstfolgendenZeit mit den Klöstern, namentlichmit Dobbertin,

Malchow und Ribnitzgeschehenund was rücksichtlichderselbenetwa mit

den Landständenverhandeltwordenist. Die vorhandenenUeberlieferun-

gen sind nichtallein sehr dürftig, sondernsogar von mindestensZweifel-

haster Treue und obendreinzum Theil höchstdunkel. In dieser Lage

ist es schwer,auch nur mit einigerSicherheitdie hier vorhandeneLücke

zu ergänzen. Das Meiste läßt sicheben nur als wahrscheinlichmuth-

maßen, gerade die beidenHauptpunkte, nämlich einmal die Frage, in-

wieweit die Landesherren sichder Klosterverwaltungauch in den fort¬

bestehendenKlösternbemächtigthaben, anderntheilsdie Frage, ob, wann

und aus welcherVeranlassungden Landständenzuerstversprochenworden,

ihnen die Verwaltung oder einen Theil derselbenabzutreten,— gerade

diese beidenPunkte bleibenfast gänzlichin Dunkel gehüllt.
Was zuvörderstdas Verhaltender LandesfürstendenKlösterngegen-

über anbetrifft, so ist es, wie bereits bemerktworden, mehr als wahr-
scheinlich,daß in Folge des RuppinschenCompromißspruchesmit Aus¬

nahme der KlösterDobbertin, Malchow, Ribnitz und des Klosters zum

heil. Kreuzin Rostockalle bis dahin noch nicht eingezogenenKlöster
säcularisirt und in fürstlicheAemter verwandelt wurden. Was die ge-
nannten, einstweilenbei Bestand gebliebenenKlöster anbetrifft, so ging
mit demKlosterRibnitzund demKreuzklosterwahrscheinlichzunächstgar

keineVeränderung vor, in Dobbertin und Malchow aber scheinendie
Landesherrenan die Stelle des bisherigenProbsten einenHauptmann

oder Vogt (advocatus) nebst einemKüchenmeister an die Spitze der

Verwaltung gestelltzu haben. Hierauf deutetschondas Gravamen 14

derLandschaftvomJahre 1555 hin (wovon den „Klostervoigten,Küchen-

meisternund anderenAmtspersonen"die Rede ist) und in der Antwort

der Stände auf die Fürstl. LandtagspropositionenIII und IV äs anno
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1572 wird von einem „Hauptmann zu Dobbertin" gesprochen. Vielleicht

würden die Acten der Klosterarchiveund die des landesherrlichenArchivs
hierüber weitere Aufklärunggeben, man kann sichaber auch, ohne diese
eingesehenzu haben, die Gründe und VeranlassungendieserUmwandlung
sehr wohl erklären.

Die Pröbste leisteten als geistlicheOrdenspersonen, bei der Resor-
mation sicherlicheinen eben so hartnäckigenWiderstand, wie die Aebtissin
zu Ribnitz es that. Schützte nun auch die letztere ihre hohe Geburt
und ihre nahe Verwandtschaftmit den Landesfürsten gegen die völlige
Vertreibung, so standen doch jenen nicht die gleichenSchutzmittel zur
Seite und es konnte also leichtihre Entfernung die Folge ihres Wider-
strebens sein. Da nun die Verwaltung des Klostervermögensdurchaus
nicht einen Geistlichenzu erfordern schien(von einem Ordensgeistlichen
konnte ohnehin nicht mehr die Rede sein), da ferner die Bestätigung
des vom Convent gewählten Verwalters schonvor der Reformation ein
Recht des Bischoss(vielleichtauch schondes Landesherrn) gewesen, mit-
hin jetztunzweiselhastauf die Landesherren übergegangen war, so konn-
ten letzteresehr leicht auf den Gedankenkommen, vermöge der jetzt in
ihnen eoneentrirten landesherrlichen, bischöflichenund schirmherrlichen
(voigteilichen)Gewalt und sub titulo des juris reformandi noch einen
Schritt weiter zu gehen, und — auf vorgängigeWahl des Conventesoder
ohne solche— zur Verwaltung des Klostervermögenseinen Hauptmann
(Amtmann oder Voigt) nebst Küchenmeisterzu bestellen, während als-
dann der Domina die geistlicheGewalt im Kloster, welche der Probst
bisher mit ihr getheilt hatte, ausschließlichzufiel. Hiezn konnten die
Landesherren sichum so leichterberechtigthalten, als man auch wohl
so argumentiren mochte:Derjenige, dem sogar das Recht der Säeulari-
sation zusteht, muß nach dem Satze, daß in dem weitergehendenRechte
auch das beschränktereenthalten ist, ebensowohldas Recht haben, den
Klöstern Vorsteher und Verwalter zu geben, welcheunmittelbar unter
seiner Controle stehen;denn wenn er das Vermögensogar ganz an sich
ziehen und für sich verwalten lassenkann, wie viel mehr muß es ihm
freistehen,dasselbezum Besten der Klöster durch seine Diener verwal-
ten zu lassen?— Es braucht kaum auf das Irrige diefer Schlußfolge-
ruug aufmerksamgemachtzu werden, allein bei der damaligen Unklar-
heit der Rechtsbegriffekonntedieselbenichts destowenigermit einigem
Schein von Wahrheit aufgestelltund vertheidigt werden. Jedenfalls ist
so viel klar, daß vermögediesesTrugschlussesdieLandesherrendie Selbst-
ständigkeitder Klosterconventebeinahe ganz beliebig einschränkenkonn-
ten, sowohlhinsichtlichder Güteradministration, als auch hinsichtlichder
Ernennung der Verwalter oder Vorsteher, ja selbst hinsichtlichder Be-
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schließung über die Aufnahme »euer Convcntualinnen. Wie weit aber

die Landesherren in allen diesen Beziehungen wirklich gegangen sind, ist,

wie gesagt, bisher nicht genau ermittelt, wenn auch, wie int § 3 gezeigt

werden wird, es mehr als wahrscheinlich ist, daß sie selbst die Kloster-

einkünste zum Theil in ihren eigenen Nutzen verwendeten.

Außerdem darf, wie gesagt, nur das als beinahe gewiß gelten, daß

an die Stelle der geistlichen Pröbste in Dobbertin, und vermuthlich auch

in Malchow Hauptleute an die Spitze der öconomischen Verwaltung

traten, welche von den Landesherren mindestens bestätigt, vielleicht gar

lmmittelbar ernannt und bestellt wurden, sei es nun auf vorgängige

Wahl Seitens des Conventes, oder auch ohne eine solche. Von selbst

versteht sich, daß daneben zum mindesten alle bisherigen landesherr-

lichen, bischöflichenund vogteilichen Rechte fort bestanden, namentlich also

das Recht der Oberaufsicht und der Obervormundschaft, von welchen sich

auch rine ziemlich deutliche ständische Anerkennung findet in dem Gra-

vamen 14 der Landschaft äs anno 1555.

§. 3. Stellung der Landstände zu den nicht facularisirteu Klöstern.

Fast ebenso dürftig lind lückenhaft, wie nach Vorstehendem die Nach-

richten über das Verhalten der Landesherren zu den Klöstern in dem be-

treffenden Zeitraum genannt werden müssen, sind auch die Nachrichten

darüber, welche Stellung in dieser Zeit die Stände zu den Klöstern ein-

genommen haben. Vergebens sucht man insbesondere nach der ersten

Veranlassung zu der im Jahre 1572 ihnen endlich bewilligten Abtretung

der drei Landesklöster und nach einer bestimmten Verheißung dieser Ab-

tretung, wie sie doch bei den Verhandlungen von 1572 als vorausge-

gangen behauptet wird.
Schon das Gravamen 7 der Landschaft ans dem Landtage Judiea

1555 spricht von den Rechten, welche denen von Adel lind anderen Ständen

an den Klöstern und Klostergütern zuständen, und welche ihnen vermöge

und bei der Einziehung verkümmert würden. Daß sich aber dies nur

ans etwaige Patronat- oder sonstige vogteiliche Rechte einzelner Personen

bezog, nicht im entferntesten dabei an Rechte des Corps der Landstände

über die Klöster zu denken ist, dies erhellt theils aus der Fassung des

Gravamen selbst, theils aus der fürstlichen Antwort auf dasselbe und

theils aus einer Vergleichung mit der Antwort der Landschaft auf die

dritte fürstliche Proposition des Landtags Judiea 1557, wo speeieller des

jus Patronatus und anderer Rechte derer von Adel und aller Städte

Erwähnung geschieht. Auch hier wird gebeten, diesen Rechten bei der

Säkularisation keinen Abbruch zu thun, es kann also dieser Passus in
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der ständischen Antwort als eine Wiederholung des früheren Gravamm
angesehen werden.

Demnach kommt hier zunächstdie von Flotow angeführte Erklärung
der Landstände aus dem Jahre 1561 in Betracht (Beil. Nr. 2 Litt. H).
Aber auch hier ist von den Klöstern speciell eigentlich gar nicht die
Rede, sondern nur überhaupt von den gewesenen geistlichen Gütern.
Ebensowenig handelt es sich dabei im entferntesten um eine Abtretung
der Klöster an die Stände, sondern diese bitten nur, daß doch nicht
alle gewesenen geistlichen Güter zur fürstlichen Kammer eingezogen,
sondern wenigstens einige derselben denjenigen Zwecken erhalten wer-
den möchten, wozu sie bisher gedient. Als solche werden bezeichnet:
„generatim geistliche Zwecke" und alsdann: „in specie die Erhaltung
der alten adeligen Familien." Der Beisatz: „nach der Intention der
Fundatoren" kann sich in Bezug auf die „gewesenen geistlichen Güter"
füglich nur an das „generatim geistlich" anlehnen, da die Behauptung, daß
jene geistlichen Güter speciell zur Erhaltung der alten adeligen Familien
gestiftet feien, doch offensichtlichentweder eine grobe historische Unwahr-
heit oder auch eine völlig ungereimte Prätension gewesen sein würde.
Im Uebrigen kann und muß man zugestehen, daß die Hervorhebung des
speciellen großen Nutzens der Eapitel, Stifte, Comtureien und Klö-
ster für den Adel des Landes den factischen Umständen wohl entsprochen
haben wird. Eben dieser Nutzen, das Interesse derselben für den
Adel wird auch später noch oftmals hervorgehoben, namentlich in der
ständischeu Bitte vom Jahre 1563. — Daß übrigens die Landesfürsten
jene Bitte gewährt haben sollten, liegt nicht vor; der Revers vom 25. Sep¬
tember 1561 enthält nichts derartiges.

Aus dem Landtage von 1563 (Beil. Nr. 2 Litt, J.) kommt hienach
zu erst die Behauptung der Stände vor, daß die Landesherren ihnen verhei-
ßen hätten, ihnen die drei Klöster Dobbertin, Malchow und Ribnitz wieder¬
zugeben. Wann eine solche Verheißung geinacht worden, darüber findet
man keine Auskunft. Daß dabei nur irrthümlich an den Ruppinfchen
Schiedsspruch gedacht werden kann, ist bereits gezeigt worden. Das Wort:
„wiedergeben" (reddere, restitutio bei de Beehr) zeigt aber auch dent-
lich genug an, woraus es hiebei abgesehen war. In welchem Sinne
hatten die Stände denn bisher die Klöster gehabt, sodaß sie ihnen hätten
wieder zurückgegeben werden sollen? In welchem Sinne hatten die
Landesherren diese drei Klöster, sodaß sie dieselben sollten zurückgeben
können? So wenig die Stände früher das Eigenthum oder sonst irgend
ein Recht an den Klöstern oder über die Klostergüter gehabt hatten,
das ihnen hätte restitnirt werden können, ebensowenig hatten die Landes-
Herren sich das Eigenthum an diesen drei nicht säenlarisirten Klöstern



Stellung der Landstände zu den nicht säcularisirten Klöstern. 57

angeeignet. Im Gegentheil heißt es von Ribnitz ja ausdrücklich, die

Aebtiffin Ursula maaße sich das plenum dominium et proprietatem

desselben an. Nur um den Nutzen und das Interesse, um das „com-

pendium" handelte es sich, welches von der Fortdauer der Klöster in

ihrer bisherigen Gestalt und Verfassung für die Stände zu erwarten war,

um die Erhaltung der „commoda", welche sie und namentlich die Ritter-

schaft (der Ordo equester) bisher davon gehabt hatten. Aus der anderen

Seite erhellt soviel, daß die Landesherren wenigstens die Verwaltung des

Klostergutes in ihre Hände genommen gehabt haben müssen, weil sonst

nicht davon die Rebe sein könnte, daß sie den Ständen die Klöster zurück-

geben sollten. Dies setzt mindestens deren Besitznahme von Seiten der

Landesherren voraus, vielleicht auch außerdem noch eine wenigstens teil¬

weise stattgehabte Verwendung der Klostereinkünfte zu anderweitigen, dem

Institute fremden Zwecken. Daß nun die Stände die Verwaltung der

Klöster zu bekommen verlangten, ist zwar nicht ausdrücklich gesagt, ist

aber als die wahrscheinliche Absicht wohl nicht zu bezweifeln, weil es

sich ja nach den Umständen um eine Wiederherstellung der betreffen-

den, keineswegs aufgehobenen Klöster nicht handeln konnte. Möglich

bleibt es freilich, daß die Landesherren die Klostereinkünfte, wenigstens

theilweise, namentlich die Ueberfchüffe, in ihren eigenen Nutzen verwendet

hatten, es wäre alfo auch denkbar, daß die Stände es blos auf Abstel-

limg dieses Mißbrauches abgesehen gehabt hätten, mithin aus die bloße

Erhaltung der Klöster bei ihrer Consistenz und bei ihren Gütern, —

allein dies wäre doch wahrscheinlich wohl anders ausgedrückt worden,

als so, daß die Landesherren den Ständen die Klöster restituiren soll-

ten. Demnach muß der wahrscheinliche Sinn der ständischee Bitte darin

gesunden werden, daß ihnen die Verwaltung übergeben werden möchte.

Dann nannten sie dies freilich nicht völlig richtig ein „reddere" „Wieder¬

geben", da sie ja die Verwaltung noch niemals gehabt hatten, es ist

aber unschwer zu erkennen, daß dieser Ausdruck nur die ihnen dadurch

in Aussicht gestellte vollkommene Wiedererlangung desjenigen Nutzens

andeuten sollte, welchen die Klöster früher für ihre Familien gehabt und

nnter der landesherrlichen Verwaltung wahrscheinlich so gut wie völlig

verloren hatten, welchen sie wenigstens bei dieser Verwaltung früher oder

später ganz verlieren konnten, sei es durch allmählige Einziehung zum Kam-

mergut, sei es durch angeordnete Beschränkungen der Ausnahme.

Alles dieses tritt noch deutlicher hervor in der von v. Flotow an-

. geführten ständischen Bitte vom Jahre 1570. Auch hier ist wieder die

Rede von der geschehenen Bewilligung, deren Zeit, Bewandniß, Grund

und näheren Inhalt man nicht kennt. Die Bitte selbst ist geradezu auf

Uebergabe dieser Klöster „zu unser (der Landschaft) armen Kinder und
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Freimde Rothdurst und Unterhaltung, mit vollkömmlicher Verwaltung"
gerichtet und im Falle der Gewährung dieser Bitte machen sichdie Stände
anheischig dafür zu sorgen, daß das GottesfürchtigeKlosterleben nach wie
vor beobachtet werden solle. Man erkennt hieraus abermals, daß die
Landesherren danials den Besitz und die Verwaltung der Klöster ergrif-
sen haben mußten, ohne jedoch die Klöster selbst aufzuheben. Vielleicht
erlaubten sie sich, die Ueberschüssein ihren eigenen Nutzen zu verwenden.
Als Subjeet, an welches die Uebergabe geschehen soll, erscheint die
Landschaft d. h. das Corps der Landstände, als Inhalt, Zweck und
Object der Uebergabe aber die Verwaltung, unter Hervorhebung des
aus der Verwaltung ja von selbst folgenden Rechtes, die Klosterstellen
zu vergeben, sowie der Intention, dieses Recht zu benutzen zum Besten
der „armen Kinder und Freunde" der Landschaft, also sowohl der Ritter-
schast, als der Vertreter der Städte, welche zusammen damals die Land-
schast bildeten. Die Resolution aus jene Bitte ist nicht bekannt, jeden-
falls erblickt man aber hier sehr deutlich schon die Keime der späteren
wirklichen Ueberweifung.

Das wahrscheinlicheResultat aus diesen lückenhaften Auszeichnungen
und Ueberlieserungen ist demnach das folgende: Während mit den Klö-
stern zu Ribnitz und Rostock in dieser Zeit gar keine Veränderung vor-
ging, die Klöster zu Jvenack und Neukloster dagegen trotz des Ruppin-
schen Schiedsspruches völlig eingezogen und gleich den übrigen Aemtern
und Klöstern unter beide Landesherren vertheilt wurden, wurden die
Klöster zu Dobbertin und Malchow zwar auch von den Landesherren
eingenommen und unter die Verwaltung eines von ihnen eingesetzten
Hauptmanns gestellt, im Uebrigen jedoch — was die Conventualinnen
betrifft — bei Bestand gelassen. Die Stände, hiedurch besorgt gemacht,
daß auch diese Klöster auf dieselbe Weise allmälig eingehen möchten und
vielleicht nicht ohne Grund argwöhnend, daß die Klostereinkünste von den
landesherrlichen Verwaltern nicht ausschließlich zum Besten der Klöster
verwendet würden, mußten sich hiedurch veranlaßt sehen, znr Sicherung
des Fortbestandes derselben, selbst nach Erlangung der Verwaltung zu
streben. Hiezu lieferte ihnen die freilich zum Theil ganz andere Klöster
und überhaupt nicht deren Verwaltuug, sondern nur deren Fortbestand
betreffende Bestimmung des sog. Ruppinschen Machtspruches einen will-
kommenen Anhaltspunkt. Vielleicht faßten sie jene Bestimmung geradezu
so auf, als fei ihnen darin die Abtretung der Klöster zur Verwaltung ver-
heißen. Die Landesherren konnten und mußten dieser Auffassung mit Fug
und Rechtwidersprechenund verweigerten daher beharrlich das Anverlangen
der Stände, da sie aber in der Lage waren, von den Ständen anch ihrer¬
seits neue Geldbewilligungen erbitten zu müssen, so gingen sie doch inso¬
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fern auf jenen Wunsch der Stände ein, daß sie die Erfüllung in Aussicht

stellten, falls man ständischer Seits ihren Wünschen entgegen kommen

würde. Dies gab zu fortgesetzten Verhandlungen Veranlassung und zu

welchen Resultaten diese endlich im Jahre 1572 führten — dies darzu-

stellen, wird die Aufgabe des nächsten Capitels sein.

Viertes Kapitel.

Die Abtretungder drei KlösterDobbertin,Malchow
und Ribnitzan die Landstände.

§. l. Vorbemerkung.

Nach dem neueren Staatsrechte des deutschen Bundes (Bundesbe-

schluß vom 23. Juni 1832, Art. II.) sollte es bekanntlich als eine UN-

duldentliche Widersetzlichkeitder Unterthanen angesehen und behandelt

werden, wenn die Landstände in irgend einem deutschen Staate es sich

einfallen lassen sollten, die zur Regierungsführung erforderlichen Mittel

fei es ganz zu verweigern, fei es deren Bewilligung auf eine mittelbare

oder unmittelbare Weife durch die Durchsetzung anderweitiger Wünsche

und Anträge bedingen zn wollen. In grellem Contraste mit dieser

Staatsrechtstheorie war es, wie überall, so auch in Mecklenburg, in srü-

Heren Zeiten gerade zur Regel geworden, daß die Landstände nichts

bewilligten, ohne ihre Bewilligung an die Durchsetzung anderweitiger

Wünsche und Anträge zu knüpfen. Fast ohne Ausnahme machten die

Landstände in jenen älteren Zeiten, wo es noch an einer festen Begren-

zung ihrer Rechte und namentlich an einer urkundlichen Aufzeichnung

und Bestätigung derselben fehlte, jede ihnen angesonnene Bewilliguug

von ungewöhnlichenSteuern, jede Abtragung fürstlicherSchulden, mochte

dieselbe den Umständen nach auch noch so nothwendig sein, davon ab-

hängig, daß

1) die völlige Freiwilligkeit einer solchen Steuerbewilligung oder

Schuldübernahme ausdrücklich durch einen fürstlichen Revers anerkaimt

und darin versichert werde, daß der diesmalige Act in Zukunft nienials

den Ständen zum Nachtheil in consequentiam gezogen werden solle;

2) von der ausdrücklichen und urkundlichen Anerkennung und Be-

stätigung aller ihrer alten und hergebrachten, zum Theil freilich dennoch
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sehr zweifelhafter Privilegien und Rechte; anßerdein aber wenigstens sehr

häufig auch noch

3) von einer ihnen zuzugestehenden Vermehrung und Erweiterung

jener Privilegien und von der Zusicherung solcher Gesetzesnormen, An-

ordnungen und Verfügungen, welche den Ständen gerade als besonders

nützlich und erwünscht erschienen.
Gerade eines der eclatantesten Beispiele von diesem Verfahren

liefern uns die Verhandlungen voin Jahre 1572 und die daraus hervor-

gegangenen Reversalen, und zu Demjenigen, was die Stände für die

Bewilligung der begehrten Geldhülfe damals von den Fürsten verlangten

nnd erhielten, gehört unter vielem Anderem auch die völlige Abtretung
und Ueberweisung der drei Klöster Dobbertin, Malchow und Ribnitz, an
deren Erhaltung sie ein so nahe liegendes und beträchtliches Interesse
hatten. Wenn man die voraufgegangenen Verhandlungen erwägt, wenn
man die Worte der Reverfalen selbst einfach so, wie sie dastehen, inter-
pretirt, so ist es in der That zum Verwundern, wie Sinn und Inhalt
dieser Ueberweisung später bisweilen so gänzlich verkehrt haben ausge-
faßt werden können, wie man jemals hat behaupten können, die Stände
hätten die Klöster für die bewilligten 400,000 Gulden gekauft und
durch diesen Kauf sei das Eigenthum der Klöster auf die Landstände
— oder wohl gar auf die Familien und die Nachkommen derjenigen
übergegangen, welche damals die genannte Geldsumme bewilligt oder
hergegeben hätten; — es ist dies, wie gesagt, fast unbegreiflich und ein
ebenso großer historischer Jrrthum, als der bereits früher gerügte, daß
schon in dem Ruppin'schen Machtspruche die Abtretung der drei Klöster
an die Landstände verheißen worden sei. Es kommt hier nun Alles
darauf an, jenen Jrrthum zu widerlegen, den wahren Sinn und die
rechtliche Bedeutung der fraglichen Abtretung und Ueberweisung zu ent¬
wickeln und die Natur des daraus hervorgegangenen Verhältnisses klar
und deutlich darzulegen. Bevor dies geschieht, nur noch die Bemerkung,
daß zur Widerlegung des oben erwähnten Jrrthums nicht bloß die gegen-
wärtige Darstellung der Verhandlungen und Reversalen von 1572 dienen,
sondern dazu auch die ganze spätere EntWickelung der Klosterverhältnisse
bis auf den heutigen Tag immer neue Beläge darbieten wird, insofern
es sich nämlich herausstellt, daß die Klöster noch bis auf den hentigen
Tag juristische Personen, also selbstständige Rechtssubjeete geblieben und
keineswegs zu bloßen Rechtsobjecten herabgesunken sind. Indessen
versteht es sich von selbst, daß die Widerlegung des gedachten Jrrthums
sich hier zunächst auf diejenigen Momente beschränken muß, welche in
diesem Betreffe in den Reversalen selbst und in den daran unmittelbar
sich knüpfenden Verhandlungen vorliegen. Als die beiden Punkte, auf
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welchein der folgendenDarstellung das Hauptaugenmerk zu richten sein

wird, stellensichsogleichdie beiden Fragen dar:

1) an wen sind die Klöster abgetreten? — und

2) welche Rechte an oder über die Klöster bilden das Object

der Abtretung?

§. 2. Gravamen 4. der Landschaft.

Die hiehergehörigenLandtagsverhandlungen und sonstigenUrkunden

sind in der Beilage Nr. 4 zusammengestellt. Diese Auszüge liefern das

Hauptmaterial für das gegenwärtige Eapitel, auf welchesübrigens der

Leserschon durch das vorige, besonders dessen§. 3, vorbereitet ist. Die

dort referirten Verhandlungen und deren Analyse gaben uns den Stand-

Punkt, von welchemaus man an die Auffassungnnd Kritik der nunmehr

zu betrachtendenweiteren Verhandlungen und Urkunden gehen muß.

Es ist dort gezeigtworden, daß die drei betreffendenKlöster keines-

Wegs säcularisirt und ihrer juristischenPersönlichkeitberaubt worden

waren, daß die Landesherren vielmehr nur deren Selbstständigkeit in

einer bisher nicht genauer ermittelten Weise beschränktund namentlich

die Vermögensverwaltung, sowie das Recht der Bestellungder obersten
Verwaltungsbeamten dem Convente entzogen und sich beigelegt hatten.

Es ist femer gezeigtworden, daß die Bestrebungenund Bitten der Land-

stände nicht dahin.gingen, daß auch diese allein noch übrigen Klöster

ihrer Rechtssubjectivitätberaubt und säcularisirt werden möchten;sondern

gerade im Gegentheil dahin, daß dieselbenerhalten würden, nnd daß

zu mehrerer Sicherung ihres Fortbestandes, sowie zur Erhaltung derje-

nigen Vortheile, die sieden Ständen gewähren konnten, gewünschtwurde,

es möge den Ständen die ganze Verwaltung der Klöster anvertraut

und übergeben werden. Wenn man es mit dem Ausdruckenicht allzu
genau nehmenwollte, konnteman dies auch als Erlangung des Besitzes

der Klöster bezeichnen,eigentlichkonnte es sichaber nur darum handeln,

den Ständen einesolcheunmittelbare Einwirkung und Herrschaft
über die Klöster einzuräumen, vermöge deren es ihnen leichter war,
deren Einziehung zu verhindern. Dazu war das bloße fürstlicheVer-
sprechen, die Klöster bei Bestände zu erhalten, nicht hinreichend, es

mußte— gleichsamals Faustpfand — die Einräumung einer factifchen
Gewalt hinzukommen,und diese konnte eben in nichts Anderem liegen

als in der unmittelbaren Verwaltung oder Aufsicht auf die Ver-

waltung. Hiedurchward ihnen zugleichdie Gelegenheit gegeben, sich

die Vortheile von den Klöstern zu sichern, welche sie daraus für ihre

Angehörigenziehen wollten. Dies war der durch die Natur der Ver-

HältnissegegebeneWeg, auf welchemdie Stände dem Ziele ihrer Wünsche
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nachstreben konnten und mußten, — die Verhandlungen selbst werden

zeigen, daß es auch derjenige war, den sie — und zwar mit Erfolg —

wirklich einschlugen.
Das Gravamen 4 der Landschaft, wie damals noch das ganze

Corps der Landstände genannt wurde, auf dem Landtage zu Güstrow

(22. Januar 1572) — Beil. 4 Litt. A. — bildet offenbar nicht den

Anfangspunkt der Verhandlungen, es setztvorausgegangene, bisher unbe-

kannte Verhandlungen voraus, uud es müssen namentlich die Landes-

Herren das Versprechen, die drei Klöster Dobbertin, Malchow und Rib-

nitz den Ständen zu überweisen, bereits gemacht haben, als jenes Gra-

vamen aufgestellt wurde. Dies geht aus der ganzen Fassung des Gra-

vamen hervor, denn die ständischeBitte geht nicht sowohl darauf, daß
überhaupt jene Ueberweisunggeschehenmöge, — diesewird als ein bereits
vorhandenes, unverbrüchlichesVersprechenbehandelt, — nur die Moda¬

litäten der Erfüllung jener Verheißung bilden den Gegenstand der Bitte.

Diese enthält nämlich folgende drei Punkte:

1) es möchten den verheißenen Klöstern Ribnitz und Malchow die

Klöster Jvenack und Neuklostersubstituirt werden;

2) eventualiter, d. h. falls es bei Ribnitz und Malchow bliebe,

möchtendie Landesherren diejenigen Reservationen fallen lassen, welche

sie dabei an verschiedenenAblägern, Dienstenund anderen Gerechtigkeiten
machen zu wollen erklärt hätten, und

3) wird der Inhalt der erbetenen Ueberweisung näher bezeichnet
und festgestellt.

Diese drei Punkte werden demnach jetzt einzeln zu besprechensein.
Was zunächst das als vorausgegangen zu supponirende Hauptver-

sprechenselbst anbetrifft, so ist bereits nachgewiesen,daß uns Zeit, Ver-
anlassung und näherer Inhalt desselben völlig unbekannt sind, es ist
auch über den wahrscheinlichenZusammenhang der Sache das Nöthige
bemerktworden (Cap. III).

Nach dem ersten Punkt der ständischenBitte scheint es nun fast so,
als seien Jvenack und Neukloster damals noch gar nicht eingezogen ge-
Wesen,es ist aber früher gezeigt worden, daß dein nicht fo ist, uud daß
demnachder Ausdruck:„alle anderen Klöster und Stifte" nur als un-
genau betrachtet werden kann (f. oben Kap. III.). Weshalb Malchow
und Ribnitz den Ständen weniger angenehm waren, führen sie selbst an,
auch ergiebt sich dies gleichfalls aus dem früher Vermeldeten, daß sie
aber bitten konnten, statt deren Jvenack und Neuklosterzu übergeben, ist
nur so zu erklären, das sie dabei eine Restauration dieser Klöster im
Sinne hatten. Diesem Gesuchewurde indessennicht willfahrt und die
ganze Notiz hat daher für uns u»r das Interesse, daß sie den oben ge-



Gravamm 4. der Landschaft. 63

muthmaßten Zusammenhang der Sache um so wahrscheinlichermacht,
d. h. die Landstände glaubten aus dem Ruppinschen Spruche Rechte
ableiten zu dürfen, die Landesherrn aber widersprachen dieser Auf-
fassungund ihr Widerspruchwar dem Effecte nach ebenso durchdringend,
als er iu sichwohlgegründet war.

Was den zweiten Punkt — die laudesherrlicherseits reservirten Ge-
rechtigkeiten.Abläger und Dienste — anbetrifft, so ist derselbe für den
Gegenstand dieser Abhandlung von geringem Interesse, es mag also in
Bezug auf diese wahrscheinlichaus der vormaligen Gastfreiheit der Klö-
ster, sowie aus den vogteilichenund patronatlichen Rechten der Landes-
Herrn herstammendenGerechtsame eine Verweisung auf Gerd es Urkun-
densammlung x. 603 und Wiggers Geschichte:c. S. 59 genügen. Daß
die Stände die Klöster von diesenlästigenReservatrechtenbefreit zu sehen
wünschten, war sehr begreiflich, ebenso begreiflichaber auch, daß die
Landesherrn jene Rechtenicht ohne weiteres aufgeben mochten.Die wei-
teren Verhandlungen, sowie die Reversalen selbstergeben, inwieweitman
sichbei diesem Conflieteeinigte.

Der wichtigstePunkt ist der dritte, Inhalt und Bedeutung der Ueber-
Weisungselbst. Die Landschaft d. h. das Corps der Landstände, be-
stehend aus den fämmtlichen Besitzern von Rittergütern und aus den
Vertretern der landtagsfähigen Städte, bittet, ihr die drei gedachten
Klöster ohne einiges Reservat (dies ist der eben besprochenezweite

Punkt) pleno jure für ihre Kinder, Freundinnen und Nach^
kommen zu übergeben, und zwar dergestalt, daß sie und das Klo-
ster die Provisoren zu nominiren, anzunehmen und aus erheblichen
Ursachenzu erlauben (d. h. zu beurlauben oder gänzlichwieder zu ent-

lassen), Serenissimi aber selbige zur Zeit der Annehmung zu consir-
miren hätten, selbigeauch ihr und dem Kloster sonderlichvereidet,
Rechenschaft thun und von ihr und dem Kloster quittiret wer-
den sollten.

Gehen wir im Einzelnen an die Auslegung dieserBitte, so fragt es

sich zunächst, was bedeuten die Worte pleno jure? Man hat diese
hin und wieder so auffassenwollen, als wären sie gleichbedeutendmit
jure dorninii. Daß diese Auslegung unrichtig ist, bedarf nach dem

früher Erörterten kaum noch einer weiterenAusführung, denn es ergiebt

sichaus den Verhältnissen, wie sie waren, aus den Zwecken,welchedie
Stände im Auge hatten, aus den Vorverhandlungen,von denen früher der
Inhalt angegeben worden ist, daß es sich nur darum handeln konnte,
die Verwaltung, nicht das Eigenthum der Klostergüter zu erlangen.
Wäre das Ziel der Bitte dahin gegangen, daß die Rechtssubjeetivi-
tät der Klöster aufgehoben werden und dann das Eigenthum der Klo¬
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stergüter auf die Landschaft übergehen sollte, fo hätte weder der Zusatz:

„für ihre Kinder u. s. w." einen Sinn gehabt, noch die ausdrückliche

nähere Detaillirimg der landständischenRechte, nämlich Ernennung der

Provisoren und Rechnungsabuahme von denselben, daneben bestehenkön-

nen, noch hätte endlichdas Kloster ausdrücklichnoch als eine neben der

Landschaft berechtigtejuristischePerson dreimal auf das bestimmtestebe¬

zeichnetwerden können. Sollten die Klöster freies und volles Eigen-

thum der Landschaft werden, wozu dann noch eine Bezeichnung des

Zweckes,zu welchemdasselbeferner angewendet werden sollte? Möglich,

daß man hierauf erwidert: hierin habe eben eine Beschränkung des Ei-

genthums, ein bei Abtretung desselbenauferlegter Modus liegen sollen.

Dem widersprichtaber wiederum der Ausdruck„pleno jure", welcher ja

gerade ein unbeschränktes Recht bezeichnensoll und der übrige In-

halt der Bitte ist mit jener Auffassung nicht in Einklang zu bringen.

Denn was sollte alsdann wohl die ausdrücklichenähere Bezeichnungund

Beschränkungder ständischenRechte aus die Nominirung und Vereidigung

der Provisoren und die Besugniß, sich Rechnung von denselben ablegen

zu lassen? Oder vielmehr: wie ist diese Beschränkung, die doch mtv als

solcheüberall einen Sinn haben würde, mit der Abtretung des völligen

Eigenthums in Einklang zu bringen? Wie kann die bloße Einräumung

jener bestimmtenRechte eine Eigenthumsabtretung genannt werden? Und

wie reimt sichdie den Landesherren vorbehaltene Konfirmation der
Provisoren zu der Annahme des völligenEigenthumsüberganges? Völlig
entscheidendist endlichder Umstand, daß das Klosterselbstnach wie vor als
Rechtssubjectausgeführt wird, daß es als mitberechtigt bezeichnetwird

bei allen Rechten, welche der Landschaft über die Klöster eingeräumt

werden sollen, nämlich sowohl hinsichtlichder Bestellung der Provisoren,

als auch hinsichtlichder Vereidigung und Rechnungsablegung derselben.
Hienachkann es nicht mehr zweifelhaft sein, daß nach der Intention der
Landschaft die Klöster als Korporationen (s. oben Kap. I. §. 6) fort¬
bestehen,daß sie als solcheauch die wahren Eigenthümer ihres Vermö-
gens bleiben und daß sie nur rücksichtlichihrer Selbstständigkeit wesent-
lich eingeschränktwerden sollten. Sie waren dies letztere bereits durch
oberherrlicheRechte der Landesherren, ihre Abhängigkeit von den Lan-
desHerrensolltesichaber in eine entsprechendeAbhängigkeitvon den Land-
ständen verwandeln, diesen sollte jetzt eine unmittelbare Herrschaft und
Aufsichtüber die Klöster gewährt werden, gegen welchedie den Landes-
Herren bisher zugestandenemehr in die zweite Linie zurücktretensollte.
Indem die Landschaft bei der Bestellung und Vereidigung der Proviso-
ren und bei der Rechnungsaufnahme in ein unmittelbares Concur-
renzverhältniß zu den Klosterconvententreten wollte, konnte man ihr
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selbstdie Verwaltung der Klöster zuschreibenund diese Verwaltung oder
richtiger die unmittelbare Theilnahme an derselben und Aufsichtüber
dieselbewar es, was die Landschaft erstrebte und verlangte. Dies alles
wird noch um so klarer, wenn man mit dem jetzt erörterten Passus des
Gravamen 4. noch dessennähere Erläuterung und Wiederholung in Ver-
bindung bringt, wie sie in der ständischenReplik auf dem folgenden
Landtage (Beil. Nr. 4 Litt. C.) enthalten ist. Hier werden die Worte
„pleno jure" mit dem Zusätze „et dispositione" wiederholt und durch
das gleichNachfolgende bestimmtdahin declarirt, daß die Klöster ihr,
der Landschaft, zur Verwaltung übergeben werden sollen.

Demnach darf es wohl als zweifellos betrachtetwerden, daß mit
dem „pleno jure" entweder nur dasselbebezeichnetwerden foll, was schon
die voraufgehendenWorte „ohne einigesRefervat" ausdrücken,oder aber
daffelbe, was die Landschaft zwei Jahre früher (Kap. III. §. 3) mit
dem deutschenAusdrucke: „mit vollkömmlicher Verwaltung" ge-
sagt hatte.

Hiernächst müssen die Worte „für ihre Kinder, Freundinnen und
Nachkommen"erwogen werden. Auch diese Modalität des ständischen
Gesuchesfindet sichschonin der soebenangezogenenfrüheren Bitte vom
Jahre 1570 in den Worten: „zu unfrer armen Kinder und Freunde
Nothdurft und Unterhaltung". Der einfacheSinn dieserBitte kann neben
der Bitte um die Uebergabe der vollkommenenVerwaltung nur darin
gefunden werden, daß die Landschaftneben der öconomischenVerwaltung
natürlich auch— allein, oder, wie im Uebrigen so auch hier, in Eon-
currenz mit dem Klosterconvente — das Recht der Beschließung
haben wollte über diejenigenPersonen, die fortan in die Klöster aufge-
nommen werden sollten. Natürlich wollten die Landstände durch ihre
unmittelbare Theilnahme an der Verwaltung des Vermögens nicht bloß
den Fortbestand der Klöster und deren Blüthe gesichertsehen, sondern
auch die Bestimmung darüber erlangen, wem auf dieseWeise die Klöster
zunächstzu Gute kommensollten, und es lag in der Natur der Sache,
daß sie dabei vor allen Dingen sichselber d. h. ihre Töchter und Nach-
kommen und Freundinnen im Auge hatten. Hatten sie nun die Wahl
der Provisoren, so war ihnen durch diese, als ihre Stellvertreter, damit
von selbst auch die Gewalt in die Hände gegeben, diejenigen aufnehmen
zu lassen, denen sie die Aufnahme gönnen wollten, und somit war auch
das zweiteZiel erreicht, das ihnen vorschwebte,die Sicherung der mate-
riellen Vortheile, welche sie für ihre Kinder und Freundinnen aus der
Existenz der Klöster ziehen konnten. Daß die Bitte nicht etwa so auf-
gefaßt werden kann, als hätten die Klöster— zum Eigenthum oder Rieß-
brauch oder wie immer sonst — den „Kindern, Freundinnen und Nach-

Viereck, Rechtsverhältnisse. I. Bd. 5
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kommen" selbst überwiesen werden sollen, als hätte die Landschaft die

Klöster gleichsamnur als Vertreterin oder Vormunden« jener Personen

an sich nehmen wollen, — dies bedarf nach allem Vorgetragenen kaum

noch eines Wortes der Widerlegung und es ist überdies auch schon darum

nicht nöthig aus diese in sichdurch und durch unklare Ansicht einzugehen,

weil in der landesherrlichen endlichen Bewilligung selbst aus jenen Pas-

sus der ständischenBitte keine Rücksichtgenommen ist, vielmehr die Klö-

ster ausdrücklichabgetreten worden sind „zur Auserziehung der inlän-

dischen Jungfrauen, so sich darin zu begeben Lust hätten." Will

man hierin nicht geradezu einen Abschlag des AnVerlangens der Land-

stände finden, so liegt es nahe, anzunehmen, daß man damals unter

mehrgedachtemobigen Ausdruck: „unsere Kinder, Freundinnen und Nach-

kommen" beiderseits eben nur die Landeskinder d. h. inländische

Jungfrauen verstanden habe. Betrachtete sich die Landschaft als Reprä-

sentantin des ganzen Landes, für dessen sämmtliche Angehörige sie ja

auch die Contribution bewilligte, und welches diese letztere ja auch aus

den Mitteln aller seiner Angehörigen aufzubringen hatte, so ist es nicht

undenkbar, daß man auch die „Kinder und Nachkommen"nicht bloß auf

die RePräsentanten, sondern vielmehr auf sämmtliche Repräsentirten

d. h. auf sämmtliche Unterthanen bezogen habe. Daß die Landstände

als Repräsentanten (freilich aus eigenem Rechte) mit den Repräfentir-

ten d. h. fämmtlichen Unterthanen oft genug identificirt wurden, davon

werden bald mehrfacheBeispiele anzuführen fein.
Auf die allgemeine Bitte der Stände um „Uebergabe" der Klöster,

deren beide Zusätze soeben ausführlicher besprochenworden sind, folgt

nun die nähere Bezeichnungdessen, was die Stände mit dieser Ueber-

gäbe bezweckten,eingeleitet durch die keiner Mißdeutung unterliegenden

Verbindungswörter: „dergestalt daß". Was hieraus folgt, — das ist

es, worin offenbar die Bedeutung der ganzen Uebergabe bestehensollte,

darin also liegt auch die Summe derjenigen Rechte, welchedie Land-

schast zu erlangen strebte, darin der Inhalt der „vollkommenenVer-

waltung", wie sie den Landständen eingeräumt werden sollte. Welches

sind dieseRechte? Sehr deutlich und bestimmt werden dieselbendahin an-

gegeben, daß:
1) die Landschaft das Recht haben soll, in Gemeinschaft mit

den Klosterconventen die Provisoren d. h. die eigentlichenKloster-
Vorsteher, die an der Spitze der Verwaltung stehenden Beamten, die
Nachfolger der früheren Pröbste und Aebtissinnen(s. Cap. I. §. 4) zu
nominiren, anzunehmen, zu beurlauben und eventualiter wieder zu ent¬
lassen, — während die Confirmation den Landesherren (als solchenoder
als Bischöfen) gerade fo vorbehalten bleiben sollte, wie dies ja schon
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derenRechtgewesenwar, als die Klösternoch völlig frei da standen

(s. Cap. I. Z. 7. 9. 10 und Cap. III. §. 3).
2) Fernersolltendie gedachtenProvisorenals gemeinsameVertreter

sowohlder Klösterals solcher,als auchder Landschaft(hinsichtlichderen
Rechteüber die Klöster)sowohlder Landschaft,als auch den Kloster-
eonventensonderlichvereidetwerden;und

3) solltendieselbendieserihrer Stellung gemäß auchbeiden gemein-
meinschastlichRechnungabzulegenhaben und wiederumvon beiden
gemeinschaftlich quittirt werden.

Versuchtman es, dieseeinzelnenMomenteunter einengemeinschast-
lichenjuristischenGesichtspunktzu bringen, so ergiebt sichals der lei-
tende Grundgedanke,auf welchendas Verhältniß, wie die Landstände
sichdasselbedachten,zurückgeführtwerdenmuß, folgender:Wiefrüherhin
dieKlösterin der Person einesProvisorsoderProbstes ihr regelmäßiges
Organ, insbesonderein Betreffder laufenden Vermögensverwaltung,
ssehabthatten,so sollteauchfernerhinjedesKlostereinen(oder mehrere)
Provisorenals regelmäßigesOrgan besitzen. Der Wirkungskreisder
Dominawurdevon der ständischerseitsgewünschtenVeränderungebenso
wenigberührt, wie dies mit den landesherrlichenRechtender Oberaus-
fichtu. s. w. der Fall war. Was also in der Verfassungder Klöster
und in ihrer ganzenrechtlichenStellung den Punkt betrifft,der von der
beantragtenVeränderungallein betroffenwurde, so waren dies dieje-
nigenRechte,diebisherdem gesammten Convente zustanden(Cap.I.

§. 4). Diese Rechtewaren es, die fortan dem Conventenicht mehr
allein, fondern in Coneurrenz mit der Landschaft d.h. mit den
unirten Landständenzustehensollten, hauptsächlichalso das Recht der
Wahl und Annahme des Provisors oder Probsten (bis aus die
landesherrlicheConfirmation),ferner die Aufsicht über die Vermö-
gensverwaltung, die Theilnahme an den wichtigsten Acten
der letzteren, wie z. B. an Veräußerungen(dies ist freilichvon den
Ständen nichteinmalausdrücklichbeansprucht,liegt aber ohne Zweifel
in dem Geisteder von ihnen gestelltenBitte), endlichdie Beschluß-
nähme über die Aufnahme derjenigen, die sich dazu meldeten
(s. Cap.I. §. 5. Auchdies ist nichtausdrücklichausgesprochen,ist aber
nochzweifelloserals in der Tendenzder Landständeliegendanzusehen).
Demnachsollteninskünstigedie Landschaft und der Klosterconvent
zusammen das eigentliche Hauptorgan derKlösterbilden,während
die Provisorenund die Domina gleichsamals Generalbevollmächtigte
diesesso zusammengesetztenHauptorgansfür einzelne Zweige,nämlich
refp. für die laufendeVerwaltungund für die Handhabungdes inneren
Klosterregimentssichdarstellen. Darüberschwebendann die landesherr-

5*
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lichenRechte als herrschaftliche,resp. aus der Landesherrschaft,dem

oberstenPatronat und der BifchofsgewaltfließendeOberaussichtsrechte.

So aufgefaßt, liegt der ständischenBitte deutlich ein bestimmter

Grundgedankeunter, als desseneinzelneConsequenzennur diejenigen

Momente erscheinen,welchevon den Ständen speciellhervorgehoben

werden. Die Provisoren sowohlals auchdie Domina sind danachnicht

bloß Diener und Beaintedes Klosterconventes,sondern auch der Land-

schast; Klosterconventund Landschaftzusammen aber machen das

eigentlicherepräfentirendeOrgan jedes einzelnenKlosters aus. In

welchemVerhältnißder Conventhiebetzu derLandschaftgedachtworden

ist, in welcherWeisederen Concurrenz sichgestaltensollte, darüber

enthält der ständischeVorschlagkeinenähere Andeutung, es war also

dieserPunkt wahrscheinlichdenStänden selbstnochnichtganz klar. Da

man später den Conventganz zurückdrängteund von dessenConcur-

renz völligabstrahirte,so ist es auchnicht nöthig, sichin diesemBetreff

auf weitereConjectureneinzulassen.

§. 3. Die Fürstliche Resolution und die weiteren Vorverhandlungen.

Die fürstlicheResolution auf das ständischeGravamen (Beil. 4

Litt. B.) besprichtzunächstausführlichnur den Punkt wegen des erbe-

tenenWegfallensder landesherrlichenReservatrechtean Ablägernu. f. w.

Aus diesemTheile der Resolutiouist vornehmlichnur bemerkenswerth,

daß auchhier das KlosterDobbertindeutlichals Rechtssubjectbezeichnet

wird, mithin dadurchdie Meinung abermals widerlegt wird, als habe

es sich um eine Vernichtungder juristischenPersönlichkeitder Klöster

gehandelt,ohne welchewiederumeineAbtretungdes Eigenthumsan den

Klostergüternnicht gedenkbargewesensein würde. Im Uebrigen wird

hier der künftigeVorsteherdes Klosters„Verwalter, Probst oder Amt-

mann" genannt, woraus man ersteht, daß die Landesherrensichnur

eine Person als künftigesVerwaltungsorganjedesKlostersdachtenund

für dieseein bestimmterName, sei es „Provisor", sei es „Hauptmann"

nochnichtfeststand. Daß der Ausdruck„die von Adel" nur die Ritter-

schastüberhauptbezeichnet,sei es daß dieselbedamals nochausschließlich

oder auch nur .der überwiegendenMehrzahl nach aus Adeligenbestand
— ist sobekanntund unzweifelhaft,daß es kaumder Erwähnungbedarf.
— Was aber die von der Landschaftder UebergabegegebeneBedeu-
tung anbetrifft,so äußert sichdie Resolutiondarüber nur insofern, als

sie mit Bezug auf eine bereits früher ertheilteErklärung (dies weist
wieder auf voraufgegangeneVerhandlungenhin, f. oben §. 2) es nicht
allein für bedenklich,sondernsogar für unthuulicherklärt, wenn die
Landesherren sichvon der jährlichen Rechnungsaufnahmegänzlich
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solltenausschließenlassen. Ob ein solchesBegehrenüberhaupt in der
Intention derLandständegelegenhabe, muß man wohldahingestelltsein
lassen,jedenfallsgabendieselbenhierinsofortnach, wiesichsogleichzeigen
wird; wenn aber die Landesherrendie Erfüllung des vorausgefetzten
Begehrensfogar „unthunlich"fanden, so läßt sichdarin vielleichtdie
Andeutungfinden,daß diesesRechtderLandesherrenzugleichein bischös-
liches war und als solchesden Ständen gegenübernichtfüglichaufge-
gebenwerdendurfte.

Was die übrigenModalitäten der Ueberweifungbetrifft, so über-
gehen die Landesherrendiese in ihrer Resolutionmit Stillschweigen,
indessendarf Hierallsihre lmbedingteEinwilligungkeineswegesgefolgert
werden,denn nach altlandständifcherPraxis war diesestückweiseBeant-
wortung nur eine beliebteArt und Weife, die Verhandlungenin die
Länge zu ziehen. Die Substitution von Jvenack und Neuklosterfür
Ribnitzund Malchowist sicherlichvermögedes Stillschweigenseher als
abgelehnt,wie als bewilligtanzusehen,und so darf denn auchhinsichtlich
der übrigenPunkteeine stillschweigendeEinwilligungkeineswegesange-
nommenwerden.

In ihrerReplik siehtdemnächstdie Landschaftihre Bitte im All-
gemeinen als bewilligtan und bedanktsich hiefür in unterthäniger
Devotion,dann aber kommtzuvörderstwiederumder Punkt wegender
landesherrlichenRefervatrechtezur Sprache. Auchhier wird von dem
KlosterDobbertinsehrdeutlichals von einerjuristischenPersongesprochen,
im Uebrigensind,wie bereits erwähnt,dieVerhandlungenüber die Ab-
läger u. s. w. für die gegenwärtigeUntersuchungohne Interesse. Von
der früher beantragten Substitution von Jvenack und Neilklosterfür
Ribnitzund Malchowist überall nicht weiter die Rede. Was dagegen
die näherePräcisirung des Inhaltes und der rechtlichenBedeutungder
gefordertenUebergabeanbelangt, fo tritt hierin zwischender urfprüng-
lichenoder früherenBitte und der nunmehrigenWiederholungfchonein
sehrbemerkenswertherUnterschiedhervor. Es fehlt nämlich

a) an demBeisatz:„für ihreKinder,Freimdmnenund Nachkommen"
gänzlich. Ob dies nur auf Zufall oder auf Absichtberuhte, muß man
natürlichdahingestelltsein lassen.

d) Wichtigernochist es, daß der Eoneurrenzdes Klostersd. h. des
Klosterconventesbei der Ernennungdes Provisors, sowiebei der Rech-
nungsaufnahmekeineErwähnungmehr geschieht.Die Klosterconvente
werdenauf dieseWeisegänzlichbeseitigt,es scheintmithin,daß die ihnen
zugestandenenRechtegänzlichund allein auf die Landschaftübergehen
sollenund die Tendenzist nunmehrdie, die Landschaftselbstund aus-
schließlichzudemeigentlichenHauptorganederKlösterzu inachen. Hierin
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lag zugleichdie Verwandlungder Klösteraus Corporationenin bloße

Anstaltenund dieder Conventualenaus Corporationsmitgliedernin bloße

Beneficiaten.
c) Ferner ist nichtmehr die Redevon mehrerenProvisoren, sondern

ausdrücklichnur von einem„Provisor, Probst oderAmtmann" für jedes

Kloster, wodurchsichdie Stände der in der vorausgehendenfürstlichen

ResolutionausgesprochenenIntention anschließen.

d) Hinsichtlichder Confirmation des Provisors bleibt es bei der

früherenBestimmung,daß dieseden Landesherrenzustehensoll, es wird

aber darin gleichfallsnachgegeben,daß einejährliche Rechnungsablage

Statt findensoll und daß an diesernicht bloß dieLandschaftdurchdazu

von ihr verordnetePersonen (mit AusschlußderKlosterconvente,s. oben

sub b), sondern auch die Landesherren durch ihrerseits bestellteCommissa-

rieu Theil nehmensollen. Ob man sichbei diesenlandständischenund

landesherrlichenDeputirtenständige,einsür allemalbestellteCommissarien

gedachthat, odernur Personen,diejedesmalspecialiter zu diesemZwecke

erwählt und deputirtwerdensollten,ist wiederumnicht ausgedrückt.

e) Der Punkt wegender Beeidigungdes anzustellendenVorstehers

oder Verwalterswird diesmal ganz mit Stillschweigenübergangen.
In dem das KlosterMalchowspeciellbetreffendenweiterenPassus

der ständischenReplikist nur die deutlicheBezeichnungdes Klostersals
eines selbstständigenRechtssubjekteshervorzuhebenund ebendieses gilt
auch von dem das Kloster Ribnitz betreffendenletzten Absätze. Der
Schlußsatz,in welchemder Ausdruck„pleno jure et dispositione" vor¬
kommtund auf das deutlichstedie Abtretung der Verwaltung als
Zweckdes Inhalts der Ueberweisungbezeichnetwird, istbereitsoben(§ 2)
berücksichtigtworden.

Faßt man im Resultatezusammen,was sichnachder eben bespro-
chenenReplikder Landschaftals der Hauptinhalt ihres Begehrensdar-
stellt,so ist es der Gedanke, daß die Landschaftselbst an die Stelle
des Klosterconvents treten und somit fortan das Hauptorgan der
Klösterbilden wollte, daß an ihrer Stelle ein von ihr ernannter, von
den Landesherrenaber kraft landesherrlichenoder bischöflichenRechts
confirmirterVorsteherdie laufendeVerwaltungführen,hierin jedochver-
mittelstjährlicherRechnungsaufnahmevon ihr controlirtwerdensollte,
und daß das danebenungeschmälertbleibendeOberaufsichtsrechtderLan-
desHerrenunter Anderemauch in der Weife zur Ausführung kommen
sollte,daß dieLandesherrenbei der jährlichenRechnungsausnahmedurch
Commissarienconcurrirensollten. Stellung und Wirkungskreisder Do-
mina solltenvon der ganzenVeränderungunberührt bleiben.
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Aus den weiterenVerhandlungendürfte nur nochFolgendeshervor-
zuHebensein:

1) diewiederholtedeutlicheBezeichnungderKlösterals fortbestehender
Rechtssubjecte,namentlichin der zunächstfolgendenweiterenfürstlichen
Resolution(Beil. 4 Litt. D.); auchspricht

2) ebendieseResolutionwiederumnur von ein ein Kloster-„Vor-
steheroder Amtmann", den die Landschaftfür jedes Klosterbenennen
soll, die Landesherrenaber consirmirenwollen; und fernererhellt

3) daß die wirklicheEinräumungder Klösterin der vereinbarten
Weifevon Seiten der Landesherrenabhängig gemachtworden ist von
demEingehenderStände auf die ihnen angesonneneSteuerbewilligung,
sowie,daß ständischerseitsdieseBewilligungerfolgteunterderBedingung,
daß die Steuer eine ganz allgemeine,alle UnterthanenohneAusnahme
und selbstdie fürstlichenKanunergütertreffendeseinsolle. Das dama-
lige Contributionsedictvom 1. Novemberbeweist,daß diese von den
LandesherrenzugestandeneBedingungwirklichin Erfüllung gebracht
wordenist (f. dasselbein der Beil. 4 Litt. L).

4) Auf dem Sternberger Landtage vom 2. Juli 1572 bezeichnet

die LandschaftdiejenigenPersonen,welchein ihremNamendie Klöster
entgegennehmen sollen, als ihre „Provisores oder Inspectores."

(Beil. Nr. 4 Litt. F.) Daß hierunter nicht bereits die künftigenVer-
Walterder einzelnenKlösterzu verstehensind, sondernentwedernur die
speciellzu diesemeinmaligenActevon der LandschaftDeputirteoder die

ständigenCommissarien,welchedieselbezur Wahrnehmungihrer Rechte

an denKlösternbestellenwollte,ergiebtsichaus der darauf erfolgtenlan¬

desherrlichenAntwort (Beil. Nr. 4 Litt. J), wonachdieseVerordneten

mit den landesherrlichenCommissarienvon Klosterzu Klosterreisenund

sämmtliche Klösterentgegennehmensollten, sowieauchaus dem Um-
stände,daß von der landesherrlichenConfirmationdieser Personengar

nichtdie Redeist. Aus der schließlichenErklärungder Landschaft(Beil.

4 Litt. M.) erhelltaber deutlich,daß unter diefen „Provisoren" (hier

auch„Verwalter"genannt) solchePersonenverstandenwurden, welche
dieLandschaftnichtetwa bloßspecialiter acl hunc actum bestellenund

deputirenwollte, sonderndenen sie generell die Ausübung der ihr

künftigan und über die KlösterzustehendenRechtezu übertragengeson-

nen war.

§. 4. Die Assecurationund der Revers von 1572.

DerGang derUntersuchungführtunsjetztaufdieHaupturkundenüber

den Act der Ueberweifungund dessenrechtlicheBedeutung, es ist also

nun zuvörderstdie Assecurationselbstund der damit zusammenhängende
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Revers, deren Präliminarien den Gegenstand der vorausgehenden Erör-

ternngen bildeten, näher zn beleuchten.

„Wir überweisen" heißt es. Es ist klar, daß dieser Ausdruck

allein uns gar keinen Aufschluß über das Wesen desjenigen Actes giebt,

um welchen es sich hier handelt. Ueberwiesen werden kann eine Sache

nicht bloß zum Eigenthum, sondern auch zum nießbräuchlichen Besitz, als

Faustpfand, zur pachtweisen Jnnehabung, zum bloßen sactischen Besitz

(precario), endlich zur bloßen Verwaltung in fremdem Namen. Welches

der Sinn und Zweck der Ueberweisung in gegenwärtigem Falle war,

darüber können uns nicht bloße Hypothesen, am allerwenigsten Ausle-

gungsversuche der Ausdrücke „überweisen, abtreten, heimstellen, anweisen,

einräumen, einantworten u. s. w." belehren, sondern nur der Zusammen-

hang des Actes mit den von der Geschichte uns überlieferten Verhält-

nissen, mit den an den Tag gelegten An- und Absichten beider Theile,

mit den hin und her gepflogenen Verhandlungen, ganz vornehmlich aber

die in der Assecuration selbst der Ueberweisung hinzugefügten näheren

Angaben des Zweckes und Sinnes derselben. Wäre eine solche gar nicht

vorhanden, wären wir somit bloß auf die vorausgegangenen Verhand¬

lungen und die nachfolgenden Thatfachen angewiesen, um daraus die

Erklärung zu entnehmen, — ja dann möchte mancher Streit denkbar

und das Resultat in vielen Punkten zweifelhaft fein, allein in diesem

Falle befinden wir uns diesmal nicht! Die Assecuration selbst präcisirt

auf das genaueste was unter jener Ueberweisung verstanden werden soll,

sie giebt auf das bestimmteste die einzelnen Rechte an, welche den Stän-

den vermöge der Einräumung zuständig werden sollen, sie sagt nicht schlecht-

hin: „wir überweisen der Landschaft die Klöster", sondern: „wir über-
weisen ihr dieselben dergestalt, daß ihr diese bestimmten Rechte
und Pflichten hinsichtlich der Klöster resp. zustehen und obliegen sollen",
— es ist also die Interpretation des Actes zunächst und vor allen Din-
gen aus dieser Urkunde selbst zu schöpfen.

Hier finden wir nun als Inhalt der Ueberweisung deutlich ange-
geben:

I) Es sollen diese Klöster fortan zu christlicher ehrbarer Auferziehung
der inländischen Jungfrauen, so sich darin zu begeben Lust haben werden,
angewendet und gebraucht werden. Hierin liegt

a. die Klöster sollen bei Bestand bleiben, sie sollen nicht eingezogen
werden gleich den übrigen, sondern sie sollen vielmehr — sei es
als Korporationen, sei es als Anstalten, jedenfalls als Subjecte von
Rechten d. h. als juristische Personen, fortbestehen.

b. Der Zweck der Klöster soll fortan sein: die christlich ehrbare Aufer-
ziehung von Jungfrauen. Die Erziehung war bisher ziemlich will-
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kürlich und als etwas rein Zufälliges mit dein klösterlichen Leben

verbunden gewesen, fortan sollte gerade das Hauptaugenmerk hier-

auf gerichtet werden, damit die Klöster aus bloßen Stätten eines

frommen (?) Müffigganges zu Anstalten würden, die dem ganzen

Lande Nutzen brächten,
c. Damit dieser Zweck um so sicherer erreicht werde, sollten nur in-

ländische Jungfrauen in den Klöstern auferzogen werden.
Hiernach enthielt die Assecuration Seitens der Landesherren offen-

sichtlichein den Ständen (nicht den Klöstern selbst) ertheiltes Versprechen,

diese Klöster nicht säcularisiren zu wollen, aber eben so wenig, wie es

demzufolge den Landesherren fortan zustand, ohne ständische Einwil-

ligung die drei betreffenden Klöster einzuziehen, ebensowenig konnten jetzt

auch die Stände etwa eine solche Einziehung und Aneignung des Ver-

mögens der Klöster vornehmen (dies wäre eine mutatio des-titulus posses¬
sionis gewesen). Daran, den Landständen ihr Säcularisationsrecht
abtreten zu wollen, dachten die Landesherren natürlich nicht, was aber

an Rechten über die Klöster den Ständen eingeräumt wurde, war den

Worten der Assecuration nach Folgendes:

2) Es soll die Landschaft Macht haben, einen „Amtmann, Vorsteher

oder Verwalter", doch vermittelst landesherrlicher Confirmation und Be-

stätigung, in den Klöstern einzusetzen, auch denselben aus erheblichen Ur-

fachen wieder zu enturlauben (d. h. entlassen, f. die fürstliche Instruction

in der Beil. Nr. 4 Litt. K., wo es ausdrücklich heißt: „zu entsetzen und

zu enturlauben") und

3) Es soll dieser Amtmann, Vorsteher öder Verwalter alljährlich

einer ans landesherrlichen Commissarien und einigen landständischen De-

pntirten bestehenden Commifsion von seiner Administration Rechnung ab-

legen, wornächst dann die etwaigen Ueberschüsseallemal zum Besten des

betreffenden Klosters verwendet werden sollen.
Es ist leicht zu erkennen, daß diese Bestimmungen genau demjenigen

entsprechen,was durch die bereits commentirtenVorverhandlungen festgestellt

worden war. Offenbar war der „Amtmann, Vorsteher oder Verwalter"

diejenige Person, welche später den technischen Namen „KlosterHaupt-

mann" erhielt und den Wirkungskreis des früheren Priors oder Probsten

(in Ribnitz: der Aebtifsin) zu übernehmen hatte, die lanständischen Depu-

tirten aber, denen in Gemeinschaft mit den landesherrlichen Commiffa-

rien alljährlich Rechnung abgelegt werden sollte, gaben den späteren

Provisoren den Ursprung. Hätten die Landstände zu diesem Zwecke

nicht, wie aus der Assecuration hervorgeht, ein für allemal gewisse Per-

sonen ernannt, so wäre ein eigenes „Provisorenamt" wahrscheinlich nie-

mals entstanden, ebenfowenig wie es eben wegen des Unterbleibens einer
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solchen Bestellung zu der Entstehung von „landesherrlichen Provi¬

soren" kam. Von Seiten der Landesherren wurden nämlich ständige

Provisoren oder Commissarien bei den Klöstern gar nicht ernannt, iväh-

rend von Seiten der Landstände.die in der Assecuration namentlich an-

geführten vier Personen ein für allemal zu dem Geschäfte der jährlichen

Rechnungsaufnahme designirt wurden.

Außer den obigen beiden Bestimmungen über die künftig von der

Landschaft einzunehmende Stellung zu den Klöstern enthält die Assecn-

ration nur noch folgende Bestimmungen:

1) Die Conventualinnen sollen künftig nach einer von den Landes-

Herrn entworfenen Reformation d. h. Klosterordnung leben.

2) Die Landschaft soll ihrerseits eine gewisseOrdnung der Haushal-

tung (Klosteröconomieordnung) entwerfen lassen, welche alsdann, jedoch

nach vorgängiger landesherrlicher Ratification, der Administration zur

Norm dienen soll.
Von diesen Grundgesetzen für die Klöster wird später mit Mehreren,

die Rede sein müssen; es mag also hier nur bemerkt werden, daß sich in

jenen Bestimmungen deutlich die richtige Ansicht ausspricht, daß

a. die Gesetzgebung über die innere Einrichtung der Klöster, über das

klösterliche Leben, die Disciplin, das innere Regiment u. s. w.

allein von den Landesherrn abhing, und zwar theils als solchen,

theils vermöge ihres oberbischöflichen Amtes (f. Kap. I. §. 7 u. 9)
— daß ferner

b. auch die Gesetzgebung oder das Regulativ über die Vermögens-

administration den Landständen nicht allein und mit Ausschluß

der Landesherren überlassen bleiben konnte (weil hierin das Ober-

aufsichtsrecht der Letzteren wirksam werden mußte), daß man aber

hierin
c. die Initiative unbedenklich den Landständen überlassen konnte,

weil gerade die Vermögensverwaltung fortan unter deren unmittel-

barer Leitung und Controle stehen sollte, sie also auch das nächste

Interesse an deren Regelung hatten.
Die ferneren Bestimmungen der Assecuration betreffen

3) die besonderen Verhältnisse des Klosters Ribnitz. In Bezug auf

dieses Kloster sollte aus Rücksicht auf die dort regierende fürstliche Aeb-
tissin Ursula die Ausführung der verheißenen Uebergabe — abgesehen
von der Geltung der fürstlichen Klosterordnung — noch bis zum Ableben
dieser Aebtissin ausgesetzt bleiben. Demnach blieb Letztere dort einstwei-
len noch in dem Besitz der bisher von ihr ausgeübten Rechte, nament-
lich in dem Besitz der ihr als Aebtissin zugestandenen Regierung, Ver-
waltung, Besetzung der unteren Klosterämter (des Guardian u. s. w) und
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ihrer Zustimmung zu jeder neuen Aufnahme von Conventualinnen. Wenn

dort auch von dem Genüsse des Klosters die Rede ist, so ergiebt sich aus

dem früher geschilderten Wirkungskreis der Aebtissin, wie dieser Genuß

verstanden werden muß, nämlich von dem Genüsse der ihr aus ihrer

Klosterherrschast zufließender Vortheile und Einkünfte. Denn daß die

Aebtissin sich wenigstens mit Recht nicht als die alleinige Eigenthümerin

oder auch nur Nutznießerin des Klostervermögens ansehen durste, bedarf

nicht weiter des Beweises. Von einer dahin abzielenden sactischen An-

maßung war freilich schon in der landschaftlichen Bitte vom Jahre 1563

die Rede (f. oben Kap. III. §. 3), diese aber läßt sich aus dem fürst-

lichen Stande der Aebtissin unschwer erklären, ohne daß dadurch das

rechtliche Verhältniß ein anderes würde. Nach dem Absterben der Für-

stin Ursula sollte auch das Kloster Ribnitz gleich den beiden anderen an

die Landschaft und an deren „Verordnung" kommen. Worin letztere

bestand, ist oben aus der Assecuration bereits hinlänglich nachgewiesen

worden.

4) Den Schluß machen endlich die landesherrlichen Concessionen

und Reservationen in Betreff der Abläger, Dienste und Frohnden, die

uns nicht weiter interessiren, als etwa insofern dieselben ausdrücklich als

Concessionen und Reservationen gegenüber den Klöstern selbst bezeich-

net werden. Die Landschaft trat nicht etwa ganz an deren Stelle, so

daß jene Rechte als uumittelbar ihr gegenüber aufgegeben oder refer-

virt angesehen worden wären, sondern beides geschah nur, auf Bitten

der Landschaft, also vermöge der Jntercession der Landschaft für die

Klöster.
Soweit der hier interessirende Inhalt der Assecuration selbst. Hin-

sichtlich des Reverses vom 4. Juli 1572 ist bloß bemerkenswert!^ daß

dort anstatt der Landschaft als des Subjects, an welches die Ueberwei-

sung verheißen, die „lieben getreuen Unterthanen aller Stände" genannt

werden. Daß aber dies nur ein anderer Ausdruck für ein und dieselbe

Person, nämlich das politische Corps der Landstände ist, liegt in der

That so sehr auf flacher Hand, daß es kaum erwähnt zu werden brauchte,

wenn man nicht dennoch je zuweilen einiges Gewicht auf jenen Ausdruck

gelegt hätte. Sowie die Bitte von den Landständen ausging und diesen

auch die Assecuration ausgestellt wurde, nichts destoweniger aber in dem

Reverse anstatt der Landstände in beiden Beziehungen „Unsere lieben

getreuen Unterthanen aller Stände" genannt werden, so bedeutet dieser

letztere Ausdruck natürlich auch rücksichtlichdes Subjectes, an welches

die Überweisung geschehen sollte, eben nur das Corps der Landstände,

und daß dieser Sprachgebrauch auch sonst sich findet, davon belehrt uns

z. B. ein Blick in den Dotationsbrief der Rostockschen Academie vom
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Jahre 1557 verbis: „mit Rathe unserer lieben getreuen Unterhanen aller

Stände", s. ferner Spalding Landtagsverhandlungen Band I. S. 8

„der Unterthanen Rath", S. 56 „ohne der Unterthanen sämmtliches

Vorwissen und Bewilligung", und ebendaselbst S. 214 „betreffend die

Klöster Ribnitz und Malchow, so wollten die Unterthanen" u. s. w., —

vieler anderer Beispiele nicht zu gedenken.

§. 5. Die weiteren auf die Abtretung bezüglichen Urkunden

und Verhandlungen.

Die noch vorhandene landesherrliche Instruction, nach welcher die

fürstlichen Commissarien den Ständen die Klöster überweisen sollten,

welche vom 7. October 1572 datirt ist (Beil. 4 Litt K.) und welche

auch den Ständen zum voraus bekannt gemacht war, stimmt mit dem

wörtlichen Inhalte der Assecuration und der Landtagsverhandlungen so

sehr überein, daß darüber etwas Besonderes weiter nicht zu bemerke« ist.

Dieselbe gedenkt aber zu Ende eines von der Landschaft hinwiederum

auszustellenden Reverses darüber, daß „die Klöster nun auch zu solchem

christlichen Werk und nicht anders gebraucht werden sollen" d. h. daß

die Landschaft es sich niemals beikommen lasse, die ihrer Administration

heimgestellten Klostergüter (namentlich die jährlich etwa sich ergebenden

Ueberschüsse) zu anderen Zwecken, insbesondere also auch nicht zu ihrein

Privatnutzen, zu verwenden. Und eben dieser Revers scheint es zu sein,

den uns, freilich nur in lateinischer Übersetzung, de Beehr mittheilt

(Beil. 4 Litt. N.), wenn aber dem wirklich so ist, so fällt es auf, daß

dieser Revers bereits in etwas anderer Form ausgestellt ist, als wie er

von landesherrlicher Seite verlangt worden war. Theils nämlich ist

derselbe nicht von der Landschaft selbst, sondern nur in deren Namen

und Austrage ausgestellt, theils umsaßt er nicht sämmtliche Klöster, son-

dern nur das Kloster Dobbertin. Hienach muß man annehmen, daß

inan sich über diese abweichende Form geeinigt hat, daß die Stände

gleich für jedes' einzelne Kloster specielle Deputirte (Provisoren) bestellt

haben und daß diese dann beauftragt worden sind, im Namen der ge-

fammten Landstände, für jedes einzelne Kloster einen besonderen

Revers des geforderten Inhaltes auszustellen; eine Veränderung, welche

denn freilich noch anderweitige erhebliche Confequenzen nach sich ziehen

mußte.
Was nämlich die Commissarien und Deputirten betrifft, so ersieht

man aus der Assecuration, daß damals für alle drei Klöster zur jähr-

lichen Rechnungsaufnahme ständischerseits zu Deputirten ernannt

waren Georg Below zu Kargow, Dietrich Plessen zu Zülow, Claus

Oldenburg zu Gremmelin mid Johann Cramon zu Woserin. Diese
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Namen finden sich auch in der Instruction wieder; landesherrliche Commis-

sarien, die in gleicher Weise ein für allemal zum Zwecke der Rechnungs-

aufnähme designirt gewesen wären, sind dagegen nicht angegeben. Zum

Zweckeder Ueberweisung hingegen ernannten die Landesherren zu ihren

Commissarien (Beil. 4 Litt. J.) den eben gedachten Georg Below zu

Kargow, und den Licentiaten Syben. Wie es in Betreff dieses Actes

die Stände gehalten haben, werden wir sogleich aus den späteren Memo-

rialien des Landraths Jasmund ersehen. Ihrerseits wurden demnächst

gleich für jedes Kloster besonders einige Provisoren bestellt und als solche

erscheinen denn in obigem Reverse für Dobbertin bereits die genannten

Dietrich Plesfen, Claus Oldenburg und Johann Linstow zu Bellin.
Der Revers selbst ist in mehreren Beziehungen merkwürdig und

einerseits zwar zu bedauern, daß er uns nicht in deutscher Sprache vor-

liegt, andererseits aber auch gerade der lateinischen Uebersetzung des

von Vehr wegen interessant, weil sichdaraus abnehmen läßt, wie dieser

Schriftsteller (welcher 1729 starb und ein hervorragendes Mitglied der
Ritterschaft war) die zweifelhaften Allsdrücke der ursprünglichen Urkunde

auslegte. Das Wort „Auferziehung" übersetzt Vehr zu einer Zeit, wo

freilich der Erziehungszweck längst in den Hintergrund getreten war, mit
„alere", fubstituirt also jenem Worte die „Ullterhaltung". Ferner ist

dort von dem Namens der gesammten Landstände durch die gedachten

Provisoren ergriffenen und fortzusetzenden Besitze die Rede (freilich nicht

sub titulo dominii) mit dem Beisatze „zum Nutzen aller Stände." Daß

hiebei jedoch nicht etwa an einen Besitz sub titulo juris ususfructus ge¬

dacht werden darf, ergiebt sich gleich aus dem Nachfolgenden, wo die

alleinige Verwendung zu dem feststehenden Klosterzweckeverheißen wird,

und wonach für jenes „ad eorum commodum" nur der Sinn „in ihrem

Interesse" übrig bleibt. Später wird ausdrücklich das Recht der Stände

über die Klöster als das jus administrandi bezeichnet und hier auch

zuerst der eigentliche Verwalter „Hauptmann", sowie dessen nächster Ge-

hülfe „Küchenmeister" genannt.
Einige weitere Andeutungen über den Hergang bei der Ueberweisung

geben uns zwei Memorialien des Landraths Jasmund aus den Jahren

1663 und 1692. Danach soll die Landschaft (Ritter- uud Landschaft)
noch im Jahre 1572 in Folge der Assecuratioil den damaligen Land-

räthen die Vollmacht ertheilt haben, in ihrem Namen zur Einnehmung

der Klöster und Bestellung der Administration den von ihnen (Ritter- und

Landschaft oder den Landräthen?) zu jedem Kloster erwählten Provi-

soren Vollmacht zu ertheilen, und soll diese Vollmacht demnächst denn

auch von den Landräthen ausgestellt worden sein sub d. 30. Octbr. 1572,

es wird aber von dem Landrath von Jasmund zugleich bemerkt, daß
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sich darin folgender Verstoß gegen die Reversalen befunden habe: Anstatt

daß der Assecurationsrevers besage, daß die gesammte Ritter- und Land-

schaft in jedem Kloster den Amtmann oder Vorsteher (bis auf sürstliche

Constrmation) bestellen solle, hätten die Landräthe dies sowie überhaupt

die ganze Verwaltung den Provisoren und dem Klosterconvente überlassen.

Dies habe denn später mancherlei Jnconvenienzen und Nachtheile zur

Folge gehabt. — Rudlosf (Neuere Geschichteic. Bd. I. S. 221) berichtet,

die Vollmacht sei von den acht Landräthen an die sieben landschaftlichen

Provisoren der Klöster ausgestellt gewesen.

Auf diese Weise wurden nun Dobbertin und Malchow den Ständen

wahrscheinlich Ende Januar 1573 (Beil. 4 Litt M.) wirklich eingeräumt.

In Betreff des Klosters Ribnitz dagegen sollte dieser Act bis zum Tode

der Aebtissin Ursula ausgesetzt bleiben, und nachdem dieser im Jahre 1586

erfolgt war, begannen im Jahre 1S89 neue Verhandlungen über die

wirkliche Abtretung, über welche jetzt schließlich noch Folgendes zu be-

richten ist.
Die Aebtissin Ursula war bis an ihr Lebensende katholischer Religion

geblieben, nach ihrem Tode wählte die Landschaft nicht nur sofort eine

neue Domina (Franck A. u. N. M. XI. S. 49), sondern auch vor¬

läufig einen Provisor und verlangte nach den Reversalen die Abtretung

des Klosters, sowie die Konfirmation des erwählten Provisors. (Beil. 4

Litt. 0.) Das nebst dem Kloster zugleich auf die „Abnutzung so ohne
Zweifel der Landschaft zum Besten beigelegt wäre" gestellte Verlangen
würde nach demjenigen, was früher als Zweck und Inhalt der Abtretung

angegeben und entwickelt worden ist, ohne Zweifel ein unbegründetes oder
wenigstens ein übel abgefaßtes gewesen sein, wenn sich nicht aus den
weiteren Verhandlungen deutlich ergäbe, daß damit nur die seit dem
Tode der Aebtissin Ursula erzielten und allerdings mißbräuchlicher Weise
von den Landesherren theilweise in ihren Nutzen verwendeten Früchte
gemeint waren. Diese konnte die Landschaft allerdings im Namen des
Klosters und an dieses ersetztverlangen und da ihr von jenem Augen-
blickean rechtlich die Verwaltung anheimgefallen war, so durste sie als
Verwalterin sichselber sogar als das Subject bezeichnen, an welches
die Restitution zu geschehen habe. Eine weitergehende Bedeutung
würde unzulässig gewesen sein, daß aber auch die Stände selbst ein
Mehreres nicht bezwecktenund verlangten, ergiebt sich deutlich genug aus
ihren weiteren Erklärungen.

Die erste fürstliche Resolution auf den ständischen Antrag ist in
mehreren Beziehungen interessant. Zunächst ist es nämlich bemerkens-
Werth, daß der Zweck der Abtretung abweichend von den Reversalen so
angegeben wird: „daß «inländische Jungfrauen u. f. w. darin erzogen
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und unterhalten werdensollten," und dann ergiebt sichaus jener
Resolution,daß die Landständerücksichtlichder Verwendungder Kloster-
einkünfte,nichtmit derjenigenGewissenhaftigkeitverfahren sind, wie sie
ihnenals bloßenVerwalternderKlostergüterzugekommenwäre. Landes-
Herr, wie Landständescheinendamals nochimmer die Klöstergewisser-
maßen als ein Object zu gelegentlichemRaube betrachtetzu haben.
Daß im Uebrigendie Vorwände,unter welchendie Landesherrenihrem
Versprechennachzukommensichweigerten,völlignichtigwaren, daß ins-
besondereihreAbsicht,dieKlostereinkünftetheilweisezur Abtragungihrer
Schuldenmitzuverwenden,durchausunzulässigwar, bedarfkaumausdrück-
licherAnerkennung.Aus den weiterenVerhandlungenverdientfür den
gegenwärtigenZwecknur nochhervorgehobenzu werden:

1) die Bitte der Landschaftum Bestätigungder von ihr — der
„allgemeinen Landschaft von Ritterschaft und Städten", zu
ProvisorendesKlostersRibnitzernanntenPersonen,und der Antrag,daß
auchdieEinräumungdesKlostersnebstAbtretungder bisher davon ge-
zogenenFruchte, so wie die Einweisungin die künftigeVerwaltungder
Einkünftean dieseihre Provisoren geschehensolle. Wir haben oben
gesehen,daßbei derAbtretungderKlösterDobbertinundMalchoweben-
fallsdieProvisorendiejenigengewesenwaren, an welchedieselbegeschah,
nur mit dem Unterschiede,daß derenVollmachtdort eine mittelbare,
nämlichdurchdie von derLandschaftursprünglichbevollmächtigtenLand-
räthe ertheilte,gewesenwar.

2) Der ausdrücklicheVorbehalt der landessürstlicheuOberhoheits-
rechte, des Oberaufsichtsrechtesüber die Administrationund der daraus
fließendenNotwendigkeitdes landesherrlichenConsenseszu jeder wesent-
lichenVeränderungmit dem Kloster.

3) Die in der landschaftlichenErklärungauf deinL. T. v. 3. März
1590 enthalteneAndeutung,daß inzwischendieLandesherrendas Kloster

durcheinen von ihnen bestelltenVerwalterhatten administrirenlassen,
sowiederWunsch,daß überAlles,was „demKlostergehörig"einJnven-
tarium aufgenommenwerdenmöge. Es liegt hierin abermals ein An-
erkenntnißder fortdauerndenjuristischenPersönlichkeitdes Klosters.

Da seit dem Jahre 1599 die bisherigeBeschwerdeverstummt,so

wird die wirklicheEinräumungdes Klostersan die landständischenPro-
visorenohne Zweifel entwedernoch in diesemoder in dem folgenden
Jahre vor sichgegangensein.

§. 6. Resultate.

Abstrahirtman sichaus diesenMaterialien den rechtlichenInhalt

und die Bedeutungdes ganzenActes der Ueberweisung,so kannderen

zusammengefaßteDarstellungnur dahin ausfallen:
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1) Eine Abtretung des Eigentumes an den Klöstern(in objec-

twemSinne genommen,f. Kap. I. §. 3. a. E.) lag nichtim Sinne weder

der Landesherren,nochderLandstände;dieKlösterhätten in diesemFalle

wenn nichtfäcularisirt, dochwenigstens— was ihre Rechtssubjectivität

betrifft— aufgehobenseinoderaufgehobenwerdenmüssen. Das Erstere

war bisher nicht geschehenund so geschahauch das Letzterenicht, viel-

mehrbestandendieKlösterals juristischePersonenfort, waren und blieben

mithin auchals solcheselbst die wahren Eigenthümer und Besitzer

der Klostergüter. Was den Genuß derselbenanbetrifft, so hatten na-

türlichauchdiesendie Klöster selbst,was die rechtliche Auffassungan-

belangt, der factischen Form der Ausübung jenes Rechtes nach
aber hatten ihn die jeweiligen Conventualinnen nach den darüber
durchdie Klosterordnungoder durchObservanzfestgestelltenNormen.

2) In der Afsecuration liegt neben der Ueberweisung ein den Land-

ständengegenüberausgesprochenerVerzichtauf das landesherrlicheRecht,
dieseKlösterzu säcularisiren. DieserAct durfte fortan nur mit Be¬
willigung der Landstände vorgenommen werden. Die denletzteren
eingeräumtenRechtein Bezug auf die Klösterhatten vornehmlichden
Zweck,der Landschaftwegen Haltung jenes Verzichteseine vermehrte
Sicherheitzu gewähren.

3) Die ganzemit denKlösternvorgenommeneVeränderungberührte
nicht sowohl deren Rechtsfähigkeit, als vielmehr die Sphäre der
Handlungsfähigkeit, nämlich die Organe der Klöster in Bezugauf
dieVerwaltung. Insofern nun bisher die Klosterconvente das Haupt-
organ gewesenwaren, kann man wohl von einer Beeinträchtigungder
Klosterconvente in ihren statutarischenRechtenoder von einer ver-
mindertenoderentzogenenSelbstständigkeitdieserCorporationenreden, —

dieRechtsfähigkeit der Klöster aber wurdevon den in Rede stehenden
Veränderungender Verfassung nichtbetroffen.

4) Während bisher die Verwaltung des Klostervermögensunter
landesherrlicherOberaufsichtder Domina und dem Conventeund einem
vondiesenfreigewähltenVerwalter(Präpositus,Prior, Probst)zugestanden
hatte, sollte künftigjedemKlosterfein Verwalter (Amtmann oder Vor-
steher)in der Art von außen gegebenwerden, daß die Landständeden-
selbenzu ernennen,die Landesherrenaber ihn zu confirmirenhaben.

5) Dieser künftigeVerwalter jedes Klosters sollte alljährlich von
seinerVerwaltungRechnungabzulegenhabenund zwar einerCommission,
bestehendeinerseitsaus einigenDeputirten der Laudstände(Provisoren),
andrerseitsaus einigenlandesherrlichenCommissarien.

6) Das landesherrliche,resp. oberbischöslicheOberaufsichtsrechtblieb
danebenin seinen«vollenUmfangebei Bestand.
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7) Die Klosterordnung war von den Landesherrenzu erlassen,
erforderlichenfallszu revidirenund zu verbessern,auchderenHandhabung
von ihnen zu überwachen. Daneben sollte eine besondereKloster-
öconomieordnung (einReglementfür dieVermögensverwaltung)zwar
zunächstvondenLandständenentworfenund vorgelegt,dann aber gleich-
fallsder landesherrlichenRatificationundfolglichauchPublication unter-
zogenwerden.

8) Bei GelegenheitdieserUmwandlungder Klosterverfassungver-
schwandenauchdie früherenAbweichungenin der VerfassungdesKlosters .
Ribnitz. An die Stelle der Aebtifsintrat dort, wie in Dobbertinund
Malchow,nunmehr resp. eine Domina, als Vorsteherindes Conventes,
und einVerwalter-,VorsteheroderAmtmann,sodahder Guardian ganz-
lichhinwegftel.

9) Das Subject, welchesdie ganze Umwandlungder Klösterbei
den Landesherrendurchsetzte,an welchesdemnächstauchdie sog.Ueber-
Weisungder Klöstererfolgte, welchesdurch diesenAct Rechteüber die
Klöstererhieltu. s. w., — waren nichtetwa die zufälliggeradedamals
die Landschaftbildenden Rittergutsbesitzerund Bürgermeister(oder
städtischenDeputirten) für sichund ihre Erben (oder gar für sichund
ihre Familien, Schildvetternu. dgl. m.), sonderndas politischeCorps
der Landstände,damals nochschlechtwegdie Landschaft(später: Ritter-
und Landschaft)genannt.

10) So wenig in der Überweisungder Klöstereine Eigenthums-
Übertragungliegen sollte, so wenig und noch viel wenigerlag diesem
Actedie Idee einesKaufes unter. Wederden Landesherrenkonntees
beikommen,die ihnen quoad dominium keineswegsangefallenenKloster¬
güterzu verkaufen,nochwar es zulässig,daß dieLandständemit srem-
dem Gelde,mit den von allen Unterthanen ohneAusnahmeaufzu-
bringendenSteuern jeneGüterankaufte.EinesolcheperverseAuffassung
findetsichin denReversalennirgendsauchnur angedeutet. Wenn man
hier von einemKauferedenwill, so kann es nur geschehenin einem
durchausvagen — mit der technischenBedeutungdes Ausdrucksnichts
gemeinhabendenSinne. Denn wenn auch die landesherrlicheAssecu-
ration und die landständischeSteuerbewilligung in einem gewissen
sichgegenseitigbedingendenWechselverhältnissezu einanderstanden, so
läßt sichdarauf dochdieIdee eines civilistischen,privatrechtlichenRechts-
geschästes,sei es Kauf oder Tausch oder die Idee eines Jnnominat-
contractesdo ut facias oder facio ut facias oder do ut des oder facio
ut des überall nicht anwenden. Die Stände knüpften die ihnen als

politisches RechtzustehendeSteuerbewilligungfür fämmtlicheUnter-
thanen an die von den Landesherrengleichfallsvermögeder ihnen zu-

Viereck, Rechtsverhältnisse. I. Bd. 6
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stehendenpolitischen GewaltauszustellendeAssecurationüber die in der-

selbenenthaltenenacht Punkte,von welchendieUeberweisungder Klöster

nur einenbildete,sowiean dieAusstellungdes Reversesvom4. Juli 1572.

Man kann daher selbstvon der ganzen Assecuration nur sehr un-

eigentlichsagen, sie sei von den Ständen für 400,000 Gulden erkauft,

um soviel mehrgilt dies von der einzelnenBestimmungder Assecuration

hinsichtlichder Klöster. Nimmt man die Sache genau und will man

einmaldie gegenseitigenLeistungenals gegeneinander aufgehendeAequi-

valenteauffassen,so bestandendiese
a. auf Seiten derLandständenichtetwa in der Leistungder Summe

von 400,000 Gulden, sondernin der Bewilligung einer von
sämmtlichenUnterthanenauf dem Wege einer allgemeinenContri-
bution aufzubringendenSumme von 400,000Gulden, sowieferner
in der Uebernahme sämmtlicherlandesherrlichen Schuldenauf
das Land;

b. auf Seiten derLandesherrendagegenin der zugesagtenAbhelfung
der achtin der Assecurationenthaltenenunerledigtenlandständischen
Gravamina, sowiein denweiterenVerheißungen,welcheder Revers
enthält (z. B. Eutsreiungder Bürgen, Befriedigungder unter den
LandständenbefindlichenGläubiger, Bestätigungder Privilegien,
Aufrechthalungder lutherischenReligion, Abhelfungder nochresti-
rendenGravamina auf dem näher verabredetenWege).

Daß dieserDarlegung des wahren Sachverhaltes gegenüberdie
ganzeAnnahmeeinesAnkaufesderKlösterSeitens der damaligenLand-
stände über den Hausen fällt, ergiebt sichvon selber und dürften die
voranstehendenzehnPunkte wohl als unzweifelhaftangesehenwerden
können. Dagegenbleibenmehrereandere Punkte wenigerklar, und ge-
hören zu diesen,deren weitereEntwicklungaber den folgendenErörte-
rungenvorbehaltenbleibenmuß, vorzugsweise:

1) Die Frage, ob dieKlösternachder getroffenenVeränderungnoch
ferner als juristischePersonen zu der Classeder Corporationenoder zu
der von bloßenStiftungen oder Anstaltenzu zählen waren.

2) Nach der Assecuration sollten fortan die Klöster „zur Auferziehung

inländischerJungfrauen, so sichdarin zu begebenLust haben, angewandt
und gebrauchtwerden." Der Laut dieserWorte schiennur darauf hin-
zudeuten,daß künftigder auchschonbishernebenbeiverfolgteErziehungs-
zweckstrengerins Auge gefaßt, daß es den Conventenzur Pflicht ge-
machtwerdensollte,— was sie bisher nur freiwilligund nachBelieben
gethanhatten,— sichmit der Erziehungund demUnterrichtevon Kindern
zu besassen.Es konnteaberauch dieAuferziehungvon denCouventualen



Resultate. 83

selbstdarunter gemeintund unter der AuferziehungdieUnterhaltungmit
verstandensein.

3) Ganz unberührt bleibt in der Assecurationdie Frage, wie es
künftigmit der Aufnahmeneuer Conventnalinnengehaltenwerden, wer
darüberzu entscheidenhaben solle.

4) EbensowenigenthältdieAssecurationeineausdrücklicheBestimmung
über die künftigeprivatrechtliche,wie politischeäußere Vertretung und
Repräsentationder Klöster(in Processen,auf Landtagen).

5) Die früheren Rechteder Domina und des Convents werden
durchdieAssecurationausdrücklich gar nichtund indirect anscheinend
nur theilweiseaufgehoben. Was davon nochBestandbehalten,was hin-
gegenfortan wegfallensollte,ist nichtsofortklar.

6) Auchdas Verhältniß des künftigenKlostervorsteherssowohlzu
den Klösternselbst, als zu den Landständenund zu den Landesherren
wird durchdie kurzeBestimmungder Assecnrationviel zu allgemeinund
dunkelbezeichnet,als daß nicht mannigfacherStreit die Folge davon
hätte seinmüssen.

7) Rücksichtlichder landesherrlichenConfirmationdes Vorstehers
bleibt es nachder Assecurationdurchausungewiß,ob dieselbeunbedingt
ertheiltwerdenmüsse,oder auch,sei es beliebig,sei es nur aus hinläng-
lichenGründen,versagt werdenkönne.

8) Ferner bleibt es unklar,ob man sichbei den in der Assecuration
zur alljährlichenRechnungsaufnahmezu bestellendengemischtenCommis-
sionenständigeCommisstonengedachthat (etwa bestehendaus zweioder
drei landständischenProvisorenund ebenso vielenlandesherrlichen),oder
ob die Bestellungderselbenjedesmalspeciellnur für den einzelnenAct
erfolgensollte,— ferner ob für alledreiKlösternur eine gemeinsame
oder für jedes derselbeneinebesonderebestelltwerdensollte.

9) Endlichist selbstdas Verhältnißzwischenden Landständenund
den Landesherrenin Bezug auf die Klösteraus der Assecurationnicht
klar zu beurtheilen. Nimmt man an, daß dieConventeaus ihrerStel-
lung als Hauptorganeder Klöstergänzlichverdrängt wurden, nimmt
man ferner an, daß auch die Klostervorstehernur die Rolle von Man-
dataren, nicht die felbstständigeStellung der eigentlichenKlosterorgane
einnehmensollten,so fragt sich,ob an dieStelle der Conventedie Land-
ständeallein oder die Landständeund die Landesherrengemeinschaftlich
getretenseien,— es fragt sich,ob die Theilnahmeder Landesherrenan
derBestellungderKlostervorsteher,an der jährlichenRechnungsaufnahme
und an der Controleder Verwaltungnur als der verabredeteModus

anzusehenist, wie künftigdie Landesherrenihr Oberaufsichtsrecht
hauptsächlich in Anwendungbringenwollten,— oder ob darin das

6*
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ausgesprochenseinsollte, daß künftigder Schiverpunktder Verwaltung,

das eigentlicheHauptorgander Klöster,gemeinschaftlichbei Landständen

und Landesherrensein sollte. Es ist dies eine abstracte Rechtsfrage,

deren Beantwortungnur geschöpftwerdenkann aus einer richtigenBe-

urtheilung und Auffassungder einzelnenRechtsverhältnisse,wie sie sich

geschichtlichbildeten, es ist gleichsamdas Resume aus der Darlegung

und Zusammenfassungaller einzelnen Normen der Klosterverfassung.

Deshalb wird aber auchdieEntscheidungdieserFrage endschließlicherst

gefällt werdenkönnen,wenn sämmtlicheübrige Streitfragen ihre Erle-

digunggefundenhaben.

FünftesKapitel.

DieRegulirungderVerhältnissedes Klosterszum
heil.Kreuzin Rostock.

Während die drei allein noch übrig gebliebenenFeldklöster,d. h.
die auf dem plattenLande gelegenen,in der näher untersuchtenArt und
Weise unter die unmittelbareAufsichtund Verwaltung der Landstände
gebrachtwurden,gingenauf dem Wege der Verhandlungauchdie Ver-
Hältnissedes einzigenbei Bestandgebliebenenstädtischen Klostersihrer
definitivenRegulirung entgegen. Es war dies das Kloster zum heil.
Kreuzin Rostock,welchessichunter dem SchutzedieserStadt, vermöge
der von derselbeneingenommenenbevorrechtetenSonderstellung, von
allen städtischenKlösternallein durch die Zeit der allgemeinenSäcula
risationhindurchgerettethatte.

Wie hartnäckigdiesesKlostersichder Reformationwidersetzteund
wie die Stadt Rostockschonsehr früh darüber in Streit mit denLandes-
Herrengerieth,wer vonbeidenin der Stadt Rostockdas jus reformandi
(wozuNB auchdas jus secularisandi gerechnetwurde) auszuübenhabe,
dies ist bereitsim Kap.II. §. 3 und 4 erzähltworden. Die Folgedieses
Streites war, daß das Klostersicherhieltund wederdm Landesherren,
nochderStadt alsBeutezufiel.Factisch scheintderRath derStadt Rostock
sichim BesitzederjenigenRechteüber das Klosterbehauptet zu haben,
welcheer aus seinemPatronatrechteableitete,namentlichbei demRechte,
denProbst (oderVorsteher)des Klosterszu ernennen. In Betreff dieses
Amtes nahm freilichfrüher auch der Convent das freie Wahlrechtin
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Anspruch,es ist aber leichtzu begreifen,daß er bei der daraus entstan-
denen Collisionseinem mächtigerenGegner unterliegen mußte. Der
Klosterconventdurfte nämlichdamals froh sein, wenn nur das Kloster
selbstnicht gänzlichaufgehobenwurde. S. oben Kap. II. §. 3 und
Franck A. u. N. M. IX. S. 167.

So wird dennschonvomJahre 1533 an derKlosterprobstvon dem
Rostock'schenRaths bestelltworden sein. Aber dies Verhältniß konnte
von Seiten der Landesherrennichtunangefochtenbleiben,weil dieseder
Stadt Rostockdas behaupteteselbstständigeJus reformandi über ihre
Kirchenund Klösterkeineswegszugestanden.Daher findet sich vom
Jahre 1570 bei Franck (A. u. R. M. X. p. 186) die Nachricht,daß
die Herzögeden Probst des Rathes ab- und einen andern in beider
FürstenNamen einsetzenließen. Der Rath verbot dagegendie Einwei-
sung des fürstlichenProbstes und auchdie Domina wagte es, denselben
mit schimpflichenWorten abzuweisen.

Daß es sichbei diesemStreite hauptsächlichum das vom Rathe
der Stadt Rostockin AnspruchgenommeneJus patronatus handelte,
ergiebtsichdeutlichaus dem von der Landschaftauf demLandtagezu
Güstrowäs 25. März 1572übergebenenGravamenprivatum, in welchem
dieselbefür das Klosterintercedirtund dabei Gewichtdarauf legt, daß
dieStreitigkeitenzwischendenLandesherrenlind der Stadt Rostockwegen
desJuris patronatus dochnichtbenutztwerdendürften,um das Kloster
selbst in seinenRechtenzu beeinträchtigen(Beil. Nr. 5 Litt. A). Die
LandschaftVertritthier die Rechtedes Klostersnur so, wie siezur Ver-

tretung jedes einzelnenPrivatmannes und Unterthanensich berechtigt

hielt, die Priorin und der Convent erscheinenals die eigentlichenRe-
Präsentantendes Klosters, welchessichdanachnochdeutlichals Cor-
poration darstellt.

Die FürstlicheResolutionauf diesesGravamen(Beil.Nr.5 Litt.B.)
belehrtuns ausführlichüber denAngelpunktdesStreites und über das-
jenige, was aus Veranlassungdesselbenthatsächlichvorgefallenwar.
Währendder Rath zu RostockseinePrätensionenwahrscheinlichaus eine
Schirmvogteiüber das Kloster stützte(Kap. I. §. 10), nahm Herzog
Ulrichdagegendie landesfürstlicheObrigkeitund insbesonderewegendes

Stifts Schwerin(also kraft seinesbischöflichenRechtes)die Jurisdiction

(darunterverstandman damals nichtbloß Gerichtsbarkeit,sonderneine

viel weitergehendeOberhoheit)und das Patrocinium (d. h. die Schirm-

herrlichleit)über das Klosterin Anspruch,sammtallen den Rechten,die

man damals an diesefreilichsehr vagen Begriffezu knüpfenpflegte.
Dies gab natürlicheinenZusammenstoß,der mannigfacheConflietenach

sichziehenmußte und diesmal bei der Steuererhebungzum Ausbruch
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gekommenwar. AußerdembildetedieobenbereitsberührteFrage wegen

der Bestellung des Probsten den Hauptstreitpunkt. Weil der Kloster-

conventsichin beidenPunktenauf die Seite des Rathes geschlagenhatte,
hatte HerzogUlrich,um denUngehorsamdes Conventeszu beugen,dem
Kloster den SprentzerSee abpfänden lassen und aus mehrerePachte
Arrestgelegt. Wegender Steuerzahlunghatte der Conventsichinzwischen
gefügt, HerzogUlrich weigertesich aber, jene Schritte rückgängigzu
macheu,bevor der Conventnicht auchwegendes Probsten nachgegeben
haben würde.

Demnachhandeltees sichhier um dieBeilegungeines doppelten
Streites, einmal des generellenzwischenden Landesherrenund der
Stadt Rostockwegendes Patronates über das Kloster,und dann des
speciellenStreites zwischenden Landesherrenund dem Kloster selbst
wegender arrestirtenGüter (des SprentzerSees, derFischwadeund der
Pächte aus de:n Amte Schwaan).

Nur der erstere Streit kommt hier vorzüglichin Betracht. Der-
selbekam in dem erstenRostockerErbvertrage von 1573 (Beil. Nr. 6
Litt. A.) nochnicht,wohl aber in dem Erbvertragevon 1684 zu seiner
definitivenErledigung (Beil. 6 Litt. B.). Die Bestimmungendieses
letzterensind späterhin wiederholtbestätigtworden und somit bis auf
den heutigenTag die Grundlagegeblieben,wonachdas Verhältnis?zu
beurtheilenist — sie sind es daher auch, welchejetztnäher zu prüfen
sind. Nicht unbeachtlichist hiebeiwegen des sichdarin kundthuenden,
sogleichnäher nachzuweisendenParallelismus mit den reversalmäßigen
Bestimmungenrücksichtlichder Landesklöster,daß unter den Vermittlern,
welcheden fraglichenVergleichzu Stande brachten, sichim Eingange
desselbender Klosterhauptmannzu Dobbertin und wenigstenszwei der
landständischenKlosterprovisorenangegeben finden (Cramon und
Linstow).

Das zuvörderstdas Klosterals Rechtssubjectbei Bestandverblieb,
ist so klar, daß es keinesweiterenBeweisesbedarf. Im Uebrigenspricht
sichder fraglicheVertrag

i) über den Zweckdes Klosters, über dessenkünftige Bestimmung
(ähnlich wie die nur um zwölf Jahre ältere Assecurationüber die drei
Landesklöster,— aber bestimmter)dahin aus:

„daß es zu christlicherAuferziehungund Unterhaltung in-
ländischerJungfrauen, von Adel und Bürgerkinder, und
zu nirgendsanders gebrauchtwerdensoll."

Diese Worte sind (besonders auch der Vergleichungmit der Asse-
curation wegen) sehr bemerkenswerth. Auch bei diesem Kloster geben
sichalso folgendeAbsichtenkund:
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a. Der Erziehungszwecksoll künftigwesentlich mit demKlosterver-

Kundensein und bleiben;
b. Bestimmterals in der Assecurationist es hier ausgesprochen,daß

auchdieConventualinnenselbstnur inländische Jungfrauen sein

sollen;
c. Dagegenfindensichstatt der in der AssecurationbefindlichenWorte:

„so sichdarin zu begebenLusthätten" hier die Worte: „von Adel

und Bürgerkinder." Daß hier unter „Adel" nichtdie Ritterschaft,

sondernder Geburtsstandverstandensein muß, sollte billig als

selbstverständlichangesehenwerden, da es unter der Ritterschaft

keineJungfrauen gab. Wären die politischenStände gemeintge-

Wesen(es ist freilichgar nichtabzusehen,wie man darauf hätte

verfallen sollen), so hätte es vielmehr etwa so heißen müssen:

„Kinderaus denFamiliendesAdelsundKinderaus denStädten",
— wie aber die Worte lauten, so kann darin nur so ziemlich

dasselbegefundenwerden, was auchdie Assecurationbesagt,bloß

mit demUnterschiede,daß hier speciellhervorgehobenwird, daß

es dabei aus irgend einen Geburtsstand nicht ankommensolle.

Worin die Veranlassungzu dieserspeciellenHervorhebunggelegen

habe, läßt sichnatürlichnur muthmaßen.

2) Der Klosterprobst(hier dieselbePerson, wie in der Assecuration

der „Amtmann, Vorsteher oder Verwalter", mit den Befugnissendes

früherenPräpositus, f. Kap. I. §. 4) soll künftigerwählt und nomi-

nirt werden gemeinschaftlichvon dem Conventeund den Rostock'schen

Bürgermeistern,confirmirt aber von demregierendenLandesfürsten.

Wenn wir uns hiebeian den Inhalt derAssecurationerinnernund

an die Stelle der Rostock'schenBürgermeisterdieLandständesetzen,welche

das ganzeLand gerade so repräsentirten,wie jene (die Bürgermeister)

die Stadt Rostock,so erkennenwir wiederumsofortdenbeinahevollstän-

digen Parallelismus zwischenbeiden Rechtsverhältnissen.Der Unter-

schiedliegt nur darin, daß hier dem Conventein Betreffder Wahl und

Nominationeine concurrirendeMitwirkungausdrücklichvorbehaltenwird,

— während bei den drei Landesklösternzwar anfänglichgerade ein

solches Verhältniß beabsichtigt(s. Kap. IV. §.2), später aber die Er-

wähnung des Convents hinweggelassenund somit anscheinenddessen

gänzlicheVerdrängungbeliebtwordenwar. Abgesehenvon diesemUnter-

schiedezeigt sichder vollständigsteParallelismus. Derselbegeht jedoch

nochweiter,nämlich:
3) Wie bei den Landesklösternder Hauptmann, so soll auch bei

diesemKlosterder Probst alljährlichvon seiner VerwaltungRechnung

ablegenund zwar einergemischtenVisitations-Commission, zusam¬
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mengesetztaus zwei landesherrlichenDeputirten oderCommissarien(Visi¬
tatoren, Provisoren)— nämlichzweiAssessorendes Consistorii— und
zweidesgleichenräthlichen.

So durchaus conformindessendieseBestimmungder in der Asse-
curation enthaltenenist, so wird sichdochspäter zeigen,wie abweichend
das Verhältniß sichin dieserBeziehungsactischgestaltete. Schon hier
verdientwenigstensdas Eine bemerktzu werden, daß bei dein Rostock'-
schenKlosteraugenscheinlichdie Bestellungeiner ständigen Comnnssion
zudemfraglichenGeschäftebeabsichtigtwurdeundzwar sowohlvon Seiten
der Landesherren,als auchvon Seiten des Raths.

4) Die übrigen Bestimmungendes Erbvergleichsrücksichtlichdes
Klostersbetreffenden Gerichtsstanddes Klosters und der Kloster-An-
gehörigen,sowieder Kloster-Unterthanenoder Hintersassen,folglichauch
die eigneGerichtsbarkeitdes Klosters— alles Punkte, über welchedie
AssecurationhinsichtlichderLandesklösternichtsenthält. Abgesehendavon,
daß hieraus die sortdauerndejuristischePersönlichkeitdes Klosters sehr
deutlicherhellt, interessirtdies alles für die gegenwärtigeUntersuchung
nicht, es fragt sichalso jetzt, wie das Rechtsverhältnißdes Klosterszu
der Stadt Rostockund zu demLandesherrn nach den obigen dabei in
AnwendungkommendenPrincipien aufzufassenist.

Hiebethandeltes sichhauptsächlichdarum, ob a, die landesherrlichen
Rechte,sowie die der Stadt oder des Rathes lediglichals Herrschafts-
rechteüber das Klosteraufgefaßtwerdenmüssen,beruhendauf demPa-
tronat, der bischöflichenGewalt und der Territorialhoheit, und ihrem
Wesennach als eine Art von Aufsicht sichdarstellend, während die
Organe des Klostersnur aus dem Conventeund dem Probst bestehen,
— oder ob vielmehrb, derProbst als theilweiserMandatar des Rathes
und der Landesherren,nochmehr die ganze Bisitations-Commission,die
vier Provisoren des Klosters, als dergleichenMandatare, indirect ihre
Mandanten,den Landesherrnund den Rath, zu Mitorganen des Klo-
sters selbst.machen,sodaß man sagenmüßte, das Klosterfinde das Or-
gan seinerVerwaltungje nachBeschaffenheitdessen,worum es sichhan-
delt, nichtbloß in der Domina und dem Convente, sowiedem Probste,
sondernauchin den vierProvisoren,welcheletzterenin dieserEigenschaft
aber wiederumnur denLandesherrenund den Rath derStadt (resp.die
Stadt selbst)Rostockrepräsentiren.

Die EntscheidungzwischendiesenbeidenAlternativenmuß der wei-
teren Untersuchungvorbehaltenbleiben, und wird es hiebeivornehmlich
auf folgendeaus dem Erbvergleichevon 1584 allein nicht zu beant-
wortendenFragen ankommen:
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a. die genauereFeststellungdes Competenzverhältnisseszwischender

Priorin und dem Convent, dem Probst und den Provisor/n;
h. die nähere Feststellungder Art und Weise, wie bei der Wahl des

Probstes der Conventmit dem Rathe zu concurrirenhat;
c. die Frage, wegender landesherrlichenConfirmationdes Probstes,

ob dieselbeüberhaupt, ob sie eventualiter nur aus zulänglichen
Gründenoder ganz willkürlichversagtwerdendürfe;

cl.dieFrage, wie es künftigmit derAufnahmeneuerConventualinnen
zu halten,namentlichwer darüber zu beschließenhabe; endlich

e. dieFrage, wegender äußerenprivatrechtlichenund politischenVer-
tretung des Klosters.

Der weitereVerlaufdes zweiten obenerwähntenStreites, nämlich
desjenigen, welcherzwischendenLandesherrenund dem Klosterselbst
wegendes SprentzerSees u. s. w. entstandenwar, ergiebtsichaus der
Beil. Nr. 5, da aber derselbeein selbstständigesInteressefür die gegen¬
wärtige Abhandlungnicht hat, vielniehrdie darüber gepflogenenVer-
Handlungennur insofernvonInteressesind, als sichdaraus etwaSchlüsse
aus die innere Verfassungund das änßere Rechtsverhältnißdes Klosters
ziehenlassen, ist hier keineVeranlassunggegeben,näher darauf ein-
zugehen.

Anhang zum fünften Capitel. Das KlosterRühn.

Das KlosterRühn, im Bisthum, nachherigenFürstenthumSchwerin
belegen,bildet zwar zunächstkeinenGegenstandderBetrachtungfür diese
Abhandlung.da aber die Verfassungund die historischenSchicksaledes-
selben mehrfacheGesichtspunktezur Vergleichungund dadurchauchzur
Aufklärungüber die Verhältnisseder hier in Rede stehendenKlösterlie¬
fern, so mag hier der Ort sein, auch über diesesKlostereinige kurze
Notizeneinzuschalten.

Das KlosterRühn kamim Jahre 1G48mit demFürstenthumSchwe-
rin an den HerzogAdolph Friedrich von Mecklenburg.Dieser Fürst
säcularisirtedasselbejedochnicht, sondern ließ es in seinerbisherigen
Verfassung. Die Conventualinnen wählten des Herzogs älteste
Tochterzu ihrer Domina und es ward ihnenfreigegeben,wenn keine
fürstliche Prinzessin vorhanden, eineDomina aus ihrer Mitte zu

wählen. Der Klosterhauptmann dagegensollteallemalvomHerzoge

eingesetztwerden (anno 1654: Frank A. u. N. M. XIV. Seite 91 s.).
HerzogChristian Louis ließ bald nach HerzogAdolphFriedrich's

Tode (anno 1658) die Domina aus dem Besitzesetzenund das Kloster

ganznachseinemBeliebenadministriren,wolltedasselbesogar völligzu

einemfürstlichenAmte machen, wurde aber hieran dadurchbehindert,
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daß dieDomina beimReichskammergerichteeineSpolienklage gegen
ihn anstellteund eine ihr günstigeResolutionerwirkte(Frank A. u. N.
M. a. a. O. S. 253 f.).

Dessenungeachtetwollte nach dem Tode der bisherigen Domina
(anno 1695) HerzogFriedrichWilhelm das Klosterabermals einziehen,
aber aucher verglichsichmit seinerals Domina folgendenTante dahin,
daß diesees anerkannte, daß die Stelle ihr aus bloßer Assection
überlassenworden,und daß sie sichdabeider Contribution, des Ho-
hen Gerichts, Juris patronatus, der Hölzung und was sonst
zur Landeshoheit gehört, ausdrücklichbegab (Frank a. a. O. XVI.
Seite 43).

Herzog Carl Leopold machte demnächstim Jahre 1719 abermals
einen Versuch,das Kloster einzuziehen,mußte aber wegen eines dawider
lautenden Erkenntnissesdes Reichskammergerichteszu Wetzlar wieder
davon abstehen, sodaß das Kloster blieb und die Conventualinneneine
neue Domina wählten (Frank a. a. O. XVII. S. 170. Vgl. überhaupt
auch nochKlüver's Beschreibg.von MecklenburgI. S. 282—285).

Trotzaller dieserAntecedentienhob aber dennochHerzog Friedrich im
I. 1756 (nach vorherigerVerzichtleistnngdes Strelitzer Hofesim Haus-
vertrage von 1755) das Klosterin der Maße auf, daß es aufhörte, eine
eigentlichemilde Stiftung zu fein. Noch weniger bildeten seitdem die
Conventualinneneine Corporation, sie wurden vielmehr bloße Pensio-
nistinnen, die als solchenur ihre Wohnung und, was sie sonst bezogen
hatten, behielten. Zwar solltenauch ferner in die Stellen der Gestorbe-
nen nochneue Pensionistinneneinrückendürfen, dies sollte jedochohne
Einkaufsgeldgeschehenund von der bloßen Gnade des Landesherrn ab-
hängig sein. Solcher Pensionistinnenwaren im Jahre 1804 noch acht
an der Zahl vorhanden (Hane Meckl.Gesch.S. 585 s.), es scheintaber
auch dieseEinrichtung bald nachher eingegangen und somit jede Spur
von dem früheren Kloster ausgehoben zu sein. Das außerordentliche
Contributionsedictvom Jahre 1809 (Ditmar Sammlung Seite 231)
erwähnt neben den Conventualinnen in den vier Klöstern auch noch
der Pensionistendes Klosters Rühn, — in dem Edikte von 1810 ge-
schiehtihrer schon überall keine Erwähnung mehr (Ditmar a. a. O.
Seite 320).
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Sechste»Kapitel.

Die Klosterordnungen.

§. l. Die älteren Ordnungen.

Die ältesteKlosterordnung,von welcheruns die Geschichtein Be-

treff der hier in Rede stehendenKlösterMeldung thnt, wurde unzweisel-

Haftdie angeblichdemNonnenklosterzu Röbel (welchesspäter nachMal-
chowverlegt wurde) vom Papst Gregor ertheilte Klosterordnungsein,
wenn dieseAngabevon Franck im A. u. N. M. Bd. IV. S. 140 zuver¬
lässig und glaubwürdig wäre. NachdiesemGeschichtschreibersoll näm-

lich jenes Kloster im Jahre 1232 in Röbel gestiftetund vom Papst
Gregor mit einer Klosterordnungversehenwordensein, in welcherent-
halten, daß die Jungfrauen Mariä Magdalenä SchwesternAugustiner-
ordens sein sollten,und dies habe der Papst Nicolaus im Jahre 1280,

wie das Klosternach Malchow verlegt worden, bestätigt. Wenn diese

Angabeüberall richtig ist— an einer näheren Begründung fehlt es, —

so scheintdoch diese sog. Klosterordnungnichts weiter gewesenzu sein,

als die vomPapste bestätigteoder verlieheneOrdensregel. (S. Wig-

gers Geschichteder drei LandesklösterSeite 15 not. 1.)
Demnachwird man als die erste noch vorhandeneKlosterordnung

wohl diejenigebetrachtendürfen, welcheder Bischof von Schwerin, Ni-

colaus Bodiker,im Jahre 1453 demKlosterzum heiligenKreuzin Ro-

stockgegebenhat, und welcheabgedrucktist in Westphalen Monum.

ined. P. IV. p. 1074—1076.
Sie kündigt sich als eine Reformation und Renovationder obser-

vantia regularis disciplinae an, veranlaßt durch den großen Verfall

der Diseiplin, welcherden Bischofauf Bitten desProbstes und der Prio-

rin selbst zu einer Visitation des Klosters vermochthatte. Aus dieser

letzterenging nun eben jenes Reformstatuthervor, welchessichHaupt-

sächlichnur mit der klösterlichenDiseiplin beschäftigt. Diese soll von

den Probsten und der Priorin gehandhabtwerden; beide sind in dieser

Beziehungberechtigtund verpflichtet,über die Beobachtungder Ordens-

reget, über die Clausur u. s. w. zu wachen. Nebenbeimacht sichauch

das bischöflicheOberaufsichtsrechtgeltend, und in einigenSachen wird

der Domina vorgeschrieben,nur mit demRath des ganzen Conventes zu

handeln. Am Ende finden sichauch einigeBestimmungenüber die Auf-

nähme neuer Conventualinnen,welcheoben(Kap.I. §. 5 am Ende) an¬

geführtwordensind.
Die der Zeitfolgenach demnächstin Betracht kommendenSynodal¬
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statuten des Bischofs von Schwerin Conrad vom Jahre 1493 (Cap.
XXXII. ut monasteria juxta juris dispositionem et sequentia regan-

tur), abgedrucktin Schröder's Papist. Meckl.p. 2495—2497, gehören
mehr zur allgemeinenkirchlichenGesetzgebungüber die Klöster überhaupt
(sie schärfenauch vornehmlichnur die Beobachtung der Ordensregeln
und des canonischenRechts ein), als hieher, nämlich in die Auszählung
der für einzelneKlöstererlassenenOrdnungen oder Statuten. (Auch aus
dieserUrkundeist Einzelnes mitgetheilt oben im Kap. I. §. 5 und 7).

Dasselbe gilt von den in den Kirchenordnungenenthaltenen allge-
meinenBestimmungenüber die Klöster.

Demnach bestanden bis zum Erlasse der besonderenKlosterord¬
nungen, welchesichgerade so an die besonderenKlostervisitationenan-
schlössen,wie die Kirchenordnungenan die Kirchenvisitationen,— die
Quellen des Verfassungsrechtesder Klöster:

a. in den particulären Statuten und Observanzen jedes einzelnen
Klosters;

b. in der bischöflichenund landesherrlichenParticulargesetzgebungüber
die Klöster überhaupt, sowie in dem etwaigen particulären Ge-
wohnheitsrecht;

c. in dem subsidiären allgemeinenRechteder Klöster, wie es in der
JustinianischenGesetzgebung,in dem canonischenRechte und in
dem allgemein-deutschenGewohnheitsrechteenthalten war (auch in
den besonderenRegeln, Statuten und Observanzen des betreffen-
den Ordens).

Wie hienachdie Grundzüge der Klosterverfassungin der katholischen
Zeit sichgestalteten,ist in dem Kap. I. erörtert worden. Mit und durch
die Reformation mußte hievonManches von selbsthinwegfallen,Anderes
wurde durch die Kirchenordnungenausdrücklichaufgehoben oder verän-
dert, eben deshalb aber mußte sich das Bedürsniß dringend fühlbar
machen,die Verhältnisseund die Verfassungder Klöstervon Grund aus
und durch ein umfassendesStatut neu zu normiren. Zur Vorbereitung
diesesActes dienten die Visitationen der Klöster, anfänglich verbunden
mit denen der Kirchen,dann davon abgezweigtund besondersveranstal-
tet. Wem allein und ausschließlichdas Recht zu diesen Visitationen und
der daran sichschließendenErlassungvon Klosterordnungenzustand,konnte
nach demWegfallen der autonomifchenGewalt der geistlichenOrden und
nach der Verschmelzungder bischöflichenmit der landesherrlichenGewalt
nicht zweifelhaft sein. Die Landständenahmen zwar hin und wieder
auch in Bezugaus die Ausübung dieserRechtedie Notwendigkeit ihrer
Zuziehung in Anspruchund die Stadt Rostockmaßte sichin Bezug auf
ihre Kirchenund Klöster eine Zeit lang sogar die alleinige Ausübung
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der fraglichenRechtean, allein dieLandesherrenwiderstandendiesenun-
begründetenPrätensionen mit Recht, und somit war und blieb dies eine
ihnen allein zukommendeAngelegenheit.

Da nun von den Klöstern nur die zu Dobbertin, Malchow und
Ribnitz,ferner zu Rostock(und zu Rühn) übrig gebliebenwaren, so wa-
ren es eben auch nur diese, für welcheKlosterordnungenzu erlassen
waren. Dies geschahin der Weise, daß die drei ersterenKlöster,wegen
ihrer gleichenVerhältnisseeine gemeinsamebekamen,das zuRostock(wie
das zu Rühn) aber seine besondereOrdnung erhielt, fodaß es

a. eine gemeinsameOrdnung für die drei Landesklöster;
b. eine besondereOrdnung für das Klosterzum heil. Kreuzin Rostock;
c. (und eine besonderefür das RühnscheKloster)

giebt.
Die Assecurationvon 1572 und der Erbvertrag mit Rostockvon

1584 veränderten zwar die äußeren Verhältnisseder Klösterin mancher
Beziehung, beide aber erwähnen das Recht zum Erlasse der Kloster-
ordnung, wie überhaupt zur Gesetzgebungüber dieKlöstergar nicht (wie
die Bestinimungüber die Klosteröconomieordnungin der Assecurationgu
verstehenist, darüber s. oben Kap. IV. §. 4 und 6). Indessen war es
nach der bald von den Landständen eingenommenenStellung zu den
drei Landesklösternfreilich nicht anders zu erwarten, als daß in dieser
Beziehung Uebergriffe vorkommen würden. In der That haben die
Landständeim Laufe der Zeit selbstdas Recht zur einseitigenVerände-

rung der landesherrlichenKlosterordnungenin einem hohen Grade an
sichgerissen.

§. 2. Die Klosterordnung von 1572.

Was zunächstdie Ordnung für die drei Landesklösteranbetrifft,so
sind die darüber im Jahre 1572 gepflogenenVerhandlungenin der Bei-
läge Nr. 7 zusammengestellt.Man ersiehthieraus, daß damals beab-
sichtigtwurde, eine besondereKlosterordnungund eine Klosteröconomic-
ordnung zu erlassen. Die ersterehatten die Landesherren bereits von
einigenTheologen abfassenlassen,legtenaber solcheder Landschaftauf
deren Bitte vor, damit dieselbeihre etwaigenBedenkenund Rathschläge
darüber vernehmen lassen könne. Dahingegenwurde der Entwurf der
letzterendenLandständenüberlassen,natürlichmit Vorbehalt der landes-
herrlichenRatification und Publication (f. oben Kap. IV. §. 4). We¬
gen beider Ordnungen beschloßdie Landschaftvorerst die Klostercon-
vente mit ihren Bedenkenund Rathschlägenzu hören.

Daß es sichhinsichtlichder eigentlichenKlosterordnungnur um einen
Rath der Landschafthandelte, ist unzweifelhaft(mehrgestandendieLan¬
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desHerrenihren Ständen auch bei der verwandten Kirchenordnungnie-

mals zu), hinsichtlichder Klosteröconomieordnungscheinendie Landstände

dagegen vermöge der ihnen bereits zugesichertenvollkommenenVerwal¬

tung der Klöster einen wirklichenConsens in Anspruch genommen zu

haben. Hiezumochtensie vermöge der Assecuration ein Recht haben,

ohne die Überweisung aber hätte ihnen auch in diesemBetreff offenbar

und höchstens das Recht der Rathsertheilung (des Gravaminirens) zu-
gestanden.

Was nun eigentlichdas endlicheResultat jener Verhandlungen ge-
Wesen,darüber schwebtimmer nocheinigesDunkel. Eine Klosterordnung
vom Jahre 1572 findet sich bei den Landtagsacten von diesemJahre,
man ersiehtauch aus der Beilage Nr. 7 Litt. B., wie sie dahin gekom-
men, es ist jedochneuerdings bezweifeltworden, daß dieseOrdnung Gel-
tung erhalten habe, daß sie publicirtworden sei, daß sieanders, als wie
ein bloßer Entwurf angesehenwerden dürfe. Eine besondereKloster-
öconomieordnungist überhaupt niemals bekannt geworden.

Klüver schreibt in seiner Beschreibungvon MecklenburgBd. I.
Seite 415: „HiernächstkommtV. die Klosterordnungvor. Diese ist von
Herzog Johann Albrecht und Herzog Ulrich anno 1572 publiciret und
hernach von den HerzögenAdolph Friedrich und Johann Albrechtden
10. Octoberanno 1610 revidiret und erneuert worden. Sie ist denen
der LandschaftüberlassenenKlösternDobbertin, Malchow und Ribnitz
vorgeschriebenund ist noch h. z. T. in beständigerObservanz. In den
Reversalenäs anno 1572 §. 4 findet sichdisponirt, daß die Landschaft
eine Klosterhaushaltungsordnung entworfen und solchezur Rati-
fication der Herren Herzöge,übergeben solle. Ob diesesgeschehenund
eine solcheKlosterhaushaltungsordnungvorhanden sei? oder ob die er-
wähnte Klosterordnungdiese sei? davon habe keine Nachricht erhalten
können." (Daß letzteres nicht der Fall ist, ergiebt sichaus dem „Be-
schlußder Klosterordnung.)

Dagegen ist in dem Memorial des Landraths von Jasmund vom
Jahre 1692, welchesspäter nochmehrfachanzuziehensein wird, die Rede
von einer anno 1578 publicirten Klosterordnung,die anno 1610 re-
vidirt worden sei. Wenn hier nicht etwa ein Druckfehler(1578 statt
15 73) zum Grunde liegt, so muß entweder Klüver oder der Landrath
von Jasmund über die Jahreszahl im Jrrthum gewesensein, während
beidehinsichtlichder Thatsache der geschehenen Publication über-
einstimmen. Da die Klosterordnungvon 1572 nun aber die landständi-
scheVerwaltung noch gar nicht erwähnt, auch die Klosterhaushaltungs-
ordnung nochvon den Klosterhauptleutenund den Dominä (nicht, wie
es die Assecurationbesagt von der Landschaft)entworfen wissenwill, so
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ist es jedenfalls für wahrscheinlicherzu halten, daß dieselbeschon1572
oder bei der wirklichenUebergabeim Januar 1573 publicirt worden ist
und zwar gerade wie die Kirchenordnungvon 1552 ohne vorherige
Durchberathungmit den Ständen. Diesenwird sie zum BeHufeder An-
Meldungihrer etwaigen Bedenkenund Verbesserungsvorschlägenur nach-
träglich mitgetheilt sein und folglichbis zur Revisiondes Jahres 1610
allein gegolten haben; und dieseMuthmaßung wird fast außer Zweifel
gesetzt:

a. durch die Instruction vom 7. October 1572, wonach die fürstlichen
Commissarienangewiesenwurden, die abgefaßte„Reformation (so
wurde dieseKlosterordnunggenannt) denJungfrauen zu übergeben,
zuzustellenund einzubinden(einzuschärfen)";

b. durch die Bezeichnung der Klosterordnung von 1610 als einer
„revidirten";

c. durch das landständischeGravamen des Landtages von 1606,
(Beil. Nr. 7 Litt. C.), sowie durch die Supplication der Kloster-
Vorsteherin Dobbertin vom 22. April 1607 (ebendas.Litt. D.)

Wenn daher auch die fraglicheKlosterordnungniemals öffentlichals
Landesgesetzpublicirt worden ist, so ist dochzu erwägen, daß es dessen
nach der Natur dieser Verordnung auch nicht bedurfte, vielmehr die
Mittheilung und Kundmachungan die Conventualenund Klosterbeamten
zu ihrer Geltung völlig hinreichte. Diese letzterePublication aber hat
unzweifelhaftStatt gefunden entweder noch im Jahre 1572 oder im
Januar 1573 bei der Ueberweisungdurch die fürstlichenCommissarien
und selbstdie Landständehaben bis zumJahre 1610 die völligeGeltung
dieser Ordnung nicht bezweifeltoder angefochten. Vgl. auch Rudloff
Versucheiner richtigen Auslegung und Anwendung des R. D. H. S.
von 1803, zweiterTheil Seite 93 ff.

Eine besondereKlosteröconomieordnung ist dagegen bisher nie-
mals bekanntgeworden. Kämmerer (RostockerBeilagen, Jahrg. 1827,
S. 24. not. 7.) meint deshalb auch, daß eine solcheniemals erschienen
sei, es muß aber dennochangenommenwerden, daß sie vorhanden ge-
Wesenist, weil das ständischeGravamen in Beil. 7 Litt. C. dieses aus¬
drücklichbesagt. Nur von Wem dieselbeentworfen worden ist, erhellt
wiederumnicht. Nachder Klosterordnungsolltendie Hauptleute neben
den Domina e und anderen der Haushaltung verständigen eine solche
Ordnung entwerfen (natürlich mit Vorbehalt der landesfürstlichenGe-
nehmigung);— nachder Instruction der fürstlichenCommissarien,welche
den Ständen vorher mitgetheilt war, und um deren unveränderte Bei-
beHaltungdiesenochausdrücklichgebetenhatten, solltendie Juugsrauen
(also die Convente)sich bis auf landesherrlicheRatification über diese
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Oeconomieordnuugvergleichen,— nachder Assecurationsollte die Land-

schaft dieselbemit eben diesemVorbehalt entwerfen; — nach der Er¬

klärung der Landschaftin der Beil. Nr. 7. Litt. B. endlichwollte diese

den von ihr zur Revision der Polizeiorduung verordneten

Personen den Befehl ertheilen, sich nach empfangenem Bericht des

Dobbertin'schenEonventes mit Serenissimis und deren Commisfarien

über die fraglicheOrdnung zu vergleichen. Wie und von wem dieselbe

also wirklichentworfen worden ist, läßt sich kaum muchmaßen. Die

Bestimmungenderselben sind aber bei der Revision des Jahres 1610

offenbar (wie es auch schondie Klosterordnuugvon 1572 am Ende an¬

deutet) mit in die revidirte Klosterordnungaufgenommenworden, sodaß

seitdemKlosterordnungund Klosteröconomieordnungin einer Urkunde

vereinigt waren. Daraus wird auch der Untergang der früheren beson-
derenKlosteröconomieordnungerklärlich,indemdiesenicht wie die Kloster-

ordnung zufällig zu den Landtagsacten gekommenwar.
Uebrigensist es bemerkenswerth,daß die Klosteroronungvon 1572,

erlassen„mit Rath etlicher sürnemen Landständ und Theologen", von

der Ueberweisungan die Stände und von deren dadurch erlangten Rechten

noch gar keineAndeutung enthält. Möglich nnd wahrscheinlichist es,

daß dagegen die Klosteröconomieordnungschon auf dies Verhältniß
Rücksichtgenommenhaben wird. .

§. 3. Die revidirte Klosterordnung von 1610,

Die Veranlassungund der Zweckder RevisiondieserältestenKloster-
ordnung ergiebtsichaus den darüber gepflogenenVerhandlungen, welche
die Beilage Nr. 7 Litt. D. E. F. enthält. Es erhellt daraus, daß, nach-
demschonim Jahre 1697 die Beamten des Klosters Dobbertin wegen
der gänzlichverfallenenKlosterdisciplinfnpplicirt hatten, daß zu einer
Revision der Klosterordnunggeschrittenwerden und daß hiezu sowohl
vomLandesherrn, als auchvon der LandschaftgewissePersonen verordnet
werden möchten,— wegen des Zauderns des Landesherrn die Provi-
sorender Klösterallein eine neueKlosterordnungentwarfen, welchedann
von den Landständendem Landesherrn mit der Bitte um deren baldige
Pnblication vorgelegt wurde. (Auf diesenEntwurf einer neuen Kloster-
ordnung, nichtauf die alte längst in Geltung gewesenebeziehtsichoffen-
bar dieständischeBitte und das fürstlicheVersprechender baldigen Pnbli-
cation, in der Beilage Nr. 7 Litt. E.) Die Landesherren gingen auf
dieseBitte eiil, indem sie den Entwurf ihrerseits prüften, vielleichtauch
noch theilweifeabänderten, dann aber unterm 10. Decbr. zu Güstrow

' conftrmirten. Die revidirte Klosterordnung(Beil. Nr. 9) beruht also
wahrscheinlichzwar auf einem Entwurf der Provisoren, einer Statt
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gehabtenZuziehungund MitwirkungderLandstände erwähnt siejedoch
nicht,und gar von einemfür erforderlichgehaltenenConsens derselben
kanndabeiebensowenigdieRede sein, als der Landschaftim Jahre 1572
ein solchesRechtzugestandenwordenwar.

Diese revidirte Klosterordnungist bis auf den heutigenTag das
eigentlicheFundamentalgesetzfür die drei Landesklöstergebliebenund
als solchesauchnochbis in die neuesteZeit vielfältig anerkanntworden,
sowohl von den Landständenals vom Landesherrn;auch enthält noch
h. z.T. jedeBestellungderKlosterbeamtendenHinweis auf dieseKloster-
ordnung. Zwar kameinenochmaligeRevisionim Jahre 1634 wiederum
in Anregung, auch wurde darüber verhandelt, die Landräthenahmen
einesolcheRevisionvor und das daraus hervorgegangeneWerkwurde
den Landesherrenzur Confirmationund Publication auf dem Landtage
vorgelegt, ja diese letzterenerklärtensichsogar bereit,nachvorgängiger
Prüfung und Revision, dieseabermals revidirteOrdnung zu vollziehen
und zuconfirmiren,alleinalles diesesführte dennochzu keinemResultate;
wie aus der Beil. Nr. 7 des Näherenzu ersehenist.

Zwar schreibtFranck (A. u. N. M. XII. Seite 166) von einer
„großenVeränderung,welcheam 14.Mai 1684mit der revidirtenKloster-
ordnungvorgenommenseinsoll, es ist aber nichterfindlich,was es hie-
mit für eine Bewandnißhaben mag; das mehrerwähnteMemorial des
Landraths von Jasmund vom Jahre 1692 und der Wortlaut der
Proviforenbestallungbeweisenjedenfalls,daßdieKlosterordnungvon 1610
bis heute die lex pragmatica der Klöstergebliebenist.

TrotzdemistdiesesFundamentalstatutimLaufederZeitenin manchen
— selbstwesentlichen— Punkten einseitigvon den Landständenabge-
ändert worden, theils durchausdrücklicheLandtagsschlüsse,theils durch
Observanz. Dies war eine Fruchtder Stellung, welchedie Landstände
nach und nach zu den Klösterneinzunehmenbegannen, und in welcher
sichmehrund mehrzubefestigenihnenbei der sehr mangelhaftenVigilanz
derLandesherrenund bei der währendihrerStreitigkeitenmit denselben
eingerissenenvölligenAnarchienur zu wohl gelang. In dieserZeit der
allgemeinenVerwirrung,der Rathlosigkeitund des aufs tiefsteniederge-
beugten landesherrlichenAnsehens(schonwährend des dreißigjährigen
Krieges,mehrnochaber zuEndedesXVII. und zuAnfangedes XVIII..
Jahrhunderts)warendieStände sogarnichtabgeneigt,sichdas gesammte
Gesetzgebungsrechtüber die Klösterbeizulegen.Zwar anerkenntes noch
im Jahre 1692 der Landrath von Jasmund, daß in den Bestimmungen
derKlosterordnung„ohneabsonderlicheRatificationder Herrschaft"nichts
zu ändern fei (freilichmeint auch er schon, daß umgekehrtauch die
LandesherrschaftohneConsensder LandständekeinesolcheAbänderungen

Viereck, Rechtsverhältnisse. I. Bd. 7



gg Die revidirte Klosterordnung von ILIO.

vornehmendürfe, — was doch, insoweitnichtdie assecnrationsmäßigen

Rechtederselbendabei tangirt werden, durchausfalschist), allein selbst

über dieseSchrankesetztensichdie Stände in den anarchischenZeiten

der erstenHälfte des XVIII. Jahrhunderts vielfachhinweg. Bald kam

die Zeit, wo man sichlandständischerseitsgeradezuerdreistenkonnte,die

Klosterordnungeinseitig,für theilweifenichtmehr zeitgemäßzu erklären

(f. z. B. das Reglementfür die KlosterdienervomJahre 1777 sub I.),
es war alsoauchnichtzumVerwundern,daß man einzelneBestimmungen

derselben,ohneviel nachdemLandesherrnzu fragen, theils ausdrücklich

aufhoboder abänderte,theils stillschweigendbeiSeite schob,und so mit
der Zeit vieleVerhältnissewesentlichanders gestaltete. Dies wird sich
späterim Einzelnenmehrfachzeigen,wenn man aber untersucht,warum
denndieLandesherrenjenesVerhaltenderLandständeso ruhig duldeten,
so lag der Grund davon zu verschiedenenZeiten bald in ihrer momen¬
tanensaetischenMachtlosigkeit,bald in einerVerkennungihrerBefugnisse,
bald in derLiebezumFriedenmit denLandständen,bald endlichin noch
wenigerzuentschuldigendenUrsachen,wie namentlichin der Begünstigung
des sog. eingebornenAdels u. dgl. m. Ob und inwieweitdie in Folge
dieserlandständischenUebergriffegetroffenenAbänderungender Kloster-
Verfassungvermögeder anzunehmendenstillschweigendenlandesherrliche»
EinwilligungAnspruchauf rechtlicheGültigkeithaben, die ihnen an und
für sichnicht zugestandenwerdenkann, kann natürlichnur bei Beant-
wortungder Specialfragengeprüftwerden.

Uebrigens versteht es sichvon selbst, daß alle Observanzenund
Statuten über dieVerfassungderKlöster,welchewährendder ständischen
AdministrationGeltung erlangthaben,jederzeitauchvon derjenigenGe¬
walt wiederaufgehobenwerdenkönnen,welcherdas Jus statuendi über
dieKlösterzusteht. Wenn man also der Ritter- und Landschaftdas un-
beschränktejus statuendi zugestehenkönnte, so würde daraus streitlos
hervorgehen,daß dieselbealle jene Normen ebensoper majora wieder
aufhebenkann, wie sie dieselbenper majora in's Leben gerufen hat,
wie dennauchdergleichenWiederaufhebungenfrüherer Beschlüssein der
Folgezeitmehrfachvorgekommensind.

§. 4. Ordnungen der Klöster zu Rostockund zu Rühn.

Das Rostock'scheKreuzklostererhielt seineersteKlosterordnnngnach
geschehenerReformationim Jahre 1586 vom HerzogUlrich, als deren
Ergänzungman den von beidenHerzögenJohann und Ulrichim Jahre
1589 erlassenensürstl. AbschiedzierSchlichtungder zwischender Unter-
priorin,ProbstenundHerrenVisitatorendesJungfrauenklosterszuRostock
vorgefallenenStreitigkeiten(Beil. Nr. 10) betrachtenkann. Ueber diese
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ältesteOrdnungsagt Rudlosf (NeuereGeschichtevon Meckl.II. S. 47),
siesei vomHerzögeUlrichmit Zuziehungdes Rostock'schenMagistrates
abgefaßtund am 3. Mai publicirt(das Original soll sichim Archivzu
Schwerin befinden);dieselbeist aber 44 Jahre später von den vier
Visitatorenrevidirt lind darauf mit Zusätzenzu jedemeinzelnenArtikel
am 3. April 1630 im Klosterauf's Neue publicirt worden. Auszüge
daraus giebtdie Beil. Nr. II.

In BetreffdiesesKlostersist es, wienamentlichaus demangeführten
Abschiedhervorgeht,unzweifelhaft,daß das Jus statuendi darüber, das
Rechtzur Erlassungund Revisionder Klosterordnung,nur demLandes-
Herrnzusteht,daß es also auch nur ihm, nichtdem Rache der Stadt
Rostock,zukommt,dieVerfassungdes Klosterszuverändern. Die Grenzen
des landesherrlichenRechts,dergleichenVeränderungenanzuordnen,sind
durchdm Erbvergleichmit der Stadt Rostockvom Jahre 1584 gegeben.
Die Zuziehungder Visitatorenbei dem Erlasseneuer Statuten war sehr
natürlich,aber dennochrein saeultativ.

Das KlosterRühn hatte im Jahre 1608 schoneinerevidirteOrd-
nnng von seinem damaligen Territorialherrn und Bischoferhalten,
nämlich vom HerzogUlrich, als Administratordes Stifts Schwerin.
Diesewurdeim Jahre 1619 nochmalsübersehen,renovirt und publicirt
und sind Auszügeaus dieserwahrscheinlichneuestenKlosterordnungin
der Beil. Nr. 12 enthalten.

SicbcntezKapitcl.

Die Landestheilungen.Verhältnis?zu Mecklenburg-
Strelitz.

§. l. Einleitung.
Der VarenholtzerTheilungsvertragvom Jahre 1611 erstrecktesich

zwar nur über die fürstlichen Aemter, es wurde aber darin sub
Nr. 84 die Totaldivisionder Ritterschaftnild Städte ausdrücklichvorbe-
halten (Klüver Befchreibg.v. Meckl.Bd. III. St. 2. S. 38). Ein
gleichesgeschahtrotzdermannigfachengegendieZulässigkeiteiner solchen
TheilungaufgestelltenBedenkenwiederholtin dem Vertrage von 1617.
(Klüver a. a. O. S. 52.) DiesemVorbehaltegemäßkamdie beabsich-
tigte Totaldivisionim Jahre 1621 wirklichzu Stande.

7*
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Nach dein in diesen:Jahre zu Güstrow ausgerichtetenbrüderlichen

Erbvertrage,welcherdieerstewirklicheLandestheilung enthält, blieben

jedochneben der Stadt Rostock,nebstder Universität,dem Consistorium

(und gesammtemJus episcopale), dem Hof- und Landgericht,sowie end-

lichder ComtureiNemerow,auch die vier Klöster(Dobbertin, Malchow,

Ribnitzund Rostock)beidenHerzögen,von Güstrowund von Schwerin,

gemeinsam,d. h. — was die Klösteranbetrifft— natürlichdie landes-

herrlichenresp.oberbischöflichenRechteüber die Klöster.
Außerdemheißtes in diesemTheilungsvertrage:„die Contributiones

undLandtagebleibenim ganzenLande gemein,lind sollendie Landtage

zu Sternberg und Malchin per vices gehalten werden, dadurch aber

jedemseinesOrts seine Ritter- und Landschaftaus erheblichenUrsachen
ohnePräjudiz der Contributionzu convocirenund von eines jeden An-
theil Landes Nutz-Frommen,Bösen zu deliberiren, schließenund anzu-
ordnen,nichtsbenommen,sondernausdrücklichreservirtund vorbehalten
sein soll." (Klüver a. a. O. S. 76 ff.) Abgesehenvon dem Contri-
butionswesenund den alljährlichenregelmäßigenLandtagen, welcheein
festesBindemittelfür die Landständeblieben, kamenalso diesmal auch
letzteremit in die Theilung und es zerfielendaher seit jener Zeit auch
die Ritterschaftund die Städte in die des HerzogthumsGüstrow und
die des HerzogthumsSchwerin. Dies zog denn auch in Bezug auf die
KlöstermancherleiFolgen nachsich,z.B. hinsichtlichder Art und Weise,
wiebeidenWahlenderKlosterbeamtenund bei der Besetzungder Kloster-
stellenverfahren wurde, im Allgemeinenaber verstehtes sich, daß die
dreiLandesklösterden Landständen beiderHerzogthüinerebensogemein
blieben,wiedenbeidenHerzögen. Hinsichtlichdes Rostock'schenKlosters
wurde 1611 und 1621, beidemalausdrücklich,bestimmt,daß von den
zwei fürstlichenVisitatoren(Provisoren)jeder Landesherr einen zu er-
nennenhaben solle(Beil. Nr. 6 C.).

Im Ganzen genommenwar also die Landestheilungvon 1621
wenigstensdirect von keinenerheblichenFolgen für die Klöster. Sie
verlor aber auch außerdemihren ganzenEffect,was die ländesherr-
lichen Rechteanbetrifft,wiederummit demJahre 1695. Denn in eben
diesemJahre wurden nach dem Tode des HerzogsGustav Adolphvon
Mecklenburg-GüstrowbeideHerzogthMierwiederunter einemLandesherrn
(HerzogFriedrichWilhelm)vereinigt.

AberjenerSuccessionssallgab bekanntlichden Anlaß zu einer Erb-
folgestreitigkeitzwischendemHerzogFriedrichWilhelm und dessenOheim,
HerzogAdolphFriedrich,er führtein Folgedessenzu einerneuenTheilung
und zur Entstehungdes nachmaligenGroßherzogthumsMecklenburg-
Strelitz, undsomitwird es jetztnothwendig,zu untersuchen,welchenEin-
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flußdiese(durchdenHamburgerVergleichvon 1701herbeigeführte)neue
Theilungauf das Verhältnißder Klöster

a) zu der StrelitzischenLandesherrschaft,
d) zu dm im StargardischenKreiseeingesessenenLandständen,aus-

geübthat.

§. 2. Rechte der Mecklenburg-Strelitzischen Landesherrschaft.

Die obenberührteVereinigungbeiderHerzogtümerwurdedadurch
bewirkt,daß HerzogFriedrichWilhelmvon Mecklenburg-Schwerinnach
dem Absterbendes HerzogsGustav Adolph in Güstrow vermögedes
Rechtesder Primogenitur-Erbfolgeim HerzogthumMecklenburg-Güstrow
succedirte. Die beidenim WestphälischenFrieden erworbenenFürsten-
thümer Schwerin und Ratzeburghatte HerzogFriedrichWilhelmschon
von seinemGroßvaterAdolphFriedrichI. her überkommen,er vereinigte
mithin jetzt eigentlichvier verschiedeneLänder unter seiner Herrschaft.
Nun machteder HerzogAdolphFriedrichvon Strelitz (dieseshatte der-
selbevon seinemSchwiegervaterHerzogGustav Adolph von Mecklen¬
burg-Güstrowerhalten)zwar theils aus dem Grunde der größerenGra-
desnähe,theils aus allerhandsonstigenGründenAnspruchauf das ganze
HerzogthumGüstrow,sowieauf das FürstenthumRatzeburg,— er wurde
jedochvon dem KaiserLeopoldmit diesenPrätensionenauf den Weg
Rechtensverwiesen,und HerzogFriedrichWilhelmeinstweilen„nachvor-
gegangenerder SachenreiferErwägung und Examinirungaller desfalls
vorhandenenActen" auf Grund der Primogenitur-ErbfolgenachLinien
mit beidenLändernbelehnt. Nichtsdestowenigerkam es, weil das Di-
rectoriumdes niedersächsischenKreises sich (unbefugterWeise) in die
Sachemischte,zu allerhandTätlichkeiten. Aberder Kaiserschützteden
HerzogFriedrichWilhelmin seinemRechte,und als es zu demVersuche
einer gütlichenBeilegungkam, instruirte ErstererseinenCommissarius
dahin,daß HerzogFriedrichWilhelmallewegein seinemBesitzegeschützt
und nur über ein demHerzogAdolphFriedrichzu gewährendes„Apa-
naginm"verhandeltwerdensollte.

DieseVerhandlungenwurdenim September1699 in Hamburg er-
öffnetund noch unterm 23. Januar 1701 schriebder Kaiser an seinen
Commissarius:„Weil man mit der Güte bereitssoweitgekommen,daß
Strelitzzufriedensein wollte,wennihm an jährlichenEinkünften40000
Thlr. nebsteinerStimme auf demReichstagezugebilligtwürden,und er
diefenZweckwohl erreichenkönnte,so solledie CommisioneinenAntrag
auf das FürstenthumRatzeburgnebstStimme thun und danebenvon
demSchwexinschenund GüstrowschenAntheilein StückLandessepariren
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und also Strelitz zufriedenstellen."Auf dieseGrundlage hin kam bald
darauf der fraglicheHamburgerVergleich(8. März) zu Stande.

Der HauptinhaltdiesesVertrages war nun folgender:
1) Der vorgeweseneSuccessionsstreitwegendesHerzogthumsGüstrow

wird auf ewig dahin abgethan,daß das Rechtder Primogeniturerbfolge
nachLiniennochmalsfür alle Zeiten festgestelltbleibt und somit Herzog
FriedrichWilhelmals der alleinige und wahre Suceessionsberechtigte
anerkannt wird. HerzogAdolph Friedrichverzichtetfür sichund alle
seineNachfolger.zu ewigen Zeiten auf den von ihm erhobenenSueees-
sionsanspruch,nur mit Vorbehaltder Successionim Falle des gänzlichen
Aussterbensder älteren Linie. (Dem Ansprücheauf Ratzeburg hatte
HerzogAdolphFriedrichschonim Jahre 1695 zu Lübeckentsagt.)

2) Demnacherhalt alsoHerzogFriedrichWilhelmdas ganzeHerzog-
thum Güstrow als alleinigerNachfolgerdes letztverstorbenenHerzogs
Gustav Adolph, einerseitsmit. allen Hoheitsrechten,Sitz und Stimme
auf denReichs-und Kreis-Tagenu. s. w., wie seinVorgängeres besessen
hatte, andrerseits aber auch mit allen daraus hastendenSchulden.
Die früher zwischenGüstrow und Schwerin (seit 1621) gemeinschaftlich
gewesenenGegenständehörtensomitauf, in zweierHerrenHänden zufein,
sie standenfortan nur unter einem Landesherrn. Dies war der Fall
mit der Stadt Rostocknebstder Universität, mit dem Consistoriumund
Jus episcopale, mit dem Hofgericht, der Comturei Nemerow, und so
auchmit sämmtlichenvier Klöstern. Selbst das bis dahin von den bei-
den Herzögen(zu Schwerin und Güstrow) gemeinschaftlichausgeübte
Rechtder Znsammenberusungder Landstände,der Verhandlungmit den-
selben auf den Landtagenu. s. w. stand nunmehr, wie von selbstsich
ergiebt, dem alleinigenHerzogevon Mecklenburg-Schwerin-Güstrowzu.

3) Der HerzogAdolphFriedrichsolltefür seinenVerzichtgleichsam
als eine zur Abkaufungdes Streites gewährteApanage im Ganzen so
viel erhalten,daß er daraus 40000Thlr. an jährlichenEinkünftenhätte,
und dies sollteihm in der Art gegebenwerden,daß er dadurchzugleich
Sitz und Stimme auf dem Reichstagebekäme. Um diesesdoppelteZiel
zu erreichen,sollteer vom HerzogFriedrichWilhelm

a. das FürstenthumRatzeburg erblichabgetretenerhalten, nebst der
mit diesem verbundenenStimme auf dem Reichstage(die beiden
Stimmen wegender HerzogthümerGüstrowund Schwerin blieben
HerzogFriedrichWilhelm allein);

b. die HerrschaftStargard und die beidenComtureienNemerowund
Mirow mit allen Hoheitsrechtenüber diesenDistrict, sowie mit
der Lehnherrlichkeit über die in demselbenbefindlichenLehn-
leute; —
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beides schuldenfrei,weil aber auch so die Einkünfte beider Län-
der damals nur zu 31000 Thlr. taxirt wurden, außerdem noch

c. eine jährlicheHebung von 9000 Thlr. aus dem BoitzenburgerZolle,
Summa: 40000 Thlr. jährliche Revenuen nebst der Ratzeburger
Stimme auf dem Reichstage.

4) Die Lostrennung des stargardischenDistricts sollte aber
a. den in demselbenbefindlichenUnterthanen überhaupt nicht zum

Nachtheil gereichen (darum sollte z. B. Herzog Adolph Friedrich
verbunden sein, die Kirchenordnung und die Polizeiordnung nach
wie vor darin zu observiren; ferner sollte bei gegenseitigenAus-
Wanderungenkein Abzugsgeld genommen werden, der Handel frei
bleiben u. s. w.; darum werden auch die Jungfrauen aus dem
Strelitz'schennach wie vor, wie „inländische" zu behandeln, also zur
Aufnahme in die Klöster sähig sein), — und

b. die Union der Landstände nicht zerreißen. Demnach sollen die im
stargardischenDistrict angesessenenLandstände nach wie vor zu dem
vereinigten Corps der MecklenburgischenRitter- und Landschaft
gehören und an dessen Rechten Theil nehmen. Sie sollen z. B.
des Vorrechtes zu Landrüthen, Hofgerichtsassessorenund Admini-
stratoren einiger Klöster gewählt zu werden, nach wie vor mit zu
genießenhaben.

5) Wegen des Ausschreibensder Landtäge und Contributionen ist
bereits erwähnt, was die Consequenzmit sich brachte, und was daher
auch der Vergleich ausdrücklichbestätigt, daß nämlich Herzog Friedrich
Wilhelm und dessenNachfolger fortan das Recht, die Landtäge auszu-
schreibenund zu schließen, und auf denselbenmit den Ständen zu ver-
handeln, ausschließlichauszuüben hatten, jedochsollte, wenn ein solcher
Landtag bevorstand, davon jedesmal dem StrelitzschenHerzoge vorher
Nachrichtgegebenwerden, und es ihm alsdann freistehen,seinebesonderen
Angelegenheiten(„die Nothdurft des stargardischenDisstricts") auf den
Landtägen mit zur Sprache zu bringen und abzumachen.

6) Die Contributionensollen, auch soweit sie aus dem stargardischen
District fließen, nach wie vor in den Landkastengebracht werden, also
unter die Verwaltung der gesäumten Landstände.

7) Beim Hof- und Landgerichtsoll Herzog Adolph Friedrich einen
besonderenAssessorhalten dürfen, die Urtheile desselbensollen aber in
der Regel in Herzog Friedrich Wilhelms Namen allein ergehen und
nur dann in beider Herzöge Namen, wenn es besonderestargardifche
Sachen betrifft.

Es ist wohl ohne Weiteres klar, daß, was die Rechte der Landes-
Herrschaft und die aus dem Jus episcopale fließenden über die Klö¬
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ster anbetrifft, nach diesemVertrag eine Communion beider Herzöge
weder fortbestand,noch etwa aufs Neue, in derselbenoder in ähnlicher
Art, eingeführtwurde, wie sie von 1621 bis 1695 zwischenden beiden
Herzögenvon Mecklenburg-Schwerinund Mecklenburg-Gttstrowbestanden
hatte. Denn keinesder vier Klöster liegt oder hat auch nur Besitzungen
in dem allein abgetretenenstargardischenDistrict. Deunoch, trotz des
deutlichenkräftigstenVerzichtes, trotz der kaiserlichenBestätigung und
Garantie des heilig gelobten Vertrages, trotz der auf die Verletzungan-
gedrohten Strafe von 160 Mark löthigen Goldes, machten später die
strelitzischenHerzögeunter andern dem VergleichezuwiderlaufendenPrä-
tenfionen mehrmals auch auf die Theilnahme an den landesherrlichen
Rechtenüber die KlösterAnspruch. Wie nichtigdie beidenstets wieder-
holten Fundamente für diefen Anspruchsind, nämlich

a) die Behauptung, daß die Herrschaft Stargard eigentlich als ein
Aeqnivalentfür das ganze HerzogthumGüstrow betrachtetwerden
müsseund als solchesganz in das Verhältnis? eingetreten sei, in
welchen:Letzteresseit 1621 zu Schwerin gestandenhabe;

d) und der Satz, daß die fortdauernde Union der Stände anch eine
gewisseCommunion der Landesherrschaftnothwendig mit sich
führe und ein Condominiumüber Land und Leute (vornehmlich
über die Stände) zur Folge habe; —

wie nichtig, wie gesagt, diese beiden Argumentesind, bedarf nach der
obigen EntWickelungkeines weiteren Beweises; für die vorliegenden
Zweckegenügt es, zu bemerken,daß Schwerin diesenPrätensionen stets
beharrlich widersprach. So kam es endlichzu dem Hausvertrage de
anno 1755. Hierin entsagte Strelitz zum Ueberflnß ausdrücklich allen
bisher gemachtenPrätensionen auf eine Communionoder auf ein Eon-
dominium in Ansehung der Herzoglich Mecklenburg-Schwerin- und
GüstrowschenLande und Regierung auf das bündigsteund vollkommenste
zu ewigen Zeiten. Daß hienach den Mecklenburg-StrelitzfchenLan-
desHerrnHoheitsrechte über die sämmtlich im Schwerinschenbelege-
nen Klösternicht weiter zustehen,ist wohl schwerlichzu bestreiten.

In völliger Uebereinstimmungmit diesem Rechtsverhältniß sind
denn auch sactisch die landesherrlichenRechte über die Klöster (z. B.
die Consirmation der Provisoren und Hauptleute in den drei Landes-
klöstern, sowie die Bestellungder Visitatoren beim RostockschenKloster,
ferner das Rechtder Visitation, die Obergerichtsbarkeit,eine Zeit lang
auch das Jus primariarum precum u. dgl. m.) stets nur von der
Mecklenb.-SchwerinschenLandesherrschaft ausgeübt worden. Mit Recht
sagt daher der L. G. G. E. V. von 1755 in §. 126: „Anlangend die
RostockschenStadt-, Hospital- und Kloster-Güter, welcheinsgesammt
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bisher unfüglich Gemeinschaftsörter genannt werden, so soll diese
Benennung, welche sich auf den im Jahre 1621 unterm 3. März,
zwischendamaligen beiden Landesfürsten getroffenen Theilungsvergleich,
— in welchem diese Oerter zwischen beiden regierenden Herren zu
Schwerin und Güstrow ungetheilt in Gemeinschaft gelassen worden, —
lediglichfür damals bezogen, folglichnach der zu Anfang dieses Jahr-
Hunderts ergangenen Consolidation nicht weiter statthaft ist, hin-
führo gänzlichabgethan und an deren Statt zur künftigen Benahmung
dieser Oerter der Ausdruck: Ttnsers RostockschenDistricts, festgesetzt
sein." Mit gleichem Rechte konnte endlich die Mecklenb.-Schwerinsche
Landesregierung in dem Convocationstagsabschiedvom 4. October 1808
(Ditmar Sammlg. I. S. SS.) sagen: „Wenn nun Se. Herzogl. Durchl.
dazu annehmen a, 22 Thlr. von jeder catastrirten ritterschaftlichenHufe,
wobei sie aber schlechthinbestimmen, daß diese 22 Thlr. auch von den
Klosterhufen, über welche Sie, als in ihren Landen gelegen, zu
disponiren haben

Nach dieser Darlegung kann der StrelitzischenLandesherrschaft ein
aus der Territorialhoheit oder dem Jus episcopale fließendesHoheits¬
recht über die vier Klöster in keinerWeise zugestandenwerden. Dagegen
steht ihr nach einer Angabe des Staatscalenders seit dem Jahre 1809
vermöge eines unterm 23. December mit der Ritter- und Landschaftab-
geschlossenenVertrages das auf diesem privativem Erwerbstitel
beruhende Recht zu, im Kloster Dobbertin drei Conventualinnen-
stellen, zwei zur vollen, eine zur halben Hebung nach ihrem Belieben
an inländischeJungfrauen zu verleihen. Was zu dieser Concession
die Veranlassung gegeben hat, ob das dadurch erworbene Recht titulo
oneroso oder gratuito acquirirt worden ist, welcheBewandniß es über-
Haupt mit jenem Vertrage habe, hat Verfasser bis jetzt nicht in Er-
fahrung zu bringen vermocht.

§. 3. Einfluß der Landestheilungen auf das Verhältniß der Land-
ständezu den Landesklöstern.

Ganz anders, als mit der StrelitzischenLandesherrschaft,steht es
mit den in: stargardschenDistrict, also unter strelitzischerLandeshoheit,
angesessenenLandständeu. Da die Union der Landstande durch den
Hamburger Vergleichgar nicht alterirt wurde, da die Eingesessenendes
stargardschenDistricts dadurch gar nicht von dem Corpus der sämmt-
lichen unirten Stände beider Herzogthümerlosgetrennt wurden, ihnen
vielmehrzur völligen Sicherheit die Fortdauer jeuer Vereinigung und
somit auchdie unverkürzteTheilnahme an allen denjenigenRechtenaus-
drücklichzugesichertblieb, welcheden unirtenLandständenals Corporation
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und als Einzelnen zustanden, so hatten sie aus dem Hamburger Ver-

gleich auch nicht den mindesten Grund zu Beschwerden. Nur Be-

fürchtungen einer zukünftigenvölligen Lostrennung mochtensie— und

nicht ganz ohne Grund — hegeu, weil jene Idee, allerdings im Stillen,

wenigstens auf SchwerinscherSeite vorgewaltet zu haben scheint. Daher

bezieht es sich auch nicht auf den Hamburger Vergleich, sondern auf die

neueren Versuche einer gänzlichen Separirnng auch der stargardschen

Landstände, wenn es in dem Gravamen 4. wegen Zernichtung der

Union in dem anno 1711 dem ReichshosratheübergebenenAppellations-

libelle heißt, daß die stargardischenStände dadurch auf einmal aller der

gemeinsamenBenefieia bei demLande, den Klöstern, derselben Ver-

waltung und anderer Prärogativen verlustig gingen, weil alle

Klöster in dem jetzigen Schwerinschen Districte lägen. S. die

Oeckuetio unionis etc. anno 1711 p. 91 f. sub nro. 9. Dies ist nicht

nur vollkommenrichtig, sondern es bestärkt überdies die Nichtigkeit der

im §. 2. aufgestelltenBehauptung noch mehr, aber man darf dabei nicht

vergessen,daß jener Beschwerdenicht der Hamburger Vergleich, sondern

die im Jahre 1711 versuchteSeparirung der stargardschen Stände zum

Grunde lag. Letztere kam nicht zur Ausführung, es trat also auch

nicht die obige Consequenzein, vielmehr blieb die Ritter- und Landschaft

des stargardischenKreises in vollem Mitbesitzder landständischenRechte

über die Klöster.
Ueber zwei interessante Streitigkeiten, welche sich auf diese Theil-

nähme beziehen, sind die Beilagen Nr. 18 und 20 zu vergleichen, im

Uebrigen aber ist hier schließlichnur noch Folgendes in der Kürze zu

erwähnen:
Seit der Landestheilung von 1621 gab es eine Ritter- und Land-

schast des Herzogtums Schwerin und eine solche des Herzogthums

Güstrow (zil welchem letzteren denn auch der stargardische District ge-

hört). Diese Theilung der Landstände verschwand auch bei der Eon-

solidation des Jahres 1695 — in consequenter Weise — nicht völlig
wieder, vielmehr fuhr sie fort, ihren Einfluß auf die Ausübung und

Verwaltung der landständischenRechte auf die mannigfaltigste Weise —

ja, man kann wohl sagen, in allen Beziehungen, — zu äußern. So
konnte es denn nicht fehlen, daß sich die Folgen davon auch bei den
Klöstern mehrfach bemerklichmachten, im Ganzen aber -beschränkensich
diese Consequenzenlediglich auf die Art und Weise der Ausübung der
landständischenRechte.

Nach dem Zweckedieser Abhandlung bedarf es einer vollständigen
Darstellung aller.dieser Folgen im Einzelnen nicht, doch mag hier bei-
spielsweiseverwiesen werden:
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a) was die Wahl der Klosterdiener anbetrifft auf die Beil. Nr. 16 und
b) rücksichtlichder Besetzung der Klosterstellen, auf die Beil. Nr. 20.

Aus der Beil. Nr. 16 erhellt, daß im Jahre 16S3 bei den Wahlen
jene Zerklüftung der Ritter- und Landschaft noch nicht zu practischenRe-
sultaten in Betreff des Abstimmungsmodus geführt hatte, daß dieses
vielmehr erst durch einen Beschluß vom Jahre 16S9 geschehenzu sein
scheint. Aus der Beil. Nr. 20 aber ergiebt sich, daß die practische
Geltendmachungder vermeintlichzu erstrebendenGleichheitbeider Herzog-
thümer rücksichtlichdes Genusses der Klofterstellensich gar erst vom
Jahre 1694 her datirt. Das zersetzende Bestreben, welchessichhierin
kund giebt, entspricht jedoch ganz dem allgemeinenspecisischenCharakter
einer jedenlandständischenVerfassung,es muß sichnothwendigda äußern,
wo, wie bei landständischerVerfassung jedes Streben lediglich auf den
Sonderinteressen beruht. Daher das Festhalten der Theilung der Land-
stände in die beidenHerzogtümer, auchnach erfolgter Wiedervereinigung
und Confolidation derselben, — daher später die Zurückführung der
Theilnahme der Städte an den landständischenKlosterrechtenauf genau
abgesteckteGrenzen, fowie die separate Abfindung der etwas mächtigeren
Seestadt Rostock,— daher endlich die versuchteweitere Zertheilung der
Ritterschaft felbst in eine sog. eingeborene, recipirte und nicht recipirte!
Alles dies ist eben weiter Nichts, als die notwendige Konsequenzder
„ständischenBasis".

AchtkgKapitel.

DieRechtssubjectivitätderKlöster.

§. l. JuristischePersönlichkeit.
Die hier zur Frage stehendenvier Klöster sind allesammt bis auf

den heutigen Tag Rechtsfubjeete,juristischePersonen geblieben, wie sie
es seit ihrer Stiftung gewesenwaren.

In Ansehung des Klosters zum heiligen Kreuz in Rostockist dies
an und für sich klar, weil niemals eine solcheVeränderung mit dem-
selben vorgegangen ist, welche auch nur entfernt zu der gegentheiligen
Annahme Veranlassung geben könnte. Wen? es indessennoch um eine
Bestätigung dieses Satzes zu thun ist, der braucht nur einen Blick in
die Beilagen 5 und 11 zu thun, um sichsofort von der Wahrheit des-
selben zu überzeugen. Dort tritt das Kloster als ein in seinen Rechten
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beeinträchtigtesund deshalb gegen den Landesherrn processirendesRechts-

subjectauf, für welchesdie Landständewegen der Rechtsgewährnng inter-

cediren, es handelt sichum Forderungen und Eigenthum des Klosters,

es ist ferner in der Klosterordnung mehrfach die Rede von Kosten,welche

das Klosterzu tragen haben soll, und sogar von einem subsidiären Erb-

recht des Klosters gegen die ohne Testament und nächste Intestaterben

versterbendenCouventualinnen (vgl. auch das Kap. I. §. 3).
Etwas anders steht es in dieser Beziehung mit den drei Landes-

klöstern. Indessen ist auch hier die im Jahre 1573 erfolgte Abtretung

an die Stände der einzige geschichtlicheAkt, welcher Zweifel hervorzu-

rufen im Stande wäre. Seitdem ist eine solche wesentlicheVerände-

rung, in welcher eine Aufhebung der juristischenPersönlichkeitetwa ge-

funden werden könnte, auch mit diesen Klöstern nicht vorgegangen.

Wenn nun bereits im Kap. IV.
'dargethau

worden ist, daß eine. Auf-

Hebung der Rechtsfubjectivität dieser Klöster keineswegs im Sinne jener

Abtretung und Einräumung lag, wenn dort gezeigt worden ist, daß

gerade der Fortbestand der Klöster als juristischer Personen durch die

Assecurationverbürgt werdensollte, daß den Landständennicht das Eigen-

thum, sondern nur die Verwaltung übergeben wurde, so folgt hieraus

eigentlich fchon von selbst, daß auch diese Klöster noch bis auf diesen

Augenblickim Besitzeihrer juristischenPersönlichkeitgeblieben sind. Denn

den landesherrlichen Bestrebungen, welche später noch auf die

Aufhebung dieser Klöster gerichtet wurden (im -XVII. Jahrh. in Bezug

auf Ribuitz allein, zu Anfange des XIX. Jahrh. in Bezug auf alle drei

Klöster) widerstanden die Landstände, gestütztauf die fürstliche Assecura-

tion von 1572 beide Male mit Erfolg und die dadurch veranlaßten Ver-

Handlungen endigten beide Male mit einem Vergleich, welcher den Fort¬

bestand der Klöster nur aufs Neue sicherte.
Seitens der Landstände aber war eine einseitigeAufhebungder

juristischenPersönlichkeitund eine danüt verbundene Verwandlung des
Klostereigenthumsin landständischesEigenthum schon rechtlich undenk-
bar; wäre sie jemals versucht, hätten die Landstände ihren Besitztitel
verändern und Administrationsrechtein Eigenthumsrechte verwandeln
wollen, so wäre dies nur ein ipso jure null und nichtigesUnterfangen
gewesen.

Dennochfindet sich vielfältig gesagt, die Klöster fem: der Landschaft
zum Eigenthuin abgetreten, es ist eine weit verbreitete Ansicht, die
Klöster seien Eigenthum des Staates oder der Landstände oder der
Ritterschaft oder wohl gar des sog. eingebornen und recipirten Adels,
ja man hört sogar bisweilen von einem Familien-Eigenthume reden,
in welchemdie Klöster sich befindensollen. Alle dieseJrrthümer beruhen
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auf einemvölligenVerkennendes wahrenRechtsverhältnisses,siewerden,
was das sog.Eigenthuman den Klösternbetrifft, ihre weitereWider-
legungda zu finden haben, wo die laudständischenRechteüber die
KlösterGegenstandder Untersuchungsein werden (Kap. XV.), es ist
aber gerade der weiten Verbreitungjenes Jrrthums wegen vielleicht
nicht unnütz, wenigstensnoch einige weitereBeweisefür die fort¬
dauernde Rechtssubjectivität derKlösterhier anzureihen. Bei der
zahllosenMengevon Belegstellen,in welchenallein in den Beilagendie
Klösterselbst als Eigenthümerihrer Güter, als die Inhaber ihrer For-
derungen,als processualischePartei, als Paciscentenu. s. w. auftreten
und benannt sind, kann natürlichnur eine Auswahl getroffenwerden.
Diese sollnachstehendgegebenwerden, wobeijedochbemerktwird, daß
dieBeispiele,welchesichleichtins Unendlichevermehrenließen,durchaus
beliebigherausgegriffenund ohnedie Absichtirgendeiner anderenOrd-
nung, als die der chronologischenReihenfolge,zusammengestelltsind.

1) Die Klosterordnungvon 1572 sprichtsichunter der Ueberschrift:
„Von denJungfrauenklöstern"dahin aus, weil die Landschaftgebeten
habe, daß die Jungfrauenklösterbei allen ihren Gerechtigkeiten
und Einkünften gelassen, geschütztund erhalten würden, auch
die Fürstennur dieReformationdes Gottesdienstesin denselben,keines-
Wegsdie Klostergüteran sichzn ziehenbegehrten,so wolltensie (die
Landesherren)dieseKlösterbei ihren Gütern und der herkömm-
lichen Verwaltung derselben auch forthin erhalten, schützen
und handhaben. — Unter Nr. V. „Von der Klosterzucht"heißt es
sub Nr. 6, daß die aufzunehmendenJungfrauen etwas zur Unter-
Haltung des Klosters geben,und sub Nr. 7, daß dieKostgängerinnen
für die Unterhaltungdem Kloster jährlich eine Summe Geldes ent-
richten sollen. Schließlichsprichtdie Klosterordnungauch von „der
Klöster Güter und Einkommen und derselbigen Administra-
tion." DiesesAllesbedarfkeinesCominentars,um daraus zu erkennen,
daßdanachoffenbardieunbeeinträchtigteFortdauerderKlösterals Rechts-
subjecteintendirtwurde.

2) Im Jahre 1585 stellteHerzogCarl demKlosterDobbertineinen
Reversaus wegender ihm überlassenenJagd auf demSchwacherFelde,
datirt vom 23. Januar 1585 (Ungnaden Amoenit.p. 876 ff). Die
schwerfälligeund dunkleAllsdrucksweisedieserUrkundebedarfallerdings
fast einerUebersetzung.HerzogCarl hatte dieJagd auf demSchwartzer
Felde, welchesdemKlosterDobbertingehörte,durchseineAmtleutein
Mirow llnd Wredenhagenausüben lassen,es konntealso scheinen,als
ob diesenAemterndie fraglicheJagdgerechtigkeitzustehe. Um hierin
jedenNachtheilvom Klosterabzuwenden,wird jeneVerbindungmit den
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Aemternausdrücklichals eine bloß factischdurchlandesherrlicheBelie-
bung angeordnetebezeichnet,sonst aber versichert,daß das Recht nicht
den Aemtern (also als ein dinglichesRecht, als Servitut) eompetire,
sondernnur persönlichdem Landesherrn zusteheund zwar aus dem
dessallsigenVertrage mit dem Klosterhauptmann.Letztereraber, heißt
es, sei zudieserUeberlassungbefugtgewesen,da er aus fürstlicherHoheit
(vermögeder landesherrlichenKonfirmationund Bestallung)zur Ver-
tretung des Klosters berechtigtsei. Dies drückt nun die fragliche
Urkundeso aus:

„Nachdem Uns — — der Hauptmann des Klosters Dobbertin

die Jagd — — gestattet und vergönnt, (bekennen Wir

hiedurch)daß solchegestatteteJagd nichtaus BerechtigungUnseres
inhabenden Amtes Mirow oder Wredenhagengeschehen,sondern
vielmehr aus fürstlicher Hoheit zur Vertretung des ge¬
dachten Klosters berechtigten und habenden Juris venancli
von ihm Uns dergestaltnachgegeben.Soll auch in keine Wege
erwähntem Kloster, daß Wir dieselbeJagd, — so Wir diesmal
aus Fürstl. Hoheit zu Unsern Aemtern in Gebrauch und Besitz
gehabtund haben — in dem geringstenhinfüro an dessen Herr-
lichkeit abbrüchigpräjudicirlichoder nachtheilig— — sein."

3) In der landständischenBeschwerdeund den fürstlichenErklärungen
aus den Jahren IS89 und 1590 finden sicheine Menge von Aus-
drücken,in welchendas Anerkenntnißder Rechtssubjectivitätder Klöster
liegt, z. B.

„die Bauern so demKlosterzuständig",„die Bauern wolltendem
Klosternichtdienen",„aus des KlostersDobbertinFeldern" (Spal-
ding I. S. 178 f.), „des KlostersUnterthanen"(a. a. O. S. 192),
„des KlostersKüchenmeisterund Diener" (a. a. O. S. 200 und
208), „des KlostersBauerleute"(a. a. O. S. 204), „alles was dem
Kloster(Ribnitz)zugehörig"(a. a. O. S. 221).

4) In einemlandständischenGravamen vom Jahre 160 6 heißt es,
das Kloster Dobbertin habe sich sehr in Schulden vertiefet
(Spalding I. S. 294).

S) Als Subjectedes Eigenthums, Besitzes, Nutzens und Ge-
nusses der Dörfer Maders und Brebberowerscheinendie KlösterDob-
bertin und Ribnitz in einer fürstlichenResolution vorn Jahre 160 7
(Beil. Nr. 13 Litt. B.) — und in einer weiterendieselbeAngelegenheit
betreffendenfürstlichenResolution vom Jahre 1610 (ebendaselbstLitt.
D.) heißtes, dem Kloster Dobbertin sei für das Dorf Maders Er-
stattunggeschehen,dem Kloster Ribnitz aber könntendieLandesherren
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keineandereGerechtigkeit an demDorfe Brebberowzugestehen,als
die dasselbein possessione vel quasi hergebrachthabe.

6) Die revidirteKlosterordnungvon 1610 (Beil. Nr. 9) besagt
mit dürrenWorten, die Klösterseien in ihrem Esse gelassen" auch
sprichtsie von „des KlostersDienern und Unterthanen"(§. 13), von
„des KlostersGrund und Boden"(§. 18), von Deputaten,welche,wenn
sie verfallensind, dem Klosterzu Gute kommensollen(§. 25), von zu¬
gezeugterLeinwand, welchedie Jungfrauen dem Klosterlassen sollen
(§• 26).

7) Von „des KlostersUnterthanenund Dienern",sprichtauchder
Fundationsbriefdes Armenhauseszu Dobbertinde anno 1612 (Franck
A. u. N. M. XII. S. 179), desgleicheneine fürstlicheResolutionvom
Jahre 1634 (Spalding II. S. 333), und vou „des KlostersUnter-
thanen" ist die Rede in einemSchreibender Dobbertin'schenKloster-
beamtenvom Jahre 1634 (a. a. O. S. 474). In der Beil. Nr. 7
Litt. G. wird (anno 1634) um eineKlostervisitation„aus Kostender
Klöster"gebeten.

8) Eine Art von Erneuerung des sub Nr. 2 oben angeführten Re¬
versersenthältder Revers des HerzogsHans Albrechtwegender Dob-
bertinschenJagd auf denGievitzeruud SchwartzerFeldern,d. d. Güstrow
den 27. Juli 1627 (Ungnaden Amoen.pag. 878). Hier wird ver-
sichert,daß, nachdemauf fürstlichesBegehrender Convent,die Provifo-
ren und der Hauptmann des KlostersDobbertindemHerzogemit der
betreffendenJagd in des Klosters Haidenund Holzungengewillfahret
(auf 6 Jahre), dieseGratificationdem Kloster an dessen Rechtenund
Herrlichkeitim geringstennichtpräjudieirlichsein,vielmehrdem Kloster,
dessenProvisorenundHauptmann,jederzeitfreistehensoll,dieJagd wie¬
der aufzukündigenund an das Kloster zu nehmen. Die Überlassung
war demnachzwar titulo gratuito erfolgt,aberauchnur bittweise(pre-
cario), also mit beliebigem Widerrufe.

9) In einemSchreibenvom Jahre 165 3 dankt der Dobbertinfche
Convent der Ritter- und Landschaftfür die Sorgfalt, mit welchersie
bemühtgewesen,das Kloster, bei dessen wohlhergebrachtenPrivile-
gien und Rechtenzu schützen,und bittet um fernereGewährungdessel-
ben. Bei den damaligenVerhandlungenhandeltees sichauchum ein
großespraejudicium „welchessowohl von E. E. R. u. L., als auch
von dem Kloster selbst" abzuwendensei (Beil. Nr. 16 Litt. I).).Deutlicherkann es fast nicht ausgesprochenwerden,daß es neben oder
unter derRitter- und Landschaftnochein Rechtsfubject giebt, — das
Kloster selbst. Ebensoheißt es in der Beil. Nr. 14 Litt. D. E. F.
im Jahre 1621 einmal:„die ihnen sammt und sonders (denLand¬
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ständen) und insonderheitdem Kloster selbst drohendenGefahren";

das andere Mal: „die Permutation sei der Landschaft unnachtheilig

und dem Kloster selbst zuträglich";und an der dritten Stelle: „sowohl

der Herzog als auchdas Kloster selbst sollemit vergeblichenKosten
verschontbleiben".—

10) In dem Memorial des Landraths von Jasmund vom Jahre
1663 (Beil. Nr. 15 Litt. F.) wird unter Anderemdarüber geklagt,daß
das Kloster Dobbertin der Erbunterthänigkeit von 20 davon los-
gerissenenUnterthanenhabeentrathenmüssen. Vgl. auchSpalding III.
S. 445, wo z. B. die Rede ist von einemzwischenden beidenKlöstern
Dobbertin und Malchowüber ein dem elfterengehörigesDorf entstan¬
denenStreite.

11) Bei Spalding IV. S. 190 (Verhandl. vom Jahre 1666) ist
die Rede von verschiedenenConfirmations-und Schutzbriefenaus den
Jahren 1676, 1604, 1612, welchevon denLandesfürstenanscheinendden
Jungfrauen selbstertheiltwordensind. Deren näherer Inhalt ist nicht
ersichtlich,wegenderBedeutungdieserUrkundeist aber an das oben im
Kap. I. §. 9 darüber Bemerktezu erinnern. Es handelte sichnämlich
damals darum, das Kloster Ribnitz gegen die völligeAushebungzu
schützen,welchehalb und halb intendirtgewesenzu sein scheint,aber ge-
geu die Landständenichtdurchgesetztwerdenkonnte. Von jener landes-
herrlichenIntention sprichtauchdas Schreibender Conventualinnenan
die Landständebei Spalding IV. S. 77. Da gerade in jenenVer-
HandlungenwegendesKlostersRibnitzim Jahre 1667—vielleichtzuerst
— von denStänden die Idee des ihnen zustehendenEigenthums auf-
gestelltwurde(Beil. Nr. 14 Litt. T.), so ist es um so nützlicher,darauf
zu achten, daß dochauch selbst aus den derzeitigenVerhandlungensich
auf das deutlichsteergiebt, daß die Rechtssubjectivitätder Klösterden-
noch nicht verkannt wurde. Um sichhievonzu überzeugen,bedarf es
nur eines Blickesin Spalding's LandtagsverhandlungenBand IV.,
S. 33—35und S. 185 ff. In der elfterenStelle, enthaltenddieVer-
Handlungenüber dieStreitigkeitendes KlostersDobbertinmit demAmte
Mirow (vgl. damit oben Nr. 2 und 8), und die Gravamina des Klo-
stersMalchow,erscheinendie Klösterals Subjecte des Eigenthums,des
Besitzes,des Genussesvon Einkünften, als Inhaber von Realrechten
(z. B. der Jagdgerechtigkeit)u. s. w., das KlosterMalchowhat ein ade-
liges Gut angekauft,beideKlöstertreten als proeessirendeParteien auf.
In der zweitenStelle ist von der demKlosterMalchowgehörigenPacht,
von dessenGerechtigkeiten,Hebungen,Einkünften,von der demselbenzu-
ständigenJurisdiction die Rede u. dgl. m. Selbst in den das Kloster
RibnitzbetreffendenVerhandlungenwird trotzdem,daß dort vom domi-
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nium der Ritter-undLandschaftetwas vorkommt,dennochgeradesowie
oben sub Nr. 9 bemerktworden, das Kloster neben der Ritter- und
Landschaftals Subject genannt (ebeudas.Litt. Q.).

12) Zu keinerZeit ging dieRitterschaftin ihren Anmaßungenund
Uebergriffennachallen Richtungenhin so weit, wie in der ersteilHälfte
des 18. Jahrhunderts. Deshalb ist es besondersnützlich,zu zeigen,wie
selbstwährenddieserZeit die juristischePersönlichkeitder Klösteraus-
drücklichundstillschweigendailerkanntwurde. Schon in demberüchtigten
sog.Landtagsschlußvon: Jahre 1714 (Beil. Nr. 18 Litt. E.) ist dies
der Fall, indem dort gesagt wird, es solledas auf die Exspectanzge-
zahlteGeld in dem vorausgesetztenFalle von dem Kloster wieder
ausgezahlt werden.

13) Umgekehrtheißt es in dem Schreibendes EngerenAusschußes
vom 27. December1721 (Beil. Nr. 21 Litt. B.), daß die zu Recipiren-
den an die hiesigen Landesklöster (nicht etwa an die Ritter- und
Landschaft,oderan dieRitterschaftalleinzurVerwendungin dieKlöster)
2000 Thlr. zahlenmüssen.

14) Nachdem Vergleichvon 1726 (Beil. Nr. 17 Litt A.) sollen
auch die eingehendenStrafgelder aus Sachen, welcheaußerhalb der
Klöstervorfallen,dem Kloster berechnetwerden(§. 3).

15) In dem Memorial des Landraths von Plüskow vom Jahre
172 7 wird wiederum als eine der Receptionsbedingüngenangeführt,
daß der zuRecipirendeden drei Klöstern einegewisseSumme Geldes
gebe, und in demritterschaftlichenBeschlüsseheißt es von dem General
Meerheimb,daß derselbedurchseineöffentlicheThätigkeitsowohl das
ganze Land, als auch das Kloster Dobbertin und insbesondere
die inländischenGeschlechtersichungemeinverpflichtethabe (Beil.Nr. 21
Litt. D).

IG) In dem Landtagsprotokollvom 14. November1737 (Beil.
Nr. 20 Litt. Q.) heißt es, daß die Vorderstädtedie einzuschreibenden
Jungfrauen aus denStädten denProvisorenund dem Kloster präsen-
tiren sollen.

17) Alle sonstigenBeweise werden eigentlichüberflüssiggemacht
durch den landesgrundgefetzlichenErbvergleichvon 1755, insbesondere
durchdessendritten Artikel, der „Von den Klösternund deren sowohl,
als derübrigen Landgüter Rechten und Steuerpslichten" handelt.
Schonim erstenKapitelist darauf aufmerksamgemachtworden,daß das
Wort „Kloster"sowohldas Rechtssubject, als auchdas Objeetbezeich-
net, d. h. den CoinplexsämmtlicherKlostergüter.Kann es nun auchso
scheinen,als ob in der angeführtenUeberschristwegender Zusammen-
stellungmit „den übrigen Landgütern" das Wort „Klöster"in seiner

Viereck, Rechtsverhältnisse. I. Bd. 3
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objectivenBedeutunggenommensei(obwohldieAnwendlichkeitdes Schlus-
ses durchdie jedenfallsincorrecteFassungdes § 126 mindestenszweifel¬
haft gemachtwird, wo umgekehrtdie Klostergüter mit den „übrigen
Eigentümern der Güter" u, f. w. zusammengestelltwerden)und könnte
man deshalbauchvielleichtgeneigtsein, das Wort „Klöster" auch in den

§§. 121, 123, 124, 125, 135 in objectiverBedeutungzu nehmen,so fällt
dochdieseMöglichkeitgänzlichhinwegbei den §§. 131, 132, 133, 134,
136und 137. Hier, wieauchin den §§. 41 und 42 kann der Ausdruck
nur im subjectiven Sinne verstandenwerdenund es ergiebt sichda-
raus die staatsgrundgesetzlicheSubjektivität der Klöster auf das aller-
unwiderleglichste.

18) In einem Gravamen vom Jahre 1756 sagt die Ritter- und
Landschaft,an einem gewissenHause stehedem Kloster sowohl das
Eigenthum als dieJurisdiction zu (NostockerBeilagen,Jahrg. 1821
S. 99).

19) Im Jahre 1758 wurde zwischender HerzoglichSchwerinschen
Kammerund der Ritter- und Landschaftein Vertrag abgeschlossenwegen
Ueberlassungdes RibnitzerAmtshausesan das dortigeKloster(Mantzel
StaatscanzleiThl. I. S. 41 ff). Hier wird das Amtshaus dem Klo-
ster zum Eigenthum überlassen,wogegendas Kloster auf gewisse
Ansprücheverzichtet.

20) In einemVergleichevomJahre 1781 (Mantzel Staatscanzlei
Thl. I. S. 196 ff) tritt das Kloster Ribnitzzwei Güter an die Stadt
Rostockab „insoweitdieseGüter ein Eigenthum des Klosters sind."
Als das abtretendeSubject wird hier bald das Klosterselbstgenannt,
bald dessenProvisoren„sowiesie solcheGüter für das Kloster bisher
besessen."

21) In dem Reglementvom Jahre 1777 (Beil. Nr. 17 Litt, P>)— in ebendemselbenDocumente,in welchemes heißt, die Klösterseien
der Ritter- und Landschaftals ihr Eigenthum abgetreten, — finden
sichneben dieserPhrase doch die unverkennbarstenund deutlichstenBe-
weiseder anerkanntenjuristischenPersönlichkeitder Klöster. Nach Art. I
sollendie KlosterbeamteuSorge tragen für die Erhaltung der Klöster
und der daran habendenständischenGerechtsamen.In Art. II ist die
Rede von Strafgeldern, welchedein Kloster zum Besten berechnet
werdensollen. Während Art. IV des „den Ständen bei den Klöstern
mit zuständigenjus patronatus" Erwähnung geschieht,bezeichnetder
Art. XII das Kloster selbst als den eigentlichenPatronus, welcherzu
Kirchenbautendie benöthigtenGelder hergebenmuß. Art. VII spricht
von den wahrzunehmenden„Jura der Klöster."

22) Schon in einem Landtagsschlußvon 1694 (Beil. Nr. 20
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Litt. D) kommtvor, daß das Einkaufsgeld,in gewissenFällen, dem
Kloster verfallenseinsoll, auchsprachsichdamals die Hoffnungaus,
daß hiedurchdie Klöster zur besseren Unterhaltung der Jung-
frauen unfehlbarein Großes lucriren würden. AehnlicheAeußerungen
findensichauch in einer Mengevon Landtagsschlüssenaus der zweiten
Hälftedes XVIII.Jahrh., indemdort dieRede istvonZahlung des Ein-
kaussgeldesan das betreffendeKloster(ebendaselbstLitt. F.), von dem
Verfallendesselbenan das Kloster(ebendaselbstLitt. 5. L.) u. dgl. m.
Dabei werdensichdeutlichentgegengesetztdie juristischePerson des Klo-
sters,die Conventualenund die Klosterbeamten.In demBeschlüssevon
1792 heißt es geradezu,das eingesandteGeld gehein das Eigenthum
des Klosters über.

23) Von Zahlung des für die Reeeptionin den fog. eingebornen
Adel zu erlegendenGeldes an die Klöster (und zwar 500 Thlr. an
jedes der drei Landesklöster, — alsonichtetwa an das Corps des
eingeborenenAdelszurVerwendungin oder auf dieKlöster)ist dieRede
in der Vereinignngsactevon 1795, demLandtagsfchlnssevon 1798 und
dem Berichtdes EngerenAusschussesvon 1834. (Beil. Nr. 21.)

24) In demVergleichvon 1809 §. 1. (Beil. Nr. 23 Litt. E.) heißt
es, daß 80,000 Thlr. mit Zustimmung der Ritter- und Landschaft
aus dem Vermögen der Klöster gegebenwordenfeien.

25) In der gewöhnlichenProvisorenbestallungheißt es bis auf den
heutigenTag, daß dieProvisorendes Klosters Nutzen und Vortheil
zu befördern suchen, desselben Schaden abwenden und mithin
desselben Gerechtigkeiten, Hebungen und Auskünfte in Acht
nehmensollen.

26) Indem außerordeutlichenContributionsedictehieß es bis 1854:
„die Kirchen, und alle Stiftungen, auch die Landes¬
klösterunddas KlosterzumheiligenKreuzin Rostock,sowiedie städtischen
und andereCommune«u. s. w. gebenvon ihrer Einnahmeans baaren
zinstragendenKapitalien, wie die Rentirer; diejenigen,welcheals
Eigentümer von Grundstückenin einemandern AbschnittGrundsteuer
entrichten,sind von der Einkommensteueraus diesenbereits versteuerten
Grundstückenfrei. Alle aber, welchevon Zinsenlind Renten Erlegnisse
beitragen, ziehendavon zuvor ihre von etwa schuldigenCapitalien zu
entrichtendenZinsen, und die pia corpora, die Landesklösterund das
landschaftlicheInstitut auch dasjenigeab, was sie davon zu Salarien
und Hebungenverwendenmüssen,weil es nichtin dem Willenund der
MachtdieserAnstaltenliegt, dieseAusgaben,welcheohnehinvon den
Besoldetenschonversteuertwerden, einzuschränkenund dabei die Steuer
zu ersparen."

8*
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Seit 1854 lautet dieseStelle so: Die Zinsen-Steuer haben auch
zu entrichten, von ihrer Einnahme aus baaren zinstragenden Capi-
talien, — — alle Kirchen, auch die Landesklösterund das
Klosterzum heiligenKreuzin Rostock; dochsind die pia cor-
pora, die Landesklösterund das landschaftlicheInstitut berechtigt,neben
denPassiv-Zinsenauchdasjenigevorabzuziehen,ivas sie davon zu Sala-
rien undHebungenverwendenmüssen. DieseErlegnissewerdenvon den
resp. Vermögens-Administratorenwahrgenommen."

VorstehendeBeweisedürsten mehr als ausreichendsein, die fort-
dauerndejuristischePersönlichkeitder Klösterüber allen Zweifel zu er-
heben; wenn also trotzdemhin und wieder in ständischenErklärungen
der Ausdruckvorkommt,es steheden Landständender Besitzund das
Eigenthuman den drei Landesklösternzu, und wenn dochbegreiflicher-
weisedie Klösterals Subjecte den Besitzund das Eigenthuman ihren
Gütern selbst haben müssen, auch als Rechtssubjeete nicht zugleich
wiederumObjecte von fremdenRechtensein können,so ergiebt sichvon
selbst,daß jene Aeußerungenentwedernur auf einer irrthümlichenoder
unklaren Auffassungoder auf einer ungenauenAusdrucksweifeberuhen
können.

Ebensogewiß wie die Rechtssubjectivitätselbstist aber auch, daß
jedes Klostersür sichein solchesfingirtes Rechtssubjeetbildet. Dieser
Satz bedarf keinesBeweises,wenn man sichnur z. B. vergegenwärtigt,
daß ja selbstProeessezwischenzweiKlösternvorkommenkönnen, nnd
wirklichvorgekommensind. Es ist aber bemerkenswerth,daß die Land-
ständehin und wiederund namentlichin einigenbestimmtenBeziehungen
mißbräuchlicherWeisedie drei Klösterwie eine Vermögensmassebehan-
delt haben. Dies giebt sichz. B. schonkundin dem in Betreffder Ein-
schreibungeileingeführter,zwangsweisezur Beobachtungvorgeschriebenen
sog.Turnus, delitlicheraber erhelltes nochaus solchenDispositionenzu
Gunsteneinesund zum Nachtheilder anderenKlöster,wie sie z. B. ent-
halten sind in den Beschlüssenzu Gunstendes KlostersRibnitzaus den
Jahren 1774,1775,1787, 1788(Wolfs Repert.S. 286 ff. 298 ff. 311.
ErsteForts.S. 132.) Die demKlosterRibnitznach demLandesvergleiche
zurLast fallendenzweistädtischenStellen zur halben Hebungwaren so-
gar auf zehnJahre ohile weiteres dem KlosterDobbertinzur Last ge-
setzt(Wolff Repert.S. 316), es scheinenaber dieLandständeselbstrecht
wohl gefühlt zu haben, daß dergleichenBeschlüsseeigentlichdurchaus
unzulässigwaren (f. Wolff a. a. O. S. 316 und S. 287). Landes¬
herrlichesEinschreitendagegen würde vollkommengerechtfertigtge-
Wesensein.
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Z. 2. Verlust der Corporationseigenschaft und Beseitigung der Er-

ziehnngstendrnz.Verwandlungin Versorgungsanstalten.

Steht es nach§. 1 fest, daß die fämmtlichennochbestehendenvier
Jungfrauenklöster,jedesfür sich,juristischePersonen oder fingirteRechts-
subjectesind,so führt dies mit Notwendigkeitauf die zweiteFrage hin,
zu welcherKlaffevon juristischenPersonen man dieselbengegenwärtig
rechnenmuß. Es ist früher (Kap. I. §. 6.) gezeigtworden,daß es ur-
sprünglich Corporationen waren, alleindamit ist natürlichnichtge-
sagt, daß sie dies auch noch jetzt sind. Es ist schondamals bemerkt
worden, daß eine scharfeBegrenzungzwischenCorporationenund den
sog.Stiftungenüberhauptnichtwohlmöglichist, es ist daher auchnichts
wunderbares,daß mancheInstitutezu verschiedenenZeitender einenund
der anderenClaffeangehört haben. So z. B. waren die Universitäten
ursprünglichgleichfallsCorporationen,sei es der Lehrendenoder der
Studierenden(die englischenUniversitätensind es bekanntlichnoch),—
in neuerenZeiten aber sindsie,ohnedenCharacterjuristischerPersonen
zuverlieren,meistentheilsbloßeAnstaltengeworden.(Vgl.von Savigny
Systemdes h. r. R. Bd. It. S. 244 ff.) Genau in demselbenFalle be-
findensichauchunsereKlöster,wenigstensdie drei Landesklöster(wegen
des RostockschenKlosterss. unten Kap. X. §. 2. am Ende).

Es ist unschwer,die MomentedieserUmwandlungzu erkennen;sie
liegen wesentlichin der den ConventenwiderfahrenenEntziehungder
wesentlichstenCorporationsrechte,nämlichdes Rechtsder freienSelbst-
ergänzung,der freienWahl ihrer Vorsteherund der Theilnahmean der
Vermögensverwaltung.Es wird in den nächstfolgendenKapitelnaus-
sichtlicherzu zeigensein, wie die Domina und der Conventeigentlich
aufgehörthaben, nochin irgend einer wesentlichenBeziehungein ver-
fassungsmäßigesOrgan des Klosterszu bilden— damit ist ihre Ver-
Wandlungaus Corporationsmitgliedernin bloßeBenesiciateneiner An-
staltfo gut wieentschieden.Die bloßeDiseiplinargewalthat dieDomina
auch mit den Lehrern in einerSchule und mit den Vorsteherneines
Armenhospitalsgemein;deshalb wird Niemandeine Schule oder ein
Armenhaus(auch wenn dieselbe— was ja allerdings möglichist und
vorkommt— juristischePersönlichkeithaben) eine Corporationnennen
wollen!

Uebrigensging jeneUmwandlungund Degradirungder Bedeutung
der Conventenicht ohne einigesWiderstrebender Letzteren,nicht ohne
einigenKampfund einePeriode des Schwankensvor sich, es lag aber
in der Natur der Sache, daß die Conventehierin den Provisorenund
den Landständenunterliegenmußten. Ueberden Kampf und das Be¬
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strebender Convente, ihre Corporationseigenschaftzu behaupten, kann
man sichschongenügendbelehrenaus denBeilagenNr. 14, 15 und 16,
zu beachtenist aber auch der L. T. Schl. von 1756, daß Seitens der
Conventekünftignichteinmal irgend welcheAnträge an dieLandesherren
ohne Vorbewnßt der Stände gerichtetwerden sollen, in Wolffs
Repert. Seite 316. In eben diesemJahre nannten die Stände das
KlosterRibnitz geradezu eine „geistlicheStiftung oder pium corpus"
(RostockerBeil. Jahrg. 1821, Seite 98). Das außerordentlicheContri-
butionsedictrechnet die Klöster gleich den pia corpora zu den „An¬
stalten", (s. oben§. 1. sub 26).

Daß aber alle sog. »nldenStiftungen überhauptjuristischePersön-
lichkeithaben, wirklichals selbstständige Rechtssubjecte betrachtet
werdenmüssenundihr Vermögennichtetwa als Kirchen- oderStaats-
vermögenangesehenwerdendarf, wenn auch Kircheoder Staat in noch
so hohem Grade eine bevormundendeund beaufsichtigendeStellung zu
ihnen eingenommenhaben, brauchthier kaum nocherwähnt zu werden.
(Vgl. von Savigny Systemdes h. r. R. Bd. II. S. 264—272.) Wie
weit bei unserenKlösterndie Bevormundungder Kirchengewaltund der
Staatsgewalt, d. h. derLandesherrenund der Landstände,geht, — dies
wirdin denKap.XIV und XV näher zu zeigensein. Für diesesKapitel
bleibt nur nochübrig, einen Blickauf den reVersal-(und resp. erbver-
trags-) mäßigenErziehnngszweckder Klösterzu werfen.

Der in derKlosterordnungvon 1572 geradezuausgesprochenehisto-
rischeJrrthnm, als seien die Klösterursprünglichvorzugsweisezur Er-
ziehungbestimmtgewesen,sowieder Umstand, daß sactischwirklichmit
den meistenKlösternSchulen verbundenwaren, mußte bei der Resor-
inationnotwendig darauf hinführen,daß man dem angehäuftenKloster-
vermögenvorzugsweiseeine auf die öffentlicheErziehunggerichteteVer-
Wendungzu geben suchte. Es solltendiesereichlichenEinkünftefortan
nichtweiterdem Gemeinwesenverlorengehen, indemsie, wie die ange-
führteKlosterordnungsichausdrückt,nur „faulen Wänsten und müssigen
Jnnkern" zur Mästungdienten,— siesolltenvielmehrdein ganzenLande
nützlichwerden,und diesenNutzenspecielldadurch gewähren,daß „eine
christlicheehrbareErziehung"durchdieselbengefördert,auchdem Staate
und der KirchetüchtigeDiener in und durchdieselbengebildetwürden.
(Vgl. die beiJ. H. Boehmer J. E. P. lib. III tit. 31 S. 79 aus der
MagdeburgischenPolizeiordnungangeführteStelle.) Daher die direete
Umwandlungfo vieler Klöster in Schulen, daher die Stiftung und
Dotirung der Universität Rostockaus den Mitteln der eingezogenen
Klöster, daher die Bestimmungin den Reversalenvon 1572 und im
RostockschenErbvertragevon 1584, daß auchunsereKlösterfortan zur
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Erziehung gebraucht werden sollten, daher auch das später noch
oftmalswiederauftauchende,besondersvon denStädten angeregtePro-
jectihrer völligenUmwandlungin Knabenschulen!(Vgl. insbesonderedie
BeilagenNr. 4 Litt. 0. P. Nr. 14Litt. H. und Nr. 20 Litt. C. D. H.)
SchonimJahre 1572deutetdieLandschaftselbstdarauf hin, daß künftig

mehrKinderin dieKlöster(zumUnterricht)eingenommenwerdensollten

(Beil.Nr. 4 Litt. E.) und nachFranck (A. u. N. M. X. S. 18) wäre
bereitsim Jahre 1555 die Ansichtauf dem Landtagegeäußert,es wäre

gut, dieNonnenklösterzur Erhaltung armer und ErziehungjungerKinder
beizubehalten.Daß eine völlige Umwandlungin bloße Schulen int

Jahre 1572 bei der Ueberweisungau die Stände nicht in der Absicht

lag, sondernvielmehrnur, daß mit den Klösternkünftigwesentlich

eine Klosterschule verbunden sein sollte, erhellt, wie schon im

KapitelIV gezeigtwordenist, zwar auch aus den Worten der Asseeura-

tion selbst,unzweifelhaftaber wird es durchmancheandereDoeumente,

wie z. B. die Klosterordnungvon 1572 (s. auch die Beil. 4 Litt. 0.

und P.). Der RostockerErbvertrag drücktsichohnediesunzweideutiger

aus: „zur Auferziehungund Unterhaltung." Jedenfalls solltejedoch

der Erziehungszweckein wesentlichersein und bleiben,und folglichauch

die Klöstergemeinnützige,öffentlicheInstitute, und auf das Unzulässige

jederAusbeutungderselbenzu anderenZwecken,namentlichzumPrivat-

nutzenEinzelnerhinzuweisen,haben die LandesherrenwiederholtVeran-

lassung gehabt (vgl. z. B. Spalding L. T. V. Thl. I S. 316, Beil.

Nr. 4 Litt. 0. und T., Beil. Nr. 10, Beil. Nr. 13 Litt. 13.u. a. O.)
Dennochscheintgleich von Anfang an bei allen diesenbei-

behaltenenpiae causae derenVerwerthungzur christlichenErziehung

und als Schulen Mim desiderium gebliebenzu sein und jedenfalls

liegt die Thatsachevor, daß hieran nun schonweit über Menschen-
gedenkenhinaus gar nicht inehr die Rede gewesenist. Es fragt sich
daher, wie dieseszugehenmag und es verlohnt sichwohl der Mühe,

der Zeit und den UrsachendieserErscheinungnochetwas weiter nach-
zuspüren.

Die Klosterordnung von 1572 will, daß die Klöster

a) zur Unterhaltung armer, gebrechlicher, zum Ehestand nicht tüchtiger

Jungfrauen gleichwieHospitäler dienensollen;zugleichaber

b) zur Erziehung junger Mädchen.
Zu letzteremZweckewird ausdrücklichdie Anrichtungeiner Schule

befohlenund die Schulordnungbildet daher einen integrirendenTheil

der Klosterordnung.Sie enthält sehr detaillirteVorschriftenüber die

Art des Unterrichts,die Schulzuchtu. s. w.
Hiemit im Widerspruchestelltschon die Kirchenordnung vom
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Jahre 1602 es anscheinendin das Belieben der Domina, ob sie
junge Jungfrauen zur Erziehungund zumUnterrichtan und ins Kloster
nehmenwill oder nicht.

Läßt sich nun dies freilichnoch ans einer gedankenlosenUeber-
tragung aus der älteren Kirchenordnungvon 1552 allenfalls erklären,
so muß dagegender Unterschiedviel bedeutungsvollererscheinen,welcher
sichgeradein dieserBeziehungzwischender Älterenund der revidirten
Klosterordnung von 1610 bemerklichmacht. Letzteregiebt nämlich
nichtnur den ursprünglichenZweckder Klöster viel richtiger, als die
frühere, an, indemsie wedervon der Unterhaltungarmer, gebrechlicher
Jungfrauen, nochauchvon der Erziehungjunger Jungfrauen etwas er-
wähnt, sondernauffallenderWeise fehlenhier auchalle jene detaillirten
Vorschriftenüber die Schnle und denUnterrichtgänzlich.Zwar ist noch
an mehrerenStellen die Rede von den „Kindern," auch„Lehrkindern"
„so in das Klostergenommenwerden," — allein man darf aus dieser
bloß gelegentlichenErwähnung wohl schließen,daß dieAnnahmesolcher
Kinderzum Unterrichtschondamals so, wie die Kircheuordnunges be-
sagt, bloß als sacultativ angesehenund folglichauch wohl nicht viel
mehr daraus gemachtwurde. Nachdem Artikel 15 scheintes fast, daß
dieConventnalinnensichmehr mit der Schweinezucht, als mit Kinder-
erziehungbeschäftigthaben. Bald nachher muß von einer eigentlichen
Schule gar nicht mehr die Rede gewesensein, denn die Rühnsche
Klosterordnung von 1619 sagt schongeradezu: „dieweil denn auch
in anderen JungfrauenklösternkeineJungfrauenschulevorhanden"u. s.w.

Hienachist man berechtigt,anzunehmen,daß schon zu Anfange
des XVII. Jahrh. derErziehungszweckin dendreiLandesklösterngänz-
lich beiSeite geschobenwordenist, und, da sichhiefür ein Anhaltspunkt
sowohlin derKirchenordnungvon 1602, als auch in derKlosterordnung
von 1610 finden läßt, jedenfallsauch eine stillschweigende landes-
herrlicheAnerkennunghinzugekommenist, so darf den Klösternund den
Landständenjetzt keinenfallsmehr ein Vorwurf aus dieser Vernach-
lässigunggemachtwerden,um so weniger,als heut zu Tage unläugbar
jene Tendenzfür die Klösterauchnicht mehr passend,den veränderten
Zeitverhältnissennichtmehr entsprechendsein würde.

Ganz ähnlichscheintin dieserHinsichtder thatsächlicheVerlauf auch
bei demRostockschenKlostergewesenzu sein. Denn, wennauchdie erste
Klosterordnungvon 1586 noch ziemlichdetaillirteVorschriftenüber die
anzurichtendeKlosterschuleenthält und derenErrichtungaus Kostendes
Klostersausdrücklichvorschreibt,und wenn auchgleichdie revid.Kloster-
ordnung von 1630 hieran festhält, fo bemerktdochletzterebereits aus-
drücklich(ad Art. 5), daß hieraus bishernichtsgewordensei, und kann
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man danach ohne Weiteres für gewiß annehmen, daß nach 1630

(währenddes dreißigjährigenKrieges) erst recht gar nicht weiter an

dergleichenZiele gedachtoder zu denkengewesenist.
Von dem Verfalle der eigentlichenklösterlichen und gottes-

dienstlichen Tendenzwird an einem anderenOrte (KapitelXIV.) die

Redesein.

Nennte»Kapitel.

WahlundBestellungderKlosterdienerundderDomina.

§. l. Wahl der Domina.

Der Verwaltungsorganismusder drei Landesklöstergestaltetesich

sehr bald so, daß nebender an der Spitzedes ConventesstehendenDo¬

mina in jedemKlosterzwei Provisoren und ein Hauptmann die Ver-
waltung in Händenhatten. Bei demKreuzklostergab es an der Stelle

der Domina eine Priorin, anstatt des Hauptmanns einen Probst und

anstatt der beidenProvisorenvier Visitatoren,die aber auchProvisoren

genanntwerden.
In gegenwärtigemKapitel sollennnn noch nicht die Competenz-

VerhältnissezwischenjenenverschiedenenOrganen, auchnichtihreStellung

zumKlosterund zu denLandständcnu. s. w. besprochenwerden,sondern

es soll allein untersuchtwerden, wer die Domina, die Provisorenund

Hauptleutezu wählen und zu bestellen hat, und wie es mit der

passiven Wahlfähigkeit zu diesenAemternstehe,und auchbei dieser
Untersuchung.solleinstweilennochalles dasjenigeausbeschiedenbleiben,

was zu dem Streit der Landständeunter sich über die Berechtigung
zur Theilnahmean den landständischenRechtengehört, also auch die
Frage wegendes activenWahlrechtsuud der Wählbarkeitder bürger-
lichenMitgliederder Ritterschaft,fowie der Streit zwischenRitterschaft

und Landschaftüber den Abstimmungsmodusu. s. w. Diese Dinge

sollenim Zusammenhangeerst im KapitelXVI. und XVII. zur Er-

örterungkommen.Der Streit überdieZulassungder landesherrlichen

Diener, der s. g. Aulici, betriffteineFrage von mehr allgemeinerBe-

deutung,diesehat aber für die gegenwärtigeAbhandlungkein erheb-

lichesInteresseund kann somit dieserGegenstandhier gänzlichüber-

gangenwerden.
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Nach diesenVorbemerkungenist zunächstdie Wahl der Domina

(Priorin) ins Auge zu fassen. Daß diese in früherer Zeit allein
und frei dein Conventezustand,ist im erstenKapitel nachgewiesenwor-
den, auch liegt es klar vor, daß in diesemPunkte die Klosterverfassung
durchdie Reversalenvon 1572 und den RostockerErbvertrag von 1584-
nichtim mindestenabgeändertwordenist, nochabgeändertwerdensollte.
Bei dm beschränktenMachtbefugnissender Domina (Priorin) lag dazu
auchnichteinmal eine Veranlassungvor. Dennocherlitten die Rechte
des Convents selbstin diesemPunkte eine Abschwächung,welchewohl
als ein Beweis geltenkann, wie sehr man bemüht war, den Klöstern
ihren ursprünglichenCharakterals freie Corporationenzu benehmen.

Was zuvörderstdas Klosterzum heiligenKreuz in Rostockbetrifft,
so bestimmtschondie Klosterordnungvon 1586 in ihrem viertenArtikel,
„daß die Domina oder Priorin von den anderen Jungsraueu
ordentlicherwählt und ihr eine Unterpriorin zugeordnetwerden soll,"
und ist es auchin der revidirten Ordnung von 1630 bei dieser Be-
stimmungunverändert geblieben.— Was aber die Wahl der Domina
in den drei Landesklösternbetrifft, so enthält zwar die erste Kloster-
ordnungvon 1572 weiternochnichts, als die generelleBestimmung,daß
eineDomina den andernJungfrauen vorgesetzt werdensoll, aber uach
Franck's A. u. N. M. Lib. XI. pag. <19sollen schonim Jahre 1586
nach dem Tode der AebtissinUrsula zu Ribnitz die Landstäude für
jenes Klosteralsogleicheine Domina erwählt haben (Ursula Kerkdorfs).
Indessenwar dies jedenfallsein Uebergriff,welcherder zukünftigenGe-
staltung des Rechtesnichtpräjndicirte, und nach der revidirtenKloster-
ordnung von 1610 soll die Domina oder Priorin von den Jung-
srauen und den Provisoren bis aus landesherrliche Ratifi-
eation gewählt und in Dobbertinund Malchowderselbendurchgleiche
Wahl michdie Unterpriorinzugeordnetwerden.

Hiebetist es geblieben. Das Reglementvom Jahr^ 1777 (Beil.
Nr. 17 Litt. B.) bestimmtzwar sub Nr. IX., daß die Provisoren bei
dieserWahl auch den-Klosterhauptmann mit zuziehensollen, auch
bezeichnetes die Conventualinnenals bloße„Mitwählerinnen",— allein
als im Jahre 1792 die Wahl einer neuen Domina vorfiel, entstanden
auf demLandtageZweifel darüber, ob jenes Reglementauch wirklich
ratificirtwordensei, und es wurde beschlossen,daß es wenigstensfür
diesesMal bei dem Vergleichvon 1726 (Beil. Nr. 17 Litt. A.) bleiben
solle,welcherlediglichau der Klosterordnnngfesthält. (Wolff. Repert.
ErsteFortf. S. 149.)

Daß auchim KlosterRibnitz nach dessenAbtretung an die Land-
stände eine Domina an die Stelle der Aebtissintrat und dessenVer-
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fassungseitdemüberhauptin allen Stückenmit der der KlösterDobber-
tin und Malchow(nur daß in diesenbeidenaußerdemnocheineUnter-
priorin erforderlichenFalles bestelltwerden sollte)gleichgemachtwurde,
ist schonfrüher(KapitelIV. §. 6) bemerktworden,es ist aber hier noch
desVorbehaltszu erwähnen,den die Landesherrenbei Abtretungdieses
Klosterssckonin: Jahre 1596 machten(Beil. Nr. 4 Litt. R.), den sie
dann im Jahre 1599 wiederin Erinnerungbrachten(ebendas.Litt. T.)
und welcherendlichauchin den Vergleichvon 1669 mit ausgenommen
wurde (Beil. Nr. 14 Litt. W.). Es erhellt indessensofort, daß diese
vorbehaltenesürstlicheAebtissin,die gar nicht an den Klostereinkünften,
nochan derenVerwaltungTheil nehmen,sondernwelchervielmehrvon
der Domina und den Conventualennur der gebührendefürstlicheRe-
speetgegebenwerdensoll, ebennnr als Titular-Aebtifsiu angesehen
werdenkann.

§. 2. Wahl des Probsten und des Klosterhaiiptmannes.

Die Wahl und Bestellungdes Probsten im Klosterzum heiligen
Kreuzwar in der Zeit von der Reformation an bis zum Erbvertrage
von 1584 ein Gegenstanddes Streites, weil die Stadt Rostockdas
Patronat (richtiger:die Schirmvogtei,s. Kap. I. §. 10) und deshalb
auchdas jus reformandi über diesesKlosterallein zu habenbehauptete
(Kap. II. §. 3). Vor der Reformationhatte die Wahl demConvente
selbstzugestandenund es war nur derenbischöfliche Bestätigunger-
forderlichgewesen(Kap. I. §. 4). Sofort beimBeginn derReformation
aber setztederRostockischeMagistrat demKlosternebeneinemlutherischen
Prediger auch einen evangelischenProbst vor (Kap. II. §. 3). Dem
Conventeging auf dieseWeisedas sreie Wahlrechtverloren, die Be-
stellung kam einstweilenfactischganz in die Hände des Rostockischen
Rathes und erst durchden im Jahre 1570 deshalb mit demLandes-
HerrnausgebrocheneStreit (KapitelV.) wurdederAnlaß zu derUnter-
snchungauf's Neuegegeben,wem es rechtlichzukomme,zur Wahl und
Bestellungdes Probstes zu conenrriren. Das Resultat dieserStreitig-
keiten,der RostockerErbvertragvon 1584, giebt endlichdie Wahl und
Nominationden Conventualen und den Bürgermeistern zu Ro-
stockanHeim,dieConfirmationaberbleibtdemLandesfürstenvorbehalten.
Daß dieseBestimmungrücksichtlichderBürgermeisternur so zu verstehen
ist, daß dieseals stadtversassuiigsmäßigeVertreterRostocksdabei zu con-
eurrireuhaben, verstehtsichvon selbst, es würden also z. B. bei einer
Aenderungder RostockschenVerfassung(hinsichtlichder Competenzund
Befugnisseder Bürgermeister)die anderweitigencompetentenOrgane der
Stadt an die Stelle treten. Etwas zweifelhafterist es, ob der Landes-
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fürst hier als solcheroder als OberbischofdieWahl zu confirmirenhat.
Der historischenCntwickelunggemäß könnteman geneigtsein, die letzte
Alternativefür die richtigerezil halten, mithin das fraglicheRecht als
ein oberbischösliches zu betrachten,allein, wenn man die fürstliche
Resolutionin der Beil. Nr. 7 Litt. B. mit Aufmerksamkeitliest, so sieht
man daraus deutlich,daß hiebet nicht blos das Bischofsamt, sondern
auchdie landesfürstlicheObrigkeitund das Patronat über das Kloster
geltend gemachtwurden. Man wird also wohl am richtigstensagen
müssen:die Rechtedes Landesherrnüber das Klosterfließentheils aus
der Territorialhoheit, theils aus dem oberbischöflichenAmt, theils aus
dem Patronat — die der Stadt Rostockaber aus dem ihr zugestandenen
Compatronat. Der Begriffdes Patronats war an die Stelle der frühe-
ren Schirmvogteigetreten (Kap. I. §. 10). Dennochaber wird man
auch die Coneurrenzdes Conventsmit den Bürgermeisternnur so auf-
fassenkönnen,daß die Wahl dem Conventeallein, die Romination
aber den Bürgermeisternzustehen,der Conventalso gleichsamprasen-
tiren, der Rath nominireu und der Landesfürstendlichconfirmiren
und vociren sollte.

Was bei dem gedachtenKlosterder Probst nochheute ist, das ist
bei den Landesklösternder ganz in die Stelle des früherenPräpositus
getretene Hauptmann. Der Hauptunterschiedist nur der, daß die
früherenPräpositigleichdenAebten». f. w. selbstGeistlicheseinmußten,
während derKlosterprobstund die Klosterhauptlenteh. z. T. bekanntlich
rein weltlichePersonen und Vermögensverwaltersind. Auchin Betreff
derBestellungderHmiptleuteistdemnachzuvörderstdarauf zu recurriren,
daß derenVorgängerfrei vom Convente gewähltwurden,vomBischof
aber bestätigtwerdenmußten,— alsdann jedochmuß hier aus Kap.IV.
zurückverwiesenwerden. Dort ist gezeigtworden, daß man anfänglich
zwar auch bei den drei Landesklösternein ähnlichesVerhältniß herzu-
stellendachte, wie es so eben hinsichtlichdes Kreuzklostersbeschrieben
wordenist, nämlichgemeinsame Ernennungdes fraglichenVerwalters
(damals nochProvisor, nachheraber Probst, Amtmann oder Vorsteher,
zuletztHauptmann genannt) durch den Convent und die Land-
stände (welchehierdieselbeStelle einnehmen,wiedort dieStadt Rostock)
mit Vorbehalt der landesfürstlichenConfirmation,— daß man aber
hievonalsbald wiederabging und mit gänzlicher Beseitigung der
Convente den Landständen allein das Rechtder Nominirungüber¬
trug. Den Schluß der Verhandlungenbildethier die Asseeuratiouvon
1572 und nach dieserhat die Landschaft(d. h. das Corps der Land-
stände) den Klosterhauptmannzu ernennen, dem Landesherrn bleibt
dessenConfirmationundBestätigungvorbehalten,— dieConventehaben
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an dieserWahl gar keinenTheil inehr. Bei dieserBestiminunghat es
das Bewendenbehaltenund, da nun von den Streitigkeitender Land-
ständeunter einanderüber die Theilnahnie an dieser Wahl, von der
passivenWahlfähigkeitund dein landesherrlichenConfirinationsrechteerst
später die Rede sein soll, so sind hier nur nochdie wiederholtenaber
vergeblichenBemühungenderConventezu erwähnen,das ihnen in diesem
PunkteentrisseneRechtwieder zu erobern. In diesemBetreff genüge
indesseneineVerweisungaus die Beilagen Nr. 15 und 16. Aus den
dortigenVerhandlungenergiebt sich, daß es allerdings eine Zeit gab,
wo dieStände selbst,wenigstenseinTheil derselben,glaubten,es stände
bei der Hauptmannswahldem Convente (auch wohl den Provisoren)
eineMitwirkungzu.

§. 3. Wahl der Provisoren.
Was dieBestellungder Provisoren (Visitatoren)beimRostockschen

Klosteranbetrifft, so genügtes in dieserBeziehungauf die Beil. Nr. 6
und oben auf Kap. V und Kap. VII §. l und 2 zu verweisen. Nicht
so einfachläßt sichdie gleicheFrage hinsichtlichder drei Landesklöster
beantworten.

Die Provisoren waren ein der älteren Klosterverfassungfremdes
Element, ihr Amt entstanderst mit und durchdie Reformation. Bei
dein Kreuzklostergab der Streit zwischendem Landesfürstenund der
Stadt Rostockdazu den nächstenAnlaß und hier nahm die n?ueJnstitu-
tion sogleichden Charactereiner ständigen, beidenstreitendenTheilen
gemeinsamen Visitationscommission (analog der Kirchenvisita-
tion) an. Anders bei den Landesklöstern,wo die Abtretung an die
Landschaft das Provisorenamtentstehenließ.

NachdemimKapitelIV Gesagtenwaren die Provisorenursprüng¬
lich(Assecurationvon 1672)bloßdiejenigenfür alle dreiKlöstergemein-
fam von der Landschaftverordnetenvier Bevollmächtigten,welchein
Gemeinschaftmit den landesherrlichzu denominirendenCommissarien
alljährlichden Hauptleutendie Rechnungüber derenVerwaltungabzu-
nehmenhaben sollten,—im Uebngenkenntdie Assecurationvon 1572
keineKlosterbeamteaußer dem für jedesKlosterzu bestellenden„Amt-
mann, Vorsteheroder Verwalter"(später: Hauptmann). Da nun aber
die Landschaftfür den einmaligenAct der Uebernahmeder Klösterbe-
reits denLandräthenden Auftrag gab, daß sie hiezuwie auch zur Be-
stellungder AdministrationVollmachtan die zu jedem Kloster er-
wählten Provisoren ausstellen sollten,soergiebtsichschonhieraus,
wie auchaus der BeilageNr. 4 Litt. N., daß die ursprünglicheIdee
eines gemeinsamenProvisorats für alle drei Klösterbald dahin modi-
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ficirt sein muß, daß die Landständefür jedes Klosterbesonderseinige
Provisoren ernannten. Dies waren demnachdie Vertreter der Land-
stände bei dem einzelnenKloster, bestimmtderen Rechteüber dasselbe
wahrzunehmenund auszuüben. Anfänglichging dies soweit (Beil. 15
Litt. A. und F.), daß dieProvisoren(und zwar irrthümlichin Geinein-
schastmit den Conventen)sogar den Hauptmann Namens der Land¬
ständebestellten,— später wurdedieseletztereErnennung lind Bestellung
zwar wiederumderLandschaftselbstzugewiesen,allein in allen sonstigen
Beziehungenblieben die Provisoren die Stellvertreter der Stünde.
Hieraus folgt von selbst, daß — wäre dieser Standpunkt consequent
festgehaltenwordenund wäre ihre Function den Reverfalengemäß auf
das Geschäftder jährlichenRechnungsabnahmebeschränktgeblieben,die
Bestellungder ständischenProvisorenjedes Klostersoffenbarausschließ-
lich in denHändender Landschafthätten bleibenmüssen,daß den Eon-
ventenderAnspruchauf eineConcurrenzbei dieser Wahl niemals hätte
in den Sinn kommen,daß von der Nothwendigkeitlandesherrlicher
Confirmation(wie beim Hauptmann) bei diesein Amte niemals hätte
dieRede seinkönnen,daß mit einemWorte die Provisorenganz in die-
jenigeStellung zum Kloster, zu deu Ständen und zu dem Laudesherrn
hätten kommenmüssen,wie sie bei dem RostockschenKlostervon den
beiden räthlichen Visitatoren eingenommenwird. Daß alles dieses
nicht erfolgte, daß vielmehr,wenngleichauch hier vergebens,die Eon-
vente hin und wiedereine Concurrenzbeanspruchenzu könnenglaubten,
wiesieeinesolcheauch bei der Hauptmannswahldurchzusetzenversuchten
(Beilage Nr. IS und 16), — daß ferner gar bald (nämlichschon
anno 1589, s. die Beilage Nr. 4 Litt. 0., P.) die landesherrliche Confir¬
mation bei den Provisoren gerade so für nöthig gehaltenwurde, wie
bei den Hauptleuten,— daß die Provisoren sogar eine förmlicheBe-
stallungvoni Landesherr» erhielten,— dies alles läßt sichnur durch
dieim KapitelX näher darzustellendegänzlicheVerrücknngder ursprüng-
lich beabsichtigtenVerhältnisseerklären und rechtfertigen. Indem die
Provisorenaus rein landständischenBeamten oder vielmehrDeputirteu
wirklicheKlosterbeamte wurden und, austatt auf einer Linie mit dm
landesherrlichzn bestellendenCommifsarienzu stehen, in eine Art von
Collegialverhältnißzu denKlosterhauptleutengebrachtwurden,— indem
deshalb auch das landesherrlicheConfirmationsrechtauf sie ausgedehnt
wurde (erst durchObservanz, dann gesetzlichdurch §. 122 des L. G.
G. E. V), mußtennatürlichauch rücksichtlichihrer Wahl und Bestellung
ebendieselbenVerhältnisseeintreten, wie sie bei den HauptleutenStatt
fanden. Deshalbist denn auchhierüberweiternichtszu bemerken,als
was in letztererBeziehungin §. 2. gesagtwordenist.



Wahl der Provisoren. 127

Zu einemständige»landesherrlichen Provisorat hingegenkam
es bei den dreiLandesklvsternüberallnicht,wederzu eineinsolchen,wel-
chesfür alledrei gemeinsamwar, nochzueineinsolchenfür jedeseinzelne
Klosterinsbesondere.Hätten die Landesherrenhierin anders gehandelt,
hättensie,statt alljährlicheinenLandrentmeisterzur Theilnahmean der
Rechnungsabnahmezu verordnen,vielmehrebensowie die Landstände
für jedes einzelneKlosterständige Provisoren verordnet, so würde
sichwahrscheinlichdie ganzeKlosterverfassunganders gestaltethaben,die
landständischenProvisorenwürdenniemals in die verschrobene,reVersal-
widrigeStellung gekommensein, in welchersie sichspäter festsetzten,die
Landesherrenwürden nicht so gänzlichverdrängt worden sein, wie es
später geschehenist, und es würde überhauptstatt dessenganz dasjenige
Berhältniß eingetretensein, wie es nochheut zu Tage bei dein Rostock-
schenKloster(zwischendemKloster,der Stadt Rostock,demLandesherrn
demProbst und denVisitatoren)besteht.Interessantist es, zu bemerken,
daß ursprünglichund nach der erstenEinsetzungstehender besonderer
landständischerProvisoren für jedes Kloster die Landesherrenin der
That dieAbsichtgehabtzuhabenscheinen,auchihrerseitseinegleicheEinrich-
tung zu treffen. Hieraufweistsehrdeutlichhin das landständischeGra-
vamen 5. vomJahre 1577 „daß Serenissimi den Provisorendes Klo-
sters DobbertinJemanden zusetzenwollten",worauf die Resolutioner-
folgte: „wegenBestellungder Provisoren wolltensichSerenissimus zu
erklären wissen"(Spalding Landtagsverh.Bd. I. S. 129 u. 130).
Leiderscheinendie Landesherrenin diesemPunktenur zu schnellnach-
gegebenzu haben,denn nichtgenug,daß sie vonjenemVorhabengänz-
lichabstrahirtzuhabenscheinen,vernachlässigtensiebald selbstihr Recht,
bei derjährlichenRechnungsabnahinezu eoneurrirenund begabensichso
fast aller unmittelbarenEinwirkungauf die Klosterverwaltung.

§. 4. PassiveWahlfähigkeit.
Da manchesdieWahl der KlosterdienerBetreffendenachder Bemer-

kling zu Anfange diesesKapitels bis zu den Kapiteln XVI und XVII
ausgesetztbleibt, so würde in diesen,Kapitelnur nochüber die landes-
herrlicheConfirmationEiniges zu bemerkensein, wenn nicht außerdem
die passiveWahlfähigkeitin einer Beziehungnochzu besprechenwäre,
nämlichin sofern, als dabei die Frage entsteht,ob nur Landständeselbst
oder auch andere Personen mit den fraglichenKlosterämternbekleidet
werden können. Daß diese Frage von vornherein nur bei den drei
Landesklöstern,nicht auch beim Kreuzklosterentsteht, versteht sich von
selbst.

Geht man auchbei diesemPunkte, wie billig, ans die Fundamental-
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Verhandlungen zurück, so ist es klar, daß die Landstände hinsichtlich der

Provisoren gleichAnfangs nicht wohl eine andere An- und Absicht
hegen konnten, als die, daß dieseStellvertreter der Stände auch aus
der Mitte der Stände genommenwerdensolltenund müßten. Dasselbe
läßt sichaber hinsichtlichdes Klosterhauptmannes auf keineWeise
behaupten. Daß auch hiezu ein Mitglied der Landschaftgenommen
werdenkonnte, verstehtsichvon selbst,— daß ein solchesdazu genom-
men werdenmußte, ist hingegendurch nichts zu begründen. Ebenso-
wohl hätte man behauptenkönnen,daß auchder Küchenmeister,der Syn-
dicus it. s. w. aus der Mitte der Stände genommenwerden müsse.
Die Klosterordnungvon 1610 sprichtzwar zweimalvou den aus der
Mitte der Landstände zu verordnendenProvisoren(Einl. und § 13),
hinsichtlichdes Hauptmanns aber findet sichnirgends eine gleicheBe-
schränkung. Da nun eine solcheweder in der Natur der Sached. h. in
der Beschaffenheitdes Amtes liegt, nochin speeiellenVorschriftenbegrün-
det ist, fo wird man auch h. z. T. schwerlichbehauptenkönnen,daß die-
selbe dennochvorhandensei. Die Observanz, daß die Landständedas
Amt bisher vielleichtimmernur einemihrer Mitgliederverliehenhaben,
schließtnatürlichzu keinerZeit die Möglichkeitaus, auch einmal von
derselbenabzuweichenund das Amt einen:Nicht-Landstandezu übertra-
gen. Das Einzige, was hieran zweifelhaftmachenkönnte, sind die
Worte des achtenArtikelsim HamburgerVergleichvon 1701: „der Vor-
rechte zu Administratoren einigerKlöstergewählt zu werden",
— aber auch dieselassen sichsehr füglichauf die Provisoren allein be-
ziehen; andernfalls würde dochniemals eine in der That nicht vorhan-
oene Beschränkungder ständischen Wahlfreiheit aus diesemzwischen
beiden Landesherren abgeschlossenenVergleiche abgeleitet werden
dürfen. Es bleibt demnach bei dem Satze, daß zwar die Provisoren,
nicht aber die Hauptleute nothwendigaus der Mitte der Landstände ge-
nommenwerden müssen.

§. 5. Landesherrliches Confirmationsrecht.

Das landesherrliche Confirmationsrecht, von welchemin
den §§. 2 und 3 dieRede gewesenist, kann seinerhistorischenBasis nach
entwederauf das oberbifchösticheAmt oder auf dieTerritorialhoheitoder
auf die landesherrlicheSchirmvogtei zurückgeführtwerden. In Bezug
auf den Probst im Rostock'schenKreuzklosterist oben bereits die Ansicht
aufgestelltworden, daß man dabei allen drei Fundamenteneine gleiche
Berechtigungeinräumenmuß. Wenn man nun erwägt, daß in Bezug
auf die drei Landesklösterdie Landesherreneinen bei weitemgrößeren
Antheil an deren Fundation und Dotation hatten, daß sie als Landes-
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Herrenvermögeihrer Schirmvogteiund vermöge der Territorialhoheit
gleichim Anbeginnder Reformation das Recht zu unmittelbarerEin-
Wirkungauf die innerenVerhältnisseder Klöstersichbeigelegtund gel-
tend gemacht,daß sie vor dem Jahr 1572 vielleichtschonganz ohne
Mitwirkungder ConventeAmt- oder Hauptleute zur-Verwaltung des
Klostervermögenseingesetzthatten (gerade wie der Rostock'scheRath im
Jahre 1534 dem KreuzklostereinenProbst vorgesetzthatte), — so sieht
man sichhier wohl nochzweifelloserzu ebenderselbenAuffassunghinge-
drängt. Man kann nichtsagen,daß das Confirmationsrechtlediglichein
Annexumdes Bischofsamtessei, und ebensowenig,daß es dem Landes-
surftenausschließlichals solchemzustehe. Sollte daher das Bischofsamt
einmalvon der landesherrlichenGewalt getrennt-werden,fo würdedies
die Notwendigkeiteinerdoppelten Confirmationzur Folge haben,—
vorausgefetzt,daß man den Klösternüberall nochdie Eigenschaftals
bonum ecclesiasticum zuzugestehengeneigt wäre (davon unten im Ka-
pitel XIV).

Jedenfalls weistschondiesehistorischeBasis des Confirmationsrech-
tes darauf hin, daß es als eine leereFormalität nicht betrachtetwerden
dars, daß die Bestätigung also nicht durchaus und unbedingterfolgen
muß, sondern aus erheblichen Gründen auch versagt werden
kann. Freilichnur aus erheblichenGründen, über deren Ausreichlichkeit
eventualiter in dem für alle zwischenden Landständen und dem Lan-
desHerrnvorkommendenStreitigkeiten geltendenWege zu entscheidenist,
— nicht willkürlich!

Dieser letztereSatz stehtfür die drei LandesklösternachdemLan-
desVergleichevöllig fest(s. darüber die Beil. Nr. 16 Litt. G. und H.),
für das Rostock'scheKloster(Confirmationdes Probsten) fehlt es zwar
an einer gleichenausdrücklichenBestimmung,alleines dürfte sichwohl
eine analogeAnwendungrechtfertigenlassen, natürlichmit Ausnahme
der singulärenBestimmung,daß, wenn die Confirmationnicht binnen
Jahr und Tag erfolgt,der erwählteBeamteso ipso für confirmirtan¬
gesehenwerdensoll (L.G. G. E. V. §. 122).

ZehntesKapitel.

InnereVerfassungundVerwaltungderKlöster.

§. l. Vorbemerkung.

Als Organe der Klösterkommenvornehmlichin Betracht: 1) der
Convent; 2) die Domina; 3) der Klosterhauptmann(Probst); 4) die

Biereck. Rechtsverhältnisse. I. Bd. 9
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Provisoren (Visitatoren);außerdemaber muß man, um den gesammten
Verwaltungsorganismuszu überblicken,5) die Stellung der Landstände
(resp. der Stadt Rostock)zudenKlösternund Klosterbeamten,und 6) zu-
letztauchdie desLandesherrnins Augefassen. Die Frage, ob dieRechte
der Landständeund des Landesherrn unter den Gesichtspunkteiner un¬
mittelbarenTheilnahmean der Verwaltungzu bringen sind, oder ob sie
vielmehr nur als Rechteder Oberaufsicht angesehenwerdendürfen,
läßt sichnun aber erst dann beantworten, wenn der Umfangderselben
genau festgestelltist, und da dies erst in den Kapiteln XIV und XV
geschehensoll, so kommenhier vorläufig nur die obenunter 1 bis 4 ge-
nannten Factoren in Betracht. Außerdembleibt von der jetzigenErörte-
rung auchnochausbeschiedenAlles, was die Aufnahme neuer Eon-
ventualinnen betrifft(s. Kap. XI).

Auf die Stellung der Subalternbeamten, des Klostersyndicusund
des Küchenmeistersnäher einzugehen,liegt außer dem ZweckedieserAb-
Handlung.

§. 2. I. Verhältnisse beim Rostockschen Kloster.

Die Quellen,aus denendie Darstellungder VerfassungdiesesKlo-
sters zu schöpfenist, sind außer der im KapitelI §. 4 gegebenenhisto¬
rischenGrundlage, der mit RostockgeschlosseneErbvergleichvom Jahre
1384 (Beil.Nr. 6), ferner die beidenKlosterordnungenvomJahre 1586
und 1630 und der fürstlicheAbschiedvom Jahre 1589 (Beil. Nr. 10
und 11).

Vor der Reformationstand hier, wie in den anderenKlöstern,

1) dem Convente zu:
a. die sreie Wahl des Probsten (eventualiter auch des Dingvogtes)

und der Domina;
b. die Wahl der Prediger an denjenigenKirchen, über welche dem

Klosterdas Patronatrecht zustand,also vor allen Dingen an der Kloster-
kircheselbst; (die Wahl des Probsten sowohl, als die des Predigers
unterlag jedochder bischöflichenund landesherrlichenBestätigung.)

c. die gesammteVermögensverwaltungwährend der Zeit, wenn die
Stelle des Probsten vaeant war;

d. eine Mitwirkung bei den wichtigstenActen der Vermögensver-
waltung, vermöge deren insbesondereVeräußerungen von Immobilien
und Schuldencontrahirungenan seinen Consens gebundenwaren.

2) Der Domina (Priorin, Unterpriorin) allein:
a. die Handhabung des inneren Regimentesoder der Klosterdisei-

pün; die Aufsichtüber die Beobachtungder Ordensregel (z. B. über die
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Clausur),über die Schule,und über die Schaffnerin,sowiedas sonstige
Dienstpersonal:

b. das Rechtder Concurrenzmit dem Probste bei allen wichtigen
Verwaltungsangelegenheiten;

3) dem Probste (resp. dem Dingvoigte oder advocatus praepositi):
a. die Leitungder gesammtenweltlichenVerwaltung,also insbeson-

dereauchdieFührung der Rechnung,die Erhebungund Vertheilungder
Einnahmen,die Verpachtungder Höfe, Anordnung der nothwendigen
Bautenu. s. w., natürlich auch die gerichtlicheVertretungdes Klosters.
in dessenProcessen;

b. eine gewisseConcurrenzmit der Domina bei der Handhabung
der Disciplinargewalt;

c. die Ausübungder dem KlosterzuständigenJurisdiction;
d. die Ausübungder Landstandschaftoder die politischeVertretung.
Offenbar erscheinthiernachder KlosterconventseinemWesennach

als Corporation,die Domina als Vorsteherinund der Probst als erster
Beamter derselben. DieseAuffassungwird als die richtigeauch noch
für das Jahr 1572 bestätigtdurchdie Beil. Nr. 5 Litt. A. und B., ob¬
wohl schondamals dem Conventedas Rechtder freienWahl und Ab-
setzungdes Probsten sowohl von dem Landesherrnals auch von der
Stadt Rostockstreitig gemachtwurde, und das hartnäckigeVerbleiben
des Klostersbeim Papismus die natürlicheFolge hatte, daß auch die
Wahl und Bestellungdes (evangelischen)Predigers an der Klosterkirche
einseitigan dieselbeGewalt überging, welchesichdas jus reforniandi
über das Klosterbeilegte.

Der Erbvertragvon 1584 aber ändertenun diesebisherigeBerfas-
sung insofern,als dadurch

1) eine beständigeVisitations-Commissioneingeführtund dem Klo-
ster als Jnspectionsbehördevorgesetztwurde, bestehendaus zwei vom
RostockerRathe und zwei von den LandesherrenbestelltenVisitatoren
oderProvisoren;und außerdem

2) die Wahl des Probsten fortan dem Conventewenigstensnicht
mehr ausschließlichzustehensollte.

An den Rechtenund der Stellung des Probsten und der Domina
wurdenichtsverändert,und abgesehenvon der Beschränkungder freien
Probstenwahl, erlitten auch die Rechtedes Convents wenigstensaus-
drücklichkeineVerringerung,es läßt sichjedochannehmen,daß dieTheil-
nähme des letzterenan der Vermögensverwaltungvon selber durchdie
angeordnetejährliche Visitation und RechnungsabnahmeSeitens der
Visitatorenin den Hintergrundgedrängtseinwird.

In diesemStadium erschiendieKlosterordnungvon 1586, und bald
9*
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nachher der FürstlicheAbschiedvon« I. März 1589. Nach den Be-
stimmungendes letzteren,welcherdie Rechtedes Convents nicht berührt,
ist das Competenzverhältnißfolgendermaaßengeordnet:

1) Die Domina hat:
a. die Disciplinargetvaltoder das Regimentbinnen Klosters,

und
b. sie concurrirtbei der Rechnungsablagedes Probsten, zu welchem

Ende sie sichauchnocheine oder zweiConventualinnenbeiordnenkann;
ferner darf sie

c. Beschwerdenüber dieVerwaltungdesProbstenbeidenVisitatoren
anbringen,und endlichnimmt sie auch

ä. Theil an der gemeinschaftlichen Aufsichtüber dieSiegel und
Briefe (Urkunden)des Klosters,s. unten 3, e.

2) Der Probst hat:
a. die gesammteäußere Verwaltung allein und ohne alle Eon-

currenz, er muß aber davon jährlich den Visitatoren und der Domina
Rechnungablegen;außerdemsoll er auch

b. das Rechtund die Pflicht haben, die Domina in Handhabung
der Disciplin zu unterstützen.

3) Die Visitatoren (Provisoren) sollen:
a. im Allgemeineneine immerwährendeInspektionüber das Kloster

ausübenund darüber wachen,daß die Klosterordnungin allen Stücken
observirtwerde; deshalbsollensie

b. auchdie Domina in der Handhabungder Disciplin unterstützen,
c. dem Probst aber alljährlichRechnungabnehmenund
d. etwaigenBeschwerdenüber dessenVerwaltung Seitens der Do-

mina oder des ConventesabHelsen;— und endlichstehenauch
e. die Siegel und Briese (Urkunden)unter ihrer Mitaufsichtund

Gewahrsam, indem solchein einemKastenverwahrt werdensollenmit
vier verschiedenenSchlössern,wozu die Schlüsselin den Händen resp.
der Domina, des Probsten,der landesherrlichenund der räthlichenVisi-
tatoren sichbefinden.

Der ZweckdieserletztenAnordnungist: „damit ohne gemeinenRath
in gemeinenKlostersachennichts vorgenommennoch verrichtetwerden
könne",— und „damit einer ohne des andern Wissenund Willen zu
denBriefennichtkommen,nochmit denselbeneigenesGefallenshandeln
könne."

Erwägt man dieseVorschriftgenau, so liegt darin eigentlichaus-
gesprochen,daß zu allen denjenigenSachen, zu welchender Gebrauch
des Klostersiegelsund die Benutzungdes Klosterarchivsoder der Ur-
kündenerforderlichist, der gemeinsameRath und die gemeinschaftliche
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Beschlußnahmedes Probsten, der Domina und der Visitatoren nolh-

wendigsein soll. Hiedurchwürde der Domina trotzder anscheinendwider-

sprechendenBestimmung,daß demProbste die weltlicheVerwaltung ohne

alle Concurrenzzustehensoll, gewissermaßenihre frühere Theilnahme

an allen wichtigeren Verwaltungsangelegenheitengewahrt, den Visi-

tatoren aber eine solcheunmittelbar eingeräumt sein.
Daß die Visitatoren überhaupt nicht blos eine Controle über die

Verwaltung auszuübenhaben sollten,sondern in der That auch unmittel-

bar als Organ des Klostersnach außen hin betrachtetwurden, erhellt

ziemlichdeutlich aus der Beilage Nr. 5 Litt. D. F. (de annis 1610,

1611, 1621). Hier erscheint zwar der Probst als gerichtlicher Ver-

treter des Klosters,aber zugleichwerdenauchdie „Provisoren" als Ver¬

treter desselbengenannt und mit ihnen soll verhandelt werden wegen

Abtretung gewisserdem KlosterzugehörigenJmmobiliargüter. Möglich,

daß hier unter dem Ausdruck„Provisoren" der Probst wenigstensmit-

verstandenist.
Die revidirte Klosterordnungvon 1630 enthält keine bemerkens-

wertheAbweichungenvon derjenigenVerfassung,wie sie vorstehenddar-

gestelltist, allenfalls verdient es nur Beachtung,daß

1) der Austritt aus demKlostergeknüpftwird an dieGenehmigung

der Visitatoren, des Probstes, der Domina und des ganzen Conventes,

sowie,daß
2) auch Reisen aus dem Kloster die besondere Genehmigungder

Provisoren erheischensollen; michist danach

3) der Probst nicht bloß auf die gesammteweltlicheVerwaltung

beschränkt(in welchedie Domina sichnichtmischensoll), sondern er con-

currirt auch mit der Domina bei Verhängung von Disciplinarstrasen

über einzelneConventualinnen,sowiebei der Aufsichtüber die Claufur,

und auch über die innere öconomischeVerwaltung von Küche,Keller

und Vorrathskammerhat er die Oberaufsichtzu führen (folglichauch

über die Schaffnerin).
Faßt man die vorangeführtenorganischenBestimmungenzu einem

Resultat zusammen,und berücksichtigtman dabei auch das im Kapitel

IX über die Wahl der Klosterprobsten und der Domina Gesagte, so be-

schränkensich
1) die Rechtedes Conventes wesentlichauf Wahlen, nämlich:

a. die (obeneinder Bestätigung der Visitatorenunterliegende)Wahl

der Priorin oder Domina;
b. die Wahl und Präsentation des Probsten, der demnächstvon der

Stadt Rostockals Patronin des Klosterszu nominiren, vom Lan¬

desHerrnaber zu confirmirenund zu vociren ist;
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c. die Wahl und Präsentation des Klosterpredigers.
Außerdem ist der Consens des Conventes nur noch

ä. dann erforderlich, wenn eine Conventualin ganz aus dem Kloster
austreten will.

Dagegen hat jede unmittelbare Theilnahme an der Vermögensver-
waltung aufgehört, der Convent hat in dieser Hinsicht nur noch das
Recht, etwaigeBeschwerdenüber die Verwaltung bei den Provisoren an-
zubringen. Während der Vacanz der Stelle des Probsten steht nach dem
jetzigenGesammtorganismus die ganze Verwaltung offenbar nicht mehr
dem Convente, sondern vielmehr den Visitatoren zu.

2) Die Rechteder Domina beruhen in der Handhabung des inneren
Regiments, mit welchemallerdings auch eine gewisseDisciplinarstrafge-
walt verbunden. Dies ist ihr eigentlicherWirkungskreis, in welchemihr
jedochsowohl der Probst, als auch die Provisoren zur Seite, resp. über
ihr stehen. Außerdem vertritt die Domina noch gleichsam den ganzen
Convent, indem sie das Recht hat, allem oder mit Zuziehung einer oder
zweierConventualinnen der Rechnungsablage des Probsten beizuwohnen,
auch wird ihr speciellerConsens erfordert im Falle, wenn eine Conven-
tualin austreten will. Endlichstehen die Siegel und Briese des Klosters
unter ihrer Mitaufsicht und Verwahrung, ohne daß sichjedochmit Be-
stimmtheit hierauf das Recht begründen läßt, an der Verwaltung selbst
bis zu einem gewissenGrade Theil zu nehmen.

3) Dem Probst gebührt:
a. die Leitung der gesammten weltlichenVerwaltung, wegen deren er

nur alljährlich den Visitatoren Rechnung abzulegen hat;
b. die Aufsichtauch über die innere Wirtschaft;
c. eine gewisseTheilnahme an dem eigentlichder Domina zustehenden

inneren Regiment, namentlich in Betreff der Verhängung von
Disciplinarstrasen, sowie in Betreff der klösterlichenClaufur;

ä. die gerichtlicheVertretung des Klosters und die Ausübung der
Klostergerichtsbarkeit;
(politisch wird das Kloster von der Stadt Rostockvertreten, deren Rath
nach dem Erbvertrage von 1584 auch in Criminalsachen die Exemtion
hat; (s. den L. G. G. E. V. §. 137 und Erbvergleich von 1584 Art. 39);

e. das Recht der Einwilligung, wenn eine Conventualin austre-
ten will.

4) Den Visitatoren (Provisoren) stehtzu:
a. im Allgemeinendie Oberaufsicht über alle inneren und äußeren

Angelegenheitendes Klosters, folglich sowohl über das Regiment der
Domina, als auch über die Verwaltung des Probsten;

b. die Mitaufsichtüber Siegel und Briefe;
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c. das Geschäftder jährlichen Rechmingsaufnahmeüber die Ver-

waltung des Probstenund das Recht, etwaigenBeschwerdenüberdieselbe

abzuhelfen;
d. die Confirmationder erwählten Domina;
e. die Einwilligung in allen Fällen, wenn eine Conventualin aus

dem Klosterverreisen oder gänzlich austreten will.
Niemand wird läugnen, daß dieseVertheilung voller Unbestimmt-

heitenist; diese zu beseitigen,müßte man ein festesPrincip aus jenen

Sätzen zu bilden suchen,da aber auch dies unmöglicherscheint,so muß

man auf völlige Klarheit und Konsequenzverzichten,wegen der dem

ConventezustehendenWahl des Probsten dürfte aber das Klosterimmer

nochals eine, wenn michstarkbevormundeteund in ihrer Selbstständig-

keit beschränkteCorporation zu betrachtensein.

§. 3. II. Verhältnisse bei den drei Landesklöstern.

A. Die klösterlichen Convente.

Auch rücksichtlichder Verfassungsverhältnisseder drei Landesklöster

erscheintes zweckmäßig,zuvörderstauf denjenigenZustand zurückzugehen,

wie er vor der ReformationStatt fand.
Faßt man zuvörderstdie Stellung der klösterlichenConvente ins

Auge, so standen dem Convente nach Kap. I. §. 4 vormals folgende

Rechtezu:
1) Wahl des Probstes (bis auf bischöflicheoder landesherrlicheEon-

sirmation);
2) Wahl des Dingvoigtes (advocatus praepositi);

3) Wahl der Domina;

4) Wahl der Prediger an den unter dem Patronate des Klosters

stehendenKirchen;
5) die gesammteVerwaltung, wenn das Amt des Probsten va-

cant war;
6) Mitwirkung bei den wichtigstenActen der Vermögensverwal-

hing, z. B. bei Veräußerungenund Schuldcontrahirungen.

Im Jahre 1572 kommtnocheinBeispieldavon vor, daß selbstdie

gerichtlicheVertretung des Klosters(Malchow— in dem Processegegen

die von Flotow'scheFamilie) den? ganzen Convente (mit einem zuge-

ordneten Beistand oder Dingvoigt) beigelegtwird, indem er selbst zu

demangesetztengerichtlichenTermine vorgeladenwird (s. die Beil. Nr. 4

Litt. D.). Sonst stand dieseVertretung unzweifelhaftdemProbst zu, es

ist also mit Wahrscheinlichkeitanzunehmen, daß dessenStelle damals

gerade unbesetztwar. Mit dieser Annahme bestätigt jene Vorkommen-

heit den obigenSatz, daß in einemsolchenFalle die ganze Repräsen¬
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tation des Klosters dem Convente selbst wieder zufiel (s. oben unter

Nr. 5); jedenfalls erkenntman daraus auch deutlich dessenCorpora-

tionseigenschast.
Die Klosterordnungvon 1572 legt deutlich die Tendenz an den

Tag, in den Jungfrauenklösternlediglich und allein die Religion und

was damit zusammenhängtändern zu wollen, — im Uebrigen sollen

dieselbennichtblos bei ihren Gütern, sondern auch bei der „von Alters

her gewöhnlichenAdministrationderselbigen"erhalten, geschütztund ge-

handhabt werden. Heber die Stellung und die Rechte des Conventes

enthält diese Ordnung schon aus dem einfachenGrunde nichts, weil
dieselbesich mit allem, was die Haushaltung betrifft, gar nicht näher
besaßt, sonderndies in eine eigeneHaushaltungsordnungverweist(Kap.
VI §. 2). Sonst scheintsich in derselbenallerdings schon eine gewisse
Neigung zu offenbaren, die Conventualenals bloße Alumnen, Beneft-
diäten oder Hospitaliten zu behandeln. Dies erklärt sich leicht aus der

irrigen Annahme, als seien die Klöster von Ansang an nichts weiter

gewesenals Erziehungsanstaltenund Hospitalien.
Nun aber rief die Abtretungder drei KlösterwesentlicheVerände-

rungen hervor (s. oben Kap. IV). Durch jenen Act nämkichverloren
die Convente

1) nicht nur die Wahl des Probsten— jetztAmt- oderHauptmann
genannt — gänzlich,sondern sie solltenauch

2) überhaupt aufhören, das eigentlicheHauptorgan des Klosterszu
bilden, indem alle 'ihre Rechteentwederauf die Landständeselbst oder
auf deren Provisoren übergingen.

Hiermit stimmtauch die revidirteKlosterordnungvon 1610 überein.
Denn Rechte des Conventes werden in derselben, abgesehenvon der,
überdies nicht mehr ausschließlichenWahl der Domina, gar nicht er-
wähnt. Hiedurch aber war die Verwandlung der Convente aus Cor-
porationen in bloße Anstalten gegeben, und diese mußte sich nun
auch in allen einzelnenBeziehungenpractischzeigen, wobei es freilich
sehr natürlich ist, daß hin und wieder die Convente ihre alte frühere
Stellung wenigstenstheilweisenoch zu behaupten oder aufs neue einzu-
nehmensuchten. Dagegen waren die Landständenur besorgt,die jetzige
völlig unselbständige und rechtloseStellung der Convente durch neue
Statuten und Landtagsschlüsseimmer prägnanter zu bezeichnenund
die letztenSpuren der früheren Corporationseigenfchaftgänzlichzu ver-
tilgen.

Im Allgemeinenwerden die Conventualen von den Landständen
bald mit Minorennenverglichen, welcheunter der Tutel der landstän-
dischenProvisoren stehen (so z. B. Beil. Nr. 14 Litt. H. und Nr. 15
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Litt. A.), bald werden sie als nudae alumnae bezeichnet(also als Be-

neficiatinnen),welcheex mera gratia der Ritter- und Landschaftin den

Klösternleben, und für welchedaher das Klostergut eine res aliena ist

(Beil. Nr. 14 Litt. R. S. und Nr. 15 Litt. A.). Beide Auffassungen

sind an sichdurchaus verschieden,deuten aber beide darauf hin, daß die

Landständeden ConventenjedeSelbstständigkeitund eigeneDispositions-

fähigkeitabsprachen..
Was die einzelnenoben namhaft gemachtenRechte der Convente

betrifft, fo ist hier wegen der Wahl des Hauptmanns und der Domina

auf das Kap. IX. zu verweisen, in Betreff des Dingvogtes aber zu be-

merken, daß an dessenStelle später ein eigener Klosterbeamter,der

Klostersyndicus,trat, dessenWahl und Bestellunggleichsamals ein Act

der Verwaltung ganz in die Hände des Hauptmanns und der Provi-

soren gelegt wurde (s. unten). Ebenso erging es mit dem Wahlrecht

der Prediger an den Patronatkirchen,derenBocation und Bestellungder

Vergleichvon 1726, unter Nr. 1 (Beil. Nr. 17 Litt. A.) ebenfalls den

genanntenKlostervorstehernohne alle Erwähnung des Conventeszuweist.

Hiemit stimmtauch überein das Reglementvon 1777 sub. IV. (ebendas.

Litt. B.), welchesaußer der Bocation und Anstellungausdrücklichauch

noch die Präsentation nennt. Bemerkenswerthist der Streit über die

Predigerwahl in Dobbertin im Jahre 1738 (vgl. Franck A. u. N. M.

XVIII. pag. 220 ff. 293).
Von allen Wahlrechtenblieb den Conventennur die Wahl der

Domina übrig und auch diese nur so, daß sie fortan nicht blos der

landesherrlichenConfirmation,sondernauch dem Consense der land-

ständischen Provisoren unterworfenwar.
In gleicher Weise verloren die Convente jegliche Theilnahme

an der Verwaltung. Daß die Conventualen das Recht hatten und

noch haben, Beschwerdenüber die Verwaltung bei den Provisoren und

in höherer Instanz bei den Landständen und dem Landesherrn anzu-

bringen, kann, eben weil dies ein jeder einzelnenConventualin zustehen-

des Recht ist, nicht als ein Recht des Conventes angesehen werden (vgl.

darüber Beil. Nr. 9 unter 13 und Nr. IS Litt. D.), und ebensowenig

kann es als ein solchesbetrachtet werden, wenn man hin und wieder

findet, daß der Convent gutachtlichvernommen wurde (z. B. über die

Kloster-und Klosteröconomieordnungim Jahre 1572, s. die Beil. Nr. 7

Litt. B., — oder wegen der Fundation eines Armenhauses zu Dobbertin

im Jahre 1612, s. den Fundationsbrief in Franck's A. u. N. M. XII.

pag. 179, — oder endlich wegen der Bewilligung eines Gnadenjahres

an die Wittwe eines Klosterhauptmanns im Jahre 1653, s. Spalding's

Landtagsverh. Bd. III. S. 142). Dagegen erscheinendie Conventualen
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von jeder wirklichenTheilnahme an der Vermögensverwaltungbald als

gänzlichausgeschlossen,sodaß sie nur nochals Subjecte des Genusses

der Klostergüterund Klostereinkünftebetrachtetwerden.
In dieser Hinsicht verdienen noch folgende Einzelheiten bemerkt zu

werden:
a) Nach dem Reverse des Herzogs Carl vom Jahre 1585 wegen

der DobbertinschenJagd (s. oben Kapitel VIII. §. 1. sub 2) scheintan¬

genommenwerden zu müssen,daß damals der Hauptmann des Klosters

allein ohne Coneurrenzdes Conventesdie fraglicheJagd dem Herzoge

überlassenhatte. Es kann dies deshalb weniger auffallen, weil eine

eigentlicheVeräußerung dabei nicht beabsichtigt,sondern lediglichdie
Ausübung des Jagdrechtes dem Herzogeprecario überlassenwurde.

Dennoch ersieht man aus dem späteren, ganz ähnlichen Reverse des
HerzogsHans Albrechtvom Jahre 1637 (Kapitel VIII. §. 1. sub 8.),
daß in diesem Jahre ganz dieselbe(nur der Zeit nach beschränkteund

mit der ausdrücklichenHinzufügungder Claufel der Wiederaufkündigung

versehene)Handlung von dem Hauptmann nur mit Zuziehung sowohl

der Provisoren, als auch des ganzen Conventes vorgenommen
wurde.

b) Dagegenistschonim Jahre 1607 ff. in Betreff der Veräußerung
des DobbertinschenKlosterdorfesMaders nicht die Rede vom Consens
des ganzen Conventes, sondernnur von dem der Domina und Priorin.
An der Stelle des Conventes erscheinenhier bereits die Provisoren
(Beil. Nr. 13 Litt. B. C. D.).

c) Im Jahre 1663 berichtetder Landrath Jasmund den gesammten
Landständen(Beil. Nr. 15 Litt. A.), daß bei der im Jahre 1572 von
den Landräthen Namens der Landstände getroffenenerstenEinrichtung
der Klosterverwaltungein Versehen vorgefallensei, indemdamals gegen
den Tenor der Reversalen die ganze Verwaltung den Provisoren und
den Conventen gemeinschaftlichübergeben worden. Dies habe schon
mancherleiJnconvenienzenzum Präjudiz der Landstände nach sich ge-
zogen, und die Klosterconventehätten sich in Folge dessenim Besitze
mancherihnen durchaus nicht zustehendenRechte behauptet (z. B. daß
Hauptleute und Küchenmeisterin Gegenwart der Priorin und Versamm-
lung beeidigt und bestellt worden). Diese den Reversalen itrtb der
Klosterordnungvon 1610 widerstreitendeStellung der Convente müsse
wieder aufgehobenwerden. In einem besonderenErachtenwird sogar
die Frage „ob in Ausfertigungder Obligationen,Bestellungder Diener,
Verfertigungder Contracte, und Beisitzungin Gerichtendie Unterschrift
der Domina und Versammlung beibehaltenwerdenkönnte oder sollte",
verneinend beantwortet und auf Abschaffungdieses Gebrauches ange-
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tragen. Ohne Zweifel wird diese Anregung nicht erfolglos geblieben
sein, und es läßt sich daher wohl annehmen, daß sie es gewesensein
mag, welcheder corporativen Stellung der Convente und ihrer Theil-
nähme an der Verwaltung den letztenStoß versetzte. In dem Vergleich
wegen Ribnitz im Jahre 1669 (Beil. Nr. 14 Litt. W.) erscheinendaher
auchdie Conventualen legiglich als Subjeete des Genusses der Kloster-
einkünfte, und aus dem Memorial des Landraths Jasmund vom Jahre
1692 (Beil. Nr. 15 Litt. F.) ist zu entnehmen, daß dessenfrühere Vor-
schlügedie Billigung der Landstände gefunden hatten.

d) Ein Landtagsschluß vom Jahre 1756 (Wolff Repert. S. 316.)
beauftragt die Provisoren, dafür zu sorgen, daß künftig abseiten der
Domina und des Conventes ohne Mitwissen der Ritter- und Landschaft
keine dergleichenAnträge mehr an den Landesherren geschehenmögten,
wie damals Seitens des Ribnitzer Conventes wegen Ueberlassung des
HerzoglichenAmtshauses an das Kloster vorgekommenwar.

e) Als das einzigeUeberbleibselder früheren Theilnahme des Eon-
ventes an der Verwaltung darf man die Bestimmung des Reglements
von 1777 (Beilage Nr. 17 Litt. B. sub X) ansehen, wonach bei der
jährlichen Aufnahme der Klosterrechnungdie Domina und eine Conven-
tualin gegenwärtig sein sollen (ähnlich der Bestimmung des Fürstlichen
Abschiedesvon 1589 für das RostockscheKreuzkloster,f. §. 2).

Nach Franck (A. u. N. M. X. pag. 206) scheintder auf dem Land-
tage des Jahres 1738 über die Klöster abgestattete Bericht folgende
Stelle enthalten zu haben, nach welcher das Unterfangen des Ribnitzer
Conventes im Jahre 1632 (s. die Beil. Nr. 14 Litt. G.) die Veran¬
lassung dazu gegebenhaben soll, den Conventen jede Selbstständigkeitzu
nehmen: „Nachdemmahlen die Domina des Klosters Ribnitz solcheAue-
torität gemißbraucht und mit dem Herzoge Hans Albrecht II. sich in
Handlung eingelassen, die mehrsten zu dem Kloster Ribnitz gehörigen
Dorfschaften Sr. Durchlaucht verkauft und abgetreten, auch fast alle
Gerechtsamedes Klosters vergeben, sodaß nach der äußersten Bemühung
das Land kaum im Jahre 1669 die Direction bei diesemKloster wieder
erhalten mögen: so hat Ritter- und Landschaft für nöthig befunden,
hierin eine Aenderung zu machen,und den Provisoren und Klosterhaupt-
leuten alle dergleichenVerrichtungenaufzutragen, welchesonst die Domina
oder wohl gar der Convent sichzugeeignet."

§. 4. B. Die Domina oder Priorin.

Die Stellung der Domina oder Priorin berechtigte dieselbe nach
Kap. I. §. 4. ursprünglich
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1) zur Handhabung der Klosterdisciplin. Außerdem concurrirte sie

aber auch
2) in allen wichtigerenVerwaltungsangelegenheiten mit dem Prä-

positus.
Diese Stellung blieb durch die im Jahre 1572 an die Landstände

gescheheneAbtretung der Klöster völlig unberührt, vgl. Kapitel IV und

auch die Klosterordnungvon 1572 stimmt hiermit überein,indem sieder Do-

mina die Handhabung der Disciplin überweist. Von der Theilnahme

an der Verwaltung ist zwar nicht die Rede (weil die Ordnung der Ver-

waltung überhaupt nichtGegenstand jener Klosterordnungwar), am Ende

aber wird der Entwurf der Haushaltungsordnung den Klosterhauptleuten

und den Dominä zugewiesenund dadurch das Recht der Theilnahme der

letzterenauch in diesem Punkte gewissermaßenanerkannt. Daß die Ein-

willigung der Domina zur Vertauschung eines Klosterdorfes gegen ein

anderes Dorf noch in den Jahren 1607 und 1610 für erforderlich ge-

halten wurde (während der Convent in diesem Betreff schonnicht mehr

erwähnt wird) erhellt aus der Beilage Nr. 13 Litt. B. und D. — und

daß auch im Jahre 1612 die Fundation eines Armenhauses im Kloster

Dobbertin nur mit Wissen der Domina und Priorin geschah, ergiebt

dessenFundationsbries (Franck A. n. N. M. XII. pag. 179).
Dagegen erwähnt die revidirte Klosterordnungvon 1610 irgend einer

Theilnahme der Domina an der Vermögensverwaltung nirgends mehr.

Selbst in der Ausübung der ihr gelassenenDisciplinargewalt erscheint

sie hier mehrfach beschränktund den Provisoren untergeordnet.

Nach Franck's (A. u. N. M. x. S. 206.) Darstellung, welchean¬

scheinendder im Jahre 1738 abgestatteten Relation entnommen ist, soll

die Domina noch die Obligationen über aufgenommene Darlehen mit-

unterschreiben, auch stets in Kenntniß gesetztwerden, wenn Capitalien

abzutragen sind. Siehe jedochoben §. 3 sub c.

§. 5. C. Der Hauptmann und die Provisoren.

Auch in Betreff der eigentlichenKlosterbeamten wird es, um eine

vollständigeUebersichtzu gewinnen, zweckmäßigsein, auf die urfprüng-

licheStellung des Präpositus zurückzugehenund zu resumiren, was von

den dieserhalbdurch die Reformation bewirkten und im Jahre 1572 vor-
gegangenen Veränderungen bereits vorgetragen worden ist.

Nach Kapitel I. §. 4. stand dem Probste in früherer Zeit zu:

1) die Leitung der gesammten Vermögensverwaltung, sowie die
processualischeVertretung des Klosters;

2) eine gewisseConcurrenz mit der Domina bei der Handhabung
der Disciplin;
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3) Die Ausübung der dem Kloster zuständigen Jurisdiction, sowie
der sonstigenpolitischenRechte desselben,insbesondere also auch die Ver-
tretung desselbenaus Landtägen und anderen lanständischenZusammen-
künften.

Nun ist im Kapitel IV dargelegt worden, wie die Stände ansang-
lichbaten,

der Landschaftin Gemeinschaftmit den Conventen die Nominirung,
Annehmungund Entlassung der Provisoren zuzuweisen,welche
alsdann auch ihr (der Landschaft) und den Conventen sonderlich
vereidet werden und Rechenschaftablegen sollten.

Hier werdendie künftigenNachfolgerder Pröbste also Provisoren
genannt; ob jedes Klosterderen einen oder mehre haben sollte, ist nicht
zu erkennen.

Die hierauf erfolgte landesfürstlicheResolution bezeichnetals Nach-
folger des präpositus für jedes Kloster „einen Verwalter, Probst
oder Amtmann". Diesem schließt sichdie Landschaft in ihrer Replik
an, indem sie nun auch von „einem Provisor, Probst oder Amt-
mann" spricht, der dann alljährlich Rechnung ablegen soll vor einer
gemischtenCommission,bestehendaus landesherrlichenCommissarienund
landständischen Deputirten. Ob diese Commission aber als eine
ständige gedacht wurde (wie die Visitationscommissionbeim Rostockschen

Kloster) oder nur als eine jedesmal speciellanzuordnende,bleibt wiederum
nicht erkennbar.

Auch die hierauf zunächstfolgende fürstlicheResulution spricht aber-
mals nur von „einem Vorsteher oder Amtmann".

Ferner bezeichnetdie Landschaft auf dem Stemberger Juli-Land-
tage 1572 diejenigen Personen, welchein ihrem Namen die Klösterent-
gegennehmensollten,als ihre „Provisores oder Inspectores." So wurden
jetzt diejenigenbezeichnet,welchedie Landschafttheils zu dem einmaligen
Acte der Entgegennahme der Klöster, theils zur generellen Wahrnähme
der ständischenRechteüber die Klösterzu ernennen und zu deputiren ge-
dachte, vornehmlichalso zur jährlichenRechnungsabnahme. Hier offen-
bart sichzwar die Absicht,für diesenZweckständischerseitseine ständige
Deputation einzusetzen,es scheint aber noch nicht intendirt worden zu
sein,dergleichendrei, für jedes Klostereinebesondere,zu errichten, sondern
nur eine, generell für alle drei Klöster.

Soweit die Verhandlungen. Die Assecurationschließt sich genau
an dieselbenan, indem sie der Landschaftdas Recht einräumt:

1) einen „Amtmann, Vorsteher oder Verwalter" bis auf
landesherrlicheConfirmationfür jedes Klosterzu ernennen,und aus er-
heblichenUrsachenwieder zu entlassen;
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2) zum Zweckeder alljährlichen Rechnungsaufnahme über die Ver-

waltung jenes Beamten gewisseDeputirte zu ernennen, welche dies Ge-

schüftin Gemeinschaftmit landesherrlichenCommissarien abmachen sollen.

Als solcheDeputirte werden bereits in der Assecuration vier Per-

sonen speciellnamhaft gemacht, und es scheint wiedernm, daß diese ein

für allemal für dieses Geschäft designirt und angestellt (eine ständige

Deputation) haben sein sollen, nicht aber etwa zwei für Dobbertin

und zwei für Malchow, sondern alle vier für sämmtlichedrei Klöster.

Hievon wich man nun aber, gleich bei der wirklichenUebergabe der

Klösterinsofernab, als die Landschaftden Landräthen Vollmacht ertheilte,

in ihrem Namen zur Einnehmung der Klöster und Bestellung der Ad-

ministration den von ihnen zu jedem Kloster erwählten Provisoren

Vollmacht zu ertheilen, und als daher auch bereits in dem ständischen

Reverse drei landständischeNamen als specielle Provisoren des

Klosters Dobbertin erscheinen In eben diesem Reverse kommt auch

für den „Verwalter, Vorsteheroder Amtmann" zum erstenMale der Name

„Hauptmann" vor, und neben diesem sein Gehülfe, der „Küchenmeister!"

Beide wurden das erste Mal statt von den Landständen selbst von den

ernannten Provisoren gewählt und eingesetzt(Beilage Nr. 15 Litt. A.

und F.) Rudloff (Neuere Geschichte:c. Bd. I. Seite 221) erwähnt

das ursprünglicheVorhandensein von sieben landschaftlichenProvisoren.

Somit scheint anfänglich jedes Kloster drei Provisoren gehabt zu

haben. (In der Folge wurde diese Zahl auf zwei beschränkt; nur das

Nibnitzer Kloster hat in Folge besonderer Verhältnisse bis auf den heu-

tigen Tag drei Provisoren behalten.) Diese waren nach dem Obigen

angewiesen,nichtbloß jährlich den Hauptleuten die Rechnung abzunehmen

(und zwar in Gemeinschaftmit den fürstlichenConimissarien,gewöhnlich

den Rentmeistern),sondern überhaupt die ständischen Rechte über die

Klöster (abgesehen von der Hauptmannswahl, die ihnen später wieder

genommen wurde) wahrzunehmen und geltend zu machen. Demnach

mußten sie vornehmlichals Vertreter der Stände erscheinen, in ge-

wissenBeziehungen(vermöge des ständischenOberaufsichtsrechtes)als eine

höhere Instanz über den Hauptleuten, außerdem aber als die Behörde

zur Ausübung derjenigen Rechte, die früher dem Convente zugestanden
hatten und jetztauf die Landstände übergegangen waren. — Der Haupt¬
mann dagegenerscheintvornehmlichals eigentlicher Klosterbeamter,
als obersterVerwalter des weltlichen Klostervermögens und als Nach-
folger des früheren Probsten. Er erhielt seine Stelle zwar durch die
Wahl der Stände, — auchmußte er über seineVerwaltung den Ständen,
d. h. deren Deputirten oder Stellvertretern, den Provisoren, Rechnung
ablegen, im Uebrigen aber hing er in bei weitem geringeremGrade mit
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den Ständen zusammen, als die Provisoren. Seine Beziehungzu den-
selbenwar wenigstenskeineinnigere, als die zu dem Landesfürsten;denn
einesteils mußte seine Wahl von diesemconsirmirt werden, andern-
theils concurrirteletztererebensowohl wie die Stände zu der jähr-
liehenRechnungsabnahme. Man kann ihn demnach am richtigstenals
denweltlichenVorsteherund Verwalter des Klosters bezeichnen,der jedoch
unter der gemeinsamen Aufsicht des Landesherrn und der
Landstände stand.

Wäre dieseStellung der Provisoren und Hauptleute consequentfest-
gehaltenworden,so würdenoffenbareigentlicheCompetenzconflictezwischen
beidennicht haben entstehenkönnen, oder sie wären leichtzu entscheiden
gewesen.Alsdann würde dein Hauptmanne ganz der frühere Wirkungs-
kreis des Probsten zugefallensein, mithin nicht bloß die öconomifche
Verwaltung, sondern auch eine gewisseTheilnahme an der Diseiplinar-
gewalt (mit der Domina), die proeesfualischeund politischeVertretung
des Klosters lind die Ausübung der Jurisdiction, wohingegenden Pro-
visoren außer der Oberaufsichtüber die gefammteVerwaltung nebst der
jährlichenRechnungsaufnahme,nur hätte zufallenkönnen:

a. die Theilnahme an der Wahl und Bestellungder Domina;
b. die Ausübung der dem KlosterzuständigenPatronatrechte, also

vornehmlichdie Wahl der Prediger an der Klosterkircheund an den
KirchenklösterlichenPatronates; ferner

c. die gefammte Vermögensverwaltungim Falle der Vacanz der
Hauptmannsstelle;und

d. die Mitwirkung bei den wichtigstenActender Vermögensverwal-
tung d. h. bei Alienationen aller Art, in dem Umfange, wie dieselbe
früher den Konventenzugestandenhatte.

Allein die Sache nahm einen anderenGang. Die Landstände,eifrig
bemüht, die ganze Klosterverwaltungso sehr als möglichan sichheran-
zuziehen,beschränktengleichvon Anfang an die Rechteund die Stellung
des Hauptmannes in einemviel höherenGrade, oder sie ließen es zu,
daß dies von Seiten der Provisoren, ihrer Stellvertreter,geschah. Der
Hauptmann wurde nun nicht der ausschließlicheNachfolgerdes ehe-
maligen Probsten, er mußte dessenGewalt vielfachmit den Provisoren
theilen, und mancheRechtedesselbengänzlichan Letztereabtreten, fodaß
dieseeinen unmittelbaren Antheilan der Verwaltung, statt der bloßen
Aussichtüber dieselbe,erhielten. Dies hatte nun freilichdie natürliche
Folge, daß j.etztauchdie Provisoren als unmittelbareKlosterverwaltungs¬
beamte erschienen,und als solchegleichdemHauptmann der landesherr-
lichenConstrmationunterworfen wurden, aber auf der anderen Seite
war der dadurchbewirkteVortheil für dieStände viel bedeutender,weil
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diese durch den erweiterten Wirkungskreis ihrer Stellvertreter offenbar

selbst aus der bloß beaufsichtigendenStellung (die sie mit dem Landes-

Herrn theilten) in die unmittelbare Verwaltung hineinrückten. Diese letz-

tere Position konntendie Landesherren nicht erreichen, weil sienicht gleich

den Ständen ständige Provisoren bei jedemKloster bestellt hatten. Das

erlangte Confirmationsrecht über die Provisoren war ein Ersatz, der für

diese Benachtheiligungniemals entschädigenkonnte. Indem die Landes-

Herren nun noch obendreinin späteren Zeiten das Recht der Theilnahme

an der jährlichen Rechnungsrevisionvernachlässigten, räumten sie, so zu

sagen, den Ständen völlig das Feld.
Jene Erweiterung der Competenz der Provisoren auf Kosten der

Rechte des Hauptmanns war somit eigentlicheine Erweiterung der Rechte

der Stände selbst, und zwar theils auf Kosten der Selbstständigkeit

der Klöster, theils und vornehmlich auf Kostender landesherrlichen

Gewalt über die Klöster. Deshalb verdient dieseUmwandlung wohl

beachtet zu werden, es muß aber, bevor wir ihrem Ursprünge und ihrer

weiterenEntWickelungfolgen, hinzugefügt werden, daß sie auf eine leicht

zu begreifendeWeise in einigen Punkten auch eineEompetenzerweiterung

des Hauptmannsamtes bewirkte. Indem nämlich die Provisoren

dadurch völlig auf eineLinie mit deinHauptmanne als wahre und wirk-

licheKlosterbeamtetraten, konnte es leichtkommen,daß bei der nunmehr

nothwendig eintretendenvölligenUnklarheit der Grenzlinie zwischenbeiden

Aemtern, wie bei einer Grenzverwirrung, sobald an deren Beseitigung

gegangen wurde, auch das Gebiet des Hauptmannes hie und da einen

Zuwachs erhielt, welcherdemselbenfrüherin fremd gewesenwar.

Daß die erweiterteCompetenzder Provisoren einen frühen Ursprung

haben muß, scheintschon daraus hervorzugehen, daß bereits im Jahre

1589 die Stände um die landesherrliche Confirmation der für

Ribnitz gewählten drei Provisoren baten. Wären diesenicht schon da-

mals von den Ständen als wahre Klosterbeamte betrachtet worden,

mithin auch mit einem über die bloße jährliche Rechnungsabnahme hin-

ausgehenden Wirkungskreise versehen gewesen, so würden die Stände

schwerlichihre Vertreter (Deputirte) der landesherrlichen Confirmation

für bedürftig gehalten haben. Hiemit stimmt es überein, daß die Landes-

Herren im Jahre 1599 den Provisoren die Abschaffung aller Ver-

waltungsmißbräuche anbefahlen. (Beil. Nr. 4 Litt. T.)
Im Jahre 1606 kommt es denn auch schonvor, daß die Landschaft

den Landesherrn bittet, den Provisoren aufzugeben, daß sie die angeblich

von den Klösternlosgerissenenbeiden Dörfer, Maders und Brebberow,

wieder zu den Klöstern zu bringen sich höchstenFleißes angelegen sein

lassen sollten (Beil. Nr. 13 Litt. A.). Dies ist in doppelter Beziehung
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merkwürdig, einmal insofern, als die Erhaltung des Besitzstandeshier
als eine Sache der Provisoren bezeichnetwird, anderntheils insofern die
Stände den Proviforen nicht unmittelbar ihren Befehl zugehen lassen,
sonderndie Landesherrenum die Erlassung desselbenbitten.

Im Jahre 1607 werden die Provisoren schonbefehligt, einemAus-
schusse der LandständeRechnung abzulegen (S pal ding I. S. 324).
Wenn die Provisoren nicht mehr bloß dem Hauptmanne Namens der
Stände die Rechnungabnahmen, sondern selbst vor einem Ausschusse
Rechnungablegen mußten, so ist dies ein deutlicherBeweis ihrer un-
mittelbaren Theilnahme an der Klosterverwaltung.

Im Jahre 1610 schreibendie Landständeden Provisoren bereits das
Rechtund die Pflicht zu, die Beobachtungder Klosterordnung,also die
Klosterdisciplin,zu überwachen(Beil. Nr. 7 Litt. E.), völlig prägnant
wird aber die erweiterteCompetenz der Provisoren in der revidirten
Klosterordnungvon 16!0 selbst(Beil. Nr. 9) bezeichnet. Hier heißt es
z. B. gleichin der Einleitung von denselben, daß sie über die Klöster
und deren Disciplin Macht haben sollen. In letztererBeziehungsollen
sie namentlich in allen wichtigerenSachen selbst bei Schlichtungvon
Streitigkeitenunter den Conventualinnen mit der Domina concurriren,
auch ist ihr Consens neben der Erlaubniß der Domina und des Haupt-
manns unter Umständenerforderlich, wenn eine Conventualinaus dem
Klosterverreisen, sowie stets, wenn eine solchegänzlichaustreten will.
Ueberhaupt aber werden sie bezeichnetals die Vorsteherund Vorgesetzten
der Domina und des Convents anstatt der Ritter- und Landschaft.

Im Jahre 1633 bezeichnendie Stände einmal die Provisoren als
die Vormünder der Conventualinnenund als diejenigenPersonen, die
daher allein berufen seien für das KlosterContracte mit fremdenPer-
fönen abzuschließen(Beil. Nr. 14 Litt. H.).

Nach einem Beschlüssevon 1685 sollen alle wichtigerenAngelegen-
heiten der Klosterwirthschaftgemeinsamvon den Provisoren und Haupt-
leuten berathen werden (Franck A. u. N. M. XV. S. 156), — ein Be¬
schluß,dessenInhalt sichauch in deinBerichtedes Landraths Jasmund
vom Jahre 1092 über die damaligeKlosterverfassungwiederfindet(Beil.
Nr. I i Litt. F.).

Schon nach allem Diesem stellensichdie Provisoren deutlichgenug
als unmittelbare Theilnehmer an der Klost^rvorsteherschastdar, völlig
zweifellosaber wird dies durch den Vergleichvon 1726 und das Regle-
lement von 1777 (Beil. Nr. >7). Hier finden sich ausführliche Be-
stimmungenüber die Competenzder Hauptleute und Provisoren, deren
Endresultatetwa folgendesist:

Viereck, R-chtsverhältnisI-. I. Bd. 10
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1) Dem Hauptmann allein steht zu:

a. die Ausübung der Civil-Jurisdiction außerhalb der Klöster,

d. h. in den Klostergüternvgl. sub 3. Reglement sub IL);

b. die Annehmung und Entlassung aller subalternen Klosterdiener

mit Ausnahmedes Küchenmeisters,des Amtsschreibersund des Kloster-

syndicns (vgl. sub 4 und 8, in Beihalt des Reglements sub VI. und

VII.);
c. die gesammte öconomischeVerwaltung, daher auch die Anord-

nung der nöthigen Bauten und die Verpachtungen, jedoch erstere mit

Ausnahme der bedeutenderenund aller eigentlichenNeubauten, sowie der

Kirchenbauten,letzterenur in Bezug auf einzelneHäuserund Wohnungen

(vgl. sub 5 u. 6 in Beihalt des Reglements sub XIV. XII. u. XIX.,

s. auch den L. T. Schl. v. 1755 in Wolsf's Repertor. S. 205 f.).
Dagegen gebührt

2) den Provisoren allein:

a. die Ausübung der Civiljnrisdictioninnerhalb der Klösterd. h.

über die Conventualinnen und deren Gesinde (vgl. sub 3, Reglement

sub II.);
b. die Wahl der Domina (in Gemeinschaftmit dem Convent —

vgl. sub 10, abweichenddavon ist das Reglement sub IX. s. aber

Kapitel IX.);
c. die Handhabung der Klosterordnung(Reglementsub I.);
d. die Entscheidungund Abhülfeder von den Conventualinnengegen

den Hauptmann etwa vorgebrachtenBeschwerdenwegen Verkürzungen

an ihrem Gehalt oder Deputat u. dgl. m. (Reglementsub XVIII.).
Das Reglementnennt sub I. die Provisoren „die erstenund Prin-

cipal-Vorgesetztender Klöster."
Hiernächstbleibt

3) beiden,d. h. demHauptmann und den Provisoren gemeinsam:

a. die Pflicht, „alles, was zu guter Ordnung, zur Erhaltung der

Klösterund der daran habendenständischenGerechtsamen,zur Verbesser-

ung und Vermehrung der Jntraden, zu guter Wirtschaft und Menage

nur irgends abzielenkann, gewissenhaftwahrzunehmen";

b. die Ausübung der"Criminal -Jurisdiction (vgl. sub 3, Regle-

ment sub III.);
c. die Verwaltung des Patronatrechtes, also vornehmlichdie Präsen-

tation und Vocirungder Diener an den Klosterkirchen(vgl. sub 1, Regle-

ment sub IV.);
<1.dieAufnahmeder Kirchenrechnungen,die Disposition der Kirchen-

gelder,sowiedie Anordnung der Bauten in den Klosterkirchen(vgl. sub

2, Reglement sub V.);
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e. die Annahme und Entlassung des Klostersyndicus;welcheraber
ein „dem Lande nicht widriger, sondern gefälliger Mann" sein muß,
desgleichendie Beschlußnahmeüber Proceßangelegenheiten.Die Processe
werdenin gemeinschaftlichemNamen geführt (vgl. sub g und 9, Regle¬
ment sub VI.);

f. die Annahmeund Entlassung des Küchenmeistersund des Amts-
schreibers(vgl. sub 4, Reglement sub VII.);

g. die jährlicheAufnahme der von den Küchenmeisternoder Amts-
schreiberngeführtenallgemeinenKlosterrechnung(vgl. sub. 7, Reglement
sub X.); endlich

h. die Anordnung von Neubauten, die Vornahme von Grenzregu-
lirungen, die Beschlußnahmein allen wichtigenund zweifelhaftenVor-
kommenheiten,insbesonderealso auch über alle etwaigen Permutationen
und Alienationen von Holz oder Gütern, fowie über fämmtlicheVer-
Pachtungender Klostergüter,Meierhöfe,Mühlen u. s. w. (vgl. sub 5 u.
6, Reglement sub XII. XIV. XV. XVI. und XIX.).

Hiezu sind noch die L. T. Schlüssevon 1755 und 1758 (Wolff's
Repert. Seite 205 f.) nachzusehen.

Offenbar sind hienach alle wichtigsten Acte der Verwaltung
gemeinschaftlich, der Schwerpunkt der ganzen Verwaltung liegt in
dem gemeinschaftlichenZusammenwirken,und es kann also gar keinem
Zweifel leiden, daß die Provisoren gleichdemHauptmanne als unmittel-
bare Organe der Verwaltung angesehen werden müssen. Hiemit hängt
es zusammen,daß die unzweifelhaftursprünglicheBestimmungder Pro-
visoren, — nämlich die: in Gemeinschaftmit den landesherrlichenCom-
missarien alljährlich den Hauptleuten die Rechnungabzunehmen— gänz-
lich verschwundenist. Statt dessennehmen nunmehr Provisoren und
Hauptmann gemeinschaftlichden eigentlichenRechnungsbeamtendie Rech-
nung ab, sie selbstaber habenwiederumgemeinschaftlichRechenschaftab-
zulegen vor einer speciellenlandständischenDeputation und vor den
landesherrlichenCommissarien. DieserGebrauchist durchden L. G. G.
E. V. von 1755, §. 123, sogar gesetzlichsanctionirtund leidetes danach,
sowie wegen der Ksosterordnungvon 1610und der mehrals zweihundert-
jährigen stillschweigendenDuldungSeitens derLandesherrenkeinenZwei-
fel, daß die oben bezeichneteStellung der Provisoren jetzt im Allge-
meinen auch als gesetzlich feststehend angesehenwerdenmuß.

Schließlich mag noch erwähnt werden, daß die Amtsdauer der
Hauptleute und Provisoren durch einen L. T. Schl. vom Jahre 1735
beschränktwurde, für erstere auf sechs, für letztereauf 4 Jahre (f.
Mautzel Staatscanzlei III. S. 46), und daß dieKlosterhauptmannschaft

im Jahre 1772 beimKlosterRibnitzgänzlichabgeschafftwurde (s. Wolfs
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Repert. S. 339). Die Wiederbesetzuilgdieser Stelle ist zwar im Jahre

1798 beantragt worden, aber ans dem Landtage 1799 beschlossen, daß

dieselbezur Zeit nochunterbleiben, es aber demnächstdie „erste Rück-

ficht" sein solle, bei weiterer Verbesserungdes Vermögenszustandesdes

Klosters dieseStelle wiederzu besetzen(der Mecklenb.Landtag des Jahres

1799, S. 35). Indessen vacirt die Hauptmannsstelle in Nibnitz auch

jetztnoch,und auch beim KlosterDobbertin ließen die Stände im Jahre

1773dieHauptmannschaftauf zwei Jahre gänzlicheingehenund über-

trugen derenVerwaltung für dieseZeit mit auf dieProvisoren (s. Wolsf

Repertor. S. 333).
Deutlicher,als alles Andere, beweisengerade dieseVorgänge, daß

an die Stelle des einen assecurationsmäßigen„Amtmanns, Vorstehers

oder Verwalters" mit der Zeit drei Vorsteherfür jedesKlostergetreten

sind, von denen zwei „Provisoren" und einer „Hauptmann" heißt, und

welchedie Verwaltung nach gewissenNormen unter sich theilen.

Die politische Vertretung hörte schonmit der Abtretung an die

Landständegänzlichauf. Sie ging von dem Probst sofort auf das Ge-

sammteorpsder Landständeüber (L. G. G. E. V. §. 137).

Eiste« Kapitel.

BeschlußrechtüberdieAusnahmein dieKlöster.

§. l. Einleitung.

Da ursprünglich ein Recht, die Aufnahmein ein Kloster sür sich
oder die Seinigen zu verlangen, nirgends existirte,so kam es für die
sich zur AufnahmeMeldenden nur darauf an, an welchePersonen sie
sichzu diesemZweckezu wenden hatten und von welchenPersonen es
abhing, die Aufnahme zu bewilligen oder zu versagen. Es ist im Ka-
pitel I. §. 5 bemerktworden, daß dies eine Sache war, die von dem
ganzenConvente und von Niemand sonst abhing, daß die Domina
allein nur etwa Schulkinder und Kostgängerinnenaufnehmenkonnte,
und daß der Probst wahrscheinlichmit den Aufnahmenneuer Conven-
tnalinnen nichts zu thun hatte. Dieses Verhältniß'findet sichdenn anch
noch in der Kirchenordnungvon 1552 (Beil. Nr. 1 Litt. ^.) bestätigt,
wenn es nämlichdort heißt: „Wo in Jungsrauenklösterndie Domina
junge Jungfrauen zu christlicherZucht und Unterweisungannehmen will,
das mag sie thun, sollen aber mit Gelübden und Kappen nicht beladen
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sein, sondernu. s. w." Anscheinendkann dies nur von den Schulkindern
verstandenwerden,weil d?rt vom „Lesen und Schreiben lernen it. dgl."
die Rede ist. Sollte aber die Stelle auch von den auszunehmendenEon-
ventualinnen selbst zu verstehensein, so widersprichtsie dennochnicht,
weil allerdings die Aufnahme immerhin durch die Domina geschehen
konnte,ohnedaß damit gesagt ist, daß sie einseitigvon der Domina ver-
fügt werdenkonnte. Den Beschluß über die Ausnahmedem Convente
zu nehmen, und letztereganz in das Belieben der Domina allein zu
stellen,dies kann ohneZweifel nicht die Absichtund der Sinn jener Stelle
in der Kirchenordnunggewesensein.

Ob nun in der Zeit von 1552 bis 1572 die Landesherrenauch das
Recht,die Aufnahme in die nichtsämlarisirten Klösterzu bewilligenoder
zu versagen, sichbeigelegthaben oder nicht, dies muß, wie oben im Ka-
pitel III. §. 2 bemerkt,dahin gestelltbleiben. Wahrscheinlichist freilich

die Bejahung, indem auch die Klostercrduungvon 1572 dieAufnahme
neuer Conventualinnen ausdrücklich(sub II.) von dem Vorwissenund

der Bewilligung der Landesherren abhängig macht. Indessen fehlen doch

bis jetzt genauereNachrichtenüber diesenPunkt. Es fragt sichdemnächst,

welcheVeränderung hierin bei den Landesklösternsowohl, als auch bei

dem Rostock'schenKlosterdurch die Abtretungjener im Jahre 1572 und

durch den RostockerErbvergleichvon 1584 etwa herbeigeführtwordenist.

§. 2. Kloster zum heiligen Kreuz.

Was zunächstdas Rostock'scheKlosteranbetrifft, so findet man hier

eine Veränderung des ursprünglichenVerhältnissesbei den Streitigkeiten

der Landesherren mit der Stadt Rostock(KapitelV) ebensowenig'ange¬

deutet, als in dem Erbvertrage von 15S4 der Punkt irgendwieerwähnt

wird. Auchder fürstlicheAbschiedvon 1589 (Beil.Nr. 10) berührt den-
selbennicht und so sieht man sichdenn schließlichohne Uebergangauf

die revidirte Klosterordnungvon 1630 (Beil. Nr. 11) verwiesen. Hier
ist festgesetzt:

1) Die Zahl der aufgenommenenJungfrauen soll auf 20 fortan
beschränktbleiben.

2) Die wirkliche Aufnahme soll erst geschehen, wenn eine der zwan-

zig Stellen vacant wird, die sichMeldendensollenaber, bis dieserFall

eintritt, in ein Exspectantienbuch eingetragenwerden,und dann nach

der Ordnung, wie sie in diesemBuche stehen,in die vacant werdenden

Stellen einrücken.
3) Die Annahme geschiehtdurch die Domina, aber, sowie diese

Letzterenicht einmal Kostkinderohne Genehmigungder Visitatoren an-

nehmendarf, so darf sie um so viel weniger
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4) die sich zu den Conventsstellen Meldenden auch nur in das Ex-

spectantienbucheinzeichnen,ohne vorher die Genehmigungder Visitatoren

dazu eingeholtzu haben. Außerdemist vorgeschrieben

5) daß die Aufzunehmenden„gut Gezeugmßhaben, eines christlichen,

ehrlichen,züchtigenund keuschenLebens und Wandels sein, und daß sie

in Betreff ihrer Lehre und ihres Glaubens durchden Superintendenten

und den Klosterpredigergeprüft werden sollen".
Von der Zustimmungdes ganzen Conventes zur Aufnahme ist hier

nirgends die Rede und wenn auch festgesetztist, daß der Auszug einer
einmal aufgenommenenEonventualin nicht anders als aus wichtigen
Ursachenund nur mit der Herren Visitatoren, der Domina, des Prob-
sten und ganzen Kapitels Vorwissenund ihrer „Freundschaft"(d. h.
Verwandtschaft)Vergünstigunggestattetfein foll, so ist dochdaraus ein
Schluß auf die Bewilligung zur Aufnahme schon deshalb nicht zu
machen,weil dann mit demselbenRechteder Schluß auch auf ein Eon-
sensrecht des Prob sten zu machensein würde, von dem dochbei der
Aufnahme entschiedennicht die Rede sein kann. Andrerseits freilichist
aus der Klosterordnungauch uicht mit Bestimmtheitzu entnehmen,daß
fortan der Confens des ganzen Conventesnicht nothwendig fein sollte,
vielmehrkann man behaupten, daß derselbe— wenn er einmal vorher
nothwendigwar — auch jetzt stillschweigendvorausgesetztwurde und die
AufnahmeSeitens der Domina nur von dem äußerlichen Acte zu
verstehenist.

Die Entscheidungbleibt mithin auch nach der Klosterordnungunge-
wiß und nur soviel außer Zweifel, daß nun jedenfalls noch der Consens
der Visitatoren zu der Aufnahmeals erforderlichhinzugekommenwar.
Es ist dem Verfasserunbekannt, ob nochjetztder Einschreibungin das
Exspectantienbuchein förmlicherAufnahmebeschlußdes gesammtenEon-
ventes vorangeht. Der historischenEntWickelungnach scheintdies noth-
wendig, weil ursprünglichdie Aufnahme von dem ganzen Convente ab-
hing und diesesRechtdes Eonvents niemals, soviel bekannt,ausdrücklich
aufgehobenist, doch ist es möglich, daß dieses letzterelängst durch Ge-
wohnheitaußer Gebrauchgekommenund erloschenist.

Dagegen ist ein exclusivesRecht gewisserPersonen, die Aufnahme
zu verlangen (z. B. etwa, aller gebornen Rostockerinnenu. dgl. m.) au-
genscheinlichnicht begründet. Selbst ein Recht aller inländischenJung-
frauen, die Aufnahmezu verlangen, vorausgesetzt,daß die Qualisication
dazu vorhanden(f. obensul) 5), läßt sichder ursprünglichen Kloster-
Verfassunggemäß nicht behaupten,— aber, nachdemdas Kloster bei der
allgemeinenKlösterfäcularisationverschontgeblieben, nachdem es durch
den RostockerErbvergleichvon 1584 und schonseit der Reformation (im
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Geiste derselben) offenbar eine öffentliche, gemeinnützige Anstalt

geworden, läßt sich wenigstens dieser letztere Satz mit gutem Grunde

vertheidigen. Das hiernach anzunehmendeRecht, die Aufnahme zu ver-

langen, ist freilichnicht mißznverstehenals ein privatrechtliches, aber

es ist ein publicistisches, ein Unterthanenrecht, und als solches

ebensowohlbegründet, wie z. B. das Recht eines Vaters, die Aufnahme

seiner Kinder in eine öffentlicheSchule zu verlangen. Ob wegen der

Verletzungeines solchenRechtes einegerichtlicheKlage anstellbar sei, oder

nur ein Recurs an die Landesregierung, resp. ein Vertretungsgesuchan

die Landstände u. s. w. zu richten steht, ist eine weitere Frage, — diese

betrifft aber nur den Weg der Geltendmachung, sie alterirt nicht den

Character des Rechts selbst als eines solchen.

Auf diese Auffassung deutet auch die Einrichtung des Exspectantien-

buches hin, sowie die Stelle der revidirten Klosterordnung von 1630,

wonach die Aufnahme von Kostkindern ohne erheblicheUrsachen nicht

versagt werden soll. Ist dies aber richtig, so folgt daraus von selbst,

daß an die Stelle des freien Aufnahmebeschlusses seit der Resor-

mation nur so zu sagen das Recht getreten ist, vor der Aufnahme die

Qualification d. h. das Vorhandensein der klosterordnungsmäßigenEr-

sordernisse (z. B. christlicheReligion) zu prüfen. Daraus ergiebt sich

denn auch, weshalb das Recht des Conventes ziemlich bedeutungslos

werden mußte und füglich der Domina und den Visitatoren allein über-

lassen bleiben konnte.
Hiernach scheint es richtig zu sein, wenn man im Resultat die Sache

so darstellt:

1) Die Einschreibungin das Exspectantienbuchkann jede inländische

Jungfrau adligen oder bürgerlichen Standes begehren, wenn ihr nur

aus der Bestimmung der Klosterordnung (oben sub 5) kein Einwand

entgegensteht. Um das Vorhandensein eines solchen prüfen zu können,

muß die Domina vor der Einschreibungdie Genehmigung der Visitatoren

einholen. Ob sie auch den Eonvent zu befragen und zu einem Beschlüsse

zu veranlassen hat, hängt davon ab, ob in dieser Beziehung eine Obser-

vanz das alte Verhältniß aufgehobenhat.

2) Ist aber eine Jungfrau einmal eingeschrieben,so kann sie auch

bei eintretender Vacanz im Kloster nach der Ordmmg der Einschreibun¬

gen resp. aufzurücken oder wirklichin's Kloster aufgenommenzu werden

verlangen, wenn sie die vorgeschriebenenPflichten erfüllen will und nicht

inzwischen(z. B. durch unzüchtigenLebenswandel) begründete -Einwen-

düngen nach Maßgabe der Klosterordnung entstanden sind. Ueber solche

Einwendungenzu entscheidenist wiederum Sache der Domina (mit oder

ohne Zuziehung des Conventes) und der Visitatoren.
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Welche Bewandtniß es mit den prätendirten Rechtender Ritterschaft

an dem Kloster zum heiligen Kreuz hat, welche dieser letzteren im L. G.

G. E. V. §. 124 reservirt werden — darüber fehlt es an ausreichender

Aufklärung. In der früheren Geschichtedes Klosters findet sich davon

keine Spur, und schwerbegreiflichist es, wie die Ritterschaft als folche

jemals zu Rechten über dieses Kloster gelangen mochte. (S. übrigens

^Diemer^ Bemerk, über das staatsrechtlicheVerh. des Kl. zum h. Kreuz,

Seite 13 und IS.)

§. 3. Die Landesklöster.

a. Bis zur revidirten Klosterordnung vom Jahre 1610.

Anders mußte sich die Besetzungder Stellen in den Landesklöstern
gestalten nachdemdiese an die Landstände abgetreten worden waren.

Obwohl nämlich des Rechtes, über die Aufnahme der Conventnalin-
nen zu beschließenund zu verfügen (die Klosterstellenzu vergeben oder
zu besetzen),weder in den der Einräumung der Klöster vorangegangenen
Verhandlungen, noch in dem Assecurationsreverseund den bei der Abtre-
tung selbst ausgewechseltenUrkunden irgendwo ausdrücklicheErwähnung
geschieht,so kann es doch, wie schon im Kapitel IV. bemerkt worden,
kaum einen Zweifel leiden, daß sowohl die Landstände jenes Recht als
Inhalt der erbetenen Abtretung von Anfang an mit dem Rechte der Er-
nennung des Amtmanns oder Vorstehers und mit der vollkömmlichen
Verwaltung zugleichim Sinne gehabt, als auch nicht weniger die Lan-
desHerren dasselbeals darin inbegriffen angesehen und betrachtet haben.
Und wie anfänglich die Landstände in ihrem Gravamen 4. ihre Bitte
dahin richteten, daß siefortan in Gemeinschaft mit den Conventen
die Rechte der letzteren auszuüben die Macht bekommenwollten, dem-
nächst aber im weiterenFortgange der Verhandlungen von jener Gemein-
schastnicht weiter die Rede war, sondern das Bestreben dahin ging, die
Landstände völlig und ausschließlichan die Stelle der Convente zu
setzend. h. die sämmtlichenRechte der letzteren auf jene zu übertragen,
so muß dies auch von dem hier zur Frage stehendenRechte gelten, dem
Rechte der Aufnahme neuer Eonventualinnen. Es darf in dieser Bezie-
hung auf das Kapitel IV. Bezug genommen werden. Daß auch die
Landesherren diese Auffassungtheilten, dafür läßt sich noch insbesondere
anführen die Stelle des Afsecurationsreverses, worin bei dem Kloster
Ribnitz der AebtissinUrsula für ihre Lebenszeit vorbehalten wird,
daß .ohne Ihrer L. Vorwissen und Bewilligung keineJungfrau hinein
begeben' werden sollte, sowie auch das mehrmals wiederkehrendelandes-
herrlicheReservatwegenunweigerlicher Aufnahme einer „Fürstlichen Per-
son aus dem Hause Mecklenburg, die sich etwa späte,hin in das Kloster
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Ribnitz zu begeben gesonnen sein sollte." Wäre es nicht auch der Lan-
desHerrenAnsichtgewesen, daß die Aufnahme von neuen Conventualin-
nen künftig nicht mehr von der Aebtissin (Domina) und dem Convente,
sondern lediglich von den Landständen abhängen würde und solle, so
wären jene Reservationen offenbar unnöthig, mindestens nicht von Er-
heblichkeitgewesen, es muß also auch das landesherrlicheEinverständniß
mit obiger Auffassung angenommen werden.

Diesem scheint nun zwar die erste Klosterordnung von 1572 inso-
fern zu widersprechen,als es darin sub II heißt: „die Jungfrauen und
andere Personen, so dieser Zeit in I. F. Gn. Jungfrauenklöstern sind,
und forthin mit I. F. Gn. Vorwissen und Bewilligung darin
möchten genommen werden" — allein es ist hiebei zu erwägen, daß in
eben dieser ersten Klosterordnung überhaupt noch gar keine Rücksichtauf
die Abtretung an die Landstände genommen wird, daß sie gar nicht mit
denLetzterenberathen ist (s. oben Kap. VI. §. 2) und daß sie eben des-
halb einer Revision unterworfen wurde, die zu der revidirten Klosterord¬
nung von 1610 allendlich führte. In diesemZusammenhange betrachtet,
widersprichtjener Passus zwar dem Inhalte der geschehenenAbtretung
der Klöster, aber die revidirte Klosterordnung von 1610 hebt diesenWi-
derspruchauf und kann nach deren Erlaß ein Zweifel nicht mehr obwal-
ten. Indem sie, jenem Mangel der erstenKlosterordnung abhelfend, das
neue Verhältniß zu den Landständen ausführlich bespricht, die Stellung
der Provisoren bei den Landesklösternhervorhebt und letztere„die jedem
Kloster vorgesetztenVorsteher an Statt der löblichenRitter- und Land-
schast" nennt, sagt sie sub Nr. 20, daß es den Provisoren allein
freistehen soll, anstatt der ausscheidendenConventualinnen andere wieder-
um einzunehmen(„und soll daraus keineErbgerechtigkeit, wie es die
Jungfrauen in etlichenKlöstern vorhaben, gemacht werden").

Dieser deutlichen Bestimmung gegenüber muß denn auch die im
Jahre 1<j02zuerst, dann selbst noch 1650 unverändert wieder publieirte
Kirchenordnungin ihrem Passus: „In die Jungfrauenklöster können von
der Domina wohl mehr junge Jungfrauen angenommen werden u. f. w."
entweder bloß von den Schulkindern verstanden werden, wie es auch
dem Wortlaute nach richtig scheint, oder es muß angenommen werden,
daß diese Stelle gedankenlos aus der älteren Kirchenordnung von 1552
herübergenonnnenworden ist. In beiden Fällen enthält sie einen Ana-
chronismus, da wenigstens im Jahre 1650 auck keine Schulen mehr bei
den Landesklösterngehalten wurden (f. oben Kap. VIII. §. 2).

§. 4 b. Seit der revidirten Klosterordnung.

Seit der Abtretung vom Jahre 1572, oder mindestens seit der revi-
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bitten Klosterordnung von 1610 war demnach die Ausnahme der neuen

Conventualinnen entschiedenund ohne Zweifel eine Sache der gesamm-

ten Landstände und an Stelle derselben, aber auch nur als Stellver-

treter oder Geschäftsträger derselben, Sache der Klosterprovisoren.

Daß letzterein diesem Punkte ebensowenig, als in andern Beziehungen,

selbstständigdastanden, vielmehr lediglich an ihre von den Landständen

zu empfangendenInstructionen und speciellenBefehle gebunden waren,

ist an und für sichklar und wird durch alle historischenVorgänge bestä-

tigt. Ihre erste allgemeine Instruction hatten die Provisoren in der

Klosterordnung selbst, auf welche sie sich in ihrer Bestallung verwiesen

sahen, und empfingen sie dergleichenInstructionen im Laufe der Zeiten

noch viele in Form aller der einzelnenLandtagsschlüsse,in welchenden

Provisoren vorgeschriebenward, in welchenFällen sie die Aufnahme ein

für allemal zu bewilligen, in welchensie sie dagegen zu versagen hätten.

Im Allgemeinenkann man sagen, daß auch hier, wie bei dem Kreuz-

Köster, sich die Ansicht gleich von vornherein immer mehr Bahn brach

und aus Allem hervorleuchtet,daß — die Vacanz einer Klosterstelleoder

die Möglichkeit,noch eine Conventualin aufzunehmen, überhaupt voraus-

gesetzt— den sich meldenden qualificirten Personen die Ausnahme

auch nicht zu' versagen stehe. Dies folgte aus dem Character öffentlicher

gemeinnützigerAnstalten, den die Klöster durch die Überweisung an die

Landstände und selbst durch den Wortlaut der Assecuration („zu christ-

licher, ehrbarer Auferziehungder inländischenJungfrauen, so sich darin

zu begeben Lust hätten") angenommen hatten, fast unausweichlich,

und es blieb somit gerade wie oben §. 2 beim Rostock'schenKloster be-

merkt worden, den Provisoren gewissermaßen nur die Prüfung der

Qualification übrig, wenn sich zu der Aufnahme in's Kloster eine

Jungfrau meldete, höchstensdie Wahl unter mehreren, wenn sichzu nur

einer zu besetzendenStelle mehrereBewerberinnen fanden. Hieraus folgt,

daß die Provisoren im Falle der Fähigkeit auch aufnehmen mußten

(immer vorausgesetzt,daß die Kräfte des Klosters und später die einmal

beliebte Zahl der Conventualinnenstelleneine neue Aufnahme überall ge-

statteten), die Landstände hingegen, als Mandanten und Principale der

Provisoren, nicht bloß ein für allemal die Fähigkeit zur Aufnahme nor-

miren, sondern auch (dispensando) in einzelnen Fällen ohne das Vor-
handensein dieser statutarisch festgestelltenQualification die Ausnahme
durch besondereMandata de recipiendo den Provisoren aufgeben, über-
Haupt dergleichenMandate in einzelnen Fällen erlassen konnten, wo sich
die Bewerber etwa unmittelbar an die Landstände gewendet hatten. Die
besonderen Landtagsbeschlüsseüber die Fähigkeit, ins Kloster aufge-
nommen zu werden, trugen mithin gewissermaßenden Character allge¬



Die Landesklöster. j 55

meiner Instructionen an sich über diejenigen Fälle, in denen die
Aufnahme Seitens der Provisoren resp. ohne Weiteres zu verfügen (oder
für den Fall eintretenderVacanz im Voraus zuzusichern)oder aber ohne
Weiteres zu versagen sei. Daß diese Einrichtung nach dem Inhalte der
Ueberweisungund der Klosterordnung völlig statthaft war, ist nicht zu
läugnen, doch muß freilich limitirend hinzugefügt werden:

daß dabei der Inhalt des Asseeurationsreversesinsofern maß¬
gebend blieb, daß der darin ausgesprochene gemeinnützigeZweck
nichtbeeinträchtigt und die dort angegebeneQualification (christliche,
inländische Jungfrauen) ohne Genehmigung der Landesherr-
fchaft weder beliebig erweitert (z. B. etwa auch auf Ausländerin-
nen, oder Jüdinnen, oder Wittwen ausgedehnt), noch willkürlich
und ungebührlich verengert (z. B. auf gewisseFamilien beschränkt)
werden durfte.

Doch dies nur nebenbei zur Vermeidung von Mißverständnissen. Aus¬

führlicher wird dieser Punkt erst im nächstenKapitel zu erörtern sein.

An vielen Beispielen würde die obige Darstellung zu erläutern und

zu erweisen sein, es mögen jedoch einige wenige genügen, um keinen

Zweifel an deren Richtigkeit übrig zn lassen.
Im Jahre 1664 wendete sich die Herzogin Magdalena Sibylle

(Herzog Gustav Adolph's Gemahlin) an die Provisoren des Klosters

Ribnitz wegen Aufnahme einer Tochter ihres Hofmeisters von Lüttichau.

Es war zweifelhaft, ob dieselbe als inländische Jungfrau betrachtet

werden könne. Deshalb wendeten die Provisoren sich anfragend und

berichtend an die gesammten Landstände und nun resolvirten diese,

daß, obwohl nach den Grundgesetzen des Landes (offenbar nach dem

Assecurationsrevers von 1572 und der revidirten Klosterordnung von

1610) nur Inländerinnen ausgenommen werden könnten, die Aufnahme

diesmal doch, wiewohl citra consequentiam, geschehensolle. (Beil.

Nr. 18 Litt. A.)
Im Jahre 1666 wendeten sich die Vormünder eines Fräuleins

von Both an die versammelten Landstände selbst, wegen Aufnahme

ihrer Curandin in eines der Landesklöster. Auf diese Bitte sagte die

Landesversammlung durch einen förmlichen Landtagsschluß den Vor-

mündern für die genannte Curandin die erste vacirende Stelle zu

und ertheilte demgemäß aus dem Landtage im Jahre 1668 den Provi-

form des Klosters Malchow ein mandatum zur Aufnahme diefer Be-

werberin. (Beil. Nr. 19 Litt. A.)
Einen nicht undeutlichen Hinweis auf die angenommene Berechti-

gung, die Aufnahme in die Klöster praesuppositis supponendis zu ver¬

langen, kann man schon finden in dem anno 1669 gestellten,späterhin
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nicht erfolglos gebliebenenAntrage eines Herrn von Glöde, welcher
darauf hinzielte, daß künftig aus beiden Herzogtümern eine gleiche
Anzahl von Jungfrauen in den Klöstern ihr Unterkommen finden und
die Provisoren demgemäß instruirt werden sollten, weil beide Herzog-
thümer an den Klöstern gleich berechtigt seien. (Beil. Nr. 19 Litt. B.)

Aber ganz bestimmtund unzweideutiggiebt sichdoch dieseAuffassung
erst hervor aus den wichtigenVerhandlungen und Beschlüssendes Land-
tages vom Jahre 1694 (Beil. Nr. 19 Litt. D.), welche hier besondere
Beachtungverdienen. Es muß bemerktwerden, daß sich eine geschlossene
Zahl von Klosterstellenin jedem Kloster und das Verfahren der Ein-
fchreibung bis zur eintretenden Vacanz damals schon gebildet hatte (s.
darüber Kap. XIII.), wenn es auch noch nicht völlig geregelt war. Nun
war im Jahre 1689 der Beschluß gefaßt worden, däß die Provisoren
zur Zeit immer nur zwei Jungfern und bis diese wirklich ins Kloster
getreten, keine weiter einschreibensollten. Dies hatte wegen des gerade
damals seit einiger Zeit sehr vermehrten Andranges zu den Klosterstellen
den Provisoren gar mancheUnannehmlichkeitenverursacht, und mit Rück-
ficht hieraus wurde denn proponirt, jenen Beschluß wieder auszuheben
und, weil die Klosterordnung dem mich nicht entgegen sei, den Provi-
soren freie Hand zu lassen, so viele einzuschreiben, als Ein-
heimische „von Extraction" im Lande es verlangen möchten,
jedoch mit der Eondition, daß das Einkaufsgeld und die hergebrachte
Gebühr an Provisoren und Küchenmeistersofort bei Ertheilung der Ex-
fpectanz erlegt, keineZinsen davon bezahlt und im Fall die Jungfrau
ihre Meinung änderte oder auch stürbe, ehe sie ins Kloster käme, das
Einkaufsgeld dem Kloster verfallen sein und bleiben mögte, weil durch
dieses Expediens alle Familien im Lande (als woraus vornehmlich bei
Eoncurrenz der Competentinnen,jedochum Observirnng der Gleichheit
die Güstrow'schen und Schwerin'schen Provisores Reflexion zu
machen hätten) dieses beneficium promiscue genießen, Provisores
von allem Verdachte der Parteilichkeit und Interesse liberirt und die
Klöster zum besserenUnterhalte der Jungfrauen ein Großes lucriren
würden." Diese Proposition wurde unverändert zum Beschlüsseerhoben
und dabei das Einkaufs- lind Einschreibegeldfestgestellt.

Prüft man diesen Beschluß näher, so ergiebt sichdaraus sofort die
Ansicht, daß man bei dem v>rmehrten Andränge eine gleicheBerechti-
gung aller Klosterfähigen anerkannte, daß man es deshalb bedenklich
fand, die Auswahl unter den Competentinnenden Provisoren allein zu
überlassen,und daß man nun, um doch möglichstgerecht Allen den Ge-
nuß des beneficii zugänglich zu machen, die Einschreibung unter ge-
wissen(zumVortheil der Klösterersonnenen)Bedingungen ein für allemal
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allen sich Meldenden (freilich „von Extraction"! — hierüber s. Kap. XII.)
zusichern, daneben aber den Provisoren zur Pflicht machen wollte, dafür
zu sorgen, daß „alle Familieil das beneficium genießen und die Gleich-
heit der Güstrow'schen und Schwerin'scheu bei Concurrirung der Com-
petentinnen observirt werde." Freilich heißt es in dem Beschlüsse noch
„den Provisoren dagegen freigelassen werden solle, nach der Kloster-
ordnung ohne Reflexion auf einen gewissen Numerum so viel sie
wollten und Einheimische von Extraction es verlangten, einzunehmen",
— allein es leuchtet von selber ein und war denn auch wirklich so, daß
in Folge jenes Beschlusses nun eigentlich von einer Zurückweisung der
sich zur Einschreibung Meldenden fortan nicht mehr die Rede sein
konnte (immer die Fähigkeit vorausgesetzt!) und es sich jetzt nur noch
darum handeln konnte, in welcher Reihenfolge die einmal Eingefchrie-
benen bei Vacanzen wirklich ins Kloster treten würden. Hierüber fehlte
es derzeit noch an festen Normen, hier behielten also die Provisoren
auch noch einen gewissen Spielraum der Willkür, und ihre Instruction
schärfte ihnen dieferhalb nur im Allgemeinen ein, aus die gleiche Berech-
tigung aller Familien, insbesondere auch der beiden Landestheile, mög-
lichst Rücksicht zu nehmen.

Jede Willkür der Provisoren völlig abzuschneiden, durch detaillirte
Vorschriften deren Verfahren immer mehr auf feste, unabweichliche Regeln
zurückzuführen, — dies ist aber seit jener Zeit fortdauernd das Bestreben
gewesen, und, wenn man daher auch noch eine Zeit lang Spuren der
Ansicht findet, als wenn die Verleihung einer Klosterstelle Gegenstand
freier Bewilligung Seitens der Landstände und resp. deren Stellvertreter
sei, so schwindet dieser Schein mit der Zeit doch beinahe ganz, und zwar
sehr begreiflicherweise nmsomehr, je enger die Landtagsschlüsse den Kreis
der zu den Klöstern Berechtigten (Fähigen) zogen und je mehr pecuninäre
Opfer sie denjenigen auferlegten, welche den Mitgenuß der Klöster für
die Ihrigen erstrebten. Die Landtagsschlüsse, durch welche auf diese
Weise die Fähigkeit, in die Klöster aufgenommen zu werden, immer mehr
beschränkt, damit aber auch denjenigen, welchen die ausschließliche Fähig-
keit beigelegt worden, das Recht zuerkannt wurde, die Einschreibung (also
auch nach der Ordnung derselben die einstige Aufnahme in die Klöster)
zn verlangen, — diese einzelnen Verordnungen gehören nicht hieher; es
genüge darauf hinzuweisen, wie auf dem bezeichneten Wege allmälich die
Begriffe „Klosterfähigkeit" und „Klosterberechtigung" fast identisch werden
mußten, — daneben aber auch hervorzuheben, daß dieses den ausschließ-
lich für fähig erklärten Personen ertheilte Recht, die Aufnahme zu ver-
langen, ebensowenig privatrechtlicher Natur war, noch jemals werden

konnte, als vas Recht irgend eines Unterthanen überhaupt, welches er
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darauf hat, an dm öffentlichen, gemeinnützigen Anstalten und Einrich-

tungen des Staates Theil zu nehmen. Allemal blieben nämlich die

Landesklöster doch Landesanstalten oder öffentliche Institute,

unter der politischen Verwaltung des landständischen Corpus stehend,

— immer also auch das Recht zur Aufnahme in die Klöster ein poli-

tisch es Recht und resp. Vorrecht, und immer behielten doch diejenigen

Landtagsschlüsse, welche die Klosterfähigkeit auf engere Grenzen zurück-

führten, den Character landständischer Instructionen für die Klosterpro-

visoren, oder den Character von Regeln und Normen, welche ein für

allemal darüber aufgestellt waren, welche Personen auf Begehren in die

Klöster aufgenommen werden sollten und welche Personen hingegen nicht.

Dergleichen Regeln konnten die Landstände natürlich — nur mit der

oben bemerkten Moderation, daß nicht Mißbräuche einschlichen,

die ein landesherrliches Einschreiten rechtfertigten — aufstellen,

sie konnten aber auch in einzelnen Fällen wieder davon abweichen und

dispensiren, sie konnten die Regeln selbst beliebig abändern und umge-

stalten und folglich auch gänzlich wieder aufheben, wie dies Alles (na-

mentlich im Laufe des vorigen Jahrhunderts) viele Male geschehen ist.

Wann den als klosterfähig anerkannten Personen entschieden das

Recht zuerkannt sei, die Einschreibung zu verlangen (woraus sich

dann freilich die nachherige Aufnahme von selbst als ein Rechtsan-

spruch ergab), — dies ist kaum genau anzugeben, aber unschwer zu er-

kennen, daß sich seit dem Beschlüsse von 1694 diese Auffassung fast von

selber bilden mußte. Es mag hier daher schließlich nur noch auf die

drei Beispiele aus den Jahren 1702, 1705 und 1711 hingewiesen wer-

den, welche sich in der Beilage Nr. 18 Litt B. C. und D. erwähnt

finden, Bemerkenswerth ist es, daß hier 1702 dem von Wickede die

Aufnahme gewissermaaßen noch als Gunst zugesagt wird (es soll ihm

„savorisiret" „seinem Petito gratificiret" werden), — daß 1705 es schon

heißt, die Reception solle „nicht difficultiret" werden — und daß 1711

das Gesuch schon als berechtigtes Verlangen („nicht zu verweigern")
austritt und gewährt wird.

§. 5. c. Die städtischen Klosterstellen.

So lange der Andrang zu den Klofterstellen noch nicht groß war,

lag auch noch kein Stoff zu einer Rivalität in Bezug auf die Theil-

nähme an deren Genüsse und an deren Verwaltung vor, wie er sich
später unter den verschiedenen Bestandtheilen der Landstände zu zeigen
begann, z. B. unter den Landständen im Herzogthum Schwerin einer-
feits und denen im Herzogthmn Güstrow andrerseits, und so auch zwischen
der Ritterschaft einerseits und der Landschaft (den Städten) andrerseits.
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Die Städte blieben noch bis in den Anfang des XVIII. Jahrh. fac-
tisch sogar beinahe völlig ausgeschlossen, sowohl von der Be-
setzung der Klosterämter, als auch von dem Genüsse der Klosterstellen.

Dies mußte natürlich anders werden, sowie der Begehr nach den
Klöstern erheblich anwuchs, was etwa in den ersten Jahrzehnten nach
beendigtem dreißigjährigen Kriege der Fall war, und bis zu dem Ende
des XVII. Jahrh. immer zunahm. Nun traten in dem schon an und
für sich gänzlich auf Sonderinteressen basirten landständischen Körper sehr
natürlich alsbald Rivalitäten nach allen Richtungen hin hervor, in wel¬
chen eine Theilung der Landstände Statt fand, alfo namentlich einer-
feits zwifchen beiden Herzogthümern und andrerseits zwischen Ritterschaft

und Städten, und in beiden Beziehungen wiederum sowohl in Hinsicht

auf die Besetzung der Klosterämter, als auch in Hinsicht auf den Ge-

nuß der Klosterstellen (vgl. auch oben das Kapitel VII. am Endd). Solche

Rivalität mußte dahin führen, Bedacht darauf zu nehmen, daß die ver-

fchiedenen Bestandtheile der Landstände, welche sich gegenüber standen,

durch geeignete Verordnungen einen gleichen oder verhältnißmäßigen An-

theil an Verwaltung und Genuß bekämen, daß ihnen dieser Antheil

förmlich zugesichert und somit jeder weitere Streit vermieden werde. So

entstand eine Reihe von Beschlüssen, welche darauf hinzielten, die er-

wünschte gleichmäßige Theilnahme beider Herzogthümer an den land-

ständischen Klosterrechten herbeizuführen, — fo denn auch, nach vielen

und harten Kämpfen eine Reihe von Beschlüssen und Verträgen, durch

welche das Maaß der Theilnahme zwischen Ritterschaft und Städten

(freilich im höchsten Grade zum Nachtheil der letzteren) auf feste

Grenzen zurückgeführt wurde. Es ist hier der Ort, die Art und Weise

näher zu betrachten, wie eine solche Regulirung und Scheidung beWerk-

stelligt werden konnte und wie sie wirklich bewerkstelligt worden ist.

Bleiben wir dabei bei den beiden Punkten stehen, 1) bei der Besetzung

der Klosterämter und 2) bei der Besetzung der Klosterstellen. Offenbar

konnte nun entweder
a. festgefetzt werden, daß gewisse Klosterämter und eine gewisse An-

zahl von Klosterstellen nur aus den Angehörigen des einen der beiden
rivalisirenden Theile genommen werden, daß nur diese passiv Wahl-

fähig zu denselben sein, die Wahl selbst aber, wie sonst alle Landtags-

augelegenheiten von beiden Theilen gemeinsam vollzogen werden solle;
— oder

b. gerade umgekehrt, daß die active Wahl und Besetzung gewisser

Klosterämter und Klosterstellen nur einem der beiden Theile zustehen solle,

die passive Wahlfähigkeit jedoch daneben unbeschränkt bleibe; — oder

endlich



160 Die städtischen Klosterstellen.

c. daß in Bezug auf beides (die active und passive Wahl) eine

Theilung und Trennung Statt finden solle.

Die Landstände haben kein einziges dieser drei Principe conseqnent

bei allen hier in Betracht kommenden Streitigkeiten angewendet, viel-

mehr findet sich in der einen und anderen Beziehung eine völlig ver-

schiedene Behandlung geschichtlich vor, und in manchen obendrein ein

Hin- und Herschwanken zwischen dem einen und andern Princip.

Betrachten wir zuvörderst die Behandlung des Streites über die Be-

setzung der Klosterämter und zwar

a. in Betreff der Trennung der Landstände nach beiden Herzog-

thümern,
so erhellt aus der Beilage Nr. 16 Litt. F., daß hier entweder das zweite

oder auch das dritte der obigen Principe befolgt wurde;

b. in Betreff der Trennung zwischen Ritterschaft und Städten, liegt

hingegen
aa. rücksichtlich der Theilnahme am Provisorat des Klosters Ribnitz

dem dessallsigen schon anno 1590 gefaßten Landtagsschlusse (Beilage

Nr. 20 Litt. A. B.) zwar ebenfalls gewissermaßen das dritte Princip

zum Grunde (nur daß die fragliche Stelle ein für allemal von der

Stadt Rostock im Namen aller Städte mit einem ihrer Raths-

Mitglieder besetzt werden soll), im Uebrigen aber (

bb. rücksichtlich der Besetzung aller übrigen Klofterämter, welche der

Ritterschaft ausschließlich verblieben sind, ist es nach dem Vergleich

von 1804 (Beilage Nr. 20 Litt. W.) zur Anwendung des ersten

Princips gekommen, indem die Wahl passiv allemal auf ein Mit-

glied der Ritterschaft fallen muß, an der activen Wahl aber die

Städte gerade so Theil nehmen, wie an jeder andern Landtags-

Handlung.
Was dann die Besetzung der Klo st er stellen betrifft, so ist hier

a. in Hinsicht auf die Sonderung nach beiden Herzogtümern, wie

bereits oben erwähnt, nicht etwa beliebt worden, daß eine gewisse An-

zahl von Stellen von der Ritterschaft (oder Ritter- und Landschaft) des

einen, die übrigen von der des andern Herzogthums an Personen, die

sich darum bewürben, verliehen werden sollten (oder etwa eine Hälfte

von dem Provisor des einen, die andere von dem des andern Herzog-

thums), sondern nnr, daß die Klosterstellen selbst gleichmäßig zum Ge-
nusse der Angehörigen beider Herzogtümer kommen sollten (Beilage Nr.
19 Litt. B. und D.), es ist folglich das erste Princip zur Geltung ge-
bracht; wohingegen

b. in Betreff der Sondertheilnahme von Ritterschaft und Städten

wiederum ein anderes Princip zum Grunde gelegt worden ist.
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Hier hat sich die Sache so gestaltet, daß hinsichtlich der den Städten
abfindungsweise eingeräumten Stellen sowohl die Stadt Rostock ihre im
Kloster Ribnitz habenden Stellen selbst und ausschließlich und aus ihrer
Mitte (d. h. mit Rostocker Jungfrauen) besetzt, als auch die übrigen
Städte ihre Stellen in sämmtlichen drei Klöstern allein und ausschließlich
und mit ihren Angehörigen zu besetzen berechtigt sind, worin sich mithin
eine Anwendung des dritten Princips gegeben findet. Dasselbe muß
denn auch wohl — nach einmal stattgehabter Auseinandersetzung (denn
bis dahin war natürlich rücksichtlich der Vergebung aller Stellen die
Landschaft vollkommen gleichberechtigt mit der Ritterschaft (vgl. z. B. die
Beilage Nr. 18 Litt. A.B. C. D.) von den privativ ritterschaftlichen
Stellen zu Gunsten der Ritterschaft gelten, obwohl, wie oben bemerkt,
bei den Klosterämtern ein Anderes, nämlich das erste Prineip sehr
inconfequenter Weise gilt.

Es sind mithin durch einander in den verschiedenen Beziehungen
alle drei oder wenigstens zwei verschiedene (das erste und das dritte)
Principien der Streitbehandlung zur Anwendung gebracht worden.

Nach diesen erläuternden Bemerkungen ist die Frage, wer die
städtischen Klosterstellen zu vergeben d. h. über die Aufnahme zu den-
selben zu entscheiden hat, noch einer näheren Beleuchtung im Hinblick
auf die historischen Thatfachen zu unterwerfen.

Es ist hier besonders die Beilage Nr. 20 Litt. P. Q. und Beilage
Nr. 13 Litt. I. M. nachzusehen. Aus den dort gegebenen Nachrichten
ergiebt sich zuvörderst, daß — abgesehen von den der Stadt Rostock im
Jahre 1705 im Kloster Ribnitz bewilligten zwei Stellen (Beilage Nr. 20
Litt. I.), welche der Magistrat der Stadt Rostock mit zwei Rostocker
bürgerlichen Jungfrauen zu besetzen fortan ohne Widerspruch berechtigt
fein sollte, — die übrigen Städte insgefammt noch zu Anfange des
XVIII. Jahrh. von dem Genüsse der Klöster so gut wie gänzlich aus-
geschlossen waren. Denn es fand sich damals überhaupt nur in Dobber-
tut, und auch hier nur eine Stelle mit einer bürgerlichen Jungfrau aus
der Mitte der Städte besetzt. Diese aber muß schon im Jahre 1682 so
besetzt gewesen sein, weil die Ritterschaft sich ausdrücklich aus das Land-
tagsprotocoll von 1682 bezieht und darauf beruft, daß damals die Wahl
zu dieser Stelle von der Ritterschaft mitbefchafft worden sei.
Dieser Umstand läßt mit Grund darauf schließen, daß damals eine form-
liche Separation oder Auseinandersetzung zwischen Ritter- und Landschaft
in Bezug aus die Theilnahme an den Klosterstellen überall noch nicht
Statt gesunden haben wird. Unzweifelhaft wurden und waren zu jener
Zeit fast alle Stellen ausschließlich mit Jungfrauen besetzt, die zu den
ritterschaftlichen Familien gehörten, meldete sich aber eine bürgerliche

Viereck, Rechtsverhältnisse. I. Bd. 11
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Jungfrau und sollte dieselbe aufgenommen werden, so konnte der des-

fallsige Beschluß auch nur von der ganzen Landtagsversammlung aus-

gehen, und es war gar kein Grund vorhanden, aus dem ein solcher Auf-

nahmebeschluß bloß von der Landschaft allein hätte ausgehen sollen oder

dürfen. Hiermit stimmt es vollkommen überein, wenn sich zum Landtags-

protocoll vom Jahre 1705 (19. October) auch wirklich die Nachsuchung

eines Bürgerlichen, eines Senioris zu Sternberg, um Ertheilung einer

Klosterstelle an seine Tochter vorfindet, und wenn darauf beschlossen ist,

daß vor der Hand ohne der gesammten Ritter- und Landschaft

Bewilligung darüber nicht beschlossen werden könne.

Aber dies wurde anders, sowie die Ritterschaft anfing (wie es zu

Anfang des XVIII. Jahrh. geschah), die Klöster gleichsam als ihr pri-

vatives Eigenthum anzusehen, an welchem die Städte nur insoweit einen

Antheil hätten, als er ihnen von der Ritterschaft freiwillig eingeräumt

worden sei. Diese Auffassung, so irrig und verfassungswidrig sie auch

war, gab dennoch den Ausschlag für die ganze fernere Behandlung der

Städte und zuletzt sogar für das noch heute geltende staatsrechtliche Ver-

hältniß derselben zu den Klöstern. Sie zeigt sich demnach auch insbeson-

dere in Betreff der Art und Weise, wie die Städte — was den Genuß

der Klosterstellen anbelangt — mit einer gewissen Zahl von Stellen ab-

gefunden wurden.

Bei der Wiederbesetzung der, wie oben bemerkt, damals einzigen

Stelle im Kloster Dobbertin im Jahre 1715 ersieht man deutlich, wie

die Sfiüdte, ängstlich bemüht, wenigstens die eine (vielleicht ganz zufällig)

mit einer bürgerlichen Jungfrau besetzte Stelle sich für alle Zeit zu sichern,

selbst zu der Auffassung hindrängten, als ob diese eine Stelle den Städten

besonders (also alle übrigen ebenso der Ritterschaft besonders!) gehörig

sei, als ob mithin auch die Städte allein (mit Ausschluß der Ritterschaft)

diese Stelle aus ihrer Mitte zu besetzen berechtigt seien, — während um¬

gekehrt gerade die Ritterschaft noch an der richtigeren Auffassung in-

soserne festhielt, als sie behauptete, auch zu der Besetzung dieser Stelle

coneurriren zu müssen (weil ursprünglich offenbar die Besetzung aller

Stellen nur von der Ritter- und Landschaft, von dem ganzen land-

ständischen Corps als solchen abhing!). Die abgedrängte Stellung der

Städte in Bezug auf die Klöster, die Schwierigkeit, in der sie sich be-

fanden, auch nur das einmal Erreichte zu behaupten, während sie viel

mehr Rechte zu haben und zurückzuerkämpsen die Hoffming nicht aufgeben

durften, — verleitete die Städte hier offenbar zu Behauptungen, die

ihrem eigenen Interesse entschieden zuwider waren. Denn nur, wenn sie

die Besetzung der sämmtlichen Klosterstellen fortdauernd als eine Sache

aller Landstände ansahen und behaupteten, mithin auch zur Wahl und
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Ausnahmeihrer bürgerlichenJungfrauen die Concurrenzder Ritterschaft
als nothwendigzugaben, konntensie umgekehrtprätendiren, andrerseits
auch zur Wiederbesetzungder sactischfast ausschließlichritterschaftlichen
Klosterstellenzu concurriren. Sie übersahen dies und gaben dadurch
selbst Veranlassung zu der nachhin durchgedrungenenentgegengesetzten
Auffassung. Die Städte hatten (jedochohne Zuziehung derjenigen des
StargardschenKreises)den Provisoren des KlostersDobbertin eineJung-
fran Namens Beselin auf vorher geschehene förmliche Wahl zur
Aufnahmein das Kloster angemeldet,— die Städte des Stargardschen
Kreiseshatten widersprochen,— die Provisoren, zweifelhaft,was sie zu
thun hätten, sichdeshalb an die ganze Landtagsversammlunggewendet
(wie immer geschahund geschehenmußte, wenn solcheZweifelaufkamen,
vgl. z. B. die Beilage Nr. 18 Litt. A.) und von daher Instruction er-
beten. So kam die Sache auf demLandtage zur Verhandlung,wo denn
die gefammtenStädte den Widerspruchals nichtigdarstellten(schonweil
dochjedenfallsdie Wahl per majora ebensoausfallen würde, wenn
die Stargardschen mitvotirt hätten oder noch mitvotirten) und darum
beten, daß gesammteRitter- und Landschaft (also doch wiederum
das ganze landständischeCorps) den Provisoren das Mandat zur Auf-
nähme ertheilenmöchten. Die Ritterschaftbehauptete,wie schonbemerkt
mit Hinweis auf eine Wahl vom Jahre 1682, daß auch sie bei dieser
Besetzungconcurriren müsse, und daß jedenfalls der Widerspruchder
StargardschenStädte gehobenwerdenmüsse. Dem widersprachenwieder
die Städte, dann aber erklärtedieRitterschaft,daß siefür diesmal, unter
Vorbehalt ihrer Rechte,der gewähltenJungfrau auch ihre Beistimmung
geben wolle und demgemäß, vorbehaltlichdie noch nachzuweisendeZu-
stimmungder Stargardschen Städte, schonjetztdenProvisoren das Auf-
nahmemandatertheilt werden solle. Somit geschahalso die Besetzung
der Stelle auch diesmal noch durch gemeinsame Wahl von Ritter-
und Landschaft,und in deren fpeciellemAuftrage durchdie Provisoren,
als die landständischenVerwalter der Klöster.

Aber dieserVorgang gab dochdem ganzenspätern Verlaufe seine
Richtungund zwar eineverkehrte. Denn als nun im Jahre 1737 den
Städten nochzweiStellen im KlosterDobbertin von der Ritterschaft
zugestandenund durch Landtagsbeschluß (gesammterStände) als
Sonderantheil der Städte förmlichanerkanntwurden, wnrde die ge-
rügte, unrichtige, den Städten verderbliche Auffassungmaßgebend,
und nunmehr für Me Zeit bindend. Jetzt erfolgteeine entschiedeneAb-
sondernng der den beiden Ständen zukommendenAntheile, die Städte
wurden für alle Zeit mit einem kläglich geringen Antheile ab-
gefunden und der Löwenantheilfiel nunmehr der Ritterschaftzum un-

11*
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bestreitbar ebensoexclusiveuSeparatrechte zu, wie die Städte ein solches

für sichbegehrthatten. Fortan sollen, hieß es nämliclMwn, die Städte

unter keinemVorwaude in den KlösternDobbertin und Malchow mehr

als die drei in Dobbertin ihnen zugesichertenStellen für Conventua-

linnen aus ihren Mitteln zu haben begehren,und sollen die Vorder-

städte diejenigenPersonen, welcheeingeschriebenwerden sollen, den Pro-

visoren („und dem Kloster" heißt es hier noch, ohne alle Bedeutung)

präsentiren, auch dieExspectanzenauf die drei Stellen ebensonehmen,

wie bei der Ritterschaftgebräuchlichu. s. w.

Wie hierauf die Bürgermeisterder beidenVorderstädteParchim und

Güstrow bei Besetzungder neu concedirtenStellen zu Werkegingen, ist

in der Beilage Nr. 18 Litt. J. zu lesen. Daß überall, wo von den

„Städten" in diesenVerhandlungendie Rede ist, die Bürgermeisterder-

selben sich als die zur Ausübung der betreffendenRechteallein Berech-

tigten ohne Weiteres ansahen, mag auf sichberuhen, daß aber zugleich

auch die Vorderstädtedie Ausübung der Rechte gesummterStädte mit

Verdrängung aller übrigen in die Hand nahmen, kann als ein sehr

significantesBeispielfür den damals unter allen Betheiligtenherrschenden

Geistdes Eigennutzesund der Selbstsuchtbetrachtetwerden. Die schließ-

licheGestaltungergiebtsichaus demVergleichvon 1789 (Beilage Nr. 18

Litt. M.) und ist danach das Verhältniß rücksichtlichder Conferirung der

städtischenStellen in folgendenSätzen zusammenzufassen:

1) Als Behörde, welchedie Aufnahme wirklichertheilt, sind auch

hier noch immer die Klosterprovisorenanzusehen»md zwar als Ver¬

treter der gesammtenLandstände von Ritter- und Landschaft. Aber

2) wie dieProvisoren bei den ritterschaftlichenStellen den sichdazu

Meldendendie Einschreibungnicht etwa willkührlichverweigern oder ver-

statten können, sondern ein für allemal jede Competentin einschreiben

müssen,gegenderenEinschreibungsfähigkeitnachden dessallsigenLandtags-

schlüssennichtszu erinnern ist, so sind sie auch rücksichtlichder städtischen

Stellen ein für allemal an ihre Instruction gebunden, wonachsie die

ordnungsmäßig von den Vorderstädten concefsionirtenJungfrauen

in der ihnen bezeichnetenOrdnung einzuschreibenverpflichtet sind, an-

dere hingegen überall nicht einschreibendürfen. Es geschiehtnämlich

gemäß dem Vergleichevon 1789 und in Folge des alten Herkommens,

dessenEntstehungund EntWickelungoben betrachtetworden ist,

3) dieMeldungzu diesenStellen zwar ebenfalls, wie bei den ritter-

schaftlichen,Seitens der Competentin selbst oder Seitens deren Vaters

oderVormundesodernächstenVerwandtenu. f. w., aber nur auf Grund

einerzu diesemZweckespeciellertheilten,von den Magistraten der Vorder-
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ftäbteauszustellendensog.Concessionsurkunde,gewissermaßeneinemWahl-
atteste. DieseConcessionsurkundenmüssenzwar

4) auf vorgängigenBeschluß der sämmtlichenStädte, auf ihren
Conventsversammlungengefaßt, von den Magisträten der Vorderstädte
demBeschlüssegemäß im Auftrage und in Vollmachtdes auf dem Eon-
venteversammeltgewesenenCorps der Städte den Betreffendenausgestellt
werden, der Beschluß selbst aber geht von den sämmtlichenauf dem
ConventeversammeltenStädten allemal aus, sodaß alle Anmeldungen
zu diesenStellen zuvordersteinemsolchenBeschlüssezu unterbreitensind.
Dem letzterengeht natürlich die Prüfung der Qualification voraus (da-
rüber s. Kapitel XII.), doch soll, diese vorhandenbefunden, dabei das
Loos über die Bestimmungdes Vorzugsrechtesunter den angemeldeten,
qualisicirtenJungfrauen entscheiden,wonachalso wohl anzunehmensteht,
daß, wenndie Qualificationvorhanden, auch die Anmeldungberücksichtigt
werden soll und muß.

5) Doch gilt dieses sub 2, 3 und 4 Gesagtenach Inhalt des an-
gezogenenVergleichesnur von der Aufnahme bürgerlicherJungfrauen
aus den Städten Wendischen und Mecklenburgischen Kreises. Wie
es hingegen um die Aufnahme von Jungfrauen aus den Städten
StargardfchenKreisessteht,ob dieseetwa ganz verdrängt gebliebensind,
wie es anno 1715 und 1737 geschehen,oder welchesder Erfolg Des-
jenigengewesenist, was darüber der Vergleichzwischenden Stargardfchen
Städten vom 5. Januar 1791 (Mantzel Staatscauzlei II. S. 331 ff.)
sub Nr. 7 enthält, ist demVerfasserunbekannt,und muß dann weiternoch

6) in Bezug auf die beidenRostockschenStellen im KlosterRibnitz
hinzugefügtwerden,daß dieserhalbder Vergleichvon 1705 (Beil. Nr. 20
Litt. J.) besagt, daß „die Stadt Rostock diese mit ihren bürger-
lichen Jungfrauen zu besetzenbemächtigtsein solle", folglich dieses
Sonderrechtder Stadt Rostockeine Kategorieganz für sichbildet.

Fassen wir den Inhalt diesesganzenKapitels in einem Resultate
zusammen,so wird man in Betreff der Landesklösterzu sagen haben:

Der Beschlußder Aufnahmehängt nochimmer wesentlichund allein
von der gesammtenRitter- und Landschaftab. Aber, nachdemsichdie
Ansichtherausgebildet,daß diejenigenPersonen,welchenachden Landtags-
beschlüssenals qualicifirt, aufnahmefähigin die Klöster, refp. zu den
ritterschaftlichenund zu den landschaftlichenStellen, ein für allemal er-
klärt worden sind (wovon im Kapitel XII zu handeln sein wird), von
denProvisorenals Stellvertretern der Landständeauch unweigerlichein-
geschriebenwerdenmüssen, geschiehtdie fpecielleAufnahmeder Regel
nach (d. h. also so, daß Ausnahmen nichtausgeschlossensein würden)
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auch nicht mehr durch einen besonderenLandtagsschluß oder einen speci-

eilen an die Provisoren erlassenenAufnahmebefehl,sondern durch die in

Gemäßheit der allgemeinen desfallsigenLandtagsbeschlüsseund ein für

allemalden ProvisorengegebenenInstructionen, nur durch dieseLetzteren.

Sie geflieht jetzt zunächstin Form der Einschreibungund Exspectanz-

ertheilung, welcheaber das eventuelleRecht zur wirklichenGelangung

in's Kloster giebt, und geschiehtdie Meldung dazu mithin auch regel-

mäßig bei den Provisoren des Klosters, in welches die Ausna!me ge-

wünschtwird. Diese haben nach dem oben Gesagten alsdann zwar nur

die Qualification zu prüfen (in zweifelhaftenFällen auch dieferhalb

specielleInstruction von der Landtagsversammlungeinzuholen),was aber

die Qualification selbst anbetrifft, so sind ihnen darüber die Normen in

denLandtagsschlüssenund ihren allgemeinenInstructionen gegeben. Was

insbesonderedie privativ städtischenStellen anbetrifft, fo lantet die all-

gemeine,ein für allemal bindendeInstruction dahin, daß sie (die Provi-

soren)ausschließlicheine, wie oben erläutert, von den Vorderstädtenaus-

gestellte,nach einem gewissenFormulare abgefaßte „Concession"als Er-

mächtigungund Mandat zur Einschreibunganzusehen haben, und die

ErtheilungdieserConcessiongeschiehtwiederumvermöge eines Beschlusses

der auf einem ConventeversammeltenstädtischenVertreter. Anders bei

denritterschaftlichenStellen, wo ein solchesoder ähnliches ritterschaft-

liches Attestat nicht erfordert wird, noch auch eine besondereprivativ

ritterschaftlicheBefchlußnahme,jedeeinzelneAnmeldungbetreffend,vorauf-

geht, vielmehrdie Prüfung derQualification ohne mittlere Verhandlung

den Provisoren ein für allemal aufgegebenund zur Pflicht gemachtist.

Zwölf!»Kapitel.

Aufnahmefähigkeit.

§. 1. Einleitung. Zusammenhangder Aufnahmefähigkeitmit dem
Beschlußrechtüber die Aufnahme.

Aus Demjenigen,was iin elftenKapitel über das Beschlußrechthin-

sichtlichder Aufnahmeneuer Conventualinnengesagt ist, ergiebt sich,wie

nahe die „Aufnahmefähigkeit"mit jenem zusammenhängt, auch ist dort
bereits auseinandergesetzt,wie durch die Umwandlung der Klöster in
öffentliche,gemeinnützigeInstitute und mehr noch durch die saetischeVer-
waltung der Landstände,durch die von diesenaufgestelltenVerwaltungs-
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normen und durchdas Herkommen,der Begriff der „Aufnahmefähigkeit"
so modificirtist, daß er — mehr oder minder — in den der „Berechti-
gung zur Einschreibung"übergegangenist. Erwägt man diese Gestal-
tung der Sache genauer, so kann man nicht umhin, zwei verschiedene
Arten derjenigenQualificationenzu unterscheiden,auf welchesichdie hier
zu betrachtendeAufnahmefähigkeit(resp. Berechtigung,die Ausnahme zu

verlangen)gründet, nämlich
I. diejenigenQualificationen,welcheauf der ursprünglichen,eigenen

Natur der Klösterberuhen, oder auch aus der ihnen durchdie Reversa-
len gegebenenBestimmunghervorgehen,— die kloster statutenmäßi¬
gen und die reverfalmäßigen Qualificationen-,und andrerseits

II. solche Qualificationen, welche lediglich von der positiven Belie¬

bimg und Beschießung der Landstände herrühren oder auch auf einem
durchderen Verwaltung begründetenHerkommenberuhen. Beide Kate-
gorien von Beschränkungender Aufnahmefähigkeithaben ein wesentlich
verschiedenesFundament und unterliegendeshalb auch einer wesentlich
verschiedenenBeurtheilung. Denn es ergiebt sichsofort, daß die ersteren
Qualificationen(sub I.) ihrer Natur nach von den Landständennicht
willkürlichaufgehobenoder verändert und resp. vermehrtwerden können,
ja selbsteinem Dispensationsrechtederselbenfür einzelneFälle nicht un-
terliegen,währendHingegegendie Qualificationender zweitenArt eigent-
lich nur den Werth von Instructionen haben, nach welchendie Proviso-
ren als Vertreter der Landständeein für allemal angewiesensind, die
Aufnahmein den concretenFällen entwederzu versagenoder zu gewäh-
ren. DieseInstructionen hängen natürlichvon dem Beliebender Land-
stände ab, sie können daher auch willkürlichgegebenund wiederaufge-
hoben werden, sie könnenabgeändertund modificirtund es kann davon
in einzelnenFällen durchDispensationabgegangen werden. Die Qua-
lificationender erstenArt bilden gewissermaßeneinen Theil der Kloster-
ordnung selbst, ihre Veränderung würde mithin auch eine Abänderung
der Klosterordnunginvolviren,und da einesolchedenLandständenallein
nicht erlaubt ist (s. Kap. IV. §. 6 und Kap. V. §. 1 und 3), so folgt
von selbst,daß letzterean jenen klosterstatutenmäßigenund reversalmäßi-
gen Bedingungender Aufnahmefähigkeitohne landesherrliche Ge-
nehmigung (wie sichauchausdrücklichhier und da von den Landstän-
denanerkannt findet, so z. B. Beil. Nr. IS Litt. F. und Nr. 18 Litt. A.
u. a. in.) nichts verändern könnenund dürfen. Die Qualificationender
zweitenArt hingegen sind eigentlichrichtigerWeife gar nicht als Be-
schränkungender Fähigkeitanzusehen,— denn als solcheaufgefaßt,wür-
den sie ja schonan und für sichden einseitignicht zu veränderndenRe-
versalenund der Klosterorduungentgegensein —, sondern lediglichals
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factisch durch die landständischeVerwaltung eingeführte Begrenzungen

des Kreises der aufzunehmendenPersonen. Deshalb würden sie denn

auch genau genommengar nicht hierher gehören, sondern vielmehr nur

in eine Darstellung der landständischen Verwaltung, wie sichdie-

selbe historischgestaltethat. Sie sollenaber dessenungeachtethier mit in

Betracht gezogenwerden, weil die Landständeden Kreis derjenigen Per-

sonen, welchesie vermögeihres Beschließungsrechtesein für allemal als

ausschließlichaufnehmbar, ja sogar als zur Aufnahme berechtigt be-

zeichnethaben, immer auch als die ausschließlichAufnahmefähigen an-

gesellenhaben. DieseVorbemerkungwird genügen,den hierin liegenden
Jrrthum ein für allemal abzuthun und den richtigenGesichtspunktfür
jene zweiteArt der Qualificatioueufestzustellen.

Inwiefern die Landstände nun selbst in Bezug auf die Qualiftca-
tionen der ersteren Art nicht bloß Dispensationen in einzelnenFällen
ertheilt haben, sondern sichsogar eine Abweichungder Regel nach von
einer derselben (der inländischenGeburt) eingeschlichenhat, wird später
zu erwähnen und dort auch die rechtlicheGültigkeit dieser Abweichung
zu prüfen sein (§. 3), — hier erfordern nur die Qualificatiouender zwei-
ten Art noch einige weitere vorläufige Bemerkungen.

Es ist gesagt, daß die willkürlicheFeststellung dieserQualificatio-
nen den Landständenallerdings nicht abgesprochenwerden könne. Ties
bedarf noch einer Erläuterung. Freilich läßt sichnämlichder Grundsatz
aufstellen, daß auf den Mitgenuß öffentlicher,gemeinnützigerAnstalten
jeder Unterthan ein politisches Recht habe, daß hierin kein Landes-
einwohner, der die gemeinschaftlichenLasten mit zu tragen hat, gegen
Andere zurückgesetztwerden dürfe, daß endlich bei der Abtretung der
Klösteran die Landstände die Absichtnicht dahin gegangen, mindestens
nicht ausgedrücktist, als wenn nunmehr bloß die ritterschaftlichenFami-
lien und die Familien der städtischenVertreter den Alleingenußder Klö-
ster haben und alle übrigen Unterthanen davon ausgeschlossensein soll¬
ten, — aber, da einmal das Beschlußrechtüber die Aufnahme in jedem
einzelnenFalle unzweifelhaft den Laudständen als solchenzugestanden
und eingeräumt ist, und da die Zahl der Aufzunehmendendochnur eine
beschränktesein kann, so ist auch eine rechtswidrigeVerletzungnoch nicht
gleichzu behaupten, sowie dem Einzelnen die Aufnahme einer Tochter
versagt wird, und gar eine gerichtlicheKlage auf Einräumung einer
Klosterstelleoder auf Einschreibungvöllig unstatthaft, weil diefevon dem
Beliebender Landständeabhängt. Nur eine consequente,prineipmäßige
BevorzugungeinzelnerFamilien dürfte einer andern Beurtheilung unter-
liegen. Denn sieinvolvirt offenbar einenMißbrauch jenes Beschlußrech-
tes, eine Ausbeutungdes politischenRechtesder Landstandschaftzu pri-
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vativen, peeuniären Vortheilen, und auf die Abstellung solchen Miß-
branches zu dringen, ist allerdings ein Recht vorhanden. Aber dann
fragt es sich freilich wieder, wer auf diese Abstellung zu dringen befugt

sei. Die Verletzten, die Beeinträchtigten selbst sind zum größten Theile
politisch gar nicht vertreten, es existirt keine gerichtliche Eompetenz

zur Beurtheilung und Avhelfung solcher Miichräuche, es bleibt mithin
nur der Landesherr übrig, welcher dagegen einschreiten darf. Wenn aber
dieser den Mißbrauch duldet, wenn er ihn stillschweigend genehmigt oder
gar ausdrücklich billigt, dann sehlt es freilich nach der Landesverfassung
den Verletzten und Zurückgesetzten an jeder Möglichkeit, ihr Recht zur
Geltung zu bringen, dann entsteht sogar der Fall, daß durch Observanz
und ausdrückliche landesherrliche Billigung die factische Ausschließung

zu einer rechtlichen, legalen werden kann, und man muß alsdann die
Sache so betrachten, als wenn dasjenige hinterher, allmälig geschehen

sei, was ursprünglich nicht geschah, nämlich die Ueberweisung der Klö-
ster an die Landstände zu deren privativem Nutzen, oder die Ver-
Wandlung der Klöster aus öffentlichen, gemeinnützigen Instituten in pri-
vative Versorgnngsanstalten für einzelne (landständische) Familien.'

Es ist ferner oben gesagt, daß die in Rede stehenden Qualisicatio-

nen der zweiten Art ihrer Natur nach von den Landständen beliebig

verändert und ganz wieder aufgehoben werden können, und daß

davon in einzelnen Fällen durch Dispensation eine Ausnahme gemacht

werden könne. Die Richtigkeit dieser Behmiphmg und durch den davon

zu machenden Rückschluß wiederum auch die Nichtigkeit der obigen Cha-

racterisirung dieser Qualificationen selbst (im Gegensatze zu denen der

ersten Art) erhellt ans vielen Beispielen. Der Fälle, wo die Normen,

ans denen diese Qualificationen beruhen, verändert oder ganz wieder auf-

gehoben sind, ließen sich eine große Menge auszählen, da aber alle diese

Statuten, Verträge und Landtagsschlüsse später zu erwähnen sein wer-

den, so bedarf es hier nur einer Hinweisung auf dieselben (s. die Bei-
lagen Nr. 18 und II). Dahingegen mögen hier von dem Gebrauche des

iu der Regel für eine in die Klöster verwendete, erklecklicheSumme in
Ausübung gesetzten Dispensationsrechtes in einzelnen Fällen die nächste-
henden Bestätigungen und Beispiele erwähnt werden, nämlich:

Die Einschreibung der Töchter des Hauptmanns von Moltke auf

Samow im Jahre 1781, wobei an dem Ahnenbeweise ein Theil für

500 Thlr Gold erlassen wurde, s. Wolfs Repert. S. 288.
Die Einschreibung der Dochter des Geh. Raths von Kruse zu Wis-

mar im Jahre 1781 gegen Erlegung von 1000 Thlr. N. 2/s, f. Wolsf

Repert. S. 302.
Die EinschreibungderTochterdes Oberstlieutenantsvon Walsleben
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auf Woltow im Jahre 1786 aus Hochachtung gegen die von Mevius'-

sche Familie, s. Wolff Repert. Erste Forts. S. 132 f.
Die Einschreibung der Tochter des Freiherrn von Meerheimb auf

Reinstorf im Jahre 1793 gegen Erlegung von 500 Thlr. Gold, s. Wolff

Repert. Erste Forts. S. 139 und Zweite Forts. S. 113.

In allen diesen Fällen bezog sich die Dispensation auf einen Man-

gel oder Erlaß an dem durch frühere Statuten erforderten Ahnenbeweise.

Wie aber schon 17^7 die Herren von Meerheimb trotz der Ansicht von

der Unznlässigkeit solcher Neception, extra ordinem und citra conse-

quentiam, auch zur Anteilnahme an den Klöstern recipirt wurden, und

wie es ferner schon im Jahre 1733 heißt, daß ausländische Familien

auch zu den Stiftern und Klöstern „nach Wohlgefallen des Landes" zu

recipiren und zu admittiren sind (Beil. Nr. 21 Litt. E.), so heißt es

auch in den Rationen der Altdorser Urtel von 1787 (in der von Langer-

mann'schen Proceßsache, — s. Extrasendschreiben S. 95 ff.), daß es

keinem Zweifel unterworfen sei, daß es dem eingebornen Adel (welcher

hier als über die Aufnahme ausschließlich beschlußberechtigt angesehen

wird) frei gestanden habe, von ein oder anderer nicht recipirtm Familie

die Tochter in ein Kloster außerordentlich aufzunehmen.
Am allerdeutlichsten zeigt sich der oben bemerkte Unterschied zwischen

den beiden Arten der Qualificationen bei den städtischen Stellen. Hier ge-
fchieht nach Inhalt des Vergleichs von 1789 (Beil. Nr. 18 Litt. M.)
die Prüfung der Qualificationen der ersten Art auf dem städtischen Eon-

vente Seitens aller versammelten städtischen Vertreter, — und nur die

Prüfung der Qualification der zweiten Art (welche eben ausschließlich

durch das vorderstädtische Attest in vorgeschriebener Form hergestellt wird)
ist dagegen den Klosterprovisoren überlassen.

§. 2. Factische Verwaltung Seitens der Landstände.

Es ist wohl ohne Weiteres klar, daß, wenn der Zugang zu den
Klöstern, wie vor Alters, so auch später ohne Unterschied allen inlän-
dischen Jungfrauen offen geblieben, der Nutzen der Klöster als Versor-
gungsanstalten mithin auch ein wirklich allgemeiner geblieben wäre,
eben dieser Nutzen durch die Zersplitterung sich für die Gesammtheit aller
Landesangehörigen viel weniger bemerklich machen würde, als er jetzt in
die Augen fällt, wo in der That nur ein Kreis gewisser Familien aus-
schließlich den Genuß dieser Landesanstalten hat. Die Landesklöster auch
in dieser Beschränkung der Theilnahme am Gemisse noch für Institute
zu halten, die indirect dem ganzen Lande zum wahren Wohle gereichen,
dies wird wohl nur bei denen der Fall sein, die eben factifch im aus-
schließlichen Genüsse sind, es ist sonst nicht abzusehen, welchen großen
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Nutzen das ganze Land davon habe, daß die alten und neuen Adels-
samilien auf solche Art eine bequeme Gelegenheit zur Versorgung ihrer
unverheirateten Töchter haben. Und sieht man auf den großen todter
Hand verfallenen Grundbesitz der Klöster, so fällt es sogleich in die Au-
gen, daß der jetzige Versorgungszweck unter allen Umständen — nach
heutigen staatsöconomischen Principien — richtiger und besser aus anderen
Wegen zu erz-elen sein würde, als durch diese den alten katholischen Klö-
stern entsprossenen Anstalten, die zwar der äußeren Form nach noch ei-
nige Aehnlichkeit mit jenen Klöstern haben, im Uebrigen aber durchaus
auf einer Linie mit denjenigen Versorgungsinstituten stehen, welche der
Staatscalender des Großherzogthums Mecklenburg-Schwerin nach den
Klöstern unter der Ueberschrifk: „Milde Stiftungen und Wohlthätigkeits-
anstalten" benennt, insbesondere mit dem im Jahre 1792 von den S t äd-
ten gestifteten Institute zur Erziehung und Unterhaltung nnverheiratheter
Töchter, und mit der im Jahre 1793 gegründeten Stiftung zur Erziehung
unbemittelter Töchter landesherrlicher Bedienten.

Woher und wozu entstanden diese letztgedachten Institute, da doch
das ganze Land in den Klöstern reiche Anstalten besaß, deren Vermögen
ausdrücklich der Versorgung bedürftiger inländischer Jungfrauen gewidmet

war? Die Antwort auf diese Frage ergiebt sich sogleich, wenn man den
Gang betrachtet, welchen die Verwendung der Klöster unter der Verwal-

tung der Landstände genommen hat, und man darf Wohl hinzufügen,

daß, wenn die Verwaltung nicht eben diesen Gang genommen hätte,
die Klöster längst (im Jahre Z808) von dem Landesherrn säcularisirt

sein würden. Wären die Klöster damals noch Versorgungsanstalten für
das ganze Land gewesen, an'denen allen Unterthanen die Theil-

nähme zugänglich gewesen wäre, so würden die Landstände selber wohl

kaum der Aufhebung dieser Anstalten widersprochen haben und es würden

an deren Stelle andere Institute getreten sein, ähnlich den oben genannten

von 1792 und 1793, — ja, es würde wohl gar noch jetzt eine solche Aufhe-

bung oder Umwandlung nicht zu den unwahrscheinlichen Dingen gehören.
Gerade die Verwaltung im privativen Interesse einer geschlossenen

Zahl von Adelsfamilien, und die hierdurch nothwendig eingetretene
erhebliche Verstärkung dieses Interesses sind es gewesen, wodurch der

Eifer für die Erhaltung und Vermehrung des Wohlstandes der Klöster

so sehr rege erhalten worden ist, und wodurch dieselben vor der gänzlichen

Aufhebung oder Umwandlung durch alle Zeitläufte hindurch gerettet

worden sind.
Daß von Anfang an, d. h. gleich nach der geschehenenUeberweisung,

die Landstände bei der Besetzung der Klosterstellen vornehmlich oder aus-

schließlich ihre eigenen Familien (ihre „Freundinnen") bedachten, ist so
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natürlich, daß man sich darüber im Mindesten nicht wundern kann; daraus

folgte aber bei dem numerischen und politischen Uebergewichte der Ritter-

schaft ganz von selbst, daß die Städte mit ihren Angehörigen gleich von

vorneherein sactisch gänzlich von dem Mitgenusse ausgeschlossen wurden.

Die Klagen der Städte hierüber verhallten mehr als ein Jahrhundert

hindurch fruchtlos, bis endlich durch Verträge zwischen beiden Ständen

die Größe des gegenseitigen Antheils fixirt und damit die ganz unver-

hältnißmäßig geringe Abfindung der Städte legalisirt wurde. So war

und blieb mithin 5er Genuß der Klöster gleich von vorneherein und so

auch in der Folge bis in die Gegenwart hinein factisch beinahe ganz auf
die ritterschaftlichen Familien beschränkt. Nun kamen gegen das
Ende des XVII. Jahrhunderts viele ausländische Familien in das Land.
Damit der Kreis der Theilnehinenden sich hiedurch nicht allzusehr erwei-
tere, damit die Ausländer den bisherigen inländischen Familien den aus
den Klöstern zu ziehenden Nutzen nicht schmälern möchten, erfolgte jetzt
eine weitere Beschränkung aus die „alten inländischen Familien", und
endlich, als nun auch mehr und mehr Bürgerliche zu dem Besitze von
Rittergütern gelangten, wurden auch diese wegen ihres Geburtsstandes
ausgeschlossen. So kam es, daß durch Beschlüsse und Observanzen der
Kreis derjenigen, welche noch zugelassen wurden, immer mehr verengt
wurde, und nicht zn verwundern ist es, wenn in Folge einer solchen
Verwaltung die Bevorzugten den factisch observirten und geltend ge¬
machten Vorzug endlich auch als ausschließliches Anrecht darzustellen
sich bemühten. Dies ist in der Kürze der Gang, welchen die Verwaltung
der Klöster in den Händen der Landstände nahm. Es ist natürlich hier
nicht der Ort, das Vorstehende schon im Einzelnen zu verfolgen, aber es
ist von Wichtigkeit, hervorzuheben, daß dieser ganze geschilderte Hergang
eben nichts weiter darstellt, als: die factische Verwaltung der
Landstände, und nur deshalb ist er hier in der Kürze erwähnt worden.
Nicht die wirkliche Fähigkeit, zur Aufnahme zu gelangen, konnte durch
alle hieher gehörigen Beschlüsse dem Rechte nach beschränkt werden,
sondern lediglich die factische, allerdings von dem landständischen Be-
lieben abhängige, Theilnahme am Genüsse der Klöster, aber dadurch, daß
dieses wirklich Jahrhunderte lang geschah, -sind die Rechte an den Klöstern
begreiflicher Weife bei weitem noch nicht in Privatrechte, in Familien-
eigenthnm u. dgl. m. umgewandelt worden. Daß dieses nicht ge-
schehenkonnte, verhindert schon der bekannte Satz: Nemo sibi ipse cau¬
sam possessionis miliare potest. Wer als Verwalter besitzt vermöge
politischen Rechts, kann nicht beliebig anfangen wollen, als Eigen-
thümer nach Privatrecht zu besitzen, um so vielleicht gar ein solches
Eigenthum zu usucapiren. Zur Ersitzung gehört eben justus titulus
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und bona fides! Je mehr die Klöster einerseitsein Gegenstanddes
Strebens, andrerseitsaber auchder Gegenstanddss Genussesfür einen
engeren Kreisvon Berechtigtenwurden, destomehrwar der Anlaß ge-
geben,dieKlösterdurchallerleiZuwendungenzu bereichernund zu solchen
Zuwendungenund Beisteuernvor Allendiejenigenzu veranlassen,die —
factischausgeschlossen— dennochan dem Genüsseder KlösterTheil zu
nehmen, in den engern Kreis der Berechtigteneinzutretenwünschten.
Zur Bereicherungder schonvon der katholischenZeit her wohlbemittelten
(nurdurchKriegsdraugsalezeitweilig, wiesichvonselbstversteht,eben-
sowohl, wie alle sonstigenLandeigenthümer,bedrückten)Klösterhaben
die Landständezu allen Zeiten ihr Verwaltungsrechtsehr wohl-zu be-
nutzenverstanden. So hat z. B. schonder Beschlußvom Jahre 1694
(Beil. Nr. 19 Litt. D.) uach Franck's A. u. N. M. XVI. S. 35 sehr
viel zur Aufnahmeder Klösterbeigetragen,auch habendie Landstände
späterhinfastjedenachgesuchteDispensationzu einemGeldgewinnfür die
Klöster(insgesainmt,oder für einesderselben,welchesdessengeradeam
meistenbedürftig)benutztundselbstKlosterstellenaußer derOrdnungver-
kauft, um daraus Geldunterstützungenzu erlangen(S. Wolff Repert.
S. 308,310,311),wennsolchegeradeerwünschtwaren. Aberals einebe-
sonderswichtigeEinnahmequellemüssendieReceptionsgelder genannt
werden,welche— nachdemdas Receptionswesenin Gang gebrachtwar —
diejenigenzuzahlenhatten,welchesichin deneingeborenenAdelaufnehmen
ließen.DieseGelderwurdenzwarnichtunmittelbarfür dieAufnahmein die
Klösterselbstgezahlt(wiedas Einkaufsgeld),sondernvielmehrfür dieEr-
langungdersämmtlichen demeingeborenenAdelbeigelegtenVorrechte,—
aberda hieruntervornehmlichauchdieAnwartschaftaus denKlostergenuß
begriffenwurde und dies recht eigentlichdie pecuniäreSeite von der
Sachewar, so sindjeneGelderregelmäßigin dieKlösterverwendet,den
Klösternselbstüberwiesenworden. Die hieraus erzielteBereicherungist
nicht gering anzuschlagen,sie ist aber ihremUrsprüngenach eineZu-
Wendung,welchedie Klösterebensowohl,wie alle übrigenEinnahmen,
der landständischen Verwaltung verdanken. Landtagsschlüsse
verschafftenden KlösterndieseBereicherungen,und wenn sie dieselben,
näher betrachtet,auchnur vonSeiten derRitterschaft (nichtdurchdie
Städte) erhielten,so war es dochzweifelsohneimmer die Ritterschaft
als solche, d. h. als der vorzugsweise bei den Klöstern bethei-
ligte Theil des landständischen Corpus, welcherdenKlösterndiese
Geschenkemachte. Nur das Motiv für dieseGeschenkelag in der Voraus-
setzung,daß derengereKreis der sog. eingeborenenund recipirtenAdels-
familien
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1) als berechtigt angesehenwurde,dieEinschreibungseinerTöchter
unter den statutarischfestgestelltenBedingungenzu verlangen und

2) die so für berechtigt erklärten Personen auch als ausschließlich

aufnahmefähig betrachtet wurden.
Nach diesen höchstnotwendigen Vorbemerkungensollen jetzt die

einzelnenQualificationennäher betrachtetwerden,welchedie Ausnahme-
sähigkeitin dieKlösterin der einenund anderenBedeutungdes Wortes
begründen.

§. 3. I. Die klosterstatutenmäßigen und reversalmäßigen Quali¬
ficationen.

Die Qualificationen, welche aus der Natur der Jungfrauenklöster

an und für sich als Erfordernisse der Aufnahmefähigkeit folgten, waren
nur die nachstehenden (s. Kap. I. §. 5.):

1) das gesetzlicheAlter (aetas intelligibilis);

2) der Stand der Jungfräulichkeit;und ,
3) die christliche Religion.
Daß illegitime Geburt von der Ausnahme ausschloß, davon findet

sich ebensowenig eine Spur, als von sonstigen Ausschließungsgründen.
Nur den elterlichen Confens darf man wohl bei Aufzunehmenden,

die noch unter väterlicher Gewalt stehen, als selbstverständliches Erforder-

niß hinzufügen. Die Einschreibungen erfolgen jetzt meistens bald nach
der Geburt der Töchter, daß aber bei der wirklichen Aufnahme in's
Kloster die aetas intelligibilis (wenn dies Erforderniß überall noch als
solches existirt) vorhanden sei, dasür ist schon durch die große Zahl der
Exspeetanzen und durch den Umstand gesorgt, daß die wirkliche Aufnahme
nur nach der Zeitfolge der geschehenen Einschreibung geschieht. Wenn

im Kloster Rühn auch betagte Wittwen ausgenommen wurden (s. Beil.
Nr. 12), so ist doch für die vier noch vorhandenen Klöster die ausschließ-
liche Aufnahme von Jungfrauen stets von Bestand geblieben (ob man
hieraus die revidirte Klosterordnung von 1610 sub 24, daß Knaben und
Weiber in den Klöstern nicht geduldet werden sollen, beziehen kann, ist

zweifelhaft). Daß unter christlicher Religion endlich nach geschehener
Reformation nur die evangelisch-lutherische zu verstehen ist, leidet
nach der Klosterordnung von 1572 und anderen Statuten wohl keinen
Zweifel,sosehrim Uebrigenauchdie gescheheneAbstreifungdes geistlichen
Eharacters der Klöster diese Beschränkung hinsichtlich des Glaubensbekennt-
nisses als bloßes historisches Ueberbleibsel erscheinen läßt. Vom Jahre
1762 findet sich in der That ein Beschluß vor, wonach ein katholisches
Fräulein nichtzur Hebunggelangenkann, auchnichteinmal zur halben
Hebung, mit welcher doch ein Aufenthalt im Kloster selbst gar nicht ver-
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bunden ist (f. Wolfs Repert. S. 308). Ob auch eine Convmtualin
reformirter Religion als unzulässig zu betrachten, mag dahin gestellt
bleiben.

Zu den obigen Qualificationen kam nun durch die Reversalen von
1572 (resp. den Rostocker Erbvertrag von 1584) nur noch eine hinzu,
daß nämlich:

4) die Jungfrauen inländische sein müssen, keineswegs aber auch:
daß sie der Familie eines Mitgliedes der Ritterschaft oder der Landschaft
angehören müssen.

Daß jenes Erforderniß wirklich erst durch die Reversalen Hinzuge-
kommen ist und, wie es mit dem Geiste der Reformation zusammenhing,
darüber vgl. oben Kap. I. §. 5. und Kap. II. §. 2, im Uebrigen ist es
wohl kaum zweifelhaft, daß es hiebei nicht fowohl auf den zufälligen
Act der Geburt, noch auch auf die Landesangehörigkeit des Vaters zur
Zeit der Geburt ankommt, als vielmehr lediglich darauf, daß die Auf-
zunehmende zur Zeit der Aufnahme eine Inländerin sein muß,
d. h. dem Mecklenburgischen Unterthanenverband angehörig.

Wenn aber dies auch als der natürliche und wahre Sinn der Rever-
salen angesehen werden muß, so zeigen sich doch gerade bei diesem Punkte

* schon starke Abweichungen der Praxis, wie sie sich durch die landständische
Verwaltung gestaltet hat.

Zunächst muß hier nämlich erwähnt werden, daß, weil zur Zeit der
Ueberweisüng der Klöster an die Landstände ein Großherzogthum Mecklen-
burg-Schwerin noch nicht existirte, und die Landstände überhaupt nur
(wie noch jetzt) in den beiden Herzogthümern Mecklenburg-Schwerin und
Mecklenburg-Güstrow oder in den drei Landeskreisen Mecklenburg, Wenden
und Stargard vorhanden waren, weil serner die Bisthümer (nachherige

Fürstenthümer) Schwerin und Ratzeburg noch nicht zum Lande gehörten,
damals auch nur die Insassen der gedachten beiden Herzogthümer oder
der gedachten drei Kreise wirkliche Inländer waren. (Wismar gehörte
aber damals zum Lande Mecklenburg). Dieser damalige Zustand des
Landes ist bis auf die Gegenwart festgehalten und als maßgebend be-
trachtet worden (nur daß noch Wismar 1648 ausgeschieden ist) — natür-
lich, weil die Klöster vermöge der den Landständen abgetretenen Verwal-
tung auch nur als Institute derjenigen Landestheile fortwährend ange-
sehen wurden, welche überhaupt in der landständischen Verfassung stehen.
Beispiele dieser Auffassung in Betreff des Fürstenthums Schwerin finden
sich in der Beilage Nr. 18 Litt. D. und L. sowohl hinsichtlich der ritter-
schastlichen als der städtischen Stellen, — und, da die Landesherrschaft
nicht widersprochen hat, auch die Schuldenlast im Jahre 1572 von den
Bisthümern nicht mit übernommen worden ist, so wird sich gegen den
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rechtlichen Bestand jener Auffassung kaum etwas erinnern lassen. Es

fragt sich also bloß noch, inwiefern darin später eine Aenderung einge-

treten ist. Wismar ist seit seiner Abtretung an Schweden stets ausge-

schlössen geblieben und ebenso das Fürstenthum Ratzeburg, in Betracht

kommt hier folglich nur das Fürstenthum Schwerin, und da dürfen dann

freilich hier nicht unerwähnt bleiben einerseits die Jncorporation der

Ritterschaft des Fürstenthums in die Ritterschaft der Herzogtümer

(f. Mantzel Staatscanzlei Bd. I. S. 65 ff.), andrerseits die Jncorpora-

tion der Stiftsstädte in die Landschaft der Herzogtümer (30. Octbr. 1851).
Nach den hiedurch bewirkten Aenderungen kann man demnach im Resul¬

tate sagen, daß von den wirklichen Mecklenburgern vermöge ihres ört-

lichen Domicils von den Klöstern ausgeschlossen sind: die Angehörigen

der Stadt Wismar, die des Fürstenthums Ratzeburg und die Domanial-
Hintersassen des Fürstenthums Schwerin. Alle diese Mecklenburger sind

demnach in Betreff der Theilnahme am Genüsse der drei Landeskldster

nicht als Inländer zu betrachten.
Nach dieser genaueren geographischen Bestimmung des Wortes „in-

ländisch" ist hier nun weiter zu zeigen, wie die Landstände dasselbe ver-

standen haben. Die vier in der Beilage Nr. 18 Litt. A. B. C. D. vor¬
kommenden Fälle aus den Jahren 1664, 1702, 1705 und 1711 zeigen

in diesem Betreff schon ein gewisses Schwanken. Wenn die Gemahlin
des Herzogs Gustav Adolph im Jahre 1664 zweifelhaft darüber war,
indessen doch schließlich dafür hielt, daß die Tochter ihres, obenein durch
acquirirte, liegende Gründe zum Jndigenat „capable gemachten" Hof-
Meisters von Lüttichau für eine inländische Jungfrau zu halten sei,
und dafür anführte, daß deren Mutter im Lande gezogen und geboren
fei, auch ihre Voreltern unstreitig einheimische gewesen, — so deutet der
hier geäußerte Zweifel wohl unstreitig daraufhin, daß mindestens die
Tochter nicht im Lande geboren war, daß auch der Vater zur Zeit der
Geburt noch nicht im herzoglichen Dienste gewesen und vielleicht über-
Haupt noch nicht als Mecklenburger zu betrachten war (die Hoscharge
allein begründete dieses Verhältuiß noch nicht unbedingt). Denn nur,
wenn dieses alles sich so verhielt, hatten die Zweifel einen hinlänglichen
Grund und konnte dann freilich auch die Herkunft der Mutter, der Er-
werb liegender Gründe an der Sache nichts ändern. Die von der Her-
zogin angegangenen Provisoren des Klosters Ribnitz fragten bei der
Landtagsverfammlung an und diese beschloß die Aufnahme theils aus
Connivenz gegen die hohe Fürbitterin, theils — und wohl mehr noch —

um durch deren Verwendung bei ihrem Gemahl, dem Herzog, die Strei-
tigkeiten über die Ribnitzischen Klostergüter (s. Beil. Nr. 14) einein bal-
digen gedeihlichen Ausgange entgegengeführt zu fehen. Dabei bezieht
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sich die Landtagsversammlung in ihrem Antwortschreiben Zwar auf die
von der Herzogin angeführten Motive, setzt aber doch wiederum hinzu,
daß die Aufnahme „ohne einige Consequenz" geschehen solle. — Will
man hienach den Fall beurtheilen, so ist darüber wegen der Unbestimmt-
heit der Prämissen eigentlich kaum etwas Gewisses zu sagen, aber es
scheint wenigstens so viel klar, daß die Landstände, (wenn auch nur,
um dadurch den Werth ihres Zugeständnisses zu erhöhen) die Ausnahme
als ordentlicher Weise unzulässig ansehen und nur clispensando,

aus besonderer Dienstwilligkeit, eine Ausnahme von der Regel statuiren
wollten. Als einseitige landständische Dispensation von einer reVersal-
mäßigen Qualification war ein solcher Beschluß nach dem §. 1 Bemerk¬
ten völlig unzulässig (wenn man nicht, wie hier wohl geschehen konnte,
die Einwilligung des Herzogs voraussetzen durste), die Aufnahme felbst
aber konnte nur deshalb für unzulässig angesehen werden, weil die
Tochter einem Ausländer im Auslände geboren worden war. Es
ist mithin wahrscheinlich, daß den Landständen damals als inländische
Jungfrau nur die im Jnlande geborene Tochter von einem Inlän¬
der galt.

Diese nämliche Präcisirung des Begriffes findet sich denn auch in
dem zweiten der oben angezogenen Fälle vom Jahre 1702 wieder.
Denn die Qualification wird hier darin gefetzt, daß die Aufzunehmende
im Jnlande geboren sei und zwar von einem zur Zeit dieser Geburt
bereits im Jnlande possessionirten Vater. Es scheint folglich den
Landständen nicht genügt zu haben, wenn eine im Auslande geborene
Jungfrau etwa später durch Einwanderung des Vaters erst zur
Inländerin geworden war.

Aus dem dritten Falle (1705) ist nicht klar zu entnehmen, welche
Legitimation damals verlangt worden ist, wohingegen in dem vierten

(1711) deutlich nur verlangt wird, daß der Vater im Jnlande geboren
und ansässig (wenn auch gerade nicht wohnhaft, denn Wohnort und
Domicil ist bekanntlich nicht identisch) sei, es mithin nicht darauf an-
kommt, an welchem Orte die Tochter geboren sei.

Es kann nicht zweifelhaft fein, daß diese letztere Ansicht die richti-

gere ist, und dennoch entfernt sich schon diese Auffassung von dem natür-
lichen Sinn der Reversalen. Denn daß der Vater schon im Lande ge-

boren sein müsse, ist in letzteren ebensowenig zu befinden, als daß er

mit einem Land gute ansässig sei.

Aber die Stände sind in der Modification des natürlichen Wortbe-
griffes mit der Zeit viel weiter gegangen, sie haben inländische Familien,
weil sie nicht von jeher im Lande gewesen, zu ausländischen gemacht,
und umgekehrt Ausländerinnen bloß wegen ihrer Abstammung und Ver-

Viereck,Rechtsverhältnisie.1.Bd. 12
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Wandtschaft als Inländerinnen behandelt. Dies ist die bereits im §. 1

vorläufig angedeutete — reversalwidrige und deshalb unzulässige — Ab¬

weichung von der Klosterordnung, und es braucht wohl kaum Hinzuge-

fügt zu werden, daß sie anfs innigste mit denjenigen Vorrechten zusam-

menhängt, welche sich seit dem Anfange des XVIII. Jahrhunderts die

eingeborenen Adelssamilien in Betreff der Klöster beigelegt haben. In-

sofern kann dieser Gegenstand in seinem ganzen Zusammenhange zwar

eigentlich erst weiter unten (§. 5 und Kap. XVII.) erörtert werden, in-

dessen soll doch hier die rechtliche Gültigkeit der bemerkten Abweichung,

abgesehen von dem Bestände der Vorrechte des eingeborenen Adels über-

Haupt in Betracht gezogen werden. Diese Trennung ist sehr wohl mög-

lich, weil — wenn auch der eingeborene Adel zur Aufnahmefähigkeit

gehören sollte — damit noch keineswegs ohne weiteres das reversal-

mäßige Ersorderniß der inländischen Geburt oder der Angehörigkeit zum

Mecklenburgischen Unterthanenverbande als unvereinbar anzusehen ist.

Diejenigen Mitglieder der Ritterschaft, welche zum eingeborenen

Adel gehören, und welche bis weit ins vorige Jahrhundert hinein so sehr

die Majorität der Ritterschaft bildeten, daß ihr Wille und Beschluß sast

als identisch mit dem der ganzen Ritterschaft betrachtet werden konnte,

— fingen feit etwa dem zweiten Viertel dieses Jahrhunderts (wie später

zu zeigen sein wird) an, die damals bereits als ausschließliche Be-

rechtigung aufgefaßte Aufnahmefähigkeit der Inländerinnen so aus-

zulegen und anzuwenden, als bedeute dieser Ausdruck lediglich die Töchter

aus den alten, schon zur Zeit der Ueberweisung oder früher im Lande

vorhanden und damals mit einem ritterschaftlichen Gute angesessen ge-

wesenen Adelsfamilien. Dies ist das Fundament der oben bemerkten

reversalwidrigen Zulassung von Ausländerinnen. Denn, so hieß es und

heißt es noch in allen zu Gunsten der Vorrechte des eingeborenen Adels

gefaßten Beschlüsse und geschriebenen Deductionen, dieses Beneficium

(des Antheils an den Klöstern) klebe von Alters her den „Familien"

an und komme den Mitgliedern der Ritterschaft keineswegs ratione ihrer

Güter zu (wie das Recht der Landstandschaft felbst). Wie völlig unrich-

tig, geschichtswidrig und im Widerspruche mit allen Verhandlungen, diese

Behauptung ist, soll an diesem Orte noch nicht gezeigt werden, denn es
interessirt hier nur die daraus weiter gezogene Folgerung, daß eben des-
halb auch Ausländerinnen als aufnahmefähig betrachtet werden müßten,
fofern sie nur jenen alten Geschlechtern entsprossen und dem Kreise der
bevorrechteten Familien angehörig seien. — Durch diese Folgerung
und deren Einführung in die factifche Verwaltung des Reeeptionswefens
wird die klare und gar nicht zweideutige Bestimmung der Reversalen
und der Klosterordnung so offensichtlich verletzt, daß die Frage nicht zu
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umgehen ist, inwiefern solche Theorie überall auf rechtliche Gültigkeit

Anspruch zu machen, inwiefern vielmehr die Abstellung derselben und

die Entfernung der Ausländerinnen aus den Klöstern theils von Seiten

der Landesherrschaft, theils auch von dem Gesammteorps der Landstände,

resp. von der Landschaft allein verlangt werden könne und müsse.

Die Antwort kann nicht anders ausfallen, als dahin, daß ohne
Einwilligung der Landesherrschaft und der Landschaft, als Mit-
paciscenten bei dem Assecuratiousrevers von 1572 und als Mitinteres-
senten an den Klöstern, für welche die gemeinschaftlich revidirte Kloster-
ordnnng von 1610 noch immer lex pragmatica ist (wie es in dem Me-
morial des Landraths von Jasmund vom Jahre 1692 heißt), — an
den Grund- und Fundamentalbestimmungen der gedachten Reverfalen
und der Klosterordnung einseitig von der Ritterschaft allein oder gar
nur von einem Theile derselben eine Aenderung nicht vorgenommen
werden darf. Darf dies als unzweifelhaft behauptet und darf Hinzuge-
fügt werden, daß eine ausdrückliche Genehmigung der fraglichen Aen-
derung weder Seitens der Landesherrschast, noch Seitens der Städte
irgendwie jemals erfolgt ist, — so kann die weitere Erörterung der Frage
sich nur mit der Untersuchung beschäftigen, ob etwa eine stillschwei-
gende Genehmigung von beiden Seiten her zu behaupten steht.

Was die Landesherrschaft betrifft, so hat diese sich freilich seit dem
landesgrundgesetzlichen Erbvergleiche von 175? so gut wie gar nicht um
die Klöster bekümmert und von einer Ausübung ihres Oberaufsichtsrechtes
über die gesammte Verwaltung außerordentlich wenig verspüren lassen,
aber gerade der hier in Rede stehende Punkt ist von ihr in neuerer Zeit

in der That zur Sprache gebracht worden. Freilich ist die Anregung
fast eine „schüchterne" zu nennen und sie klingt mehr wie eine unmaß-
gebliche Bitte oder ein unzielsetzlicherVorschlag, als wie eine Aeußerung
landesherrlichen Einsehens und berechtigter Oberhoheit. Man lese das be-
treffende Rescript von 1843 (Beilage Nr. 18 Litt. 0.). Es ist als ein
„Uebelstand" erkannt worden, daß die Revenuen aus den Landesklöstern
zu einem großen Theile sowohl in's Ausland versandt, als auch von
solchen Conventnalinnen bezogen werden können, welche „eigentlich" nicht
mehr Mecklenburgerinnen sind. Deshalb soll darauf Bedacht genommen
werden, „Einrichtungen zu treffen", wonach der Genuß der Klosterstellen
sundationsmäßig „mehr nur wirklich inländischen Jungfrauen" zu Theil
werden dürfe, etwa dahin u. f. w.

Die Landesregierung ist mithin weit ersernt, etwa kraft ihres Ober-

aufsichtsrechtes einschreiten zu wollen, sie dringt nicht auf Abstellung eines

Wider die Klosterordnung eingeschlichenen Mißbrauches, — sondern sie

macht nur auf einen „Uebelstand" aufmerksam, dessen Beseitigung sie für
12*
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nöthig erkennt, sie sucht den Engern Ausschuß zu Maßregeln zu veran-

lassen, wodurch jener Uebelstand beseitigt werde, und macht dazu ihrer¬

seits Vorschläge, über welche sie aber den Landständen die Entscheidung

überläßt, — ja die Vorschläge selbst sind so beschaffen, daß dadurch die

Reversalwidrigkeit nicht einmal völlig beseitigt, sondern nur einigermaßen

gemildert werden würde. Und das ist Alles, was von Seiten der Landes-

Herrschaft in dieser Sache geschehen ist! Offenbar ist dieselbe hier lange

nicht so weit gegangen, als sie hätte gehen dürfen, und doch sind die

zum eingeborenen Adel gehörigen Mitglieder der Ritterschaft, so viel be-

kannt, nicht einmal auf die sehr beschränkten, halben Maaßregeln ein-

gegangen, welche die Regierung den gesammten Ständen von Ritter-

und Landschaft in obigem Rescripte vorgeschlagen hat. Der ganze Er-

folg jener Anregung scheint vielmehr in demjenigen Vorschlage bestanden

zu haben, den einige eingeborne Adlige im folgenden Jahre dem Land-

tage machten (Beilage Nr. 18 Litt. P.), welcher aber wegen der Fassung,

welche diesem Beschlüsse gegen das Herkommen gegeben werden wollte,

im Jahre 1845 von der Landschaft als Stand abgelehnt wurde. Dieser

Antrag bezweckte weiter nichts, als einen? früheren Beschlüsse (der ein-

geboruen Ritterschaft allein) vom Jahre 1822 (Beilage Nr. 18 Litt. N.)

eine etwas weitere Ausdehnung zu geben. Von einer gänzlichen Aus-

schließung der Ausländerinnen im Sinne der Reverfalen ist dabei entfernt

nicht die Rede. So ist denn die betreffende Abweichung von den Re-

versalen und von der Klosterordnung Seitens der Landesherrschaft zwar

auf zarte Weife angeregt und als zu beseitigender „Uebelstand" bezeich-

net worden, aber sie ist dessen ungeachtet factifch bei Bestand geblieben.

Hiernach wird man sagen müssen, daß die Regierung zwar bis jetzt

keinen durchgreifenden Gebrauch von ihrem Oberaufsichtsrechte gemacht,

daß sie aber mindestens auch nicht ihre Einwilligung und Genehnngung

jener Abweichung zu erkennen gegeben hat. Wollte man diese letztere

behaupten, so würde man am Ende dahin kommen, das ganze Ober-

aufsichtsrecht des Landesherrn zu einem wesenlosen, unkräftigen, nichtigen

Dinge zu machen.
Ungefähr ebenso steht es um die stillschweigende Genehnngung der

Landschaft. Es ist nicht zu läugnen, daß dieselbe den fraglichen Miß-

brauch bisher ohne Widerspruch geduldet, daß sie denselben bisher nicht

einmal als solchen bezeichnet und in Anregung gebracht hat, aber es ist

nicht weniger zu läugnen, daß sie dessenungeachtet durchaus berechtigt

sein und bleiben müsse, auf völlige Abstellung desselben zu dringen. Ver-

säumt sie dieses, so giebt sie dadurch ihr Recht noch nicht auf, — aber

sie vernachlässigt auf unverantwortliche Weise ihre Pflicht, auch ihrer-
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seits die Grundgesetzedes Landes ausrecht zu erhalten und deren Be-
folgung zu überwachen.

Ob die einmal eingeschriebenen, exspectivirten oder auch schon zum
Genüsse einer Hebung gelangten Ausländerinnen hiedurch ein Recht auf
die Gelangung in's Kloster oder resp. auf die Fortdauer des ihnen zu
Theil gewordenen Genusses — ein jus quaesitum — erworben haben,
das ihnen nicht wieder zu nehmen ist, — diese zweite Frage ist insofern
verschiedenvon der allgemeinen zuerst behandelten, als hier Privatrechte
in Betracht kommen. Ein solches ist das Recht, die Einschreibung zu
verlangen, nicht (s. oben Kap. XI. §. 4), wie aber das Recht aus der
Einschreibung, Exspectivirung oder wirklichen Aufnahme zu beurtheilen

ist, darüber müssen die allgemeinen Rechtsregeln entscheiden, und wird

im Kapitel XIII. §. 4 zu erwähnen sein, nach welchen Principien die
Landstände selbst bisher dergleichen Fälle behandelt haben.

Soviel über das Ersorderniß der Eigenschaftals „Inländerin." Es
ist nunmehr noch der Satz näher zu beleuchten, daß, wie oben gesagt,
die Reversalen eine weitere Qualification,

daß die Auszunehmendennämlich Töchter von Mitgliedern der Land-
stände sein müßten,

nicht eingeführt haben. In den Verhandlungen, welche der Ueber-
Weisung voraufgingen, sowie in den Reversalen selbst und in den bei
der'Uebergäbe ausgewechselten Urkunden kommt nichts vor, woraus sich
eine solche Beschränkung ableiten ließe, vielmehr zeigt sich zwar bei den
Landständen verschiedentlichdie Neigung, der Sache gleich von vorne-
herein diese Richtung zu geben, aber auch ebenso unverkennbar, daß
landesherrlicherseits hierauf nicht eingegangen worden ist (s. oben Ka-
pitel III. §. 1 und 3, Kapitel IV. §. 2). Ebensowenig enthalten die
Klosterordnungen selbst diese Beschränkung, vielmehr heißt es in der von
1572 noch, daß die Klöster dienen sollen „dem ganzen Lande zum Nutzen
und Trost" (allerdings mit dem Zusätze: „sonderlich aber denen von
Adel" — aber hiemit konnten doch keinensalls nur die adlichen Land-
stände gemeint sein) und ebenso ist in den Seitens der Städte auf den
Mitgenuß der KlosterstellengerichtetenBitten und Forderungen zu An-
fange des XVII. Jahrhunderts immer nur von „der Städte Kindern",
„der Bürger Kindern" die Rede, nicht etwa blos von den Töchtern der
Bürgermeister und Magistratspersonen (vgl. z. B. anno 1606, Beilage
Nr. 20 Litt. C.). Wirst man einen Blick auf die Säcularifation der
Klöster überhaupt, so sind dieselben dem ganzen Lande, d. h. allen Unter-
thanen, zu gute gekommen, und sollten die daraus erworbenen Güter nach
fürstlicher Zusage zum Nutzen und Besten aller Unterthanen, nicht etwa
bloß der Landstände, verwendet werden (s. Beilagen Nr. 1 und 2). Und
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betrachtet man speciell die Reversalen von 1572, so haben einerseits

alle Unterthanen zu der Aufbringung der bewilligten Steuer bei-

tragen müssen, und es sind dagegen landesherrliche Bewilligungen erfolgt,

die wiederum auf den Nutzen aller Unterthanen abzweckten (s. z. B. den

Assecurationsrevers Art. III., V., VII.), schon daraus aber darf man

folgern, daß auch bei der Abtretung der Klöster (Art. IV.) der Nutzen

aller Unterthanen, nicht bloß der Landstände, bezwecktworden ist.

Der obigen Behauptung wird also schwerlich zu widersprechen sein,

— aber freilich ist es ebenso natürlich, als historischrichtig, daß das Be-

streben der Landstände gleich von Anfang darauf hinging, de facto

das politische Recht der Verwaltung und der Vergebung der Kloster-

stellen in der Art zu ihrem Privatnutzen auszubeuten, daß der Genuß

der Klöster vorzüglich oder ausschließlich den eigenen Familien der Land-

stände zufalle, — ein Verfahren, welches sich Seitens der Ritterschaft

auch in einer andern Richtung, in dem Mißbrauche der Kloster-Gast-

freiheit, auf eine sehr hervortretende Weise äußerte (j. z. B. Spalding's

L. T. Verhandlungen Bd I. S. 17" und ,-iltt). Wie sich nun dieses

Bestrebe» resp. bei den ritterschaftlichen und bei den städtischen Kloster-

stellen mittelst der faclifchen Verwaltung und der für dieselbe statutarisch

festgestelltenNormen gestalte» bat, davon wird im weiteren Verfolge der

Darstellung die Rede sein müsse», — jedenfalls sind die in dieser Be-

ziehung eingeführten Schranken nicht reversalniäßig, sondern der zweiten

Kategorie der Qualifikationen angehörig. Nur eine allgemeinere Be-

merkung mag deshalb hier noch ihre Stelle finden.
Es muß nämlich bemerkt werden, daß vormals die Landstände sich

ohne irgend eine nachweisliche eigennützigeAbsicht in der That als ziem-

lich gleichbedeutendmit dem ganzen Lande ansahen, und daß sie dazu

fast das Reckt hatten, weit sie wirklich die ausschließlich Freien (im alt-

germanischen Sinne), die ausschließlichpolitisch Berechtigten waren. Des-

halb werden denn auch ganz gewöhnlich die Ausdrücke „die Landstände"

und „das Land" in jener Zeit als vollkommen identisch gebraucht, und

noch jetzt heißt die Ständeversammlung der „Landtag", das ständische

Archiv „Landesarchiv", die ständische Kasse „Landkasten", der ständische
Kassenverwalter „Landeseinnehmer" (im Gegensatze zu den landesfürst-

lichen Rtntmeistern), der ständische Rechtsbeistand „^andsyndicus", die

unter landständischer Verwaltung stehenden Klöster heißen eben deshalb
„Lanvesklöster" u. s. w. Was also dem „Lande" zu gut kommen sollte,
das erfüllte diesen Zweck völlig, wenn es nur „gemeiner Landschaft" zu
gute kam (Klosterordnung von 1572 „Von den Jungfrauenklöstern") und
deshalb konnte die Landesherrschaft wohl sagen (Beilage Nr. 7 Litt. B.),
daß die KlosteröconomieordNungdazu dienen solle, daß die Klostergüter
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zum Gedeihen „der Klöster und Landschaft" angewendet würden, ohne

damit den Klöstern den Charakter von gemeinnützigen Landesanstalten

abzusprechen.— Dies waren die Verhältnisse des Landeszustandes, wie

er noch im XVI., ja selbst noch im XVIII. Jahrh. wesentlich beschaffen

war, es sind auch diejenigen, wie sie dem ureignen Wesen unserer land-

ständischenVerfassung allein entsprachen. Nur die Landstände sind in

Wahrheit politisch berechtigt, und sie vertreten nur sichselber, ihr eignes

Interesse, ohne irgendwie eine Repräsentation gesammter Landesunter-

thanen zu bilden (s. Posse Vom Staatseigenthum und vom landständischen

Repräsentationsrechte. Rostock 1794). Selbst da, wo anscheinend das

Gegentheil eintritt, bei der Vertretung der Beschwerden einzelner Unter-

thanen der Landesherrschaft gegenüber, ist doch der wahre Gesichtspunkt

kein anderer. Denn auch in solchenFällen ist es nur die in dem einzel-

nen Falle hervortretende Verletzung der ständischen Gerechtsame, die

Verletzung der den Landständen gemachten landesherrlichen Zusagen,

kurz die Aneignung der Privatbeschwerde wegen des damit verknüpften

landständischen Interesses, welche jene Vertretung veranlaßt und be-

gründet, — ja man darf wohl hinzufügen, daß auch in solchen Fällen

die Landstände stets nur dann energisch aufgetreten sind, wenn es sich

eben um ihre unmittelbaren Interessen handelte, sehr lau hingegen

oder gar nicht, wo ihre Rechte nur indirect bedroht oder mehr nur das

Recht eines Einzelnen gefährdet oder verletzt erschien.— Vergleicht man

diese Verfassung mit dem heutigen Zustande des Staates, so ergiebt sich,

daß zwar die Stellung der Unterthanen eine sehr verschiedenegeworden

ist, aber die Verfassung dieselbe geblieben. Waren es vormals die Lehn-

leute (die Ritterschaft) und die ständischenCommunen allein, welche dem

Landesherrn (soweit er nicht vermöge eigenen Grundbesitzes und eigener

Grundherrlichkeit zu gebieten hatte) sowohl mit ihrem Leibe als ihrem

Gute dienen mußten, ruhte nur auf ihren Gütern sowohl die Wehrpflicht,

als die Steuerpflicht, waren deshalb auch nur sie wo sie „mitthaten"

sollten, auch zum „Mitrathen" berechtigt nach der alten Parömie, — so

ist dies inzwischendurchaus anders geworden, die Wehrpflicht wie die

Steuerpflicht ist eine allgemeine, jeden Unterthanen als solchen (nicht

etwa bloß als Hintersassen der Ritter- und Landschaft) treffende geworden,

aber — mit der politischen Berechtigung ist es beim Alten geblieben.

Nun mußte freilich auch ein neues Princip für die Landstandschaft auf-

gefunden werden, denn wenn-die Landstände jetzt nicht bloß für sich, fon-

dern für alle Unterthanen sowohl Geld als Kriegsmannschaft, Steuern

und Aushebungen, bewilligen wollten, so war es freilich nothwendig zu

behaupten, daß die Landstände die Vertreter und Repräsentanten aller

Unterthanen seien. So entstand denn eine unauflösliche Collision. Wie
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haben die Landstände dieselben gehoben oder beseitigt? Man wird im

Allgemeinen nichts historischUnrichtiges behaupten, wenn man sagt: die

Landstände haben, wo es die Anserlegung von Pflichten und Lasten galt,

sich selber als Repräsentanten aller Unterthanen betrachtet und dargestellt,

-- sie haben aber, wo es den Genuß von Rechten und Vorzügen (also

auch z. B. die Theilnahme an den Klosterstellen) betraf, sich aus ihre

alte historischeBasis der Selbstvertretung und des eigenen Interesses zu-

rückbezogen,und anders als auf diese Weise war denn allerdings auch

die oben erwähnte Collision schlechtwegnicht aufzulösen. Mag Mancher

dieses Urtheil zu hart finden, — man prüfe unbefangen die Verfassungs-

gefchichteunseres Landes, und man wird schwerlichdie Unrichtigkeit der

Behauptung nachzuweisen vermögen. Als Belag für die Ansicht, daß die

Stände sich bisweilen auch für die Repräsentanten des ganzen Landes

erklärten (von der entgegengesetzten historisch richtigeren Ansicht ließen

sich freilich unendlich viele Beispiele anführen), stehe hier schließlichfol-

gende Stelle aus dem gedruckten Bericht über den Landtag vom Jahre

1798 (Seite 9):
„Herr Dr. Bolt erklärte, daß er zur Herbeiziehung der Eximirten

nicht stimmen könne, weil nur bei Necessariis das Gesetz sie zum Beitrag

verpflichte, nicht aber zn Volnutariis. Man erwiderte, daß die allgemeine

Roth und der Schutz des ganzen Landes es gerathen habe, daß ein all-

gemeiner Beitrag und also anch von den mitgeschütztenEximirten geschehe.
Diese würden im Gefühl der Wohlthat, die sie vor andern Ländern mit-
genössen, von selbst nicht zurückbleibenwollen, zumal da, wo durch die
gesetzlichenStände und Repräsentanten des ganzen Landes, die von

jeher die Rechte gesammter Einwohner vertreten hätten, ge-
meinsam ein Beschluß genommen wäre."

§. 4. II Die von der landständischen Beliebung abhängigen Qua-
lificationen. 1) AdlicherGeburtsstand.

Wir kommen nun auf die zweite Art der Qualificationen, welche
den Gegenstand dieses Kapitels bilden, d. h. auf diejenigen Vorausfetzun-
gen der Aufnahmefähigkeit, welche lediglich dem landständischen Beschluß-
rechte über die Aufnahmen ihre Entstehung verdanken und daher auch
der Aufhebung durch den Beschluß der Landstände unterworfen sind.
Hiebei wird zuvörderstwichtig, was im Kap. XI. §. 5 über die desfallsige
Stellung zwischender Ritterschaft einerseits' und der Landschaft anderer-
feits ausgeführt worden ist. Ist danach seit der Separirang besonderer
ritterschaftlicher und besonderer städtischer Stellen das Beschlußrecht über
die Aufnahme zu jenen und diesen schließlichresp. privative der Ritter¬
schaft und resp. privative der Landschaft zuerkannt worden, so folgt von
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selbst, daß auch die Fassung von Statuten (d. h. Instructionen für
die Provisoren) darüber, welche Personen ein für allemal zu den einen
und andern Stellen nur aufgenommen werden sollen, resp. lediglich
der Ritterschaft und lediglich der Landschaft zuzuerkennen ist, — und es
folgt daraus weiter, daß es in dieser Kategorie der Qualificationen eine
besondere für die ritterschaftlichen und eine davon verschiedene für die
städtischenStellen geben kann und vermuthlich geben muß.

Und so ist es denn auch. Die Ritterschaft hat für die Aufnahme-
fähigkeit allerdings eine Zeit lang die adlicheGeburt und was sichdaran
weiter geknüpft hat (Ahnenadel, eingeborner Adel) nicht bloß für die
privat ritterschaflichen

'Stellen
als Erforderniß hingestellt, sondern über-

Haupt als „Klosterfähigkeit" dargestellt, — aber diese Anmaßung hing
doch wesentlich mit der allgemeineren zusammen, wonach die Klöster über-
Haupt ausschließlich „den alten inländischenGeschlechtern"gehören sollten.
Diese Behauptung ließ sich aber freilich nicht vollständig durchsetzen,und
so ist es denn gekommen, daß demnächst jene Qualificationen bloß für
die privativ ritterschaftlichen Klosterstellennochfestgehalten werden
konnten und wirklich festgehalten worden sind. Es sind hier also die
Klosterstellender Ritterschaft von denen der Städte zu trennen.

Zu den ritterschaftlichen Stellen aber sind als hier zu betrach-
tende Qualificationen aufgestellt worden 1) adliche Geburt und resp. ein
Adel von gewissenAhnen; 2) die Angehörigkeit der Familie zu den alten
eingebornen oder zu den recipirten Adelsgeschlechtern. Von diesen ist
also hier zuvörderst das erstereRequisit in nähere Betrachtung zu ziehen.

Daß adlicher Geburtsstand weder ursprünglich ein Bedingniß der Auf-
nähme war, noch auch bei Gelegenheit der Ueberweisung an die Landstände
zu einem solchen gemachtwurde, daß vielmehr aus den die letztere betres-
senden Verhandlungen eher das gerade Gegentheil zu entnehmen ist, ist in
den erstenvier Kapiteln genügend dargelegt worden. Bei so Vielem, was
eine solcheAnnahme im höchstenGrade unwahrscheinlichmacht, sollte man
für die Richtigkeit derselben mindestens bestimmte Andeutungen, wenn
nicht klare Beweise verlangen. Aber hieran fehlt es bis jetzt gänzlich.
Zwar kommt nach Zachariä (Rechtsgutachten S. 97 f.) in der „deduc-
tivischen Vorstellung" der Bevollmächtigten der adlichen Gutsbesitzer vom
Jahre 1795 (Beil. Nr. 21 Litt. 0.) eine Erklärung vor, wonach es streng
erweislichsein soll, daß die Landesklöster, wenigstenszwei derselben, su n-
dations- und constitutionsmäßig „adliche Klöster" seien, — da
aber trotz aller dazu gebotenen Veranlassung ein solcherBeweis bis auf
die Gegenwart hinab niemals auch nnr versucht worden, keinensalls
gelungen ist (wenn man nämlich in den Schriften von Kamptz und
Laspeyres etwa Versuche der Art finden wollte), so muß es dem
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Forscher erlaubt sein, die Wahrheit jener Behauptung stark zn bezweifeln

und ein von Befangenheit ausgehendes Mißverständniß bei derselben

vorauszusetzen. Was sonst die Vertheidiger des adligen Geburtsstandes,

als Erforderniß der Aufnahme, für ihre Behauptung wirklich angeführt

haben, sind theils ewig wiederholte, vage und völlig unerwiesene Axiome,

theils bloße Bezugnahmen auf den historisch allerdings wahrscheinlichen

und auch sehr wohl erklärbaren, aber doch immer rein sactischen Um-

stand, daß die Klosterstellen vornehmlich mit adligen Conventualinnen in

jenen älteren Zeiten besetzt gefunden werden, und daß der Adel, eben

wegen seines vorwiegenden factischen Interesses, auch ganz vorzüglich be-

strebt war, die Klöster als Versorgungsanstalten für seine Töchter zu be-

nutzen, zu erhalten und zu bereicheru. Dies ist aber auch Alles, denn

alle weitergehenden Bestrebungen, die Klöster als Institute darzustellen,

die von Alters her nur für den Adel als Geburtsstand bestimmt, ihrer

eigenen Fundation und ihren Statuten nach nur ihm zugänglich gewesen

seien, müssen, genauer angesehen, als völlig verfehlt bezeichnet werden.

Im geraden Widerspruche mit dieser Behauptung findet sich noch im

Jahre I<i12 (also nicht sehr lange nach der Ueberweisung und erst zwei

Jahre nach der revidirten Klosterordnung) im Kloster Dobbertin selbst

eine bürgerliche Priorin, Namens Barbara Wartenberger (s. den

Fundationsbrief des Armenhauses bei Frank A. u. N. M. XII. p. 179).

Die Vertheidiger der Gegenansicht haben solchen angeführten Beispielen

gegenüber bisweilen behauptet, die fragliche Person sei allerdings adlich,

einem ausgestorbenen Geschlechte angehörig gewesen. Aber eben die

Schwäche dieser Art von Beweisführung (eben weil sie im Kloster gewe-

sen, muß sie adlig gewesen sein!) spricht nur noch mehr für die UnHalt-

barkeit der aufgestellten Thesis. Der adliche Geburtsstand jener „War-

tenbergerin" wird, da der Name eines solchen adlichen Geschlechtes sonst

ganz unbekannt ist, schwerlich nachzuweisen, dieselbe vielmehr mit beinahe

völliger Gewißheit als eine bürgerliche Conventualin zu betrachten sein.

In Franck's MecklenburgischerGeschichtschronik (A. u. N. M. VIII. p.

236 f.) kommt dieser Name nur noch einmal anno 1490 vor, aber dort

ist es ein Meister „Berend Wartenberg", der als Aufrührer in Rostock

anno 1491 hingerichtet wurde und wohl ganz sicher nicht von Adel war.

Wenn die behauptete Qualification wirklich von Alters her bestanden

hätte, so sollte man doch wohl, wenn nicht in den Reversalen (die von

adlichem Geburtsstand gänzlich schweigen) mindestens in den Klosterord-

nungen irgend eine Andeutung darüber erwarten. Aber was findet man

darin? Anstatt einer Bestätigung umgekehrt nur ziemlich unverkennbare

Andeutungen des Gegentheils. Zwar hebt die Klosterordnung von 1572

wiederholt den besonderen Nutzen der Klöster für den Adel hervor (wie
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er ja auch oben zugegeben worden ist), aber nirgends legt sie ihm aus-

schließlich die Aufnahmefähigkeit bei. Daß die Feldklöster größtentheils

von den Inhabern des platten Landes benutzt wurden (und da kam ja

in jener Zeit fast nur Adel in Betracht, weil Leibeigene sich natürlich

nicht zur Aufnahme melden konnten), die städtischen Klöster hingegen von

den Bürgerkindern aus den Städten, war wohl sehr natürlich, — aber

dennoch bestimmt der Rostocker Erbvertrag von 1584 das städtische

RostockscheKloster ausdrücklich für inländische Jungfrauen „von Adel

und Bürgerkinder", es wurde also nicht daran gedacht, jenen factifchen

Zustand als einen dem Rechte nach maßgebenden anzuerkennen. Waren

die städtischen Klöster dem Adel des platten Landes nicht verschlossen, so
waren es auch die Feldklöster nicht für die Bürger in den Städten.
Diese Bestimmung des Rostocker Erbvertrags ist mithin sehr wohl be-
achtlich, weil sie gewissermaßen ausdrücklich ausspricht und ergänzt, was

die Reversalen mir nicht mit expressen Worten sagen. Und nun beachte
man ferner die Worte der Klosterordnung von 1572. Zwar heißt es,
daß die Landschaft gebeten habe, die Jungfrauenklöster zu Hospitalen

armer gebrechlicher Jungfrauen von Adel, auch zu christlicher

Auferziehung und Unterweisung junger Jungfrauen gemeiner Landschaft

zu gut, mochten erhalten werden, — aber, so wenig noch jetzt bloß „arme
und gebrechliche Jungfrauen von Adel" in die Klöster ausgenommen

werden, so wfnig heißt es dort auch, daß die Landesherrschaft sie bloß
zu solchem BeHufe erhalten und schützenwolle, sondern allgemein „zu der
Untenhanen Heil und Wohlfahrt" und (sul> V.) „dein ganzen Lande,
fouderlich aber denen vom Adel zu Nutz und Trost." Und ferner heißt

es, daß nach der alten Einrichtung die Jungfrauen hätten geloben müssen
„alle Pracht und Ueberfluß fahren zu lassen und obschon sie Fürstinnen
oder sonst hohen Standes wären, mit des Klosters Armuth, geringer
Speise und Kleidung gleich den andern Jungfrauen für lieb zu

nehmen." Wenn es neben den Jungfrauen hohen Standes anch noch
andere in den Klöstern gab, denen sich jene gleich machen sollten, so
scheint doch wohl der Adel nicht allein darin vertreten gewesen zu sein.
Und in dem Abschnitt von der Schulordnung' heißt es, daß die Klöster
dazu gestiftet seien, daß darin

„christlicher Leute Töchter auferzogen und unterwiesen" wer-

den sollen und „arme gebrechliche Jungfrauen vom Adel und

andere, so zum Ehestande nicht tüchtig, oder sonst im Stande

der Jungfrauschaft gedächten zu bleiben, in den Klöstern als Ho-

fpitalen ihre Unterhaltung hätten."
Die revidirte Klosterordnung von 1610 enthält ebensowenig eine

Beschränkung der fraglichen Art, sie hebt nicht einmal mehr den befon-



188 Die von der landständischenBeliebung abhängigen Qualisicationen zc.

deren Nutzen der Klöster für den Adel in der Weise hervor, wie dies in

der älteren Ordnung von 1572 geschieht, sie deutet die Ausnahmesähig-

keit auch von Conventualmnen bürgerlichen Standes sogar bestimmt an

in dem Artikel 8, wo es heißt:

„Wenn einer Klosterjungfrau Vater, Mutter, leibliche Brüder, Va-

ter- und Mutter-Brüder oder Vormünder, beide vou Adel und

Bürger dieselben Jungfrauen zu sprechen oder auch vornehme

ehrliche Seilte das Kloster zu besehen begehren u. s. w."

Daß die Bürger hier nur als etwaige Vormünder, oder als etwaige

Mutterbrüder zu verstehen sein sollten, ist eine so willkürliche Annahme,

daß man — in Ermangelung genügsamen Beweises — die aus dieser

Stelle entspringende Vermuthung bürgerlicher Conventualmnen dadurch

kaum als erheblich geschwächt betrachten kann, während eine Vergleichung

mit der ähnlichen Vorschrift in der gleichzeitigen Rühn'schen Kloster-

ordnung (Beilage Nr. 12) diese Verimrthung noch wesentlich bekräf¬

tigt. Denn im Kloster Rühn waren — gegensätzlich — wirklich nur

adlige Jungfrauen receptionsfähig und darum lautet hier die Vorschrift'

sehr bezeichnender Weise ganz anders, nämlich:

„Wenn Etliche von Adel ihre Freunde im Kloster zu besuchen

oder Bürger und andere kommen und um Besichtigung der

Kirche und Klosters bitten, u. s. w.".

Daß die Rühn'sche Klosterordnung überhaupt die Beschränkung der Re-

ception auf Adlige so deutlich und bestinunt ausspricht, beweist, daß eine

gleiche bestimmte Beschränkung in der Klosterordnung für die Landes-

klöster wenigstens als überflüssig oder selbstverständlich nicht wohl

weggelassen sein kann.
Nach diesem Allem kann man mit Sicherheit behaupten, daß die

fragliche Beschränkung in der alten Klosterverfassung, in den Reversalen

und in der Klosterordnung auf keinen Fall begründet ist. Merkwür-

dig ist es, daß das Osnabrück'sche Friedensinstrument (Art. V. §. 17)

hinsichtlich der Kapitel sich gerade umgekehrt gegen die Ausschließung

der Mobiles und Patricii wendet, insofern nicht etwa die Stiftung

diesen im Wege stehe, — zum Beweise, daß selbst bei den Kapiteln (wo-

von nach Kap. I. §. 5 wohl ein Schluß auf die Klöster zu machen ist),

noch im Jahre 1648 nicht überall die Meinung von der exelusiven

Stifts- und Klosterfähigkeit des Adels durchgedrungen und verbreitet war.

Trotz alledem scheint es, daß schon int 17. Jahrhundert, wenn auch

mit einzelnen Ausnahmen (wie z. B. die oben genannte Wartenbergerin),
fast alle Klosterstellen mit Adligen und nur mit solchen sactisch besetzt

wurden, daß also factisch schon damals der Adel den Bürgerstand fast

gänzlich von den Klöstern ausschloß. Aber wie war dies der Fall, wie
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konnte es geschehen? Einestheils natürlich dadurch, daß sich eben Bür-
gerliche nicht um die Klostcrstellen bewarben. Inwieweit dies der Fall

war, inwiefern also Zurückweisungen erfolgten, — dies zu beurtheilen,
liegt uns kein Material vor, wir müssen folglich diesen Punkt auf sich
beruhen lassen. Andrerseits dadurch, daß die Ritterschaft die Städte
von den Klöstern ausschloß. Nur als Ritterschaft oder als bei weitem
überwiegender Theil derselben, hatte ja der Adel das Beschlußrecht über
die Aufnahme in die Klöster, nur in solcher Eigenschaft konnte man ja
überhaupt von dem Adel als einem bei den Klöstern betheiligten Körper
reden. Der Adel als Geburtsstand hat niemals und ebensowenig als
der Bürgerstand ein Corps gebildet, wie sollte also der Adel als Ge-
burtsstand auch nur in die Möglichkeit versetzt werden, den bürgerlichen
Stand auszuschließen? Wenn nicht in der That dergleichen Widersinnig-
keiten, sogar in Druckschriften, aufgestellt und behauptet worden wären,
so wäre es kaum nöthig, dieses Mißverständniß auch nur zu erwähnen.

Die Ritterschaft also war es, welche bei der ihr und den Städten
gemeinschaftlichen Verwaltung, die Einwohner der Städte von dem Klo-
stergenussesactisch ausschloß, und da nun freilich die Ritterfchaft damals
fast ausschließlich aus Adel bestand, so war der Effect allerdings der
und konnte kein anderer sein, als die Besetzung der Klosterstellen mit
lauter adligen Conventualinnen, — es beruhte aber genan genommen
diese Bevorzugung gar nicht auf dem Geburtsstände, sondern auf dem
vorwiegenden Einflüsse der Ritterschaft auf die Vergebung der Kloster-
stellen oder auf deren ausschließlicher Benutzung für die Mitglieder der
ritterschaftlichen Familien. Hieraus und aus dem bekannten Umstände,
daß damals die Ausdrücke „Adel" und „Ritterschaft" völlig gleichbedeu-
tend gebraucht wurden, floß denn auch die schon in jener Zeit hin und
wieder vorkommende Bezeichnung der Landesklöster als „adliger Klöster",
was danach nur so viel wie „ritterschaftliche Klöster" heißt und theils
in der factifchen privativen Ausbeutung der Klöster für die Ritterschaft
seine Erklärung findet, theils auch auf die immer mehr hervortretende
Anmaßung der Ritterschaft hindeutet, welche wirklich damit umging, die
Städte als völlig unberechtigt gänzlich von der Theilnahme an den Klö-
stern auszuschließen.

Doch die Städte ließen es wenigstens s o weit nicht kommen; der
Grundsatz, daß die Verwaltung der Ritterschaft und der Landschaft ge-
meinschastlich zustehe, behauptete sich doch endlich und das Bestreben der
Ritterschaft wurde nur infoweit mit Erfolg gekrönt, daß die Städte in
Betreff der Klosterämter und der Klosterstellen auf ein geringes Maß der
Theilnahme beschränkt wurden. Folglich konnte auch der adlige Geburts-
stand schon aus dem Grunde nicht als allgemeine Qualification aufkom¬



190 Die von der landständischenBeliebung abhängigen Qualificationen :c.

men, weil ja doch aus den Städten Conventualinnen aufnahmefähig

blieben und diese nicht adligen Standes waren. Erst mit der Abtren¬

nung besonderer, privativ städtischer Stellen entstand die Möglichkeit,

von besonderen adligen Stellen zu. reden und, daß dies eben wieder nur,

wie vorhin erwähnt, mit „ritterschaftlichen Stellen" gleichbedeutend war,

keineswegs auf den Geburtsstand sich bezog, geht aus Nichts deutlicher

hervor, als aus dem zwischen der Ritterschaft und der Stadt No-

stock über das Kloster Ribnitz abgeschlossene»Vergleiche vom Jahre 1705

(Beilage Nr. 20 Litt. J.). Liest man diese Urkunde, so ergiebt sich dar-

aus bis zur Evidenz, daß die ritterschaftlichen Stellen als solche „adlige

Stellen" und die Rostock'schen Stellen als städtische „bürgerliche Stel-

len" genannt werden. Der Ursprung des Ausdruckes „adlige Stellen"

selbst weist also darauf hin, daß, da ihr Gegensatz die „städtischen Stel-

len" sind, sie selber nichts anderes bedeuten als „ritterschaftliche Stellen".

Geht man auf die jetzige Observanz, auf die Rechtsfundamente des

eingebornen lind reeipirten Adels für seine ausschließliche Berechtigung

ein, so findet man, daß auch diese lediglich aus dem ausschließlichen An-

recht derjenigen Familien und Geschlechter hergeleitet wird, welche

im Jahre 1572 die Ritterschaft bildeten und angeblich ausschließlich ade-

[igen Standes waren. Mit dieser Ableitung hat aber der adlige Ge-

burtsstand offensichtlich gar nichts gemein. Ist jenes ausschließliche

Anrecht begründet, sind mir jene Familien und Geschlechter des alten

einheinüschen Adels aufnahmefähig, so ist begreiflicher Weise nicht der

Adel als Geburtsstand das Entscheidende, sondern die Familienabstammung,

der Adel ist dann nur ein zufällig mit Letzterer verbundenes Requisit

ohne alle selbstständige Bedeutung. Mit dieser Familienabstammung

haben wir es hier noch .nicht zu thun, es bleibt mithin immer noch zu

untersuchen übrig, ob, und wann zuerst, der adlige Geburtsstand als

solcher als ein Bedingniß der Aufnahme in die Landesklöster, sei es über-

Haupt, sei es speciell für die rittxrschaftlichen Klosterstellen, aufgestellt und

geltend gemacht worden ist.

Daß dies von dem Landtagsschlusse von 1634 (Beil. Nr. 19 Litt D.)

noch keineswegs behauptet werden kann, ist aus vielen Gründen klar,

vornehmlich weil

1) der Ausdruck „Einheimische von Extraction" offenbar nicht mit

„Einheimische von adligem Stande" als gleichbedeutend anzusehen ist,

vielmehr nur auf einen vornehmeren Stand, eine höhere Stellung über-

Haupt hindeutet; und dann weil

2) der Beschluß auch gar nicht auf eine Beschränkung der Fähig-

keit hinausläuft (dann wäre der Ausdruck „Einheimische von Extraction"

offenbar viel zu unbestimmt gewesen!) sondern bloß den Provisoren die
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Freiheit giebt, Einheimische von Extraction so viele einzuschreiben,
als sie wollen (was sie nach dem Beschluß von 1689 nicht durften), es
ihnen mithin auch überläßt, dafür zu halten, welche Personen nach ihrer
Ansicht dahin gehören.

Die erste Spur davon, daß adlicher Geburtsstand als solcher als
eine Voraussetzung der Aufnahmefähigkeit geltend gemacht worden ist,
ist unter allen bis jetzt bekannt gewordenen Vorgängen schlechterdings
nicht früher aufzufinden, als im Jahre 1702 bei den Verhandlungen
über die Aufnahme des Fräuleins von Wickede (Beil. Nr. 18 Litt. B.).
— Hier heißt es mit einem Male (d. h. die Landesversammlung refol-

virt): „es fei dem Herrn von Wickede auf sein Memorial zu antworten:
Da es in den Herzogthümern Mecklenburg hergebracht sei, daß bei den
der Ritter- und Landschaft abgetretenen Klöstern diejenigen, welche von den
Ihrigen darin zu nehmen verlangen, fürs Erste ihren adlichen Stand
und daß diejenigen, welche darin verlangt werden, eingeborne Mecklen-
burg'sche eidlicheJungfrauen seien, erweisen müssen, als würde dem Herrn
Sollicitanten dieses zur Nachricht ertheilt, um seine mesures danach zu
nehmen." — Da der Sollicitant adelichen Standes war, so hatte er keine
Veranlassung, dem Verlangen zu widersprechen, er erbrachte den frag-
lichen Beweis und erhielt darauf die Bewilligung. Man sieht hier
allerdings, daß das Verlangen bereits damals auf ein Herkommen
gestützt wurde, nichtsdestoweniger bleibt es richtig, daß — soviel bis jetzt
bekannt — bis dahin ein ähnliches Verlangen nicht vorgekommen und
am wenigsten, daß es einem Widerspruche gegenüber aufrecht erhalten
und durchgesetzt worden ist, und der Fall muß uns deshalb bis auf
Weiteres für den ersten in seiner Art gelten.

Aber auch schon mit dieser ersten Kundgebung einer solchen Ansicht
oder wenigstens bald nachher geht die Beschränkung der Aufnahmefähig-
keit weiter, als auf den bloßen Nachweis des adlichen Standes, es wird
nämlich „eingeborner Adel" und später „alter Ahnenadel" verlangt und
so geht das Requisit des adlichen Standes gewisserinaßen unter in der
specielleren Anforderung des „alten einheimischen Adels." Aus diesem
Grunde würde es nur zu Wiederholungen führen und es müßten die
späteren Beschlüsse aus ihrem Zusammenhange gerissen und stückweife
zergliedert werden, sollte hier der historische Verlauf weiter bis auf die
Gegenwart hinab verfolgt werden. Es wird demnach zweckmäßiger sein,
an dieser Stelle inne zu halten, und wird nun schließlich nur so viel zu
sagen sein:

der adliche Geburtsstand ist ursprünglich und reversalmäßig kein
Erforderniß zur Aufnahmefähigkeit, aber er ist es durch Herkommen
und Statuten gerade insoweit geworden, als die Angehörigkeit
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zum eingebornen und recipirten Adel mit allen ihren Modifica-

tionen es geworden ist, und werden konnte.

Zu diesem weiteren Erforderniß hat sich daher jetzt die Darstellung

zu wenden.

§. 5. 2. Die Angehörigkeit zum eingebornen und recipirten Adel.

Die jetzt zu erörternde Qualisication hängt mit dem ausschließlichen

Anrechte des sog. eingebornen und recipirten Adels an den Klöstern

üherhaupt auf das innigste zusammen. Diejenigen Mitglieder der Ritter-

schast, welche sich dahin rechnen, stellen nämlich die allgemeinere Behaup-

tung als Basis aller ihrer betreffenden Vorrechte auf:

daß die gesammten Rechte der Landstände an den Klöstern, was

die Ritterschaft anbetrifft, der Ausübung nach nur den Mit-

gliedern des eingebornen und recipirten Adels zuständig seien.

Alle anderen Ableitungen der exclusiven Ausnahinesähigkeit von Jung-

srauen aus den Familien des eingebornen und recipirten Adels (wie na-

mentlich die Begründung dieses Vorrechtes aus die alten Klostersta-

tuten selbst) sind denn auch so völlig unhaltbar und unerweislich, daß

nur jene allgemeinere Behauptung Anspruch auf eine gründliche, histo-

rische und wissenschaftliche Prüfung machen kann. Hieraus folgt, daß

die exclnsive Aufnahmefähigkeit mit jener weiter greifenden Vorrechts-

Behauptung gewissermaßen steht und fällt, wenigstens darin allein ihre

Begründung zu suchen hat. Wegen dieses Zusammenhanges aber würde

die vollständige geschichtliche und rechtliche Beurtheilung dieser Qualisi-

catiou erst weiter unten (Kap. XVII.) im Zusammenhange Statt finden

können und würde erst dort sowohl der Rechtsbestand des hier in Be-

tracht kommenden Herkommens und der betreffenden Landtagsschlüsse zu

prüfen, als auch die Frage zu Ventiliren sein, inwiefern das Herkommen

etwa durch stillschweigendeBilligung der Mitinteressenten, namentlich der

Landesherrschaft ein legales geworden ist. Indessen würde hier doch

offenbar eine störende Lücke in der Darstellung entstehen, wenn nicht

wenigstens die Hauptbeschlüsse, worauf sich die fragliche Qualification

gründet, ihrem Inhalte nach übersichtlich zusammengestellt würden; es

soll deshalb dies Letztere schon an diesem Orte geschehen, und zwar

um so mehr als es auch gar nicht in der Absicht des Verfassers liegt,

den ganzen Jndigenatsstreit unten im 17. Kap. vollständig historisch und

rechtlich abzuhandeln.
Daß hier nicht von „Klostersähigkeit", sondern genauer eigentlich nur

von der „Fähigkeit zu den ritterschaftlichen Klosterstellen", oder von der

„ausschließlichen Berechtigung zur Einschreibung zu den ritterschaftlichen

Klosterstellen" gesprochen werden könnte, braucht nach den früheren Be-
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merkungennur in Erinnerung gebracht zu werden, damit nicht der nur
der Kürzewegennachstehendzu gebrauchendeAusdruck„Klosterfähigkeit"
begründetenEinwendungenbegegne.

Außerdemmögehier in Betreffdes Wesensdes „eingebornenAdels"
vorausgeschicktwerden,daß derselbe1) nichtetwa eine für sichbestehende
Corporation bildet (ebensowenigwie der Geburtsadel überhaupt), son-
dern— auf Familienabstimmung ursprünglichbegründet— mit der
Zeit die Natur einer besonderenQualität des Adels (gerade wie der
Ahnenadel)angenommenhat, daß ferner 2) vermögeeinesHerkommens
diejenigenMitglieder der Ritterschaft, welchevon solchemqualisi-
lirten Adel sind, sichdas ausschließlicheRechtbeigelegthaben, über das
Vorhandenseinder Qualität (mithin auch über die Theilnehmungan
den darauf begründetenVorrechten) zu cognoseiren(Agnition), daß
endlich3) eben jene Mitglieder der Ritterschaft sichanch die Be-
fugniß attribuiren, zwar nicht den Adelselbst zu verleihen, wohl aber
einem von ihnen als gültig anerkanntenAdel vermöge einer ähnlichen
Fiction, wie sie auch beim Ahnenadel vorkommt(sog. gemalte d. h.
fingirte Ahnen), die Qualität des eingebornen Adels mitzutheilen
(Reception).

Dieses zum besserenVerständnißund zur Auffassungdes richtigen
Gesichtspunktesvorausgeschickt,solge hier nun, was über Ursprung und
Ausbildung der herkömmlichenausschließlichenKlosterfähigkeitdes einge¬
bornenund recipirtenAdels dem bis jetztbekanntgewordenenhistorischen
Material zu eutnehmenist.

Daß in den Reversalen und den Klosterordnungensich noch nicht
die geringste Spur von der fraglichenBeschränkungzeigt (dierevidirte
Klosterordnungverbietet im Art. 20 sogar ausdrücklich,daß aus den
Klosterstellen„eine Erbgerechtigkeit"gemachtwerde, was wenigstensin-
direct gegen die „Familienrechte"spricht),-—braucht nach allem Frü-
Herenkaum erwähnt zu werden. So lange die städtischenStellen noch
nicht separirt waren, so lange es nur eine Sorte von Klosterstellen
gab, war freilich auch die Beschränkungdes Genussesauf gewisseGe-
schlechteroder Familien in dem späterenSinne vollkommenundenkbar
ohne die gänzlicheAusschließungder Städte, die aber wiederden Rever-
salen geradezu entgegen gewesenwäre. So zeigtsichdenn im ganzen
XVII. Jahrh. noch keine Spur von dem exclusivenAnrechteder ein-
gebornenAdelsgeschlechter.

In dem bereits zu Ende des vorigenParagraphen erwähntenFalle
des von Wickede(1702) haben freilicheinigeSchriftsteller(z. B. von
Kamptz) sogar schoneine Reception in den eingebornenAdel sehen
wollen, daß dies aber ein Jrrthum ist, bedarf keines Beweises (man

Viereck, Rechtsverhältnisse. I. Bd, 1.3
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werfe doch nur einen Blickin die Beilage 18 Litt. F.!). Prüft man
den Fall unbefangen, so liegt klar vor, daß man damals nur Folgendes
verlangte: 1) adlichenGeburtsstand; 2) Geburt im Jnlande von einem
im Lande possessiomrtenVater, — mithin entfernt nicht dasjenige, was
als Wesendes eingebornenAdels anzusehenist.

Es steht nicht anzunehmen,daß man im Jahre 1705 mit dem Ver¬
langen, daß „bisher unbekannteGeschlechtersich legitimiren müßten",
irgend etwas Mehreres begehrt habe, als in dem von Wickede'schenFalle

(s. Beilage Nr. 18 Litt. C. und 19 Litt. E.). Ebensowenigist in dem
mit der Stadt RostockabgeschlossenenVergleichevon 1705 (Beilage Nr.
20 Litt. I.) auch nur der Ausdruck„einheimischer"oder „eingeborner"
Adel vorfindlich, sondern die ritterschaftlichenConventualinnen heißen
schlechtweg„adlicheJungfrauen", fodaß man dabei kaum an den Ge-
burtsstand zu denkennöthig hat.

Im Jahre 1711 wird einem im Fürstenthum Schwerin wohnenden
Edelmanns die Reception seiner Töchter zugestanden, weil er aus dem
Lande Mecklenburggebürtig sei und Lehn- und Allodialgüter in den
Herzogthümernhabe (Beilage Nr. 18 Litt. D.). Muß hier auch der
adlicheGeburtsstand als mitberücksichtigtgelten, so ist doch von „ein-
gebornem" oder „altem einheimischen"Adel nichtdie Frage, sondern nur
die Ansässigkeit des Vaters und seine Geburt im Jnlande das
Entscheidende.

So kommenwir auf das Jahr 1714 und den bekanntens. g. Land-
tagsschlußvon diesemJahre (Beilage Nr. 18 Litt. E.). Nicht von dem
Werthe dieses schwerlichals Landtagsschluß zu betrachtendenEonclusi
noch auch von der darin enthaltenenMotivirung soll hier die Rede sein,
sondern nur von dessenInhalt als Statut. Es sollen hienachdie auf-
zunehmendenConventualinnen „von einheimischemaltem Adel" sein,
nämlich von einem „zu den alten MecklenburgischenFamilien gehörigen
Geschlechte",und die das nicht sind, sollen sogar noch wieder aus der
Exspectanzlistegestrichenwerden, wenn sie etwa schondarauf stehen. Hier
haben wir also zuerstden Ausdruck„alter einheimischerAdel" und da-
zu die Erklärung, daß darunter die Abkunft „von den alten Meckleu-
burgischenFamilien" zu verstehensei. Aber ist mit dem Ausdruckauch
schondie Sache selbst da? WelcheFamilien waren „alte einheimische"?
Die Unbestimmtheitdieser Bezeichnungläßt die ganze Beschränkungder
Aufnahmefähigkeitnoch so roh und unausgebildet erscheinen,daß man
hier allererstden Keim des fpäteren Systems entdeckt,keineswegsschon
die vollendeteTheorie.

Indessenfolgte dem an und für sich wichtigenBeschluß der Zehne
die Ausführung nach, ja sogar die weitereAusbildung im Sinne des
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Anfanges; — nichteinmal die rückwirkende Kraft, die Verletzung
der Jura quaesita, bemäntelt durch die gewählte Form einer De-
claratoria über bestehendes Recht, wurde dem Beschlüsseaberkannt
(s. Beilage Nr. 18 Litt. F. G.). Bemerkenswerthist hier besondersdie
Entscheidungauf dem RostockerLandesconventvon 1715 über die Re-
ceptionssähigkeitder Töchter des Obristenvon Lützow. Dieser stand in
DänischenMilitärdiensten, auch hatte nicht einmal mehr sein eigner
Vater Güter in Mecklenburgbesessen,fondern nur der Großvater war
in Mecklenburgansässig und Landmarschallgewesen. Der Obrist war
also entschiedenkein Inländer mehr und seineTöchterkeineinländische
Jungfrauen. Dennoch— also sowohlim Widerspruchemit den Rever-
falen, als auch mit den nochin den Jahren 1702, 1705, 1711 gegebenen
Entscheidungen— wird hier schon die Abstammung vom alten ein-
heimischenAdel als das Entscheidendeangesehenund als Motiv hinzu-
gefügt, daß

„dieses Beneficiumdem MecklenburgischenAdel nicht nach den
Gütern, sondern nach der Familie zukomme."

Gerade der Neuheitund WichtigkeitdiesesPrincips wegendars je-
dochhiebei nicht unbeachtetbleiben, daß dies kein Landtagsschluß
war, sondernbloß eine auf einemLandesconvente(vermuthlichauch von
der Ritterschaftallein) für einen einzelnenFall demdarüber anfragenden
KlosterprovisorertheilteInformation.

Sechs Jahre fpäter kam auf dem Landtage zuerst die Reception
ausländischerAdelsfamilienin den eingebornenAdel zur Sprache (Beil.
Nr. 21 Litt. B.), was allerdings darauf hindeutet,daß der einheimische
Adel seinebehauptetenVorrechtesactischgeltend und so den nicht dazu
gehörigenMitgliedernder RitterschaftdieZurücksetzungsühlbarzu machen
wußte. In dem hier vorkommendenSchreibendes Engern Allsschusses
(damals nur aus Ritterschaftbestehendund eben zum Siege über den
HerzogCarl Leopold,d. h. beinaheselbst zur Herrschaftin Mecklenburg
gelangt!) an den Geh. Kammerrath von Laffert vom 27. Decbr. 1721
wird als Folge der Receptionin den eingebornenAdel bezeichnet:daß
der Receptus dadurch mit seinenDeseendenten,wenn sie hier im
Lande mit adligen Gütern possessionis sind, in den Klöstern
reeipirt würde u. s. w. Von der Ungenauigkeitund offensichtlichenFehler-
haftigkeit des sprachlichenAusdruckesabgesehen,wird also in dieser
privatim ertheilten Rechtsbelehrungzur Ausnahmeeiner Jungfrau ver-
langt, daß ihr Vater von recipirtemAdel und außerdemMitglied der
Ritterschaft durch Gutsbesitz sei, —es gilt mithinwiederdasjenige,
was 1702 und 1711 galt, und es ist wiederverworfen, was 1715 er-

13*
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klärt wurde. So wenig fest und sicherwar damals noch die neu auf-
gekommeneTheorie!

Jetzt kainaber das Receptionswesenin Gang, die Landtagsprotocolle

von 1721 und 1723 sind recht eigentlichdie Quelle für dasselbe. Man

sehe nun das Landtagsprotocollvon 1723 (Beilage Nr. 18 litt. H.,

auch Nr. 21 Litt. C.). Daß die exclusiveKlostersähigkeitdes alten ein-

heimischenAdels damals noch eine ziemlichneue Sache war, sagt uns

das Protocoll selbst auf eine ganz unzweideutigeWeife. Denn wenn der
Klosterprovisorvon Bülow, welchervermögeseinesAmtesdocham besten
mit den factischenVerhältnissenbekannt sein mußte, sich so ausdrückt:
„Weil jetzt vorkäme, daß es alte Familien sein müßten, welcheihre
Töchter in die Klösterschreibenlassen wollten", so deutetdies sichernicht
auf ein sehr altes Herkommenund eine lange Uebung hin. Und, wenn,
wie es sichhier zeigt, die näheren Bestimmungennoch so wenig in dem
Bewußtsein der Betheiligten festsaßen, daß in jedem vorkommenden
Falle die gemachtenVerordnungen erst wieder nachgesehen werden
mußten, weil ohne dieses Niemand, nicht einmal die Landräthe, darum
Bescheidwußte, — wenn auch ein Klosterhauptmann sichnur dunkel
erinnert, daß „dieserwegen1715 (obeneinfalsch)und 1721 auf den Land-
tagen etwas abgefaßt wäre", — wenn ferner zwischender Reception
in den eingebornenAdel und der Reception in die Klöster noch eine
verwirrendeVermengungStatt findet, — wennferner nur auf die Lan-
desconclnsa Bezug, genommen wird, nirgends aber auf die alten
Klosterstatutenoder auf das alte Klosterherkommen,— wenn endlichdie
Ritterschaftfelbstausdrücklicherklärt, sie wolle auf's Künftige eine
Verordnung über diesenGegenstandmachen,— so ist es Angesichtsdieser
evidenten,protocollarischvorliegendenBeweisein der That ein mehr als
kühnesUnternehmenzu nennen, wenn dennochdie neuerenVerfechterder
Adelsvorrechtees gewagt haben, ein uraltes Herkommenund wohl gar
eine uranfänglicheKlosterobservanz für das neuereSystem in Anspruch
zu nehmen. Das Directorium beziehtsichin seinemVotum lediglichauf
die Landtagsprotocollevon 1702 und 1715 (Beilage Nr. 18 Litt. B.
und F.) — also nicht auf das von 1714, was fehr bemerkenswerthist
— und folgert daraus, daß zur Aufnahmefähigkeitgehöre:

1) der adlige Stand;
2) daß die AufzunehmendeneingeborneMecklenburgischeadlige Jung-

sräulein seien;
sie bezeugen,daß in den KlösternConventualinnenseien,deren Mutter
bürgerlichenStandes gewesen, und sie finden in den Landesconclusis
keine expresam legem darüber, daß auch die Mutter von Adel sein
müsse. Deshalb gehtihre Ansichtdahin, daß auch für jetztnochdie Ein-
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fchreibungsolchenTöchternvon einer nicht adligen Mutter nichtzu ver-
sagen sei, und einedesfallsigeAenderung nur auf's Künftige von ge-
sammterRitter- und Landschaft der HerzogthümerMecklenburgvor-
genommenwerdenkönne. Man wolledemnachanrathen, hierüber etwas
Schriftlichesfestzusetzenund eine Constitution zu machen. — Hierauf
beschließtdie Ritterschaft (wohl bemerkt, die Ritterschaft allein!)
auf's Künftige eine Verordnung zu machen, wie es mit den
in die Klöster einzunehmenden Familien gehalten werden
soll, und ist der einmüthigeSchluß dahin ausgefallen,daß

1) der Vater von solchenin den KlösterneinzuschreibendenFrau-
leins von altem Mecklenburgschen Adel, abfeiten

2) der Mutter aber wenigstensderselbenEltern von Kaiserl.Maje-
stät geadelt sein sollen,
welcheConstitutiondenn nun a dato ihre Kraft haben und den Provi-
form zur Nachachtungmitgetheiltwerden soll. Es wird dies alsdann
nochmals„die neue Verfaffung" genannt und schließlich(wie schon
1714) die frühereObservanz(nachwelchermindestensdie Mutter nicht
adligzu feinbrauchte)ein eingeschlichener Mißbrauch genannt, „in-
dem Niemand eingeschriebenwerdenkann, der nicht von uueontradi-
cirlichem Adelentsprossen."— Soweit diese„neueConstitution",welche,
wie erwähnt, von der Ritterschaftallein ausging, währendnochdas Vo-
tum des Directorii, welchesihr die Verfassung gab, ausdrücklichund
richtig hervorhob, daß eine solche Constitutionnur von der Ritter-
und Landschaft gemachtwerdenkönne. Sie befestigt,wie man sieht,
das exelusiveAnrecht des alten einheimischenAdels und damit auch die
Theorie vom „Familienrecht", sie definirt über den Begriff dieses
Adels nicht, sondernfügt nur eine neue Beschränkunghinzu in Betreff
der mütterlichen Abstimmung(wodurchwiedermehr der Vorzugdes
Geburtsstandes geltend gemachtwird) und sie bestimmtgar Nichts
über die Frage, inwiefernder Vater im Lande mit einemLandgute an-
fässig, also Mitglied der Ritterschaftsein müsse. Die Ausschließungder
Städte bei diesemBeschlüssebetreffend,mag hier aus der Geschichtenoch
bemerktwerden, daß dieselbenschonaus dem Landtage von 1721 (wo
zuerstdas Receptionsweseneingeführtwurde) gar nicht vertretenwaren,
daß sie vom EngerenAusschussenochbis zumJahre 1733 ausgeschlossen
blieben und bei der kaiserlichenKommission(seit 1721) in allenStreitig¬
keitenmit der Ritterschaftder unglückliche,unterliegendeTheil waren.

In dieserLage blieb die Sache ohne wesentlicheVeränderung bis
zu der Errichtung des L. G. G. E. V, während das System der Re-
ceptionenin den eingebornenAdel inzwischenmehr und mehr ausgebil-
det und befestigtwurde. Für einegenauereBestimmungdes immer noch
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dunkelnBegriffs des „eingebornenAdels selbst" geschahin dieserganzen

Zeit nichts, nur findet sich17^7 wiederder Gedankevon der Ritterschaft

ausgesprochen,daß die Theilnahme an den Klöstern
„etwas personellesund den inländischenFamilien, sie mögen im

Lande possessionirt sein oder nicht, gleichsam anklebendes

sei" (Beilage Nr. 21 Litt. D.),
was also mit der im Jahre 1721 kundgegebenenAnsichtdes Engern

Ausschlussesim Wiederspruchesteht. Die Ritterschaft ist aus obigem

Grunde der Meinung, daß die AufnahmeausländischerFamilien zu der
Theilnahme an den Klösternwohl gar gänzlichunzulässigsei, nimmt
aber dennoch— vermögeihres Dispensationsrechtes(s. oben §. 1.) extra
ordinem und citra consequentiam — die Herrn von Meerheimb auch

mit dieserFolge in den eingebornenAdel auf. Auchwurde die obige
Ansichtvon der Unzulassigkeitder Erstrecknngder Reception auf die An-
theilnahme an den Klöstern schon im Jahre 1733 wieder verworfen
(Beil. Nr. 21 Litt. E.) Und was das obige 1715 und 1727 ausge-
sprochene,1702, 1711, und 1721 aber widersprochenePrineip der „den
Familien personell anklebenden Eigenschaft" der Klosterberechtigung
anbetrifft, so heißt es schon1738 in einem generellenBericht über die
Klöster: „daß dieserwegenvor einiger Zeit eine Contradiction ent-
standensei, weil die alten «inländischenFamilien selbigeals ein persön-
liches, die neueren aber als ein dinglichesRecht, so dem Gute anklebe,
angesprochen,"— wodurchdenn also die behaupteteUnsicherheitdieses
Prineips gleichsamofficiellconstatirt wird.

Der L. G. G. E. V. von 1755 enthält sowenig etwas zur näheren
Bestimmungdes Begriffsdes „eingebornenoder recipirtenAdels" (welcher
Ausdruckauchnur einmal — §. 167 — in der ganzen, so umfänglichen
Urkundevorkommt),als er die Klosterfähigkeitnäher berührt. Auchbe-
stätigt erzwar die Klöster selbst bei ihrer Consistenzund ihren Rechten
(§. 121.), hält sich aber sonst (§§. 122, 123.) ganz nur bei denjenigen
landständischenRechten auf, die schon in den Reversalen ausschließlich
genannt werden (Ernennung der Beamten und Rechnungsaufnahme),
ohnesichmit demBeschlußrechteüber die Aufnahme in die Klöster irgend-
wie zu befassen. Nur diejenigenVerträge und das Herkommen,wodurch
das Verhältniß des gegenseitigenAntheils zwischender Ritterschaft,der
Stadt Rostockund den übrigen Städten näher regulirt war, werden noch
außerdem(§§. 124. 125.) confirmirt.

Der Beschlußvom Jahre 1723 wegen der adligen Abstammungvon
mütterlicher Seite ist nach Wolfs Repert. in den Jahren 1762, 1766
und 1771 auf dem Landtage erneuert worden (ob mit Concnrrenz der
Landschaft,istwohlzu bezweifeln),aber nichtvor demJahre 1763 scheint
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die Frage, welcheFamilien denn eigentlich zu dem alten eingebornen
Adel zu rechnen seien, auch nur in Anregung gekommenzu sein. Auf
dem Landtage des Jahres 1763 wurde zwei Adligen, welcheihre Ange-
Hörigkeitzu dieserbevorrechtetenKastebehaupteten (die Receptionen waren
damals auf zehn Jahre sistirt), von der Ritterschaft aufgegeben, daß sie
den habenden Beweis, wie sie

„von denjenigen, so vorhin in Mecklenburg gewohnt, ab-
stammten"

bei dein löblichenEngern Ausschlüsseanzubringenhätten, der dann dem
Landtage darüber reseriren solle. Auch wurde aus diesemAnlaß dem
EngernAusschusseaufgetragen, ein alphabetischesVerzeichnißanzufertigen
und dem nächstenLandtage vorzulegen:

1) von allen unstreitig Eingebornenvon Adel;

2) von denjenigen,so in diesem Saeculo recipirt;

3) von denjenigen,so durch sattsameDocumente beweisenzu können
glauben, daß sie in ihren Voreltern das Jndigenat gehabt. (Beil. 21
Litt. J.)

Das war denn freilich, bei der vollkommenenUnbestimmtheitder

Sache, eine kaum zu lösendeAufgabe (ad 1 und 3). Daß nun auch

wirklichdie hier vorhandeneLückedes Systems fühlbar und deren Aus-

füllung durcheine festeBestimmungnothwendig erschien,ergab sichsofort,

und fo gab recht eigentlichdas Verlangen des Herrn von Bredow und

der darüber entstandeneStreit im nächstenJahre 1764 die Veranlassung

zu der Bestimmung, daß
der annus directorius aus 1572 festgesetztwürde, weil — damals

die Klöster dem Lande überwiesen worden. Wer also durch satt-

sameDocumente bewiesen,daß seineFamilie derzeit im Lande

Güter besessen und er einen Namen, Helm und Schild

mit derselben führe, den müßte man billig als einen alten

recipirtenMecklenburgischenvon Adelansehen. Nach diesen Prin-

cipiis solle daher auch der Engere Ausschuß sowohl den speciellen

Fall (des Herrn von Bredow) prüfen, als auch das aufgegebene
Verzeichnißanfertigen lassen.

Also wieder eine Declaratoria über ein angeblich bereits

bestehendes Rechtund dennochzugleichdie Erschaffungeiner noch nicht

vorhanden gewesenen neuen Bestimmung mit dem vollen Bewußt-

sein dieser Neuheit! Denn Agnitionen des Jndigenats kommen

allerdings schon früher vor, aber ohne, daß ersichtlichwird, was man

damals an Beweisen verlangte (Beil. Nr. 21 Litt. X.). Die Motivirung,

warum gerade das Jahr 1572 der „annus directorius" sein müsse, ist

offenbar widersinnig, da die ausschließlicheTheilnahme an den Klöstern
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ja doch nur eine Folge, und obenein nur eine der Mancherlei behaupteten

Folgen und Ausflüssedes Jndigenats sein sollte, nicht aber deren Grund!

Aber irgend ein Jahr zu bestimmen, war freilich sehr wünschenswerth,

uud so nahm man denn jenes, wie man ebensowohl das Jahr 1526

oder 1621 oder welches sonst man immer wollte, hätte nehmen können.

Der Beschluß ist aber nicht allein in dieser Hinsicht wichtig und eine be-

deutsame Neuerung, sondern vornehmlich auch dadurch, daß er nicht

minder die andere (noch 1738 nicht erledigte) Controverse entscheidet,ob

die Klosterfähigkeit vom Grundbesitz des Vaters abhänge oder nicht.

AuchdieseFrage wird auf eine sonderbare Weise entschieden. Es soll
nämlich allerdings darauf ankommen, ob die Familie im Jahre 1572

einen Grundbesitz im Lande gehabt habe, aber nicht darauf, ob dtes.
noch, ob es in specie rücksichtlichdes Vaters der Aufzunehmendender
Fall fei. Dieser braucht nur

einen Namen, Helm und Schild mit einer 1572 ansässig gewesenen
Familie zu führen,

um seine Töchter einschreibenlassen zu können, und damit ist denn frei-
lich den Reversalen („einländische Jungfrauen") offenbare Gewalt an-
gethan.

Uebrigens konnte der Herr von Bredow den verlangten Beweis
führen (s. Wvlff Repert. S. 185) und hatte fomit keine Veranlassung
der neuen Verordnung zu widersprechen,mit dem aufgetragenen Verzeich-
niffe scheint aber der Engere Ausschuß auch trotz derselben auf große
Schwierigkeitengestoßenzu sein, da er auch im Jahre 1769 nicht damit
zu Stande gekommenwar (Wolfs Repert. S. 285). Erst im Jahre 1770
wurde ein solchesvorgelegt und später (1771 oder 1776) gedruckt(von
Kamptz Civilrecht S. 540 ff.), ob es aber jemals aus einem Landtage
förmlichapprobirt worden, darüber ist wenigstens in Wolff's Repertorium
Nichts zu befinden.

Durch den Beschlußvon 1764 erhielt das behauptete Vorrecht einiger-
maßen seinen Abschluß, indem dadurch wenigstens die Grenze der exclu-
sivenKlostersähigkeitnothdürstig festgestelltwurde, und fo blieb denn auch
seitdem(wiewohlnicht ohne einen hin und wieder sich erhebendenWider-
spruchsowohl Seitens der nicht recipirten Adligen, als auch der bürger-
lichen Mitglieder der Ritterschaft, ja selbst Seitens des Landesherrn)
factischdas Herkommenbei den geschaffenenNormen stehen. Die Provi-
soren waren natürlich an ihre Instructionen gebunden (f. Beil. Nr. 17
Litt. B. sub VIII) und auf dem Landtage hielt die Majorität das Her-
kommengegenjedenWiderspruchaufrecht. Indessen machtedochdie durch
die weit getriebenenBeschränkungender Reception (Beil. Nr. 21 Litt. L.)
erzeugte.Erbitterung, die von Seiten der nicht recipirten Adligen betrie¬
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bene lebhafte Anfechtung, vor Allem aber das landesherrliche Einsehen
endlichEindruckauf die bis daher Bevorrechteten, die sichin ihrem fac-
tischenBesitzallzu sichergeglaubt hatten. Die Besorgniß vor ernstlicher
GefährdungdiesesBesitzstandesmußte endlichzu einiger Mäßigung fuhren
(man vgl. von Flotoiv's Vortrag u. f. w. in Wehnert's Gemeinn.
Bl. Thl. I. S. 166 ff., wo die Erschwerungender Reception aus rich-
tigempolitischenTacte getadelt werden), — um die Hauptsache zu retten,
mußte etwas von der Strenge des bisherigen Systems geopfert werden.

Diese Umstände waren es, die im Jahre 1798 zu einer weiteren
solchen Modification des Systems führten, durch welche freilich alle
Confequenz völlig zu Grunde ging, die Zahl der Gegner des Sy-
stems aber wegen der dadurch bewirktenMilderung erheblichverringert
werden mußte. Wenn die angeblicheUeberweisungder Klöster an die
damaligen ritterschaftlichenAdelsfamilien,wie im Jahre 1764 angenommen
wurde, mit dem ganzen Begriff des eingebornenAdels fo innig verbun-
den war, daß gerade deshalb 1572 der annu8 directorius sein mußte,
so war der Begriff des eingebornenAdels damit auch ein gegebener,
völlig unveränderlicher,vom beschlußmäßigenBelieben keinensallsabhän-
gender, dann war also der Beschlußvon 1798 ein unmöglicher,ein das
ganze Grundprineip des eingebornen Adels aufhebender, vernichtender.
Aber die Ritterschaft machte sich dies nicht klar, — die practische, poli¬
tische Räthlichkeit überwog und so kam denn der Beschluß zu Stande
(Beil. Nr. 21 Litt Q.), daß fortan auch diejenigenals zum eingebornen
Adel gehörig angesehenwerden sollten, welchenur die hundertjährige
Ansässigkeit adliger Voreltern in Mecklenburgmit einem Landgute
nachzuweisenim Stande seien. Nur mit dem Reeeptionsrechte,wie es
seit dem Jahre 1721 in Ausübung gebracht war, läßt sich diese, Agni-
tion genannte, Erklärung vereinigen, und demnach so auffassen, daß
alle, welchejenen Beweis erbringen, dadurch eo ipso und ohne Wider¬
spruch für recipirt angesehen werden sollen. So betrachtet enthält der
Beschlußaber nur eine Ausdehnung der Reeeptionen, während er feiner
Fassung nach für den eingebornenAdel selbst einen neuen Begriff auf-
stellt.

Nachallemdiesemist jetztschließlichdas Resultataus der historischen
EntWickelunghervorgegangen, daß die Fähigkeit und Berechtigungzu
den ritterschaftlichenKlosterstellenin Gemäßheitder dessallstgenStatuten
und der Observanz— wenn auch ohne rechtlicheGrundlage— abhängig
gemachtworden ist, von folgendenBedingungen:

1) daß der Vater der Einzuschreibendenvon „eingebornem oder
reeipirtemAdel" sei; und

2) mütterlicherSeits mindestens nochderen beideEltern von kaiser-
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- lichem Adel sein müssen (mithin der Adel der Einzuschreibendenminde-

stens ein Adel von vier Ahnen sein muß);
nicht aber davon, daß der Vater der Einzuschreibendenein Mitglied

der Ritterschaft, oder im Lande ansässig oder auch nur überhaupt ein

Inländer sei.
Wie über die hierin liegendeReversalwidrigkeit zu urtheilen ist, dar-

über s. oben §. 3, — was aber die Qualität des verlangten Adels mütter-

licherSeite anbetrifft, so ist darüber im Jahre 1845 von „der Ritterschaft

vom eingebornen und recipirten Adel" zwar ein Beschluß gesaßt worden,

wonach es hiebei lediglich auf die ausdrücklicheAnerkennung des Adels

von Seiten beider Landesherren ankommensoll, dagegenaber sowohl von
der Stadt Rostock, als der Landschaft, und von mehreren bürgerlichen
Mitgliedern der Ritterschaft Protest eingelegt (Beil. Nr. 2i Litt. Y.).

Der Vollständigkeithalber ist endlich noch zu bAnerken, daß nach
einem Beschlüssevom Jahre 1822 (von der „eingebornen Ritterschaft")
die weiblichen Nachkommen der von jener Zeit an Recipirten nur

dann in die Klöster eingeschriebenwerden sollen, wenn ihre Väter einen
Grundbesitz und ein Domicilium in Mecklenburg haben oder zur Zeit

ihres Todes gehabt haben. (Beil. Nr. 18 Litt. N.). Es kommt also für

die feit 1822 erst recipirten Adelsfamilien, aber auch nur für
diefe, (nicht einmal für die vermögehundertjähriger Ansässigkeitagnoscir-

ten) zu den obigen beiden Bedingungen noch diefe dritte hinzu. Erst im
Jahre 1845 ist durch einen von „der Ritterschaft vom eingebornen und
recipirten Adel" allein gefaßten, aber eben deshalb von vielen Seiten

her nicht anerkannten, Beschluß jene Bestimmung von 1822 auch auf
die fortan wegen der Dauer ihrer Ansässigkeitzu agnoscirendenFamilien
erstreckt,zugleichaber diese Dauer selbst von hundert Jahren auf fünf-
zig Jahre mit einigen Modificationen herabgesetztworden (Beil. Nr. 21.
Litt. Y).

§. 6. 3) Die städtischenund die landesherrlichenStellen.

In Ansehung der städtischenund der landesherrlichen Stellen ist zu-
nächst der Unterschiedzu beachten, daß hier die Klosterfähigkeit mit der
Berechtigung zur Einschreibung nicht in der Art zusammenfällt, wie bei
den ritterschaftlichenStellen. Eben deshalb hängt natürlich die Gelan-
gung zu jenen Stellen ganz von der Bewilligung derjenigen ab, welche
diese Stellen zu besetzenhaben.

Was aber die Fähigkeit betrifft, so kommen hier zu den kloster-
mäßigen und reversalmäßigen Chialificationen in der That gar keine
weiteren hinzu, man müßte denn eine solche hinsichtlichder städtischen
Stellen in der vorgeschriebenenvorderstädtischenEoncessionsurkundefinden
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wollen oder hinsichtlichder der Stadt Rostockim Kloster Ribnitz beson-
ders zustehendenStellen in dem Umstand, daß der betreffendeVergleich
von 1705 immer nur von „Rostocker bürgerlichen" Jungfrauen redet.
Aber jene Concessionsurkundeist in Wirklichkeitnur ein Attest darüber,
daß die Städte der betreffendenJungfrau bei vorgewesener Wahl die
Aufnahme bewilligt haben, und die Besetzung der beiden Rostockschen
Stellen in Ribnitz mit RostockerbürgerlichenJungfrauen beruht vermöge
des der Stadt RostockzustehendenBeliebens augenscheinlichmehr auf
einer natürlichen faetischenGestaltung, als auf einer ausschließlichen
Fähigkeit.

Was die Formalien in Betreff der oben gedachtenvorderstädtischen
Concessionsurkundebetrifft, so ist darüber auf die Beil. Nr. 18 Litt. M.
zu verweisen, daß aber nur die Töchter von Bürgermeistern oder
Magistratsperfonen aufnahmefähig seien, ist weder durch irgend ein
Statut jemals festgestelltworden, noch läßt sich eine solcheBehauptung
auf ein bindendesHerkommenbegründen, wenn es auch aus der Geschichte
genugsam bekannt ist, daß von Anfang an eine Bevorzugung der Ma-
gistratstöchterStatt gesunden hat. Im Jahre 1715 wurde die Tochter
eines Assessors Beselinim KlosterDobbertin aufgenommen(Beil. Nr. 20
Litt. P). Daß im Jahre 1737 die beiden vorderstädtischenBürgermeister
von Parchim und Güstrow unter einander verabredeten (wie Franck er-
zählt), es sollten zu solchenStellen keineanderen befördert werden, als
deren Eltern sichum die Städte wohl verdient gemachtoder noch machen
könnten, und dann die beiden zu besetzendenStellen gleichfür ihre eige-
nen Töchter nahmen, nochdrei andere Conventualinnen sofort einschreiben
ließen, und selbstNeigung zeigten, die Vergebung der Stellen ganz allein
in die Hände der vorderstädtischenBürgermeister zu legen (Beil. Nr. 18
Litt. J.) — dies Alles konnte die wohlbegründetenRechte der ganzen
Landschaft,über die Besetzungder städtischenStellen zu bestimmen,nicht
aufheben.

Nur die Attestation der Vorderstädte scheint sofort in Gebrauch
gekommenund nicht angefochtenworden zu sein, — schon im Jahre
1766 wurde den Provisoren sodann durch förmlichenLandtagsbeschluß
ausgegeben, keine Einschreibungzu den städtischenStellen anders als
auf ein solchesAttestat hin vorzunehmen(Beilage Nr. 18 Litt. X.), und
dieseBestimmung in dem Reglement von 1777 (Beilage Nr. 17 Litt. B.
sub VIII.) wiederholt.

Im Jahre 1771 kommt zwar die Aeußerung zweier städtischerDe-
putirten vor, als müßten die EinzuschreibendenTöchter von Magistrats-
gliedern sein (Beilage Nr. 18 Litt. L.) — so sei es zu verstehen, wenn
es früher geheißenhabe, sie müßten „aus den Mitteln der Städte" sein,
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— aber diese unbegründete, willkürlicheund selbst nicht einmal ganz
bestimmte („in der Regel von einer Magistratsperson entsprossen")
Behauptung ist niemals von gestimmterLandschaft ausdrücklichapprobirt
worden.

§. 7. III. Prüfung der Klosterfähigkeit.

Die Prüfung der Klosterfähigkeitist Sache der Provisoren. Aber
dieselbenstehen auch in dieser Beziehung in Abhängigkeit und unter der
Controle ihrer Auftraggeber, mithin der gestimmten Landtagsversamm¬
lung von Ritter- und Landschaft. In dieserBeziehung sind noch folgende
Einzelnheiten bemerkenswerth.

Nach einem Beschlüssevom Jahre 1769 sollen die Provisoren bei
jährlicher Producirung der Klosterlisten auf Landtägen, auch die Doeu-
mente in vidimirter Abschristvorlegen, durch welchesie bewogen worden,
landesverfassungsmäßig die Exspeetanzenin dem letztabgewichenenJahre
zu ertheilen (Wolsf Rep. S. 285).

Nach dein Reglement von 1778 (Beilage Nr. 17 Litt. B. sub VIII.)
sollen die Provisoren alle Jahre die Einschreibungslistennebst den Ahnen-
tafeln der neu eingeschriebenenFräuleins, wie auch den Bewilligungen
der Vorderstädte von einer eingeschriebenenDemoiselle auf den Landtags-
tisch legen.

Im Jahre 1777 wurde die Prüfung der producirten Ahnenbeweise
dem Engern Ausschusseübertragen, um darüber auf dem nächstenLand-
tage zu referiren, auf diesem aber — 1778 — beschlossen,daß in Zu-
kunst dies den Provisoren ausgetragen werden solle, als deren Officium
es bisher immer gewesen. Diese haben davon in zweifelhaften Fällen
auf den Landtägen zu referiren und nach Umständen auch die in das
Kloster gehenden Committen dabei mit zu Rache zu ziehen (Wolff
Rep. S. 288).

Im Jahre 1781 wurde die Prüfung der Ahnenbeweisedrei beson-
deren Klosterrevisionscommittenüberwiesen (Wolff a. a. O. S. 289),
auch bediente sich die Landtagsversammlung in streitigen Fällen dazu
der Vermittlung des Engern Ausschusses(1784, Wolff Repert. Erste
Forts. S. 130).

Im Jahre 1796 wurden die Provisoren beauftragt, die Ahnentafeln
den Loealcommitten vorlegen zu lassen, damit diese dem landtägigen
Pleno mit ihrem Erachten an die Hand gehen könnten (Wolfs Repert.
Zweite Forts. S. 112).

§. 8. Das Kloster zum heiligenKreuz.
In das RostockscheKloster sind nach dem RostockerErbvertrage von
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1584 aufnahmefähig „einländische Jungfrauen vom Adel und Bürger-
kinder." Daß auch hier „einländifche Jungfrauen vom Adel" so viel zu
bedeuten habe, wie „Jungfrauen aus den alten einländischen Adels-
familien", und „Bürgerkinder" etwa so viel, wie „Töchter von Rostocker
Bürgern" ist noch Niemandem in den Sinn gekommen, vielmehr hat
man das Wort „einländisch" stets in seiner natürlichen Bedeutung ver-
standen, und aus der Gegenüberstellung der „Bürgerkinder" mit dem
„Adel" folgt, daß mit letzterem Ausdruck nicht wohl eine Beschränkung
auf Töchter Rostocker Bürger bezielt sein kann. Die revidirte Kloster-
ordnung von 1630 fügt (Art. 2) noch hinzu, daß die Aufzunehmenden
gut Gezeugniß haben, eines christlichen,ehrlichen, züchtigen und keufchen
Lebenswandels sein und durch einen Geistlichen wegen ihres Glaubens
geprüft werden sollen. Damit sind alle Erfordernisse erschöpft. Daß der
Glaube der evangelisch-lutherische sein müsse, darf hier wohl ebenfalls
aus den im §. 3 angeführten Gründen angenommen werden.

Daß denn auch in der That nicht bloß Nicht-Rostockerinnenin dein
Kloster gewesen sind, sondern sogar (unzulässiger Weise) Fremde aus
Holstein, erhellt aus Franck A. u. N. M. XV. S. 120. Vgl. auch
(Diemer) Bemerk, über das staatsrechtl. Verh. u. s. w. S. 15.

Nach diesen wenigen Bemerkungen bleibt hier nur ein Umstand zu
erwähnen übrig, der — an sich ohne Bedeutung — doch deshalb inte-
ressant ist, weil er so recht zeigt, wie man in Mecklenburg das Her-
kommen verstanden und wie leicht man überall geneigt gewesen ist, aus
den zufälligsten, vielleicht nur einmal vorgekommenenThatsachen gleich
herkömmliche Rechte zu bilden. Es waren nämlich — offenbar rein
zufällig — einmal zwei Schwestern eines adligen Geschlechtsin diesem
Kloster gewesen, s. Franck a. a. O. Ebenso zufällig war später nur
eine Adlige in demselben, und nach Di einer a. a. O. seit dem Beginne
des vorigen. Jahrhunderts immer nur eine. Kaum sollte man es glau-
ben und doch ist dem so, daß vermöge dieser — ursprünglich wenigstens
gewiß rein zufälligen Thatsachen — einerseits (von Diemer a. a. O.)behauptet wird, es sei in diesem Kloster nur eine adlige Conventualin
zur Zeit zulässig (und dies wird als hunderb und fünfzigjährige Obser-
vanz, als wahre Rechtsnorm hingestellt); — andrerseits die Ritter-
schaft aus dem Landtage des Jahres 1746 prätendirte, es sollte „die
zweite adlige Stelle in diesemKloster alter Gewohnheit nach wiederbesetzt
werden," (s. Franck A. u. N. M. XVIII. S. 376), ja sogar in den
L. G. G. E. V. §. 124 den (bis jetzt erfolglos gebliebenen) Vorbehalt
ihrer Rechte an dem Kloster zum heiligen Kreuz hineinbrachte. Als ob
jemals die Ritterschaft als folche dergleichenRechte gehabt hätte!

Von der Unzuverläfsigkeitund der freien Phantasie des Schriftstellers
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von Kamptz (die freilich auch aus seinem von Unrichtigkeiten wimmeln-

den Civilrechte hinlänglich bekannt) giebt es wohl kaum ein eclatanteres

Beispiel, als wenn man in dessenSchrift „Ueber die Theilnahme an

adligen Klosterstellen u. s. w." Seite 121 hierüber Folgendes zil lesen

bekommt: „In Ansehung der Theilnahme des Adels an dem Kloster

Heiligen Kreuz ward nach gleichem System verfahren und in demselben

dem Adel nur eine bestimmte Anzahl von Stellen überwiesen, wo-

gegen aber die Stadt Rostockaußer den oben erwähnten bürger-

lichen Stellen in den drei Landesklöstern noch einige Stellen im

Kloster Ribnitz erhielt (Vergleich vom 7. April 1705)."
Also Rostock erhielt 170?! noch einige Stellen im Kloster Ribnitz

außer den 1737! und 1755! den Städten in den drei Landesklöstern be-

willigten Stellen und zwar als Gegenleistung gegen die dem Adel (als

Geburtsstand!) in dem (gar nicht der Stadt Rostock gehörigen!) Kloster

„Heiligen Kreuz" (wann und wodurch?) concedirte bestimmte Anzahl (wie

viel?) Stellen! — Das ist in der That zu Viel und zu arg, denn es

dürfte kaum möglich sein, der historischenUnwahrheiten und zugleich der

völligen Widersinnigkeiten mehrere in so wenigen Worten vorzubringen,

als hier geschehenist!

Anmerkung zum. zwölften Kapitel.

§§. 4 und 5. Die in dem §. 4 in Bezug genommene Stelle aus der „deduetivi-

sche» Vorstellung vom Jahre 1795" lautet vollständig so:

„Dem Zweifel darüber, wenn er entstehen könnte, daß die drei Landesklöster

adelige Klöster sundations- und constitutionsmäßig sind, kann man, sobald es

erforderlich sein sollte, für zwei der Landesklöster mit Urkunden und Doeumen-

ten entgegenkommen. Die Ausnahme des dritten hingegen zu dociren, möchte

dem Gegentheile obliegen. Wenn nicht, so kann vom dritten der Beweis sich

auch noch beim Nachforschen und also überhaupt dahin finden, daß absichtlich

sie zur Unterstützung der damals florirenden Familien gewidmet sind, und daß

ihr Fond häufig durch Schenkungen und Vermächtnisse eben dieser Familien und

durch die Vorsorge der aus denselben gewählten Vorsteher vergrößert worden."

Dem entsprechend äußert sich auch der Verfasser der in demselben Jahre erschienenen

Flugschrift „Erinnerung an die Nichtadlige Herren Gutsbesitzer in Mecklenburg" (einer

Gegenschrift gegen die Schrift des Postdirectors Hennemann: „An die nicht adeligen

Mitglieder der Mecklenburgischen Ritterschaft", Schwerin 1795) Seite 18 mit vielem

Behagen, aber doch gleichfalls sehr zurückhaltend und geheimnisvoll, wie folgt:

„Nur unter den beiden Ständen ist es einmal in älteren Zeiten zur Sprache

gekommen, daß die Stellen im Kloster durchgängig mit Adligen besetzt würden,

da dann nach freundlicher Unterhandlung Städte es beh dem bisherigen Brauch

zu lassen, sich erklärt haben, welches neben der stiftungsmäßigen Bestim-

mung der Klöster Ribnitz und Malchow für den Adel, die unser Herr
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Verfasser nicht zu kennen scheint, vermutlich die Grundlage der zwischen
Ritterschaft und Städten später getroffenen Vereinbarung über die Theilnahme
an den Klöstern gewesen ist."

Aber noch im Jahre 1343 spricht sich die im Auftrage der Landesregierung und mit
Benutzung aller nur irgend auffindbar gewesenen Nachrichten und Materialien abge-
faßte „Benrtheilung der Darlegung der Deputirten des eingebornen Adels" (Extra-
Sendschreiben an die bürgerlichen Rittergutsbesitzer Seite 218) unumwunden da¬
hin aus:

„Die meisten Nonnen waren allerdings aus rittermäßigen Familien; jedoch
waren zu jeder Zeit auch viele Nonnen bürgerlicher Herkunft in den Klöstern",

und darf man daher wohl als sicher annehmen, daß trotz der obigen Versiche-
rungen die Vertreter des eingebornen Adels den Beweis,

daß wenigstens die Klöster Malchow und Ribnitz schon fundationsmäßig nur
für adlige Conventualinnen bestimmt gewesen seien,

weder zu erbringen versucht haben, noch denselben zu erbringen im Stande gewe-
sen sind.

Völlig entscheidend dürfte es in dieser Beziehung sein, daß selbst ein so eifriger
und behauptungskühner Schriftsteller wie der Verfasser der Schrift: „Heber die Theil¬
nahme an adligen Klosterstellen" (Berlin 1842 — bekanntlich der Minister v. Kamptz)
es nicht gewagt hat, eine solche Behauptung von Neuem vorzutragen. Im Gegen-
theil heißt es in dieser Schrift sehr bestimmt und ohne allen Vorbehalt (Seite 103):

„Kein Stand hatte damals (d. h. vor der Reformation) ein ausschließliches
Recht an den Klöstern, jeder konnte in dieselben eintreten, der von dieser Frei-
heit Gebrauch machen und von dem klösterlichen Convente aufgenommen ward",

und ferner Seite 106 f.:
„In Mecklenburg waren weder das Hochstift, noch die Klöster und insonderheit
die Jungfrauenklöster ausschließlich sür einen Stand und besonders für den
Adel gestiftet und gab es damals weder besondre adlige, noch besondre bürger-
liche Klöster, mit Ausnahme derjenigen, die aus den Mitteln einzelner Städte
ausschließlich sür deren Bürger gestiftet waren. Kein Stand hatte daher ein
ausschließliches Recht auf die Klöster oder auf einzelne derselben",

und endlich nochmals Seite 109:
„So wurden durch Verhältnisse schon Jahrhunderte vor der Reformation die
nicht in den Städten, sondern außerhalb denselben belegenen Klöster, welche
auch in Mecklenburg Feldklöster genannt wurden, mehr oder minder nur vom
Adel benutzt, obwohl das, von einigen Schriftstellern behauptete
ausschließliche Recht desselben auf diese Klöster, wenigstens als
Recht nicht erwiesen werden kann. Ein solches Recht stand vor der Re-
formation keinem Stande zu, felbst Ausländer waren in den älteren Zeiten nicht
einmal von der Theilnahme an derselben ausgeschlossen und der Herzog Magnus
scheint der erste gewesen zu sein, welcher diesen Grundsatz streng aufrecht erhielt,
indem er 1501 die ausländischen Jungfrauen aus den Klöstern Rehna und
Zarrentin wegweisen ließ".

Ueberhaupt aber wird dort (Seite 98 bis 109) ausgeführt, daß, wenngleich der
Adel von jeher ein größeres Interesse an den Klöstern (namentlich auf dem Plat-
ten Lande) gehabt habe, als der Bürgerstand in den Städten, — ein Satz, der frei-
lich völlig unbestreitbar ist, — darum doch der Bürgerstand auch von den Feldklöstern
niemals rechtlich ausgeschlossen gewesen sei, sondern sich vielmehr nur aus natürlichen
Gründen selber in der Regel auf die Stadtklöster beschränkt habe; sowie ferner, daß
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sich die überwiegende Zahl der in den Landklöstern befindlichen adligen Jungfrauen

auch daraus leicht erkläre, weil die Annahme der Conventualinnen damals noch der

Priorin und dem Convente zustand und diese natürlich den Töchtern von Verwandten

und Standesgenossen den Vorzug gegeben hätten.

Nach diesen Aussprüche» fährt der Verfasser sodann (Seite 113) fort, daß in die-

sen factifchen Verhältnissen auch durch die Überweisung der Klöster nichts verän-

dert worden sei. „Da die Klosterstellen, heißt es dort, damals noch nicht unter die

beiden Stände vertheilt waren, sondern den dazu sich meldenden Berechtigten nach der

Wahl des Convents ertheilt wurden, so wurden die Klöster noch fast ein Jahrhun-

dert ausschließlich vom Adel benutzt und verwaltet."

Auch nach der Ueberweisung beruhte mithin die Bevorzugung des Adels ledig-

lich auf den factischen Verhältnissen und von einem sundationsmäßigen Er-

fordernih des Geburtsadels zur Aufnahmefähigkeit kann somit bei keinem der drei

Landesklöster die Rede sein.

DreizehntesKapitel.

BedingungenundModalitätenderAusnahme.

§. l. Einleitung und Uebersicht.

Vergleicht man die jetzige Einrichtung der Klöster und ihrer Ver-

ivaltung mit derjenigen Beschaffenheit, welche die Klöster nach der im

ersten Kapitel gegebenen Schilderung vor der Reformation hatten, so

zeigt sich da eine so große Menge von Verschiedenheiten, daß man die

jetzigen Institute für wesentlich andere als die ursprünglichen zu halten

nicht umhin kann. Dennoch sind diese Unterschiede nicht alle aus ein-

mal durch die Reformation oder bei Gelegenheit derselben hervorgerufen

worden, sondern meistens nach lind nach entstanden und im Laufe der

Zeit mehr und mehr hervorgetreten. Diesen Verlauf zu verfolgen, be-

sonders soweit die Unterschiedesichauf die Bedingungen und Modalitäten

der Aufnahme beziehen, ist der Gegenstand dieses Kapitels, jedoch bedarf

es wohl kaum der Bemerkung, daß hier nur das Wesentliche berücksich-

tigt, keineswegs aber jede der vielen durch die Landstände bei den Lan-

desklöstern eingeführten Detailvorschriften erwähnt werden soll.

Anknüpfend an dasjenige, was im Kap. I. §. 5 über die Modali-

täten der Aufnahme gesagt ist, soll hier zuvörderst mit wenigen Worten

von dem
Probejahr, den
Ordensgelübdenund dem
Austritt aus den Klöstern
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die Rede sein, dann aber etwas ausführlicher gehandelt werden von
der Einführung einer geschlossenenZahl von Klosterstellen;
der Auflösung der Gemeinschaft des klösterlichen Lebens, der Ein-

führung abgesonderter Hebungen und Deputate, und deren Ab-
stufung; dann von

den Einschreibungen und Exspectanzen, und endlich von
den für die Aufnahme eingeführten Leistungen.

I, Die gänzliche Beseitigung des Probejahrs ist leicht erklärlich
aus der völlig veränderten Bestimmung der Klöster, aus der Abstreifung
des eigentlich klösterlichen Characters und der Verwandlung in Versor-
gungsanstalten, wobei nur ein gewisser Anstrich von der früheren geist-

lichen Eigenschaft der Institute übrig geblieben ist. In den Klosterord-

nungen der Landesklöster wird das Probejahr gar nicht mehr erwähnt,

in der revidirten Ordnung des Klosters zum heiligen Krenz von 1630

kommt es zwar dein Namen nach noch vor, ist aber ohne alle Bedeu-

tung, weil der Austritt aus dem Kloster nach beendigtem Probejahr nur

formell etwas mehr erschwert ist, als während des Probejahrs, bei dem

jetzigenEharacter der Klöster auch weder der Fall des Austritts so leicht

vorkommt, noch, wenn er vorkommen sollte, ein Grund vorliegt, den-

selben irgendwie zu erschweren.
II. Die ursprünglichen, eigentlichen Ordensgelübde waren dem

Geiste der Reformation so widerstrebend, dah die Kirchenordnungen (1S52

und 1602) dieselben ausdrücklich als sträflichen Mißbrauch bezeichnen

und dessen Abschaffung vorschreiben. An die Stelle der förmlichen Ge-
lübde sieht man daher auch in den Klosterordnungen bloße Zusagen
treten, welche entfernt an die alten Gelübde erinnern, aber doch ihrem
Wesen nach ganz davon verschieden sind. Sie beziehen sich auf ein
gottesfürchtiges Leben, Gehorsam gegen die Donnna und allenfalls noch
auf die demüthige Unterwerfung unter die Klosterdiseiplin, die Anlegung
der vorgeschriebeneneinfachen Kleidertracht u. dgl. — von einem Ueber¬
gang des Vermögens auf das Kloster ist begreiflicherweisegar nicht mehr
die Rede. In letzterer Beziehung verordnet vielmehr die revidirte Ord-
nung des Klosters zum heiligen Kreuz ausdrücklich, daß der Eintritt in
das Kloster der Eonventualin weder ihr Vermögen selbst, noch auch die
Disposition darüber, inter vivos und letztwillig, benehme, auch bei
ihrem Tode nicht das Kloster die Eonventualin beerbe, sondern die ge-
wöhnliche Jntestatsuccession eintrete. Einen Anklang an den früheren
Untergang des Privateigenthums im Klostereigenthum kann man noch
finden in der (freilich jetzt wohl längst unpraktisch gewordenen) Bestim-

mung der revid. Kl. Ordn. von 1610 sub Nr. 26.
III. Auch die Freiheit des Austrittes aus den Klöstern ist als

Viereck, Rechtsverhältnisse. I. Bd. 14
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eine unmittelbare Folge der Resorination und der dadurch abgeschafften

Gelübde zu betrachten. Sie wird iu allen Klosterordnungen ausdrücklich

bestätigt, und nur die Genehmigung der Provisoren, resp. der Visitatoren

dazu erfordert. Da dieser Gegenstand jetzt von sehr geringer praktischer

Bedeutung ist, so möge hier nur noch eine Hinweisung auf die Bestini-

mungen der Kirchenordnungen und der Klosterordnung von 1572 Art. VI.

ihre Stelle finden, wonach die sich verheirathenden Conventualinnen nach

Maßgabe des von ihnen Eingebrachten eine Aussteuer aus dein Kloster

empfangen sollen, sowie endlich auch auf die in der revidirten Kloster-

ordnung von ILIO (ähnlich nach der Rühn'schen Klosterordnung) vorge-

schriebene Ausstoßung derjenigen Conventualinnen, die sich der Kloster-

disciplin nicht fügen wollen. Von dieser Vorschrift Gebrauch machend,

haben die Landstände in der That mehrmals auch solche Conventua-

linnen, welche den landstündischen Gerechtsamen nicht die gebüh-

rende Berücksichtigung schenkten, mit Ausstoßung und Wegjagung als

Strafe bedroht (f. die Beilagen Nr. 14 Litt. H. und Nr. 15 Litt. A.

und D.).

§. 2. Geschlossene Zahl der Klosterstellen.

a. In den drei Landesklöstern.

Obwohl schon die Klosterordnung von 1572 die Conventualinnen

anscheinend auf eine gewisse (nicht angegebene) Zahl gesetzt haben will,

und selbst für die Schulkinder ein Gleiches vorschreibt, fo ergiebt sich

doch andrerseits wieder aus der fürstlichen Resolution auf Grav. 5 vom

Jahre 1589 (Beil. Nr. 4 Litt. 0.), daß man damals eine beliebige Ver- '

mehrung der Conventualinnen, den Vermögenskräften der Klöster gemäß,

damit keineswegs unvereinbar gehalten hat. Indessen scheint doch auch

die revidirte Klosterordnung von 1610 (Art. 20) die Auffassung zu be-

dingen, daß die Zahl der einmal in jedem Kloster vorhandenen Conven-

tualinnen auch eine bleibende sei, sodaß also regelmäßig neue Eon-

ventualinnen nur alsdann aufzunehmen sind, wenn von den vorhandenen

eine durch Tod oder Austritt abgegangen ist. — Dadurch ist natürlich

nicht ausgeschlossen, daß die einmal bestimmte Zahl, sowie die Kräfte

des Klosters es gestatten, ein für allemal erhöht (resp. aber auch ver-

mindert), noch auch, daß außerordentlicher Weise und vorübergehend eine

oder einige Conventualinnen über die regelmäßige Zahl aufgenommen

werden können. Nur mit der Moderation, daß auch in dieser Bezie¬

hung das landesherrliche und oberbischöfliche Aufsichtsrecht das reine

landständische Belieben einigermaßen beherrscht. Die Provisoren sind

selbstverständlich an die einmal feststehende Zahl gebunden, nicht aber

die Landstände selbst, welche letztere darin nur durch das gedachte Ober-
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aufsichtsrechteingeschränktsind. Nur, ob auch aus hinlänglichen Gründen

eine Verminderung der Stellen auf diesem Wege eintreten könne, seit

durch die Exspectanzen den Exspeetivirten ein gewisses Recht ertheilt ist,

könnte zweifelhaft erscheinen, doch dürfte die Frage eher zu bejahen als

zu verneinen sein.
Wird diesenSätzen nur das Eine noch hinzugefügt, daß wir natür-

lich rücksichtlichder neueren Zeiten über die wirklicheZahl besserbelehrt
sind, als für die ältere Zeit, so kann man demgemäß sagen, daß sich

das Grnndprmcip in dieser Beziehung gleich geblieben, und auch jetzt

noch dasselbeist, welches es schon nach der Klosterordnungwar. Daß

die Vermehrung der Stellen durch die Landstände mehrmals Statt ge-

funden hat, ist bekannt und eine nicht zu verkennendeHindeutung auf

die Erlaubtheit dieser Verwaltungshandlung enthält ja auch der L. G.

G. E. V. im §. 125.
Nur von dem landesherrlichen Oberaufsichtsrechtezeigt die Geschichte

auch in dieser Hinsicht fast gar keine Spur, was mit der überhaupt so

außerordentlich sparsamen Ausübung desselbenzusammenhängt. Daß aber

daraus etwas Anderes und Mehreres, als die stillschweigendeGenehmigung

aller dessallsigenbisherigen landständischenBeschlüsse,zu folgern sei, läßt

sichmit Grunde nicht behaupten.
Im Jahre 1637 waren in Ribnitz nur vier Conventualinnen übrig.

Die Stände baten daher im Jahre 1650 „den vorigen numerum zu

suppliren", worauf aber geantwortet wird, daß der numerus vollkommen

fei, und 1651 den Ständen zu verstehen gegeben wird, daß mich in den

andern beiden Klö/tern die „gehörige Zahl" der Jungfrauen nicht erfüllt

sei. Nach dem Vergleiche von 1669 aber soll zu den vorhandenen zehn

Stellen noch eine Wohnung mit zwei Zellen ausgeführt werden, damit

zwölf Conventualinnen bequem untergebracht werden könnten. Diese

Zahl von zwölf findet sich denn auch noch in dem Vergleiche von 1705

wieder und wird dort als feststehendbehandelt. (S. die Beilage Nr. 14

Litt. G. K. M. N. und Nr. 20 Litt. J.) Franck (A. u. N. M. X. S. 207.)
behauptet, daß diese Zahl von zwölf Conventualinnen dort schon im

Jahre 1568 eine normalmäßige gewesensei.

b. Im Kloster zum heiligen Kreuz.

In diesemKloster sollen schonnach einem Statut vom Jahre 1605

nie mehr als zwanzig Conventualinnen sein (s. die revidirte Kloster-

ordnung ad Artic. 3).
Im Uebrigen werden auch hier wohl dieselben Grundsätze wie bei

den Landesklöstern zutreffend sein, nur daß an die Stelle der Landstände

die vier Visitatoren treten.
14*
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Ueber die jetzige Zahl der Conventualinnen in allen vier Klöstern

s. die Beil. Nr. 19 Litt. 0.

§. 3. Gemeinschaft des klösterlichen Lebens und Unterhaltes.

Fixirung und Abstufung der Präbenden, der Hebungen

und Deputate

Während in dem Kloster Rühn schon nach der Klosterordnung von

1619 alle Conventualinnen sowohl getrennte Häuser als Wohnungen,

als auch besondere,genall fixirte Hebungen und Deputate in Gelde und

Naturalien erhielten, und folglich nur noch der Gottesdienst eilt gemein¬

schaftlicher blieb, scheint nach der eben dort gegebenen Andeutung zu

jener Zeit mindestens das Dormitorium und Nefeetorium „in anderen

Klöstern" noch ein gemeinschaftlichesgewesenzu sein. Schon die Kloster-

ordnung von 1572 verstellt es indessenin dem „Beschluß" zur weiteren

Erwägung, in wie weit die Gemeinschaftder Speisung beizubehalten oder

aufzuhebensei (der noch jetzt bestehendeTitel „Küchenmeister"deutet da-

rauf hin, daß in älteren Zeiten die leiblicheUnterhaltung ebenso wie die

religiöse eine durchaus gemeinschaftlichewar), und aus der revidirteil

Klosterordnung von 1610 sub Nr. 5 und 6 erhellt, daß damals zwar

das Dormitorium nochüberall ein gemeinschaftliches,daß dies aber rück-

sichtlichdes Refectorii und also der Haushaltung überhaupt nur noch in
Dobbertin der Fall gewesenist, schonnicht mehr in Malchow und Ribnitz.

Daß in dieser Hinsicht mit der Zeit das Streben immer mehr zu
einer völligen Aufhebung aller Gemeinschaft (bis auf den eigentlichen

Gottesdienst) hinführen mußte, ist unschwer zu begreifen. Die Trennung

und Vertheiüing der Einnahmen in Gestalt besonderer Hebungen und in

der Zutheilung besonderer Deputate an Naturalien zeigt sich denn auch

bereitem der revidirtenKlosterordnungselbst(s. Nr. 14, 15, 16, 17, 22, 25),
aber allerdings dochnur so, daß hauptsächlichnur von besonderenDepu-

taten (an Naturalien) die Rede ist. Geldhebungen kommennoch nicht
vor, sondern nur die Vorschrift, daß die Hälfte von den Zinsen, welche
von den für die abgeschafftenKlosterhochzeiten gegebenen Geldern
aufkommen, jährlich unter die sämmtlichen Jungfrauen gleichmäßig ver¬
theilt werden soll.

Hienach müssen die eigentlichen Geldhebungen als ein Produet

der landständischen Verwaltung angesehen werden. Wann und wodurch
dieselbenzuerst in Gebrauch gekommensind, ist nicht mit völliger Bestimmt-
heit anzugeben, es mögen daher hier nur die nachstehenden historischen
Daten zur weiteren Aufklärung dienen.

Im Jahre 1632 ist beim Kloster Ribnitz noch bloß von „Deputaten",
nicht von Geldhebungendie Rede (Beil. Nr. 14 litt. G.), im folgenden
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Jahre (ebendaselbstLitt. H.) wird zwar schon eine Entziehung „der He-

bung" auf zwei Jahre als Strafe für die Jungfrauen in Vorschlag ge-

bracht, aber es ist nicht ersichtlich,ob darunter auch Geldhebungen zu

verstehensind. In gleicherUnbestimmtheitkommt der Ausdruck„Hebung"

auch noch 1653 vor (ebendaselbstLitt. 0.), doch wird schon 1654 das

Wort „Unterhalt" neben „Hebung" gestellt, was denn freilich auf ein

Einkommenan Gelde hinzudeuten scheint. In den Verhandlungen über

das KlosterMalchow hn Jahre 1666 ist schonvon den „herkömmlichen

Hebungenund Deputaten" die Rede, welcheohne Einwilligung der Eon-

ventnalinnennichtverändert werden könnten, mich ist ein Verzeichnis?der

den Jungfrauen gebührenden „alten und jetzigen Hebungen" vorgelegt

(man sieht hier auch, daß die Conventnalinnen sich auch damals immer

nochstark mit der Schweinezuchtbeschäftigten,worüber schondie revidirte

Klosterordnung unter Nr. IS etwas enthält) und wird reserirt, daß die

Jungfrauen das Einkaufsgeld unter sichin der Art theilten, daß davon

auchdie sicheinkaufendeihren Antheil, der Küchenmeisteraber zehn Thaler

erhielt (Spalding L. T. Verh. Bd. IV. S. 185 bis 190. Beil. Nr. 15

Litt. D.). Auch kommt hiebei wieder die Drohung vor, daß den Jung-

frauen, falls sie wieder einmal selbstständigbei der Landesherrschaftsich

Provisores erbitten sollten, wie damals geschehenwar, ihnen ihre Hebung

entzogenund denen zugewendetwerdensolle,die der Ritter- und Landschaft

Gerechtsamebesserbeobachtenwollten. Von einer gleichenDrohung, einer

einzelnen widerspenstigenEonventualin gegenüber, berichtet Franck in

A. u. N. M. XV. S. 155 ff. vom Jahre 1685, wobei derselbeschonden

Ausdruck „Gehalt" gebraucht. Denselben Ausdruck finden wir auch in

dem Reglement von 1777 sub XVIII. gebraucht. Der Vergleich vom

Jahre 1705 (Beil. Nr. 23 Litt. J.) nennt neben einander: „die Hebung

der Jungfrauen" und „was ihnen sonsten gebührt."

So scheinendenn im Laufe des XVII. Jahrh. die Geldhebungen nach

und nach in Gebrauch gekommen und gegen Ende desselben bereits völlig

sixirt gewesen zu sein. Aber bis zum Jahre 1738 gab es für alle Eon-

ventnalinnen eines Klosters nur eine Größe aller Präbenden. Franck

(A. u. N. M. X. S. 207) berichtet darüber — anscheinend aus einem im

Jahre 1738 abgestatteten Bericht (Beil. Nr. 21 Litt. F.), daß früher in

den drei Klöstern, je nach deren Vermögenskrästen, die Hebungen ungleich

(in Dobbertin am höchsten, nämlich fünfzig Thaler) gewesen seien, daß

aber int Jahre 1721 die „Ritterschaft bestrebt gewesen sei, alle Conven-

tualinnen in der Hebung gleich zu machen." Es muß dahin gestellt

bleiben, ob dieseAngabe ganz richtig ist, wie es aber mit der dort weiter

gegebenen Nachricht sich verhält, daß „das Land seit anno 1738 wieder

(angeblich nur in Erneuerung alter Verhältnisse) Eonventualinnen einge¬
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führt habe, welche nur zur halben Hebuilg stehen" — erhellt aus dem
in der Beilage Nr. 20 Litt. Q. mitgetheilten Extraet aus dem Landtags-
protocoll von 1737. Nicht „halbe Heblmgen" sind damals eingeführt,
wie Franck irrthümlich angiebt, fondern es sind zwölf neue Stellen an-
gesetzt,und ist dabei mir beliebt worden, daß die hiezu neu eintretenden
Conventualinnen (wovon zehn die zunächstExspectivirten, zwei aber von
den Städten zu wählen sein sollten) bis dahin, daß ihre Häuser erbaut
sein würden, von Trinitatis 1738 an baar, einZ für Alles, 60 Thaler
in vierteljährigen Raten erhalten sollten, mit der Beziehung des für jede
einzelnevon ihnen bestimmtenHauses aber auch jede einzelne zur völligen
Hebung gelange. Das sechsteund zwölfteHaus (der Ordnung nach, wie
sie fertig würden) sollten die beiden städtischenConventualinnen erhalten,
die übrigen zehn diejenigen, welchedamals die zehn ältestenExfpectanzen
hatten.

Franck's Referat ist also ungenau; die 60-Thaler-Hebungen waren
nur interimistische Gratisicationen an die zur Besetzungder zwölf
neu creirten Stellen bestimmten Conventualinnen, welche erst alsdann
nach der Reihe zur vollen Hebung gelangen sollten, sowie ihre neu zu
erbauenden Häuser fertig sein würden. Mag dieser Beschluß immerhin
zuerst den Gedanken an die Möglichkeit „halber Hebungen" angeregt
haben, diese selbst müssen erst später erfunden und eingeführt sein.

Mit diesem ihrem Namen als „Plätze zur halben Geldhebung" —
im Gegensatzezur „vollen Hebung" — und in der Größe von 60 Thaler,
ohne Wohnung und Victualien kommen sie im L. G. G. E. V. §. 125
vor; es ist daher nicht unwahrscheinlich, daß jener Beschluß von 1737
Insofern die Veranlassung und Entstehungsursache für diese Einrichtung
geworden sein mag, daß etwa die 60-Thaler-Präbenden, sowie sie durch
die wirkliche Gelangung der zwölf in's Kloster nach einander erledigt
wurden, von den zunächstExspectivirten beansprucht und diesen bewilligt
wurden.

Von der baaren Geldhebung sagt übrigens Franck a. a. O., daß
die ganze oder volle, als er schrieb (1755) 150 Thaler in allen Klöstern
betragen habe, daß die Domina das Doppelte erhalten habe, und für
die unbesetzte,aber klosterordnungsmäßigeStelle der Priorin (in Dobbertin
und Malchow) das Gehalt auf 200 Thaler festgesetztworden sei.

Die halben Hebungen von 60 Thalern ohne Wohnung und Natural-
deputate stammen hienach aus der Zeit zwischen1738 und 1755. Nach-
dem einmal dadurchdie Bahn gebrochen,die Präbenden nach ihrer Größe
abzustufenund verschiedeneClassenderselben (namentlich auch solche ohne
die Präsenzpflicht und Wohnung im Kloster) einzuführen (was der Ver-
forgungstendenzentsprach, aber den klösterlichenCharacter des Instituts
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wesentlichvernichtete), — war es nicht mehr zu verwundern, daß man
in solcherAbstufung weiter ging. Daß aber dies Verfahren von Seiten
des Landesherrn gebilligt worden ist, erhellt unzweideutig nicht bloß aus
dem L. G. G. E. V., sondern auch aus dem Vergleiche von 1809 (Bei-
läge Nr. 23 Litt, E.), indem die Landesherrfchast hier ja selbst vier
ganzeund zweihalbe, neu zu fundirendeHebungen zu ihrer freien Dispo-
sition annimmt, alle sechs ohne Wohnung und Naturalien.

Viertel-Hebungen zu 30 Thaler sind 24 an der Zahl im Kloster
Dobbertin im Jahre 1786 durch Beschluß der Ritter- und Landschaft
fundirt worden, obwohl mit dem Vorbehalt „auf so lange, als das Kloster
im Stande sein würde, noch außerdem jährlich 1000 Thaler als Capital
auszulegen." Hierüber, sowie über den Streit zwischender Ritterschaft
und Landschaft wegen der von elfterer allein beschlossenenabermaligen
und weiteren Ansehung von noch zwanzig Stellen zur Viertelhebung

(1789) u. s. w. sehe man die Beilage Nr. 19 Litt. Ii.

Es hat für uns kein erheblichespractifches Interesse, alle in dieser
Beziehung erfolgten Veränderungen zu verfolgen, oder auch die Größe
der Hebungen und deren Veränderung im Laufe der Zeit zum Gegen-
stände einer Znsammenstellung zu machen, (s. darüber Einiges in
Hane's Uebers. der Meckl.Gesch.S. 629, wie auch den gedrucktenLand-
tagsbericht von 1799, Seite 29 ff. 35, nebst Anlagen 4, 5, 6); für
den vorliegenden Zweckgenügt es, zu erwähnen, daß es jetzt giebt:

a. volle Geld- und Naturalhebungen,
b. volle Geldhebungen ohne Wohnung und Naturalien (seit 1799),
c. halbe Hebungen (seit 1755 oder etwas früher),
cl. viertel Hebungen (feit 1786).

In Betreff der Zuläfsigkeit einer Verminderung der Hebungen zum
Besten des Klosters ist zu vergleichendie Beilage Nr. 19 Litt. 6. u. I.

b. Beim Kloster zum heiligen Kr.euz.

Wegen des Rostock'fchenKlosters genüge es hier zu bemerken, daß
auch die revidirte Ordnung desselbenvom Jahre 1630 von separirten
Geldhebungen und Deputaten noch nichts erwähnt, daß aber anno 1684
schonGeldhebungen bestandenzu haben scheinen(s. Franck A. u. N. M.
XV. S. 121), daß der ganze Entwicklungsgangein analoger gewesen
sein wird, wie bei den Landesklöstern, und jetztmich bei diesem Kloster
halbe und viertel Hebungen ohne Wohnung im Kloster eingeführt sind.
Seit wann? ist auch aus (Diemers) Bemerk,üb. das staatsrechtl. Verh.
it. s. w. nicht zu ersehen. Wegen der Größe der vollen Hebung .
Diemer a. a. O. Seite 14.
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Einschreibungen und Exspectanzen.
i

§. 4. Einschreibungen und Exspectanzen.

Was nun ferner das bekannte Verfahren betrifft, wonach jetzt die-
jenigen, welcheaufgenommen werden sollen, zunächst nur in die Kloster-
liste eingeschriebenwerden, darauf einen Exspectanzscheinerhalten und
demnächst,sowie eineKlosterstellevaeant wird, nach der Reihenfolge ihrer
Einschreibungerst wirklichin das Kloster gelangen und resp. in der An-
wartschaft aufrücken, — so kann es beinahe auffallen, daß dieses Ver-
fahren bei den Landesklöstern erst viel später eingeführt und aus rohen
Anfängen anscheinenderstnachund nach ausgebildetworden ist, während sich
beim Rostock'fchenKloster schon in der revidirten Ordnung von 1630
vorgeschriebenfindet: „daß der (von den Visitatoren und der Domina
angenommenen)Jungfer Name in das Exspectantien-Buch geschrieben
und nach der Ordnung, wie sie im Buche befunden in der abgelebten
Jungfer Stelle auf vorgehende baare Erlegung des Kloster-Brautschatzes
und der Domina geleistetemGelübde für eine Klosterjungfer eingenommen
und bestätigt werden" soll. Hienachwird es dort nach Diemer a. a. O.
Seite 4 und 14 noch jetzt gehalten (1849 waren 53 Exspectantinnen vor-
Händen) und ist darüber weiter nichts zu bemerken, als der Unterschied
dieses Verfahrens von dem bei den Landesklöstern eingeführten rücksicht-
lich der Zeit, wann das Einkaufsgeld gezahlt wird. Beim Kloster zum
heiligen Kreuz soll dies erst beim wirklichenEintritt in das Kloster ge-
schehen(das EinkaufAgeldkann also auch vorher niemals dem Kloster
verfallen), bei den Landesklöstern hingegen wird es schon bei der Er-
langung der Exspectanz gezahlt und fällt dann unter Umständen dem
Kloster anHeim, ohne daß die Exfpectivirte wirklich ins Kloster kommt
oder auch nur zu einer Hebung gelangt.

Bei den Landesklösternscheintdie Einschreibungsich meldender oder
angemeldeter Bewerberinnen erst gegen Ende des XVII. Jahrh. in Ge-
brauch gekommen zu sein und zwar lediglich als Folge des seit Ende
des dreißigjährigen Krieges sehr vermehrten Andranges, wahrscheinlich
auch anfangs als eine bloß von den Provisoren ausgegangene Maß-
regel, mittelst deren diese sich für die eintretenden Fälle gegen den Vor-
wurf der Begünstigung oder Zurücksetzungschützenwollten. Hiefür spricht
namentlich der in der Beilage Nr. 19 Litt. A. referirte Fall, wo die
Landtagsversammlung selbst auf eine an siegerichteteBitte einemFräu-
lein die erste vacirende Stelle in einem der Klöster zusagt (1666),
und demgemäß zwei Jahre später ein Mandat zur wirklichenReeeption
an die Provisoren des Klosters Malchow ertheilt. Wären Einschreibungen
und Exspectanzendamals schon im Gebrauch gewesen,so wäre einerseits
wohl kaum die Bitte um Ertheilung der Anwartschaft an die Landstände
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selbstgerichtetworden,andrerseitshätte dieseBitte ohne Verletzungder
Rechteder bereitsExspectivirtengar nichtfüglichgewährtwerdenkönnen.
Von Bezahlungeines Einkaufsgeldesbei Ertheilung der Anwartschaft
ist hier nochgar nichtdie Rede und der wesentlicheUnterschieddieses
landtäglichenBeschlussesvon der späteren Exspectanzertheilung
durch die Provisoren fällt damit sofort in die Augen.

Aber, waren die Einfchreibungen'imJahre 1660 nochnichtgebräuch-
lich, so müssensie doch schon vor dem Jahre 1689 in Gebrauch ge-
kommensein, weil damals die Landstände bereits eine Verordnung
machten,daß die Provisoren zur Zeit immer nur zwei Jungfern ein-
schreibensollten(BeilageNr. 19 litt. C.). AllemAnscheinenach billigte
also die Landtagsversammlungzwar im Allgemeinen,den inzwischenvon
den Provisoren eingeführtenGebrauch,glaubte aber davon üble Folgen
befürchtenzu müssen, wenn den Einschreibungennicht eine Grenze ge-
stecktwürde, und schränktedieselbennun auch sofort fo sehr ein, daß der
von den Provisoren dabei verfolgte Zweckwiederum gänzlichvereitelt
werdenmußte. Dies zeigt sichdenn auch fchon aus demjenigen,was
als Folge jener Einschränkungim Jahre 1694 von dem Landrath von

Bassewitz(BeilageNr. 19 Litt. D.) zu Protocoll vorgetragen wird, auch
erkenntman aus der im Jahre 1693 nothwendigbefundenenVerfügung,

daß nicht zweiSchwestern auf einmal in ein Kloster aufgenommen

werden sollten (Franck A. u. N. M. XVI. S. 31), wie sehr sich der

Zudrang zu den Klösternin jener Zeit gesteigerthaben mochte.
DieseUmständeveranlaßten alsbald, im Jahre 1694, die Wieder-

aufhebung jener Verordnung von 1689. Sieht man den damals auf

den Vorschlagdes gedachtenLandraths von Bassewitzgefaßten Beschluß

genauer an, so ergiebt sich derselbesogleichals die wahre Quelle und

der Ursprung des jetzigenVerfahrens, wozu die von den Provisoren ein-

geführtenEinschreibungennur gewissermaßenden erstenStoff geliefert

hatten. Diese Einschreibungenwurden nun nicht allein an und für sich

gebilligt,sondernauch den Provisoren in ganz unbegrenzter Zahl ge-

stattet; was aber die Hauptsachedabei war, es wurde nun zugleichbe-

stimmt,daß fortan
„das Einkaufsgeldundwas denProvisorenund demKüchenmeister
gebührt,sofortbeiErtheilungder Exspectanz erlegt,keineZinsen
davon bezahlt,und im Fall die Jungfrau, es fei auf welcheArt

es wolle,nichtwirklichins Klosterkäme,solchesEinkaufsgelddem
Klosterverfallensein und bleibensolle."

Hiemitwar natürlichunerläßlichverknüpft,daß die Einschreibungen
bereitsein wirklichesAnrecht gebenmußten(was früher vielleichtnoch
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nichtunbedingtzu behauptenstand)und sehrbezeichnendwird daher hier
auch zuerstdas Wort „Exspectanz"gebraucht.

NachdemdurchdiesenBeschlußdas Princip des Verfahrens einmal
- begründetwar, bliebnur dessenweitereAusbildung,z. B. die genaueBe-
stimmnng der Priorität unter den Anmeldungen,der Form der Ex-
spectanzertheilungu. s. w. übrig. Daß die Zeit der Anmeldungoder
EinschreibungoderEinzahlungdes Einkaufsgeldesunter denExspectivirten
bald zur Grundlage der Prirorität des Anspruchesgemachtwerden
mußte,war namentlicheinebloße,unvermeidlicheKonsequenzdes Grund¬
satzesselbst.

Auch hier kann es nun aber nicht beabsichtigtwerden, alle hier
einschlagendenBestimmungenzusammenzustellen.Dies liegt über den
ZweckdieserAbhandlunghinaus. Nur einigeder vielenFeststellungen
mögengleichsamals Beispieledienen, wie das System von den Land-
ständenallmäligausgebaut wurde.

Als praktischeBeispielevon der Anwendungdes neuen Verfahrens
sind zu erwähnen und zu vergleichendie Fälle, welchevorkommenin der
Beilage Nr. 18 Litt. B. (1702 „Exspectanzzettel"),Nr. 19 Litt.- E. (1705,
wobereitsdie Priorität nachdemDatum der Exspectanzertheilungvoraus-
gesetztwird), Nr. 18 Litt. v. (1711„Exfpectanzbriefe"),ebendaselbstLitt.
G. (1715) u. s. w. S. auchden Vergleichmit Rostockvom Jahre 1705
(Beilage Nr. 20 Litt. I.) unter Nr. 2 und 3, und das Reglement von
1777 (Beilage Nr. 17 Litt. B.) unter VIII. („Exspectanzfchein").

Wegen der Bedeutung des Exspectanzscheines,daß dessenVerlust
den Verlust der Forderung selbstkeineswegsnach sichziehe,s. die Beil.
Nr. 19 Litt. H.

Wegen der Bestimmung,daß nicht zwei Schwesternzugleichin ein
Kloster einzunehmenseien und der daraus hervorgegangenenweiteren
Bestimmungenüber den bei EinschreibungmehrererTöchterinnezuhalten-
den „Turnus", s. die Beilage Nr. 19 Litt. F.

Wie ferner die LandtagsversammlungeinzelneControverfenent-
schied,wobei es darauf ankommt,in welchemMomentedas Anrechtent-
steht,nach welchemZeitpunktedie Priorität zu bestimmenfei u. dgl. m.,
davon kommenBeispielevor in der Beilage Nr. 19 Litt. L. M. N.

Die Exspectanzgiebt nach dem Herkommennoch keineswegsein
ganzunbedingtesAnrecht. Zeigt sichnach erfolgterExspectanzertheilung
ein Mangel an der Klosterfähigkeit(insbesondereein Ahuendesect),so
wird die Einschreibungwiederdelirt, also auchdie Exspectanzannullirt
und zwar das Einschreibegeldcum usuris iisque ad alterum tantum
restitnirt,dasjenigeaber, was die Provisorenund der Küchenmeisterda-
von an Gebührenerhalten,gar nichtzurückgegeben.(S. Wolff Repert.
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S. 310, 298, 301 f., 305, 307, 313. Erste Fors. S. 145, 134. Zweite
Forts. S. 116f., 118. In dem wahrscheinlichersten Falle dieser Art

(1715) solltenauch die obgedachtenGebühren mit zurückerstattetwerden

(s. d. Beilage Nr. 19 Litt. E. F).
Daß selbstdie dnrchdie Exspectanzerlangte Priorität nicht immer

geachtetwordenist, daß die Exspectanzennicht als Hinderniß angesehen
wordensind,Klosterstellenausnahmsweisemit Vorbeigehungder Exspec-
tivirtenunmittelbar, doch ganz ohne vorherige Einschreibung,zu der-
leihen, davon giebt nicht nur die Verleihung der zwei neu sundirten
Stellen in Dobbertin an die städtischenConventualinnenim Jahre 1737
ein Beispiel(Beilage 20 Litt. Q.), sondernnoch deutlicherder mehrmals
statt gehabte „Verkauf" einer KlosterstellezumBestendes KlostersWal-
chow, wobei die Rechteder Exspectivirtennur theilweiseeinige Berück-
sichtigungfanden (s. Wolfs Repert. S. 308, 310, 311).

Bei den städtischen Stellen ist das Verfahrenrücksichtlichder Ein-
schreibungund Exspeetivirungdurchaus dasselbe,wie bei den ritterschast-
lichen(s. die Beilage Nr. 20, Litt. I. Q. und Nr. 18, Litt. I. K. M.), bei
den landesherrlichen hingegenfindetdasselbeüberall keineAnwendung,
indem nach einerBekanntmachungvom 8. Januar 1842 (Raabe's Ge-
setzsammlg.Bd. IV. S. 588) auf diese Stellen oder richtiger Geld-
Hebungenüberhaupt keineExspectanzenweiter ertheilt werden.

Sowohl die Abstufungder Hebungen, als auch das Verfahren der
Einschreibungund Exspeetivirunghat übrigens Nachahmung gefunden
bei der städtischenStiftung für Jungfrauen bürgerlichenStandes. (S. de-
ren Statuten in Raabe's GesetzsammlungV. Seite 277 ff., und deren
Zweite Folge Bd. III. S. 913 ff.) Daß das Verfahrenan sichfür rechts-
gültig und die landesherrlicheGenehnngungzu demselbenals stillschwei-

gend ertheilt anzusehenist, kann nicht zweifelhafterscheinen.

§. 5. Receptionsgelder.

Daß trotz aller Verbote und scharfenStrafandrohungen schon in
der katholischenZeit sich der Gebrauch bildeteund behauptete, bei der
Aufnahmein ein Klosterdiesemeine Mitgift zuzubringenund den Eon-
ventualinnen einen Schmaus (eine „Klosterhochzeit")zu geben — wobei
immer noch die Idee einer Vermählung mit dem „himmlischenBräuti-
gam" zum Grunde lag, — dies ist schonim erstenKapitel bemerktwor-

den. Nachdemvorlängst der ganzlicheUebergangdes Privatvermögens

der Aufgenommenenin das Klostervermögeuaufgehört hatte, dauerte
diefe „freiwillige", aber zugleichauch „herkömmliche"Einbringung eini-

gen Vermögensfort, aber natürlich ganz ohne irgend welcheFeststellung

der Summe.
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An diesenGebrauch erinnert die Klosterordnungvon 1572, indem
sie ihn förmlichlegalisirt. Denn nach ihr (V. sub 6 und VI.) sollen
die einzunehmendenJungfrauen „nach ihrem Vermögen zu Unterhaltung
des Klostersauch etwas Geld hineinbringen, welches,wenn sie im Klo-
ster bleibenund sterben,demKlosterverbleibt, wenn sie sichaber wieder
herausbegeben,ihnen (als Hülfezur ehelichenAussteuer)theilweisewieder
erstattet werden soll." Und so sagt denn auch die revidirte Klosterord-
nung von 1610 sub Nr. 20, daß „die Freunde (Verwandte) einer ver-
storbenenoder „abgestandenen"Klosterjungfraudas Geld, das für eine
Person ins Klosterzu nehmen,gewöhnlich gegebenwird, wenn es bei
der Jungfrau Lebzeitennicht erlegt worden, nach derselbenAbsterben,
wenn dieselbeauch über vier Wochennicht darin gewesen,erlegen und
bezahlen und sich dessenkeineswegsverweigernsollen." Es wird also
die „freiwillige" Gabe allerdings schonzur Pflicht gemacht, aber über
derenBetrag nochnichts bestimmt,vielmehrdieserhalbauf den Gebrauch
verwiesen. Nur die „Klosterhochzeiten"will die revidirte Klosterordnung
(sub Nr. 22) abgeschafft haben, und sollen statt dessen (in Ribnitz und
Malchow, — von Dobbertin ist nicht die Rede!) die ausgenommenen
Conventualinnen100 Gulden baar an das Klostererlegen.

Die wenigeJahre später (1619) erlasseneRühnscheKlosterordnung
bestimmtfür dieses Klosterschonein festesEintrittsgeld von 200 Gul-
den, und die revidirteKlosterordnungdes Klosters zum heiligenKreuz
bestimmt(1630) den vor der wirklichenAufnahmeund nach Endigung
des Probejahres zu erlegendenbaaren „Kloster-Brautschatz"(Art. 3) auf
„zum wenigsten"100 Thaler oder200 Gulden, wiewohl mit demZusätze
„wo sie des Vermögenssind. Mit den Armen und Nothdürstigensoll,
nachdemsie vermögendsind, gehandelt werden" (Art. 2).

Zieht man aus diesenDaten ein Resultat, so zeigt sichdas Bestre-
ben nachFeststellungeiner gewissen Einkaufssummebei fast uicht mehr
zweifelhastenLegalisirung des Gebrauches, welcherdieselbebereits zur
Pflicht gemachthatte, aber dabei dochnoch eine gewisseRücksichtnahme
auf das Vermögen der eintretendenEonventualin, welchees zu einer
absolutenGrößenbestimmungnicht gleichkommenließ.

In dem zwischendem Herzoge und den RibnitzerConventualinnen
1632 abgeschlossenenContracte heißt es: „was die Jungfrauen, so küns-
tig ins Klosterauf- und angenommenwerdenwürden, besageder Kloster-
ordnung conferiret und geben, solle zum Besten der Jungfrauen auf
Zinsen gethan werden" (Beil. Nr. 14 Litt. G.), und auch beim Kloster
Malchowist anno 1666 von dem „Einkaufsgeld"und „Gebühr für den
Küchenmeister"als von etwas Herkömmlichemdie Rede (Beil. Nr. IS
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Litt. D.), aber immer nochohne daß man ersieht,ob eine festeSumme
damals bereits vorgeschriebengewesenist.

Aus dieserUnbestimmtheitist beimRostockschenKlosternachDiemer
a. a. O. S. 4 und 13 die feste Observanzentstanden,daß die Erlegung
eines Klosterbrautschatzesvon 100 Thalern N^/z. zur Bedingung der
Aufnahme geworden ist. Was aber die Landesklösterbetrifft, so hat
bei ihnenauchin dieserBeziehung(wiewegender Exspectanzertheilungen)
der mehrerwähnteBeschlußvon 1694 (Beil. Nr. 19 Litt. D.) gewisser¬
maßen zum Abschlußdes Schwankensgeführt, indem er — alle bis da¬
her herrschendeUngleichheitbeseitigend— das Einkaufsgeldbei allen
drei Klöstern auf 60 Thlr. N^/s (in Ribnitz 64 Thlr., weil dort ein
Provisor mehr) feststellt, wovon jeder Provisor 4 Thlr., der Küchen-
meisteraber 2 Thlr. erhalten soll, das Uebrige dem Klosterzufällt und
dessenBezahlung schonbei der ExspectanzertheiluugStatt finden soll.

Hiebet ist es denn auch im Wesentlichengeblieben, nur daß im
Jahre 1775 das Einkanssgeldfür die ritterschaftlichenStellen um 20
Thlr. (ausschließlichzu Gunsten des Klosters Ribnitz)in allen Klöstern
erhöht worden ist (Beil. Nr. 19 Litt. J.) und sonst im Laufe derZeiten
die Summe verändert worden sein mag, — das Princip selber hat
keine Veränderung wieder erlitten.

Wegen der städtischenStellen s. die Beilage Nr. 20 Litt. J. und Q,
— die landesherrlichen,zu welchenein Einkaufnatürlich überhauptnicht
Statt findet, bilden auch in dieserBeziehungeine Abnormität.

Ueber den eventuellenAnfall des Einschreibegeldesan das Kloster
(ohneGelangung der Exspectivirtenin dasselbe)und über die hiebei ein-
geführteverschiedeneBehandlungdes eigentlichenEinschreibegeldesselbst
einerseits, und der den Beamten zufließendenGebührenandrerseits, ist
bereits im §. 4 das Nöthigebemerktworden.

Die für die Reception in den eingebornenAdel gezahlt werdenden
Gelder gehören begreiflicherWeise nicht hierher, obschonsie von dem
eingebornenAdel, als dem Recipirenden,an welchendie Leistung ge-
schieht,beschlußmäßigimmer an diedreiLandesklösterüberwiesenwerden,
mithin indirectdiesenzufließen.DieseletztereVerwendungmachtsieaber
noch nicht zu Geldern, die für die Aufnahme an die Klöster gezahlt
werden, denn auch das Object, wofür sie gegebenwerden, ist ein ver-
schiedenes,nämlichdie Mittheilung der gesammten Vorrechte des
eingebornen Adels.
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VieyehntcgKapitel.

Verhältnißder Klösterzur Kirche.

§. l. Lösungdes Verhältnissesim Allgemeinen.

Abwohlmit demNamen„Kloster" sichauch die Formen des Köster-
lichenLebens zum Theil bis auf den heutigenTag in den vier unserer
BetrachtungvorliegendenKlösternerhaltenhaben, so haben dieselbendoch
den Character geistlicher Corporationen oder Stiftungen gänzlichund
zwar schonseit langer Zeit verloren. Es ist davon fast nur der unwesent-
liche Umstand übrig geblieben, daß jedes Kloster seine eigene Kirche
und an dieser Kirche seinen eigenen Prediger behalten hat, — ein
Verhältnis;, welches sich ja bei Gemeinden aller Art, auch bei An-
stalten (z. B. Universitäten, Gesängnißanstaltenu. dgl.) findet, ohne
daß dadurch deren weltlicher Character auch nur eine geistliche
Beimischungerhielte. Selbst der in den ReversalenhervorgehobeneEr-
ziehungszweckist, — wenn auch damals (1572) das Erziehungswesen,
gleichder Armenversorgung,Krankenpflegeund Aehnlichemnoch als ein
vorzugsweisekirchlichesGeschäft,mindestensals der kirchlichenOberauf-
fichtunterworfen,angesehenwerdenmochte— dochan und für sichdurch-
aus keinrein kirchlicher,und felbstdieseBestimmungder Klösterist, wie
bereits früher gezeigtworden, längst völlig von dein Gesichtspunkteder
bloßen Versorgung verdrängt worden. Daß aber bloße Versorgungs-
anstalten als solchezu der Kirchein irgend einer näheren Beziehung
stehen,wird sichschwerlichbehaupten lassen,und wenn daher nochirgend
ein Band die Klöster an die Kirche knüpft, so ist es lediglichein histo-
risches,nämlichdie Rückerinnerungan dasjenige Verhältniß, in welchem
vor mehr als dreihundertJahren dieKlösterzu der katholischen Kirche
standen, ein Verhältniß, welchesallerdings in ihrer damaligen Be-
schaffenheitund Tendenz,sowiein der Gesetzgebungder katholischenKirche
seinen guten Grund hatte, h. z. T. aber jedes rechtlichenund vernünf-
tigen Fundainentes entbehrt. Wenn die Kirche dennochauch in dieser
Hillsichtbisweilen ein „historisches"Recht für sich in Anspruchnimmt,
so geschiehtdies offenbar mit Verkennungdes „Historischen"selbst; es
beruhendergleichenBestrebungenin protestantischen Ländern aus dem
ungerechtfertigtenBestreben,der KircheeineMacht und Herrschaftzu ver-
schaffen,wie sie nur die katholischeKirchein Anspruchnehmen kann
und darf.

Indem an dieStelle der geistlichenTendenzjene rein weltlichetrat,
hat auchdas KlostergutseinenCharacterals bonum ecclesiasticumab-
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gestreift. Es ist ihm davon in der That nur das geblieben, daß die
Klösterpiae causae genannt werden und deren Privilegien genießen, und
selbst dies war eine Zeit lang noch bestritten! Dieser Umstand macht
aber die Klöster nicht entfernt zu einem kirchlichenInstitut; denn wenn
er auch historischdarin seinen Ursprung hat, daß die Klostergüter vor-
mals als bona ecclesiastica betrachtet wurden, so sind doch die privi-
legia piorum corporum später so vielen rein weltlichen gemeinnützigen
und wohlthätigen Instituten beigelegt, daß die BeWidmung mit jenen
Privilegien nichtmehr als ein Kriterium kirchlicherAngehörigkeitbetrachtet
werden kann.

Es möge hier eine Stelle aus -I. H. Boehmer Jus eccles. Protest,
ihren Platz finden. Er bemerkt(Lib. III. Tit. V. §. 23.), daß nach einer
festen und in keiner Weife mehr zu erschütterndenPraxis die Klöster,
und selbstdie protestantischen,zwar unbedenklichzu den piae causae ge¬
rechnet und ihnen die Rechte der bona ecclesiastica beigelegt werden,
— er findet dies aber nur dann gerechtfertigt, wenn sie in Armenhospi-
täler oder Schulen ungewandeltworden sind. Er findet es hingegen fast
unbegreiflich,daß man dasselbeauch von solchenKlöstern gelten läßt, in
denenJungfrauen ohne die früheren Gelübde und ohne die frühere aber-
gläubifcheGottesverehrung von den klösterlichenEinkünften unterhalten
werden, und die meistens, anstatt Pflanzschulender Frömmigkeit und aller
christlichenTugenden zu fein, nach dem Muster der Domstifte und
Eanonicate, zu bloßen Versorgungsanstalten herabgesunkenseien. „Für
diese Versorgung, fährt er fort, wird nach der hergebrachtenSitte und
der feststehendenFormel gebetet, für diesewerden noch die alten Kloster-
regeln beobachtet, der eigentlicheZweckder Klöster wird durchaus nicht
mehr erstrebt, und doch nennt man auch solchenur dem Müssiggange
dienendeAnstalten ohne Unterschiedpiae causae! Man behauptet, diese
Eigenschaftklebeden Klostergüternnoch von ihrer Stiftung her und ver-
möge der Absichtderer an, welchesie zu einem frommenZweckebestimmt
haben. Man sollte lieber sagen: zu einem abergläubischen, denn wer
unter den Zeitgenossenmöchte läugnen, daß allein ein Irrglaube die
Quelle so vieler Klöster gewesenist?" Ausheben, nicht dulden, sagt
Böhmer, sollte man diese dem Staate und der wahren Frömmigkeit
gleich verderblichgewordenenAnstalten.

Mag auch der hier ausgesprocheneherbe Tadel auf die hiesigen
Klöster nicht anwendbar sein, mag Böhmer darin zu weit gehen, daß
er dergleichenVersorgungsanstalten ohne Weiteres als verderblich be-
zeichnet,— so bleibt doch die Behauptung unläugbar wahr, daß die
beibehaltenenleerenFörmlichkeitennicht genügen, um ihretwegen die Ver-
bindung der Klöster mit der Kirche als eine solche fortdauernd zu be¬



224 Lösung des Verhältnisses im Allgemeinen.

trachten, die ihrem innersten Wesen eigen sei. Daß aber wirklichnur

leere Aeußerlichkeitenes sind, in welchensichdie Herstammung der jetzigen

Klöster von den katholischennoch bekundet, — daß von dem Wesen der

letzterenund namentlichvon denjenigenEigenschaften,wodurch die Klöster

religiöse und kirchlicheGemeinschaftenoder Institute waren, gar Nichts

übrig gebliebenist, — dies soll hier an den Hauptpunkten in der Kürze

nachgewiesenwerden.

1) Entsagung von allen Freuden der Welt und Kreuzigung des

Fleisches wurden von der ältesten Kircheals die höchsteSittlichkeit und
als verbrieftes Anrechtauf das Himmelreichbetrachtet. DieseAnschauung
rief in Aegypten die Klöster hervor, deren Bestimmung es war, daß in
ihnen ein der Welt abgewandtes, allein auf das Göttliche gerichtetes
Leben in Gebet und Kasteiung geführt werden follte (Richter Kirchen-
recht §. 280). Wenn auch diese Grundidee bei der späteren Ausbildung
der einzelnen geistlichenOrden mannigfache Modificationen erlitten hat,
wenn auch namentlich eine etwas mehr den Bedürfnissen des praktischen
Lebens (z. B. der Krankenpflege,Unterstützungder Armen, der Reisenden,
Ausbreitung der Lehre und des Glaubens) zugewendeteRichtung sichbei
einzelnenOrden geltend gemacht hat, so beruht doch immer noch das
Grundwesen der katholischenKlöster auf jener Anschauung. Daß diese
aber auf unsereprotestantischenKlösternicht zutrifft, bedarf kaum bemerkt
zu werden. Daß bei der Reformation die Grundidee aufgegeben und
dafür zwar anfangs noch der Erziehungszweckin's Auge gefaßt wurde,
demnächstaber auch dieser sehr bald völlig verdrängt und die Klöster
reiye Versorgungsanstalten wurden, darüber darf hier auf Kapitel VIII.

§. 2 zurückverwiesen werden. Diesen rein weltlichen Character haben

sie unter der Verwaltung der Stände nicht bloß bewahrt, sondern —

durch das Einkaussgeld, die Exspectanzen, die Abstufung der Hebungen
u. f. w. — nur noch immer prägnanter ausgebildet.

2) Mit der erwähnten Grundidee und der Entstehung der Klöster
hängt ferner innig zusammenAlles, was die Ordensverfafsung,die Ordens-
regeln und die Ordensgelübde — die vota monastica (paupertatis et
humilitatis, castitatis, obedientiae) — anbetrifft. Neber das Wegfallen
dieservon der ursprünglichenBeschaffenheitder Klöster fo unzertrennlichen
Einrichtungen, s. Kapitel XIII. §. 1.

3) Ebenso braucht wegen des nicht minder wesentlichen votum
stabilitatis et conversionis morum, wegen der Unwiderruslichkeitdes
Eintrittes und, was damit zusammenhängt,des Probejahres und Noviziats,
auchder bischöflichenEonsecration (des Schleiers) und Benediction,hier nur
kurz Bezug genoinmen zu werden auf Kapitel I. §§. 5 und 7, und Ka¬
pitel XIII. §. 1.
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4) Auchdie Präsenzpflichtund die strengeClausur, welcheden eigent-
lichen Nonnenklöstern wesentlich ist, und über welche selbst noch die
Klosterordnungen von 1610 und 1630 specielle Vorschriften enthalten,
mußten bei der gänzlich veränderten Tendenz unserer Klöster mehr und
mehr als unbeachtlicherscheinen. Was sichdavon noch erhalten hat, be-
stehtfast nur nochgewissermaßenals antiquarischesUeberbleibselfrüherer
Zeiten, und nur ebendadurch, daß die Klosterordnungendoch einmal der-
artige Bestimmungen enthalten. Im Uebrigen braucht hier nur daran
erinnert zu werden, daß von allen Conventualinnen (bei den drei Landes-
klöstern)überhaupt nur ein geringer Theil im Kloster wohnt, die meisten
hingegen ihre Präbenden, wo sie immer wollen, sogar im Auslande be-
ziehenund verzehren. (S. Kapitel XIII. §. 3.) Bei denjenigen Con¬
ventualinnen, die wirklichWohnung int Kloster hatten, wurde zwar niin-
destens die Pflicht der Anwesenheit im Kloster festgehalten,aber selbst
bei diesen keineswegs etwa zu dem Effekt,daß die Abwesenheitmit Dis-
ciplinarstrasen oder Ausstoßung bedroht wurde, sondern nach Landtags-
beschlüssenaus den Jahren 1774 und 1775 vielmehr lediglich zu der
Wirkung, daß diejenigen, welchelänger als ein halbes Jahr (der
erste Beschlußsagte sogar nur „über ein Jahr") abwesendbleiben, an
ihrer Hebung 50 Thaler und die ihnen zukommendenNaturaldeputate
während der Abwesenheitverlieren sollten, und zwar resp. zum Besten
der Klöster (des Klosters Ribnitz) resp. zum Vortheil der übrigen Eon-
ventualinnen. S. Wolfs Repert. Seite 286. Es wurde also der Grund¬
satz von der Notwendigkeit der Anwesenheit im Kloster (von der
strengen Clausur gar nicht zu reden!) zwar theilweise beibehalten,
aber nicht etwa als ein absolutes Gebot, sondern nur — als Gelegen¬
heit und Grundlage zu einer Finanzspekulation,indem jede Couventualin
sichdie Dispensation von der Diseiplinarvorschrist gewissermaßendurch
ein pecuniäres Opfer erkaufen konnte und mußte. Einzelne Beispiele
von den vielfach vorgekommenenFällen, wo die Erlaubniß znr Abwesen-
heit — nichtetwa vom Bischof(Kapitel I. §. 7), sondern von den Land-
ständen und zwar meistens gegen ein von der Conventualin an ihrer
Hebung zu bringendes Opfer — ertheilt wurde, s. in Wolff Repert.
Seite 290, 291, 292, 295, 296, 297, 298, 299, 303, 307, 308, 310,
311, 317. Im Jahre 1772 wurde sogar ein förmlicherBeschlußdarüber
gefaßt, daß es der Ritter- und Landschaftvor wie nach überlassen bliebe,
ob und wie lange sie eine Conventualin von der Beziehimgdes Klosters
dispensirenwolle (Wolff Repert. Seite 321), und im Jahre 1789 wurde
nur beschlossen,daß die Conventualinnen wenigstens ein ganzes halbes
Jahr im Kloster gegenwärtig sein müßten. (Wolff Repert. Erste Forts.
Seite 147). — Mit dieser Behandlung der Sache steht es denn freilich

Biereck, Rechtsverhältnisse. I. Bd. 15
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auchnur im Einklänge, daß, sowie die Conventualinnen nicht iiu Kloster

zu sein brauchten, hingegen die Wohnungen der Conventualinnen auch

an fremdePersonen, unverheirathete Frauenzimmer, welchegar nicht ins

Kloster gehörten, vermiethet werden konnten. Auch davon finden sich

Beispiele, s. Wolfs Repert. S. 293 und 322.

5) Endlich kann es als eine notwendige Consequenzder geistlichen

und kirchlichenEigenschaft der Klöster angesehen werden, daß für die

Gelangung zu den Klosterstellendas gemeinrechtlicheVerbot der Si-

monie und der Exspectanzen maßgebend wird (s. Richter Kirchen-

recht §. 206 und §. 136 unter I.). Daß nun beide Verbote bei der

Verwaltung unserer Klöster schonseit langer Zeit als völlig unbeachtlich

betrachtet worden sind, daß die Aufnahme in die Klöster nur für Geld

bewilligt worden ist, daß regelmäßig Exspectanzenauf die Stellen

in den Klöstern ertheilt werden, daß selbst Dispensationen von der

Pflicht zur Anwesenheit im Kloster für Geld ertheilt worden sind

und ertheilt werden, — dies beweist abermals, daß man eben den geist-

lichen und kirchlichen Character der Klöster selbst als längst be-

seitigt anzusehenhat.
Es möge dies genügen, das ausgesprocheneResultat im Allgemeinen

zu begründen. Ist dieses Resultat aber ein richtiges, so folgt daraus

unmittelbar, daß von besonderenoberbifchöflichen Rechtendes Lan-
desHerrn über die Klöster eigentlichjetzt nicht mehr die Rede sein kann,

oder mit andern Worten, daß sämmtliche Rechte der Landesherrschaft

über die Klöster, soweit solche noch vorhanden sind, als Ausflüsseder
Territorialhoheit und nicht des Oberbischosamtesanzusehen, mithin

auchnicht etwa durch den Oberkirchenrath, sondern durch das Staats-

Ministerium auszuüben sind. Und begreiflicherweise kann die^e aus der

geschichtlichenEntwickelungabgeleitete Folgerung auch dadurch nicht er-

fchüttert werden, daß in den Verhandlungen bisweilen noch das Jus

episcopale ausdrücklich neben der landesfürstlichen Obrigkeit erwähnt

wird (z. B. 1664 in der Beil. Nr. 15 Litt. B.), weil es sich von selbst

versteht, daß die Klosterkirche und der Gottesdiest in den Klöstern

bei aller sonstiger Veränderung unter der Aufsichtder höchstenKirchen-

gewalt bleiben mußte. Nur der eine Umstand, daß bei dem Rostock-

scheu Kloster die landesherrliche Oberaufsicht und Mitverwaltung (der

Stadt Rostockgegenüber) noch jetzt durch zwei Mitglieder des geistlichen

Eonsistorii ausgeübt wird, mag nochals ein sprechendesZeugnißdavon
betrachtetwerden, daß hier ursprünglich die oberbischöflichenoder min-
destcns die geistlichenPatronatrechte es waren, welchedie hauptsächlichste
Grundlage der landesherrlichenRechtebildeten. Bei den Landesklöstern
fehlt auch dieseSpur der früheren Auffassung, vielmehr ist hier wohl
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die ausschließlicheCompetenzdes Staatsministerii auch factischzwei-
fellos.

Hiernächstsoll hier im Z. 2 nur noch untersuchtwerden, welchehi-
storischeUeberresteetwa von dem früheren Verhältnisse der Kloster zur
Kirchezurückgebliebensind.

§. 2. HistorischeUeberrestedes früheren Verhältnisses.

Es ist bereits im ersten Kapitel §. 7 bemerktworden, daß die Be-
Zeichnungder Klostergüterals bona ecclesiastica auch in der Zeit
vor der Reformation keineswegsden Sinn hatte, als seien dieseGüter
Eigenthum der katholischenKirche oder der einzelnen(Kloster-)Kirche,
sondern vielmehr nur das zu bedeutenhatte, daß die Verwaltungdieser
Güter unter der bischöflichenOberaufsichtstand und daß dieselbenan
den sämmtlichenPrivilegien (odiosa und favorabilia) der eigentlichen
KirchengüterTheil hatten (f. auch von Savigny System Band II.

S. 271. f.). Die letzterenbeziehensich theils auf die Beschränkungen
der Veräußerung und Innovation, theils sind es die sog. Privi-
legia piorum corporum.

Nachdemdie bischöflicheOberaufsichtsich unter den landesherr-
lichen Rechtenverloren hat, bleibt uns zu betrachten, inwiefern etwa
die Theilnahme an den Privilegien der Kirchengüterin der einen und
der anderen Beziehungbei Bestand gebliebenist.

I. Bona ecclesiastica dürfen der Regel nach wederverschenkt,noch
vertauscht,oderverkauft, vererbpachtet,mit Servituten belastet,oder ver-
pfändet werden. Nur in gesetzlichbestimintenAusnahmsfällenist dieses
erlaubt, und über derenVorhandenseinhat nur die obereKirchenbehörde
zu entscheiden,sodaß also alle solcheAlienationenund Innovationen bei
den Klöstern,falls deren Güter auch in dieserBeziehungnach den bona
ecclesiastica gleich zu achten wären, nothwendig an den oberbischöflichen
Consensdes Landesherrngebundenfein müßten. Wie steht es nun hie-
mit bei den Landesklöstern?Allerdings finden sich aus früherer Zeit
Spuren dieserAuffassung,insbesondereermangeltendie Landständemehr-
mals nicht, da, wo es ihren Interessen gemäß war, sogar eine ab-
solute Unveräußerlichkeit zu behaupten,— alleinschließlichergiebt
sich doch, daß gegenwärtigvon allen jenen Beschränkungengar nicht
mehr die Rede sein kann, und somit bewährt sichauch hierin wie-
verum die Richtigkeitder allgemeinenBehauptung,daß dieKlösterüber-
Hauptihren geistlichenCharaeter verloren haben.

Der Verkauf des Hofes Freudenberg Seitens des Klosters Ribnitz

an HerzogJohann Albrecht, im Jahre 1750 (s. Beil. Nr. 4 Litt. P.)
kann nicht als Ausnahme von der damals noch angenommenen Unver-

15*
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Äußerlichkeitgelten, weil dazu ja jedenfalls der oberbischöflicheEonsens

nicht fehlte, indem der Landesherr und Oberbischof selbst der Käufer

war. Aber der fürstliche Abschiedvon 1589 wegen des Rostock'schen

Klosters (Beil. Nr. 10) verpflichtetdie Visitatoren ausdrücklich, darauf

zu sehen, daß von den Klostergütern nichts alienirt, sondern dieselben

dabei erhalten und soviel möglich gebessertund vermehrt werden sollen,

und diesem Veräußerungsverbot widersprechen die Bestimmungen der

FürstbrüderlichenTheilungsverträge von 1611 und 1621 wegen ErHand¬

lung des Sprentzer Sees wiederum nicht (Beil. Nr. 5 Litt F.) aus dem¬

selben Grunde, welcher in Betreff des Handels über den Hof Freuden-

berg entscheidendwar, weil nämlich, wo die Landesherrschaftselbst die

Käuferin ist, es natürlich nicht an dem oberbischöflichenConsensefehlt.

Hiernach läßt sich denn für jene ältere Zeit immer noch die An-

wendlichkeitder allgemeinengesetzlichenVorschriften(über bona ecclesia-

stica) behaupten; und wie standhaft die Landstände — in ihrem In¬

teresse— dieseAnwendlichkeitim XVII. Jahrhundert den Herzögengegen-

über behaupteten, ist aus den Verhandlungen über die Abtretung des

Klosters Ribnitz sehr bestimmt zu ersehen. (Vgl. die Beil. Nr. 14 Litt.

C. E. F. H. Ii. S. T. U.) Wo das landständischeInteresse nicht im

Spiele war, dachten freilich auch die Lanvstände weniger fcrupulös, wie

sich aus Spalding's L. T. Verh. Band II. S. 279 (anno 1634) er-

giebt, indessen ist doch auch bei der hier vorkommendenVeräußerung

des Dobbertin'schen Klostergutes Neuenhof beachtenswerth, daß zwar

einerseits einem bischöflichenRechte der Genehmigung gar keine Berück-

fichtigung geschenkt,andrerseits aber doch die Wiederverwendungder für

jenes Gut erlangten jährlichen Hebung ad pias causas, dem Lande

zum Besten, gleichsamals Rechtfertigung der Maßregel betrachtet wird.
Aber was war endlichdas Resultat aller jener aus der Unveräußer-

lichkeitder Klostergüter entnommenen Einwendungen in Bezug auf das

Kloster Ribnitz? Die Alienation kam schließlichdurch den Vergleich von

1669 dennochzum Effect und die Landstände gaben somit ihre Scrupel

auf. War freilich auch hier der Landesherr selbst der Käufer, fo war

doch durch jenen Vergleich die Behauptung der absoluten Unveräußer-

lichkeitvöllig vernichtet, und daß es den Landständen — wenn einmal

die Veräußerung überhaupt statthaft sein sollte — um deren Abhängig-

keit von bischöflicher Genehmigung nicht im mindestens zu thun

war, läßt sich schonan sich begreifen, erhellt aber auch aus dem oben
erwähnten Fall der Veräußerung des Gutes Neuenhof. In dem frag-
lichen Vergleicheentsagt die Ritter- und Landschaft unter anderen denk-
baren Einreden insbesondereauch derjenigen, welche aus den gesetzlichen
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Vorschriftenüber die Unveräußerlichkeitder KirchengüterTit. X. 3, 13
und Nov. 7) zu entnehmensein möchten!

Der L. G. G. E. V. sagt im §. 132 geradezu: „Jedoch soll ihnen
(denKlöstern)frei bleiben,Permutationes zu treffen." Hiermitscheint
demganzenZusammenhangenach auchein Vorbehalt oberbischöflichen
Consensesunvereinbarzu sein und man darf danach wohl annehmen,
daß überhaupt von einer Gleichstellungder Klostergütermit den bona
ecclesiastica in Bezug auf Alienation und Innovation überall nicht mehr
die Rede sein kann. Damit stimmt es überein, wenn das Reglement
von 1777 unter XVI. ganz unbedenklichvon Permutationen, Veräuße-
rungen und Verkausungenvon Holz und Gütern spricht,und für die-
selben zwar die Ratification des Landes (d. h. der Landstände), aber
keineswegsetwa die Einholung einer oberbischöflichenGenehmigungvor-
schreibt. Dies Reglementnormirt nochjetztund dieLandesherrenhaben,
soviel bekannt, niemals bei den zahlreichenAlienationen, Vererbpach-
tungen u. dgl. ein bischöflichesOberaufsichtsrechtauch nur in Anspruch
genommen. Es darf folglichin dieserBeziehungdie frühere Gleichste!-
lung der Klostergütermit den bona ecclesiastica als vollständigbesei¬
tigt angesehenwerden.

II. Was hingegen die eigentlichen Privilegien (die Vorrechte und

Begünstigungen)der Kirchengüter und frommen Stiftungen an-
betrifft, so steht in dieserHinsichtdie Sache allerdings etwas anders.
Von diesen Vorzügen ist den Klöstern ein Theil erhalten geblieben,
weil es natürlich im Interesse der Landständelag, diese Vorzüge den-
selbenzu bewahren. Gerade da, wo es darauf ankam,dergleichenVor-
rechteund BegünstigungendenKlösternzu vindiciren,finden wir deshalb
für dieselbenzu allenZeitendieBezeichnungals „mildeSachen",„fromme
Stiftungen" „geistlichesGut" u. dgl. in. gern und vielfachgebraucht,
z. B. in der Beilage Nr. 4 Litt. E. (1572), Nr. 5 D. E. (1610), Nr. 14
Litt. B. (1613;, C. (1620), F. (1623), H. (1633), R. S. T.JJ. (1666).
Wesentlichkommtes hiebeian

a. in politisch-rechtlicherBeziehung auf die Contributions- und Steuer-
freiheit;

b. in privatrechtlicherHinsichtauf dieTheilnahmean den Vorzügen
Minorenner hinsichtlichder Restitution,auf die Vorrechtein Betreff der
Verjährung, auf den erleichtertenErwerb aus letztwilligenDispositionen
und auf die Vorzugsrechtein Coneurfen,— und im Allgemeinenkann
man sagen, daß die Klösterihr politisches Vorrecht verloren, ihre
privatrechtlichen Privilegien aber behaltenhaben. DieseBehaup-
tung ist es, die hier noch etwas näher zu erläutern sein wird, und wo-
bei nur sovielgleicheinleuchtet,daß diesetheisweise Bewahrung der
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Vorrechteund Vorzügeder bona ecclesiastica schondeshalb keineBei-

beHaltung des geistlichenund kirchlichenCharaters der Klöster in sich

schließt,weil an jenenPrivilegien auch eineMenge von entschiedenWelt-

liehen und jeder kirchlichenBeaufsichtigungfremden sog. pia corpora

Theil nehmen,mithin eben dieseTheilnahmeüberall nicht mehr ein Kri-

terinm kirchlicherInstitute ist.
a. Wie in andern Ländern die Kirchesowohl für ihre Güter, als

auch für ihre Diener eine Immunität von allen Contributionen und

Steuern in Anspruchnahm und theilweiseauch behauptete,so war dies

auch in Mecklenburgder Fall, und auch hier nahmen die Klöster als
„geistlicheStiftungen" dieselbenPrivilegien für sichin Anspruch,wie die
Kircheselbst. Aber, was die hauptsächlichsteGrundsteuer,die ordentliche
Contribution von den Husen, anbetrifft, so scheinendie Klösterin dieser
Hinsichtvon je her ganz auf gleichemFuß mit der Ritterschaftbehandelt
worden zu sein und hat dies in L. G. G. E. V. §. 41 seine unwandel¬
bare Bestätigung gefunden,— und was die übrigen Steuern anbetrifft,
so findet auch dabei jetztebensowenigirgend eine erheblicheBevorzugung
der Klöster und der Klosterpersonenmehr Statt. Im Jahre 1651 peti-
tionirte der DobbertinscheKlosterconventbeim Landtage und bat, daß
den Conventualen doch die Privilegien des geistlichenStandes (gleich
Superintendenten,Pastoren, Schuldienernu. f. w.) erhalten und daß sie
daher gleich„anderen geistlichenOrdenspersonen"als „arme nothdürf-
tige Conventualen" von dem „Kopf- und Standgeld" befreit bleiben
möchten. Dies ward ihnen zugestandenund beschlossen:weil die Geist-
lichenbefreietwären, sollten auch die Conventualenbefreietund nur ihr
Vieh zu versteuernverpflichtetsein (S palding L. T. Verh. Thl. III.
Seite 95), — und so sehenwir denn, daß auch noch jetzt die Conven-
tualen lind Klosterdienerbei der Steuer nach der Norm nicht mit heran-
gezogenwerden,sondern frei bleiben(L. G. G. E. V. §. 44). Aber dieser
Vorzug ist ganz unerheblich,da eineBefreiungvon den übrigenSteuern
nicht mehr Statt findet. Auf dem Landtage des Jahres 1756 grava-
minirte die Ritter- und Landschaftdarüber, daß dem Pförtner lind dem
Küchenmeisterdes Klosters Ribnitz als Bedienten einer geistlichenStis-
tung oder pii corporis die Aeeisesreiheitnicht zugestandensei, das Klo-
ster Ribnitzerlegeohnedemwie andereKlöstersowohldiejährlicheHusen-
steuerals die Steuer nachder Norm, und die Immunität des Klosterser¬
streckesichauchauf alle seine Bedienten. Aber es erfolgtehieraufwieder-
holt abschlägigeResolution, weil dieseAeeisesreiheitim L. G. G. E. V.
nirgends gegründet sei (s. RostockerBeilagen 1821 Seite 98, 104, 113,

116). Das außerordentlicheContributionsediethat von jeher (s. dasjenige
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von 1808in Ditmer's Sammlung Seite 63 ff.) sowohldie Klösterselbst,
als die Conventnalinnenund alle Klosterdienerder Steuer unterworfen.

b. Unter den privatrechtlichenPrivilegien dürften die Bestimmungen

über die Verjährung (Richter K. R. §. 306 II.) keinenfallsAnwen¬

dung auf die Klöster leiden. Im Uebrigensind zwar dieselbenunzwei-
felhastin allen rechtlichenBeziehungenals piae causae oderpia corpora

zu betrachten,mithin der diesenletzterenzukommendenPrivilegien theil-
hastig, es macht aber dieserUmstanddie Klösternichtmehr zu kirchlichen
Instituten. Wegen des particnlarrechtlichenVorzugsrechtesin Concursen
ist zu vergleichenKännnerer's Abhandlungin den RostockerBeilagen
1827 Seite 1—72.

FSnhehntezKapitel.

Verhältnißder LandesklösterzumStaat.

§. l. Einleitung

Die Ausübung politischer(Herrschafts-)Rechtestehtüber das Kloster

zum heiligenKreuz allein dem Landesherrn und der Stadt Rostock

zu, — über die drei Landesklösterdem Landesherrn und den Land-
ständen. Die nähereBetrachtungdieser Rechteist es, welcheuns noch
übrig bleibt, um den Gegenstandder Abhandlung zu erschöpfen.Was

nun aber das erstere Kloster betrifft, so würden hier entweder nur
Wiederholungenoder Verweisungenaus bereits Gesagtes Statt finden
-können,es scheintalso unnöthig, auch dieses Kloster zu einem Gegen-

ständeder fernerenErörterung zu machen. Die Abhandlung kann und

soll demnachfortan nur noch die drei Laudesklöster im Auge be-
halten, muß aber wegen dieserallerdings noch eine Menge gewichtiger
Streitfragen beleuchten,nämlichtheils das Verhältnis; zu den staatlichen
Gewaltenim Allgemeinen,theilsdas Verhältniß, in welchemdieeinzelnen
derselbenan der Ausübung der betreffendenRechteAntheil haben.

Natürlichsoll hiernichtvon den allgemeinen ans der Territorial-
HoheithervorgehendenRechtendie Rede sein (wie Polizeihoheit,Justiz-
Hoheit,Besteurungsrechtu. s. w.); ebensokann aber auch jenes äußerste

Rechtder Säeularisation von der Betrachtungausbeschiedenbleiben,weil

dieserhalbauf Kapitel II. und Kapitel IV. §. 6 unter 2 zurückverwiesen

werdenkann. Dies vorausgeschickt,erhellt,daß das gegenwärtigeKapitel

sichseinemInhalte nach an dasjenige anschließt,was oben Kapitel I.
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§. 7, 9 und 10, dann Kapitel III. §. 2, endlichKapitel IV. vorgetragen
ist. Unter allgemeinen:Rückbezngans die dort gegebenenausführlicheren
Bemerkungenlassen alle hier in Betracht kommendenHerrschaftsrechte
sichin folgenderUebersichtdarstellen.

I. Landesherrliche Rechte.
Hier sind, als längst in Wegfall gekommenevormalige bischöfliche

Rechte,nur zu erwähnen: a. die geistlicheJurisdiction und Disciplinar-
gewalt über die vormals geistlichenKlostervorsteher,nämlich refp. den
Probst, die Aebtissin,die Domina; b. das Dispensationsrechtvon der
Clausur; c. die Confecration und Beuedictiou der Conventualinnen;
d. das Confensrechtbei allen Veräußerungen von Klostergütern. Dem-
nächstbleiben als landesherrlicheRechtenur übrig:

1) Das Rechtder Aufsichtüber die Beobachtungder Klosterordnung
und über die Verwaltung, verbundenmit demRechteder Visitation und
demReformationsrechteoder demRechte,die Klosterordnungund Kloster-
öcouomieordnungzu revidiren, zu verbesferuund zu vervollständigen,des-
gleichenmit dem Rechte, zu der vorgeschriebenenjährlichenRechnungs-
ausnähme zu concurriren.

Z) Das Recht der Confirmation der oberen Klosterverwaltuugs-
beamten und der Domina.

Beide diese Rechte lassen sich zwar, ihrem historischenUrsprünge
nach, ebensowohlauf das bischöflicheAmt, als auf die landesfürstliche
Obrigkeit zurückführen,können aber, nach den im vorigen Kapitel an-
gestelltenBetrachtungen, gegenwärtig füglich nur als rein landes-
herrliche angesehenwerden und würden den Landständen gegenüber
jedenfalls nur durchdas Staatsministerium (also nicht etwa den Ober-
kirchenrathoder das Ministeriumder geistlichenAngelegenheitenoder das
Ministeriumdes Innern) wirksamausgeübt werden dürfen.

II. Landständische Rechte
sind hingegen:

1) das der Erwählung und Ernennung der Verwalter für die
Klostergüter;

2) die Concurrenzzur jährlichen Rechnungsausnahine;
3) das Beschlußrechtüber die Aufnahme neuer Conventualinnen;
4) die privatrechtlicheund politischeVertretung der Klöster; endlich
5) das Jus statuendi über die gefamnite Verwaltung, incl. der Be-

inmungenüber die Aufnahme, mithin auch die Besugniß, die ange-
stelltenBeamten mit generellenInstructionen zu versehen, und ihnen
specielleBefehlezu ertheilen, das Recht, zu landesherrlichenRevisionen
der Klosterordnungund Klosteröconomieordnnngzu concurriren, und das
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Recht, landesherrlichenVisitationscommissarienlandständischeDeputirte
beizuordnen.

Ueberblicktman diese Zusammenstellungim Allgemeinen,so giebt
dies schoneinengenügendenAnhalt, um das Verhältnis?, die Stellung
der Landstände,des Landesherrn und der Klösterselbstrichtig zu beur-
theilen und somit die Antwort auf die im Kapitel IV. §. 6 (am Ende)
aufgeworfeneFrage zu finden, eine Antwort, deren Richtigkeitalsdann
die genauereBetrachtung und Prüfung der einzelnenRechte nur noch
mehr herausstelleilwird, —>das Resultat nämlich, daß — wenn auch
nichtder ursprünglichenIntention nach (wie sie nur beim Rostock'schen
Klosterin's Leben getreten ist), so doch vermöge der historischenAus-
bildung des Verhältnisses — die Gewalt des Landesherrn über die
Klöstersichlediglichals eine beaufsichtigende darstellt (wie sie oben-
ein denn auch als solchenur in sehr beschränktemMaße ausgeübt wor-
den ist), daß aber der ganze Schwerpunktder Verwaltung in den Land-
ständen liegt, daß ferner diefefelbst zum eigentlichenOrgan der Klöster
geworden, und daß die Provisoren und Hauptleute der Klöster in die
Stellung bloßer Mandatare und Stellvertreter gesammter Landstände
hinabgedrücktwerden sind, XL. der Landständeallein, trotzdemdaß
ihre Confirmationund Bestellungvon dein Landesherrn ausgeht. Ent-
scheidendwird für die NichtigkeitdieserAusfassung,daß

1) eine wahre Concnrrenzder Landesherrschaftmit den Landständen
überhaupt nur bei den oben unter 1, 2 und 5, nicht aber bei denwich-
tigen unter 3 und 4 erwähnten RechtenStatt findet, daß

2) selbst die Theilnahme au den ersterenRechtensehr gegen das-
jenige Maaß zurücktritt,in welchemdieseRechtederAusübung nach den
Landständenzukommenund wirklich von jeher ausgeübt worden sind,
folglichauch die landesherrlicheMitwirkung mehr den Charakter bloßer
Beaufsichtigunggewinnt,und daß

3) die Provisoren und Hauptleute der Klösterseit mindestenseinem
Jahrhundert lediglichals landständischeBediente, nicht als gemeinsame
Bevollmächtigteangesehenund behandelt worden sind. Die genauere
Betrachtungwird dies vorwegausgesprocheneResultat als völlig zweisel-
los erscheinenlassen.

Des Vergleicheswegeninteressant,mag hier eine Notiz ihre Stelle
finden, die auch in Bezug auf das im vorigenKapitelGesagtebeachtens-
Werthist. Nach Rudioff nämlich (Versucheiner richtigenAuslegung
und Anwendung des Reichsdeputations-HauptschlussesTheil I. 1804.
Seite 58 ff. und Beilage 3) befand sichnacheignerAngabedes Würtem-
bergischenSnbdelegirten zu den Acten der Reichsdeputationdas Würtem-
bergischeJungfrauenklosterOberstenseld „durchaus in demselbenVer-
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Hältnisse,wie andere protestantischeDamenstifter",und von diesemstellte
der SchwäbischeReichsrittercantonKocher vor:

„Dieses, schonbei der Reformation säcularisirte und nur als
bloße Versorgungsanstalt für adligeFräulein, nachder Absichtseiner
wohlthätigenStifter, unter dem alten Namen gebliebeneStift sei dem
SchwäbischenRittercanton Kochereinverleibt,zahle dahin Steuern, und
feidas KocherfcheRitterortsdirectoriumevangelischenTheils beständiger,
von denHerrnHerzögenvon WürtembergDurchl,ausdrücklichanerkannter
wirklicher Vorsteher desselbenund übe alle darauf Beziehunghaben-
den Befugnisseaus" u. s. w. Auch hier sehen wir einen politischen
Körper, eine politischeCorporation als solche,zugleichals eigentliches
Organ des Jungfrauenklostersanerkannt. Setzen wir an die Stelle des
genanntenRittercantons die Ritter- und Landschaftbeider Herzogthümer
Mecklenburgund an die Stelle der stiftungsmäßigenBestimmungdes
würtembergischenKlosters (für adlige Fräulein) die reverfalmäßigeder
drei hiesigenLandesklöster(dieAuferziehungund Unterhaltunginländischer
Jungfrauen aus allen Ständen), so ist das von demwürtembergischen
KlosterGesagtesast wörtlich auf die hiesigenLandesklösteranwendbar,
zumal wenn man noch die Bestimmung der revidirtev Klosterordnimg
von 1610 unter 13 daneben erwägt, wonachdie Domina, Priorin und
ganzer Convent jedesKlostersihre Provisorenals die ihnen vorgestellten
Vorsteher anstatt der löblichen Ritter- und Landschaft erkennen
sollen. Durch dieseBestimmungist nämlichoffenbar eben die fragliche
Auffassungauch für die hiesigenLandesklöster— und zwar ziemlichun-
zweideutig— landesherrlichanerkannt und sanetionirt worden.

§. 2. I. Rechte des Landesherrn.

Die wesentlichenRechtedes Landesherrn über die Klöstersind zwar
im erstenParagraphen dieses Kapitels unter nur zwei Nummern zu-
sammengesaßt,es wird aber bei der näheren Erörterung derselbenzweck-
mäßig sein, die einzelnenhier in Betracht kommendenRechteweiter'zu
zergliedern,und zwar nach folgenderUeberficht:

1) Das landesherrliche Gesetzgebungsrecht,insofern es die Rück-
ficht auf die höchstenInteressen des Staates zur Grundlage hat, also
z. B. die Entfernung dem Staate schädlicherEinflüssebetrifft;

2) das — seineni Ursprünge nach mehr bischöfliche — Jus re-
formandi, d. h. das Recht zur Revision der Klosterordnung und zur
Aufsichtüber deren Handhabung;

3) die Eoncurrenz zur Erlassung und Revision der Kloster-
öconomieordnung;
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4) bic Oberaufsichtüber die gesammteVerwaltung und als Mittel

zur AusübungderselbenfolgendeeinzelneBefugnisse:

a. die Confirmationder Domina, des Hauptmanns und der Provi-

soren;
b. die Concnrrenzbei der jährlichenRechnungsaufnahme;

c. das Visitationsrecht;
d. das Confensrechtin Bezug auf die wichtigstenVerwaltungsmaaß-

regeln, namentlichin Betreff wesentlicherVeränderungen;

5) der landesherrlicheAntheil an der Provisio praebendarum,

d. h. Besetzungder Klosterstellen;

6) die besonderenlandesherrlichenReservatrechte.

Nur theilweisewird aber überhaupt hier nochetwas Neueszu sagen

sein, da über mancheder obigen Punkte eineBezugnahmeaus Früheres

genügt.
Letzteresist insbesonderegleichder Fall in Betreff der unter 1, 2

und 3 berührten Gegenstände,denn die Kapitel I. und VI. enthalten

hierüber bereits alles Wesentliche. Als Ausflußder landesherrlichen

Gesetzgebung in der unter 1. erwähnten Richtungkann das wichtige,

auch in andern Ländern ähnlich vorkommendeVerbot des weiterenEr-

werbes liegenderGründe im Jnlande (Landesvergleich§. 133) angesehen

werden. Daß eine sowohl die Klosterdiseiplin,als auch die Kloster-

öconomieumfassendeOrdnung außer der revidirten Klosterordnungvon

1610 nicht existirt,ist früher erwähnt worden, und daß es dem Landes-

Herrn zusteht, die Beobachtung und Handhabung dieses noch immer

gültigenFnndamentalgesetzeszu überwachen,ist an und für sichsoZweifel-

los, daß es dafür nicht einmal der Berufung auf eine desfallfigeAn-

erkennung der Landstände (vgl. die Beilage Nr. 7 Litt. C.) bedarf.

Andererseitsist aber nichtzu läugnen, daß sich historischfast gar keine

erheblicheSpuren einerAusübungder hier in Betracht gezogenenlandes-

herrlichenRechtevorfinden, vielmehr zeigt es sich, daß weder jemals

eine Revisionder alten Ordnung landesherrlicherSeits ernstlichin An-

griff genommen, noch gegen wahrgenonunene, oder wenigstens sehr

wahrnehmbare Abweichungenvon der Klosterordnungeingeschritten

worden ist. Und das hat denn allerdingsdie sehr bedenklicheFolge ge-

habt, daß die Landständenichtbloß in Betreff aller Verwaltungsgegen-

stände einseitigStatuten und Reglementsentworfenund approbirt, auch

darin theilweifedie Klosterordnung einseitigals nicht mehr zeitgemäß

erklärt und abgeändert haben (Beilage Nr. 17), sondern sogar soweit

gegangen sind, nach eigener Willkür Dispensationen von der Be-

obachtungder Klosterordnnngzu ertheilen (s. Kapitel XIV. §. 1 unter

Nr. 4) und sich dieses Dispensationsrecht durch eigenenBeschluß
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förmlich beizulegen. Es ist, mit andernWorten, durchdie gänzliche
Vernachlässigungder Ausübungjener landesherrlichenRechtedahin ge-
kommen,daß man es gar nicht als unwahrscheinlichbetrachtendarf,
daß die Landstände,sollteje nach so langer Zeit die Landesherrschaft
wiederetwasthätigereinschreitenund von jenenRechtenGebrauchmachen
wollen, dieses als unbefugteEinmischungbetrachten und nicht ohne
Widerspruchduldenwürden. Dochverstehtes sichfreilichauch von selbst,
daß hier ein Verlust von Rechtendurch Verjährung, Herkommenu.
dgl. m. auf keinenFall zu behauptensteht.

Was demnächstdas landesherrliche Confirmationsrecht hin-
sichtlichder Domina und der Klostervorsteheranbetrifft, so ist auch dar-
über das Wesentlichebereits im Kap. IX. §. 1, 2, 3 vt. 5 bemerktwor¬
den. Auch in Hinsichtauf die Stellung der Landesherrschaftzu diesen
Klosterdienernwird ersichtlich,wie im Laufe der Zeiten durch die fac-
tischeVernachlässigungder Ausübung der landesherrlichenRechtediese
selbst den Landständengegenüber abgeschwächt,in den Hintergrund ge-
drängt und fast in Vergessenheitgerathen sind. Wir sehenz. B. aus
der Beilage Nr. 16 Litt. A., daß noch im Jahre 1606 die Landstände
den Landesherrn ersuchten,wegen der Ernennung eines neuenKloster-
Hauptmannsdurchdie LandschaftAnordnung zu treffen,— gegenwär-
tig wird, und zwar wohl schonseit langer Zeit, mindestensseit dem
Landesvergleiche(§. 122), eine solcheNeuwahlallemal ohneweiteres von
den Landständenvorgenommenund der Landesherr erst nach geschehe-
ner Wahl um deren Conftrmationangegangen. Daß unmittelbareBe-
fehle des Landesherrn an die Klosterprovisorenin Betreff der Kloster-
Verwaltung früherhin nicht bloß vorkamen, sondernvon den Landstän-
den selbsterbetenund beantragt wurden, ergebenz. B. die Aufzeichnnn-
gen in den Beilagen Nr. 4 Litt. T. (1599), Nr. 7 Litt. C. (1606) und
Nr. 13 Litt. A. (1606) sehr deutlichund die Form der Bestallungen,
sowiedie revidirteKlosterordnungselbst (Art. 13, 18 und Schluß) würde
dies auch jetztnochals durchauszutreffenderscheinenlassen. Nichts desto-
wenigerist es aber, wie sichdie Verhältnissewährend der letztenhundert
Jahre gestaltet haben, gar nicht unwahrscheinlich,daß gegenwärtig ein
solchesunmittelbares Einschreitendes Landesherrn heftigen landständi-
schenWidersprucherfahren, und daß selbst die Provisoren dergleichen
Befehle vor allen Dingen den Landständen vorlegen lind diesen der
Hauptsachenach die etwaigeVerhandlung mit derLandesherrschaftüber-
lassen würden. Denn gegenwärtig werden die Klosterbeamtenbeinahe
zweifellosrein als landständische Diener betrachtet,die zunächstund
unmittelbar nur von der Landtagsversammlung Befehle entgegenzu-
nehmenhaben.
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Das Recht des Landesherrn,zu der jährlichenAufnahme der
Klosterrechnungen durchvon ihm ernannte Commissarienzu concur-
riren, stehtlandesverfassungsmäßigvollständigsest,— aber auchdieses
Rechtist durchdie bereitsmehrfacherwähntefactischeNichtausübungder
landesherrlichenRechteim Allgemeinen(fast mit einzigerAusnahmedes
Confirmationsrechtesder Klosterbeamten)beinahe in Vergessenheitge-
Kathen. Was den ersterenSatz anbetrifft,so soll nach den Reversalen
eigentlichder von den Landständennominirte, von den Landesherren
aber confirmirte„Amtmann,VorsteheroderVerwalter" jedes Klosters
alljährlichden zu diesemEnde von dem Landesherrnzu ernennenden
Commissarienund denvondenLandständenhiezuVerordnetenvon seiner
HaushaltungRechnungablegen. HiernachhattemithinderKlosterhaupt-
mann nebst dem Küchenmeister(als Rechnungsführer)einem landes-
herrlichen Commisfarius und den landständischen Provisoren
die Rechnungabzulegen. Und in der That findetdie Richtigkeitdieser
Behauptungauchin allen Verhandlungendas ganzesiebenzehnteJahr-
hundert hindurchihre Bestätigung, denn immer findenwir, daß der
Hauptmann es ist, welchersammtdem Küchenmeister die Rechnung
abzulegenhat und immersind es die Provisoren, welchein Gemein-
schastmit den (gewöhnlichzu diesemGeschäftebeorderten)Fürstlichen
Rentmeistern die Rechnungenabzunehmenhaben, nicht bloß jenen
Beamten, dem Hauptmann und demKüchenmeister,sondern nachder
revidirtenKlosterordnungselbst(Art. 19) auch den Jungfrauen, die fel-
ber Zinseneinzunehmenhaben. S. z. B. das Memorialder Provisoren
an die Landesherrenvom 9. Oct. 1654 in Spalding's Landtagsverh.
Band III. S. 222, das Memorialder Landständeselbstvom 7. April
IGG6,ebendaselbstBand IV. S. 51 und 152, und das wiederholtelani^
ständischeGravamen wegen der nicht abgenommenenKlosterrechnungen
aus den Jahren 1667 bis 1671, ebendas.Band IV. S. 302, 350, 370,
386, 427 und 441, endlichauch das Memorial desLandraths von Jas-
mund vom Jahre 1692 (BeilageNr. 15 Litt. F.), in welchemletzteren
auchdie herkömmlicheBeobachtungdiesesVerfahrens, mindestensbeim
KlosterDobbertin,bestätigtwird. Aus einerderFürstlichenResolutionen
(Spalding IV. S. 152) ersiehtman auch,daßdemHerkommengemäß
die Register(Rechnungen)in Abschriftan die FürstlichenRentkammern
eingesendetwerdenmußten, um das an Ort und Stelle vorzunehmende
Revisionsgeschäftvorzubereiten,— und aus allenangeführtenVerHand-
lungenüberhaupt,daß es SachederLandesherrenwar, dieAnordnungen
für die Rechnungsaufnahmezu treffen, d. h. die Commissarienzu be-
stellen,Zeit und Ort der Vornahmedes Geschäfteszu bestimmenund
dieProvisorendazueinzuberufen,— zugleichaber auch,daß dieLandes-
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Herrenhierin wiederholtsaumseligwaren und dadurch den Provisoren

sowohl, als den Landständenselbstzu allen jenen Memorialen und Be-

schwerdendie Veranlassunggaben. DieseBeschwerdeüber die versäumte

Rechnungsabnahmefindet sichauch noch unter den allgemeinenLandes-

beschwerden,welcheim Jahre 1701 durch herzoglicheResolutionen ab-

gethan wurden, wiederholt (Additam. Gravarn. Classis V. Nr. 8) und

endlichmußte selbstder Kaiser im Jahre 1724 (Resolut. Caesareae ad

Grav. de 1724, sub V. 1) dem Landesherrn die pünktliche Erfüllung

dieserseiner betreffendenPflicht anbefehlen. Man sieht also klar, daß

selbstdamals noch die Rechnungsaufnahmeso angesehenwurde, daß sie

überhauptnur auf Anordnung und unter Mitwirkung des Landes-

Herrngeschehenkonnte, folglichunmöglichwar, fobald dieserseine des-

fallsigePflicht nicht erfüllte(vgl. auch die Beilage 15 Litt. C.).
Aber ganz anders hat sichseitdemdieseAngelegenheit,eben in

Folge der fortgesetztenlandesherrlichenNichtausübungjenes Rechtes

(welchesdamals mehr als eine lästigePflichtaufgefaßtzu sein scheint),
gestaltet, und einigermaßenmußte zu dieserVeränderungfreilichauch

die so ganzveränderteStellung derProvisorenzu derKlosterverwaltung

beitragen,wie sie oben im KapitelX. ausführlicherbesprochenist. In-

dem die Provisorenmehr und mehr zu einerunmittelbarenTheilnahme

an derKlosterverwaltunggelangten,anstattdaß sieursprünglichnur eine
beständigeJnspection darüber im Namen der Laudständeführten, —

mußte sichauchdas Verfahrender Rechnungsablegungverändern.Hier-

durchwird es erklärlich,daß schonnach dem Vergleichvon 1726 (sub

Nr. 7 — BeilageNr. 17 Litt. A.) die Provisorenin Gemeinschaftmit

dem Hauptmaune dem Küchenmeisterdie Rechnungabnehmen sollen

(eineBestimmung,die sichin dem späterenReglementvon 1777 nur

wiederholt),— und daß, während nunmehr von einer Coneurrenzdes
Landesherr»bei dieser Rechnungsaufnahmegar nicht mehr die Rede

ist, dieselandesherrlicheConeurrenzseitdemvielmehrerst bei dem weite-

ren, zweiten Acte, der Revision, ihre Stelle findet. Jetzt nehmen

die Provisorenund der Hauptmann die Rechnungzunächstdem Küchen-

meister(als Rechnungsführer)ab, sie selberaber habeu alsdann eben-

falls gemeinschaftlichden Landständenund dem LandesherrnRechnung
abzulegen.In dieserGestalt findenwir dieSache denn auchdurchden

(übrigenssichoffenbarau dieKaiserlicheResolutionvon 1724 anlehnen-

den) §. 123 des Landesvergleichsgebracht, und es eoncurrirenhienach

die landesherrlichenCommissariennunmehr offensichtlichnicht mehr bei
der erstenRechuungsansnahmeselbst,sondernvielmehrbei der Revision
der abgelegtenRechnung,— sie coneurrireunichtmehr mit den Provi-
soren (den,Hauptmanngegenüber), sondern mit den zu ernennenden
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Ritter- und LandschaftlichenDeputirten (den sämmtlichendrei Vorstehern
jedes Klostersgegenüber). Es erhellt, daß dies nicht mehr dasselbeVer¬
fahren ist, wie es bei den Reversalenvon 1572 gedachtwurde, indessen
mag dochnichtunerwähntbleiben,daß schonim Jahre 1607 ein landstän-
dischesGravamendarauf gerichtetwar, daß auch die Provisoren ihrerseits
derLandschaftRechenschaftabzulegenangehaltenund daß zu diesemEnde
ein landständischerAusschußernannt werden sollte (Spalding L. T.
Verh. Band I. S. 324). Dieses Gravamen scheintdamals keinen Er-
folg gehabt zu haben, da, wie schongezeigtwurde,nochbis in den An-
fang des vorigen Jahrhunderts hinein, die Provisoren die Rechnung
nur abnahmen, nichtselbereinesolcheablegten, — durchden Landes-
vergleichist aber für die Gegenwart jeder Zweifel abgethan, die Provi-
soren nehmen danach jetztunstreitig eineandere Stellung ein, als welche
ihnen durch die Reversalen angewiesenwar.

Aber die geschichtlicheAusbildung des besprochenenVerhältnisses
schließtauch mit dem Landesvergleichenoch nicht ab. Denn auch das
im Landesvergleicheaufs Neue ausdrücklichauerkannte landesherrliche
Recht der Theilnahme an der Rechnungsaufnahme(auch hier wieder
mehr als Pflicht aufgefaßt) scheintnur zu bald durch saetischeNicht-
ausübung beinahe in Vergessenheitgekommenzu sein. Zwar scheintin
den Jahren 1755, 175(3und 1766 nach Wolsf's RepertoriumS. 205
jene Concurrenzwirklichstattgefundenzu haben, — aber wie bald eine
gänzlicheVernachlässigungdesselbensicheingeschlichenhaben muß, erhellt
daraus, daß schon in den Jahren 1788—1791nach Wolff Repert.,
Erste Forts. S. 109 Verhandlungenüber die landesherrlichauf Grund
des Landesvergleichs§. 123 verlangte (also doch vermuthlichvon den
Landständenin Zweifel gezogeneoder gar bestrittene)Theilnehimmgan
der Aufnahme der Rechnungender drei LandesklösterStatt gefunden
haben. Der Inhalt dieser Verhandlungenist anscheinendgedruckten
Quellennichtzu entnehmenund es ist völlig unglaublich, daß die Lan-
desHerrschaftihremRechtedamals entsagt habensollte; andrerseitsaber
scheintseitdemdie factifcheAusübung desselbenauchnicht einmal wieder
versucht oder in Anregunggebrachtwordenzu sein, und so sehenwir
denn schließlichdieses wichtigeRecht zwar verfassungsmäßignoch voll-
kommenbei Bestände,sactischaber beinahevergessen.

Eine ganz ähnlicheBewandnißhat es mit fast allen übrigenlandes-
herrlichenOberanffichtsrechten,namentlichauchmit dem Vifitations-
rechte. Auch dieses Recht steht verfassungsmäßignicht im geringsten
zu bezweifeln;es ist theils als AusflußdesoberbischöflichenAmtes, theils
als Inhalt der Landeshoheitin früherenZeiten nicht bloß ausdrücklich
in Anspruchgenommen,sondern auch wirklichausgeübt worden. Die
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Klosterordnungvon 1572 schreibtsogar ausdrücklicheine alle halbe
Jahre vorzunehmendeVisitation durch den Superintendenten vor. Ist
diese — vornehmlichnur auf die Klosterzuchtgerichtete— geistlicheVi-
sitation nun auch niit dem Abstreifendes geistlichenCharacters der Klö-
ster überhaupt hinweggefallen,und enthält daher auch schondie revidirte
Klosterordmingvon 1610 nichts derartiges mehr, so ist doch das bi-
schöslicheund landesherrlicheVisitationsrechtdarum auch später nicht in
Zweifelgezogenworden. Vielmehrkann die Beilage Nr. 15 Litt. B. C.
deutlichdarüber belehren, daß selbstdie Landständenoch 1666 nur mit
großer Aengstlichkeites wagten, ihrerseits einseitigeine Kommissionzur
Untersuchungdes Zustandes der Klöster zu bestellen,daß aber dennoch
die Landesherrenschon ein solcheseinseitigesVorgehen als einen Ein-
griff in ihr Visitationsrechtanzusehengeneigtwaren und ohne ihre Eon-
enrrenz nichtzulassenwollten, und daß endlichauchdie Landständenicht
wagten, sich ohne jene Coneurrenzeine Besngnißzur Abstellungeinge-
schlichen«:Mißbräuchebeizulegen. Im Mai 1703 verordneteder Herzog
FriedrichWilhelm eineGeneral-Visitationund Untersuchungaller Kloster-
ämter in Bezug auf deren Verwaltung und scheintdieseVisitation denn
auch im Juli desselbenJahres durchden Oberhauptmannvon Löw und
den KanzleirathGrund, als FürstlicheCommissarien,wirklichausgeführt
zu sein. Entscheidendist aber, daß noch in dem Vergleichvon 1809
§. 4 das landesherrlicheVisitationsrechtder Klösterin Bezug auf ihren
Zustand und ihre Administration, so oft es für nöthig befunden
werden sollte, ausdrücklichvorbehaltenist. Aber von einer wirklich
ausgeführten solchenVisitation ist dennochauch seit jener Zeit
bisher nichts bekanntgeworden, und anscheinendnie die Rede gewesen.

Daß zu allen wesentlichenVeränderungen in derKlosterordnung
und der Klosterverwaltungdie landesherrlicheGenehmigungerforderlich
ist, folgt aus dem Rechteder Oberaufsichtselbst,und ist diesesletztere
ja auchnochin dem Vergleichevon 1809 §. 3 ausdrücklichvorbehalten
worden. Ein ähnlicherVorbehalt findet sich aber auch schonin dem
Vergleichevon 1669 wegendes KlostersRibnitz,und deutetauchschon
in der revidirtenKlosterordnungvon 1610 Art. 13 der Hinweisdes Eon-
vents auf etwaigeBeschwerdenbei den Landesherren-selbstauf jenes
Recht hin. Insbesondere findet sichdie Nothwendigkeitdes Consenses
zu wesentlichenVeränderungenmehrmals ausgesprochenund anerkannt
(vgl. z.B. die Beilage Nr. 4 Litt. P. nnd Nr. 15 Litt. C.), daß aber
der bischöfliche Coufenszu Veräußerungen, wie er bei denKirchen-
gitterngesetzlichist, nicht gerade erforderlichzu achten, ist im vorigen
Kapiteldargethan.
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Von dem Rechte zur Vergebung der Klosterpräbenden oder
der Besetzung der Klosterstellen ist im Kapitel XI ausführlich ge-
handelt. Von vorneherein hatte danach die Landesherrschaft hieran kei-

nen Antheil. Nur das aus dem Kirchenrecht herübergenommene Jus

primae precis und dessenSeitens der Landesherrschaft versuchte Anwen¬

dung aus die Klöster hat in dieser Beziehung eine Zeit lang zu Streit

und Zweifeln Veranlassung gegeben. Eben, daß die Landesherren auf

diesensingulären Rechtsgrund recurrirten, um sich einen Antheil an der

Vergebung der Klosterstellen zu verschaffen,beweistaber die Richtigkeit

der Behauptung, daß wenigstensdie regelmäßige Verleihungder Stel-

len lediglich für ein Recht gesammter Landstände galt. Und auch

jener singuläre Rechtsgrund konnte, genauer angesehen, wohl kaum für

haltbar gelten. Zwar finden sichSpuren der sactischenAusübung, z. B.

aus den Jahren 1701 (wo sich ein Fräulein von Grävenitz mit einem

Gesuche um Verleihung einer Klosterstellein Dobbertin an den Herzog

wandte und sich darin auf das Herkommen berief) und 1706 (wo des

Herzogs Gemahlin ein Fräulein von Barner dem KlosterDobbertin jure
primariarum precum als Conventualin präfentirt, aber freilich vom

Kloster zurückgewiesenwurde, was dann im Jahre 1712 dem Letzteren

eine militärischeExemtion zuzog), aber schließlichsetzteder Landesherr

das prätendirte Recht doch nicht durch (s. die Justissimae Decisiones

Imperiales in Caus. Mecklenb. No. 124 und 125) und der Landes¬

vergleich schnitt im §. 135 demgemäßdasselbefür die Zukunft ausdrück-

lich ab. Hienach beschränktsichjetzt zweifellos der landesherrlicheAn-
theil an den Klosterstellenauf Dasjenige, was der Vergleichvom 22. April

1809 ß. 2 und 3 darüber enthält, mithin auf ein ganz singulär dastehen-

des Recht, welchesals specielleAusnahme von der Regel betrachtet wer-

den muß, und von dem landständischenRechte derivirt ist.
Die besonderenlandesherrlichenReservatrechte sind

a. die schonin den Reversalen vorbehaltenen Abläger und
b. der Vorbehalt wegen der mit dem Titel Aebtissinzu versehen-

den FürstlichenPrinzessin im Kloster Ribnitz.
Beide interessiren hier überhaupt nicht weiter. Ueber die ersteren

sind die Reversalen selbst und Kapitel IV. zu vergleichen,— auch, was
die zahlreichenBeschwerdenüber die Ausübung betrifft: Spalding
Landtagsverh. Band I. S. 163, 171, 178, 184, 192, 200, 204, 208,

211, 212, 214, 294, 316, 411, — wegen des letzterenRechtes aber ge-

nügt eine Verweisung auf die Beilage Nr. 14 Litt. W. und auf den
Landesvergleich§. 135. Wir gehen demnachjetzt ohne weiteren Auf-

enthalt zur Betrachtung der l and ständischen Rechte über.
Viereck, Rechtsverhältnisse. I. Bd. 16
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§. 3. II. Rechte der Landstände.

1. Subjeet dieser Rechte.

Trat bei den landesherrlichenRechten die Frage nach dein eigent-

lichen Subjeete derselbennur etwa insoweit hervor, als es im Einzel-

nen zweifelhaft erscheinenkonnte, ob die betreffendenRechte dem Landes-

Herrn als solchem oder als Oberbischos zuständig seien, und blieb

auch diese Frage practisch eben nicht sehr erheblich, — so ist hingegen

bei der näheren Betrachtung der landständischenRechte die Untersuchung

des wahren Subjects dieser Rechte nicht unwichtig, und es ist daher

hier der Ort, die aus der ganzen bisherigen Entwicklungbereits hervor-
gehende These, daß diese Rechte in der That nur den gesammten
Landständen als solchen oder dem politischen Körper der uniir-
ten Landstände zustehen, und daß sie ihnen nur vermöge dieser Ei-
genschaft und Stellung im Staate zustehen,nochmals festzustellen,weil
nicht bloß fchon früher von einzelnen Schriftstellern Versuche gemacht

worden sind, dem Verhältnisseeine ganz andere Deutung zu geben, son-

dern namentlich auch ganz neuerdings ein solcher Versuch von so ge-
wichtiger Seite her und mit so ernstem, bedrohlichemCharaeter hervor-
getreten ist, daß die entschiedensteZurückweisungdiesesVersuchesdringend
nothwendig und geradezu eine Pflicht für alle diejenigen wird, welche
dazu Berus und Veranlassung haben.

Während nämlich noch die Motive des landesherrlichenEntwurfes
von 1848 (Beilage Nr. 24) sichvollkommenrichtig und sachgemäßüber
die landständischenKlosterrechteso aussprechen, wie dort zu lesen ist,
gehen die dem außerordentlichenLandtage von 1874 vorgelegtenGrund¬
züge 2C.(Beilage 25) von einer hievon total verschiedenenAuffassung
eben dieser Rechte ans und die landständischeEominitte (bestehendaus
Mitgliedern beider Stände) tritt dieserirrigen Auffassungnicht nur bei,
sondern sie vermißt in der Fassung des bezüglichenPassus nur noch die
wünschenswerthe,jedem Zweifel entgegentretendeBestimmtheit, um ver-
mittelst einer solchenvermeintlichenFixirung bestehenderRechtsverhält-
nisse,denselbenbleibend und wo möglich für immer eine ganz neue Wen-
dung —natürlich im Interesse der angeblichbisher ausschließlichKloster-
berechtigten— zu geben. Rur weil dieser Versuchnicht ignorirt werden
darf, wenn sich nicht die dabei Betheiligten dem ganzen Lande gegen-
über, den berechtigtstenund schwerstenVorwürfen aussetzenwollen, muß
hier auf den fraglichenPunkt noch etwas näher eingegangen werden;—

wäre jener Versuchnicht in der That gemacht worden, so würde der
Verfasservielleichtnicht einmal daran gedachthaben, daß es nöthig sein
könne, ähnlichenEntstellungen ernstlichentgegenzutreten.
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Die richtigeund allein möglicheAuffassung des Verhältnissesergiebt
sich mit voller Evidenz schon aus der historischenVeranlassung, aus
welcherim Jahre 1673 die Ueberweisungerfolgte, aus den darüber da-

mals gepflogenenVerhandlungen, aus den fämmtlichen die Ueberweisung
betreffendenUrkundenund dem überlieferten Hergange bei der Einwei-
sung der landständischenBevollmächtigtenin die Verwaltung der Klöster.
Es kann dieserhalb zur Verminderung uunöthiger Wiederholungen auf
Kapitel III. §. 3 und auf das ganze vierte Kapitel zurückverwiesenund

möge hier nur nochmals hervorgehoben werden, daß vor der Ueberwei-
sung den Ständen überall keine Rechte auf die Klöster zustanden.

Wo überhaupt von dergleichenGerechtigkeitendie Rede ist (wie z. B.
anno 1555 und 1557 Beil. Nr. 2 Litt. C. und F.), handelt es sich offen-

sichtlichnur um Patronats- und ähnliche Rechte und wird hiebei aus-

drücklichnicht bloß der Adel als Inhaber von dergleichengebührlichen

Gerechtigkeitengenannt, sondern auch andere Stände und namentlich

die Städte. Die (v. Kamptz'sche)Behauptung:
der Adel sei ausschließlichauf die Feldklösterberechtigtgewesen,die

Städte aber auf die innerhalb ihrer Mauern belegenen Stadtklöster

ist eine völlig aus der Luft gegriffene. Noch im Landesvergleichrefer-

virt die Ritterschaft sich ihre anmaßlichen Rechte an ein Stadtkloster,

nämlich an das Rostock'scheKloster zum heiligen Kreuz.
Entscheidendist unter den betreffendenUrkunden besonders auch der

von den landständischenBevollmächtigtenausgestellteRevers (Beil. Nr. 4

Litt. N.), worin dieselbenauf das Bündigste reverfiren, daß sie Besitz

und Verwaltung dieser Klöster nur im Namen und in Vollmacht aller

Stände übernommenhaben und dieselbennie und zu keinerZeit zu etwas

Anderemgebrauchen»vollen, als zu dein stistungs- und reversalmäßigen

Zweckeder AuserziehungeinlündischerJungfrauen, welchesich darein zu

begeben Lust hätten. — Wie man so deutlichen, bündigen Urkunden
gegenüber jemals auch nur auf den Gedanken hat kommenkönnen, das

ursprüngliche Verhältniß habe wenigstens später im Laufe der Zeit,

durch autonomischesBelieben der Stande oder durch Herkommeneine
veränderte Bedeutung von solcher Tragweite erhalten können, daß

an die Stelle des ursprünglichenRechtssubjects(des landständischenGe-

sammtcorps oder der Ritter- und Landschaft) Gebnrtsstände (Adel und

Bürgerstand) oder ein Kreis von eorporativ verbundenen Geschlechtern

oder Familien habe treten können, — oder so, daß aus dem nrsprüng-

lichenbloßen Vertretungs- und Verwaltungsrecht,ein privatrechtliches

Eigenthum an den Klostergütern habe werden können, lediglich be-

schränkt durch einen der landesherrlichenAufsichtunterliegenden Modus

der Verwendung der Einkünfte, — dies erscheintin der That als völlig
16*
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unbegreiflichund wird man auchvergeblichnach einem Verständniß dafür

suchen,selbst wenn man die ganze betreffendeLiteratur noch so aufmerk-

fam durchgeht. Was insbesondereeine das ursprüngliche Rechtsverhält-

niß verändernde Observanz oder ein dasselbeumwandelndes Herkom-

men anbetrifft, so würde auf dergleichenVorwände am Besten mit den

eigenen Worten der ursprünglichen Gründer dieses Herkommens zu

antworten sein, daß was sichgegen die Reversalen und Klosterordnungen
per errorem etwa eingeschlichen(Beil. Nr. 13 Litt. B. und D.) sür null

und nichtig zu achten, und daß alle solcheNeuerungen und Abweichun-
gen von den Fundamenten der landständischcnKlosterrechteals den le¬
gibus patriae entgegen zu allen Zeiten pro non conclusis et non con-
cessis nur gehalten werden können (Beil. Nr. 18 Litt. E.) Wer als
Verwalter in den Besitz von Immobilien eingewiesenworden, kann
sich niemals bloß durch Observanz oder Autonomie zu deren Eigen-
thümer aufschwingen (auch nicht durch unvordenkliche Verjäh-
rung! — wie hier mit einem schmerzlichenSeitenblick auf §. 325 des
Landesvergleichshinzugefügtwerden mag)*) — und wer in seiner Eigen¬
schaft als Theilnehmer an den politischen Gewalten zu einer Verwal-
tung gelangt ist, der ist nichtermächtigt, zu irgend einer Zeit aus Grund
eines privatrechtlichen Titels solcheVerwaltung in Anspruchzu neh-
men oder beim Hinwegfalle der politischenStellung sichzu reserviren.

EinespätereveränderteGestaltungdes Verhältnissesder Landstände
zu den Landesklöstern,insbesondereeineSubstituirungdes Rechtssubjects
selberdurchein anderes, ist hienachschonvon vornhereinnichtanders
gedenkbar,als mittelstvölligerAufhebungdes ursprünglichenVerhält-
nissesund dessenErsetzungdurchein davon durchausverschiedenes.Aber
wo und wann hat jemals ein solcherVorgang in legaler Form Statt
gehabt, oder von Wem ist er auchnur behauptetworden? Im Gegen-
theil: die ganzeFolgezeitbeweistvielmehr, daß wenigstensim Prin-
cip zu keinerZeit an der Basis des Verhältnissesgerütteltwordenist.
Um diesesnachzuweisen,mögehier zunächstdaran erinnertwerden,daß
unter allen die Verwaltung und den Genuß der Klösterbetreffenden
Verträgen sowohlzwischender Landesherrschaftund den Landständen,
als auchzwischenden Landständenunter sich,bezw.mit der Stadt Ro-
stock,auchkeineinzigersichbefindet,welchernichtbezw.von der Ritter-
und Landschaft,bezw.von der Ritterschaftoder von der Landschaftals
politischerCorporationabgeschlossenwäre, — und daß ferner auchalle
Verhandlungenüber die Klosterrechtenur auf den Landtagen (bezw.
Landesconventen)gepflogenund als Gegenstandlandständischer Be¬

*) Der Ausschlußjeder Ersitzung an res furtivae (gestohlenen oder veruntreu-
tkN Sachen) ist bekanntlichschonin den altrömischenZwölftafelgesetzenausgesprochen.
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schlußfassung behandelt worden sind. Erst in neuerer Zeit, nament-

lich in Folge der innerhalb der Ritterschaft entstandenenDifferenzen über

die Theilnahme an den Klosterangelegenheitensollen allerdings mehrfache

Versuchegemachtworden sein, die Klostersachenden Landtagen zu ent-

Ziehenund deren Verhandlung auf besondereKlostertage zu verlegen,

aber alle dieseVersuchescheinendenn doch auf so gewichtigeBedenken

gestoßenzu fein, daß daraus auch bis zum heutigen Tage noch nichts

geworden ist, mag nun die Landesregierung, oder mögen die Städte,

oder mag selbst ein Theil der Eingebornen dieser Alterirung der grund-

gesetzlichenInstitutionen entgegen getreten fein. Seitens der Urheber

dieser Idee war der Plan an sich nicht übel und schien es hier wohl

nicht mit Unrecht praktischzu sein, auch einmal ein nicht zu bestreitendes

Herkommen zu eorrigiren, — aber der Fehler dabei war nur, daß

die im Hintergrunde liegende Absichtdoch allzu klar am Tage lag und

der Versuch mithin wegen seiner zu großen Plumpheit scheiternmußte.

Mit den „anderen Formen", von welchen der Committenberichtin der

Beil. Nr. 25 spricht, taucht allem Anscheinenach auch jene Idee der

„Klostertage" noch einmal wieder auf; aber innerhalb der alten Ver-

fassung darf man hoffen, daß davon nicht weiter die Rede sein wird.

Wie hienach alle Klosterangelegenheitenzugleichals landständische

Angelegenheiten jederzeit unwidersprochen gegolten haben, so ist den

Landständen auch der dieselben nur als solche und iu ihrer gemein-

samen Verbindung (niemals aber als Privatcorporation!) repräfentirende

Engere Ausschuß sowohl von Anfang an, als auch wiederholt und

zu allen Zeiten ein Organ gewesen, dessenDienste von ihnen auch in

Betreff der Klostersachenin Anspruch genommen und vorkommenden

Falles geleistetwurden. Dieserhalb ist schonder Wortlaut der Vollmacht

des größeren Ausschussesvon 1620 (vollständigabgedrucktender Schrift:

MecklenburgsVorderstädte 1787 S. 27 ff. not. 18) beachtlich,verbis:

„daß auch von dem Landkasten und den dreien der gemeinen

Landschaft zustehendenKlöstern gebührendeRechnung gethan,

befördern und unter sich etzlichedeputiren u. f.' w.
Beispielsweisemag in dieserBeziehungferner verwiesen werden auf

Wolff's Repertorium S. 285, 288, 297, 313, ErsteForts. S. 130 und

aus neuerer Zeit auf das an den Engereu Altsschußgerichtete landes-

herrlicheRescript von 1843 in der Beil. Nr. 18 Litt. 0. Was aber die

obige Behauptung anbetrifft, daß alle die Klöster betreffendenVerHand-

lnngen und Verträge allezeit nur von den Landständenals politischem

Körper ausgegangen sind, so liefert hiefür schonallein das Beilageheft

Beispiele und Beweise in solcher Zahl, daß es völlig überflüssig sein

würde, daraus noch Einzelnes hervorzuheben. Ueberall wird als das

Subject der Klosterrechtegenannt entweder die Landschaft (im älteren
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Sinne) oder die Ritter- und Landschaft, oder die Landstände, oder das

Land, oder auch wohl die Nnterthanen aller Stände, — sämmtlich Be¬

zeichnungen,die in diesem Zusammenhange schlechthinein und dasselbe

bedeuten. Daß selbst Receptionssachen nur vor den Landtag gehören

und also nicht etwa in besonderenAdelsversammlungen abgemacht wer-

den dürfen, stelltschon ein auf demConvent von 1744 gefaßter Beschluß

ausdrücklichfest (Beil. Nr. 21 Litt. G.) und ein anderer auf dem Ante-

comitialconvent von 1762 gefaßter Beschluß bestimmt ebenso ausdrück-
lich,daß in Klosterangelegenheitennicht auf bloßen Landesconventen,son-
dern nur auf den wirklichenallgemeinenLandtagen Beschlüssegefaßt wer-
den dürfen (Wolff Repertorium S. 207). Selbst in der Zeit des er-
bitterten Kampfes haben doch die Führer des eingebornenAdels über
Klostersachenkeineanderen als „gemeinsameRitter- und Landschaftliche
Beschlüssezu proponiren gewagt (1844: Beil. Nr. 18 Litt. ?.) und auch
in dem Dictamen dreier adeligen Mitglieder der Ritterschaft auf dem
Landtage von 1845 (Beil. Nr. 21 Litt. Z.) Protestiren diese Dictanten
feierlichstgegen die irrtümliche und gänzlich landesversassungswidrige
Auffassungdes eingeborenenAdels, als ob derselbe eine von der Ritter-
schaft verschiedeneoder innerhalb derselben bestehendebesondereCorpo-
ration zu bilden sich anmaße, da dessenbehauptete Vorrechtesich doch
lediglich auf herkömmlicheModalitäten der Ausübung derjenigenRechte
gründen, welchean und für sichnur der einen und unzertrennlichen
Mecklenburgischen Ritterschaft zuständig feien. Gerade jetzt, nach
dem diesjährigen Versuch einer ganz neuen Theorie darf dieses ange-
zogene Dictamen dreier hervorragender Führer der Adelspartei seinem
ganzen Wortlaute nach der Beachtung recht dringend empfohlen werden.
Es war der Schwanengesang des Jndigenats vor den Stürmen von
1848; die Melodie ertönt zwar jetzt im Jahre 1874 auss Neue, geht aber
jetzt aus einer anderen, etwas höheren und den Zeitumständen mehr an-
gepaßten Tonart.

Die Statuten und Verträge über die Klöster betreffend, versteht es
sichfast von selbst, daß solchenur von Ritter- und Landschaft ausgehen
konnten, indessenmag hier zu allem Ueberfluß und beispielsweisedoch
noch hingewiesen werden ans die revidirte Klosterordnung von 1610
(Beil. Nr. 9) und auf das Reglement von 1777 (Beil. Nr. 17 Litt. B),
ferner auf den Vergleich wegen des KlostersRibnitz von 1669 (Beil. 14
Litt. W.), die Verträge von 1758 und 1781 in Mantzels Staatscanzlei
Thl. I. S. 41 ff. 149 ff. und 196 ff., den Vergleichvon 1789 (Beil. Nr. 18
Litt. N. Corps der Städte) und denjenigen von 1809 (Beil. Nr. 23),—
vor Allem aber verdienen auch in dieser Beziehung die Bestimmungen
des Landesvergleichs(§§ 140 und 141) unzweifelhaft die meiste Beach-
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tung (Beil. Nr. 22). Wenn hier, bei näherer Erläuterung des Begriffs
der ständischenUnion, theils der Provinzen, theils der Ritter- und Land-
schaft, die Klöstermit dem Hofgericht und Consistorium, mit den
gemeinsamenLandtägen, demgemeinsamenEngern Ausschusse, und
dem gesaminten Contributionali (anderwärts wird geradezu auch
der Landkasten genannt und dessenVerwaltung mit derjenigen der
Klöster zusammengestellt),überhaupt aber mit allen Ritter- und
Landschaftlichen gemeinsamen Rechten und Pflichten zusammen
genannt und auf eineLinie gestelltwerden,so muß es dochin der That
einigesErstaunen erregen, wenn solchenWorten des Landesgrundgefetzes
gegenüber(Beil. N. 25) die Kloster vielmehr neben dem Creditverein,
der städtischenund ritterschaftlichmBrandassercuranzund dein landschaft-
lichenRathswittweninstitutals mehr privatrechtlicheAngelegenheitenvon
Privatcorporationen eine gar bescheideneStellung angewiesener-
halten und wenn von allen diesenAngelegenheiten,mithin auch von den
Klostersachengesagt wird, daß sie bisher uur „mit den Landtags- und
Convents-Verhandlungenin unmittelbare Verbindung gesetzt worden
seien" u. s. w., als ob sie eigentlichgar nicht von Rechts wegendahin
gehört hätten!! Dergleichenlesendnnd vernehmend, traut man in der
That den eignen Augen und Ohren nicht mehr und sieht man sichver-
wundert nach der Gedankenbrückeum, über welcheein Muth sonder
Gleichenvon fest gegründetemBoden hinwegnach dergleichenbodenlos
in der Luft schwebendenPhantasiegefildenhinüberführenkonnte!

Aber vielleichtist eine andere Ansichtberechtigt,nach welcherman
hier wesentlichzwischendem ständischenVerwaltnngsrechteeinerseitsund
dem Rechteaus den Genuß derKlösterandrerseitszu unterscheidenund
für beideein verschiedenes Rechtssubjeetanzunehmenhaben soll? So
sagt z. B. der ungenannteVerfasserder „Erinnerung an die nichtadligen
Herren Gutsbesitzerin Mecklenburg1795" auf S. 17: „Die Klöstersind
ohne allen Streit der gemeinsamenLandschaftd. i. Ritter- und Land-
schaftoder der Ritterschaftund den Städten zur Verwaltung und den-
jenigen inländischenJungfrauen zun: Genuß übergeben, die sich darin
zu begebenLust haben." Und anderwärts findet man mehr oder wem-
ger unumwundendieMeinung ausgesprochen,es stehedas Eigenthum
(Besitz, Verwaltung) der Klösterzwar der politischenCorporation der
Landständezu, aber der Nießbrauch (Genuß)konimeeinemganzanderen
Rechtssnbjectzu, welchesfreilichin ein gewissesmystischesDunkel gehüllt

erscheintund bald so, bald anders bezeichnetwird. Wenn als dieses

Rechtssubjeeteinmal „alle inländischenJungfrauen" genannt werden, so

sind es anderswo ,^diealten inländischenGeschlechter"oder „die Adels-

samilien, deren Vorfahren zur Zeit der Ueberweifungim Lande ange¬
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sessenwaren" oder „der sog. eingeborneund recipirteAdel" oder „der
Adel als Geburtsstand" und wie sonst diese sog. herkömmlichKloster-
berechtigtennoch genannt worden sind. DergleichenCuriositäten gegen-
über kann freilichvon einer ernstlichenWiderlegungkaum die Rede sein;
da aber doch der Ausdruck„die herkömmlichKlosterberechtigten"und
ähnlicheBezeichnungenselbstin osficiellenUrkundenund Verträgen, wie

z. B. in demjenigenvomJahre 1809 (Beil. Nr. 23) mehrfacheineStelle
gesundenhaben und noch alltäglich gebraucht werden, so ist hier eine
nähere Untersuchungder wahren BedeutungsolcherAusdrückeunvermeid-
lich und muß schließlichalso auch noch geprüft werden, ob wirklichder
Genuß der Klöstereinem anderen Rechtssubjectzustehe, als die Ver-
waltung. Daß dieses Rechtssubjectnicht etwa die Gesammtheitaller
oder der klosterlustigeninländischenJungfrauen sein könne, oder etwa
eine aus den sämmtlichenJungfrauen gewisserAdelsfamilienund städti-
schenMagistratsfamilien sich zusammensetzendeGenossenschaftoder Cor-
poration u. dgl. m., — ist freilich von vorneherein klar, weil es der-
gleichenRechtsfubjeetenicht giebt. Eine weitereAuseinandersetzunghier-
über würde eine Beleidigungdes Lesers enthalten, welchen:mindestens
die Kenntniß der gewöhnlichstenRechtsbegriffezugetraut werden muß.
Wenn einer Stadt- oder Dorfgemeindean einemGrundstückedie Weide-
gerechtigkeitfür ihre Kuhheerdezusteht,so wird gewißNiemandauf den
Gedankenkommen,zu sagen, der Genuß dieserWeide steheden Kühen
zu, aber ebensowenigwird man auch darauf verfallen,neben der berech-
tigten Commüneein besondereszum Genüsse berechtigtesSubject aus
der Gesammtheit der Kühe haltenden Gemeindeglieder zu bil-
den. Die den letzterenüberlasseneAusnutzungder Weide ist nur eine
besondereForm der Rechtsausübungvon Seiten der Gemeinde, welche
statt dessendie Weideja auch verpachtenoder nochanders darüber dis-
pomren könnte.

Der Verfassermuß auch bei der Erörterung der hier vorliegenden
Frage auf frühere Ausführungenzurückgreifen,bezw. den Leser darauf
verweisen,insbesondereauf Kap. XI §. 4 und Kap. XII §. ^ Von An¬
fang an war das eigentlicheObjeet der Ueberweifungnur der Besitzund
dieVerwaltung der Klöster;nur als unbestrittenerTheil der Verwaltung
war damit auch die Verleihung der Klosterstellenin die Hand der Stände
gegeben und, wenn man daher dieses letztereRecht als Genuß der
Klösterbezeichnenwollte, so stand auch dieserGe-nnß fortan den Land-
ständenzu. Aber die Verwaltung blieb darum dochstets das Cardi-
nalrecht und der Mittelpunktund Kern der ständischenKlosterrechte;der
Genuß im obigenSinne, also die praktischeAusnutzungdes Verwaltungs-
rechts zum Vortheil der Mitglieder und Familien des landständischen
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Gesammtcorps, — anfänglich ohnehin wegen der Armuth der Klöster
nur geringgeachtet,im Uebrigenaber wegen der lediglichauf das eigene
InteressebegründetenNatur der altlandständischenInstitution eine durch-
aus selbstverständlicheFolge der Administrationsbefugniß— war und
bliebeinbloßabgeleitetes RechtebendesselbenNechtssubjeets,welchem
dieAdministrationzustand. Es ist alsovölligverwerflich,hier von einein
verschiedenenRechtssubjectin der einen und anderen Beziehungzu reden
und — wie es so oft geschehenist — sogar die Natur des Rechtesals
einespecistschverschiedenezu bezeichnen.So soll nach einervielfachver-
breitetenBehauptung zwar die Verwaltung ein landständisches Recht
sein, — der Genuß aber ein standesrechtliches. DieseUnterscheidung
ist völlig bodenlos und durch Nichts historischzu begründen, vielmehr
muß man sagen: Ein zum Genüsse privatrechtlich berechtigtesSub-
ject oder eine Mehrheit solcher Snbjecte hat es weder jemals gegeben,
nochbestehteine solcheBerechtigunganders, als für die einzelnenbereits
in die Klöster aufgenommenenConventualinnenund bezugsweisein be-
dingter Form auch für die bereits eingeschriebenenund mit Exspeetanzen
versehenenJungfrauen. Im Uebrigen konntevon Ansang an rücksicht-
lich der Gelangung zu denKlosterstellenzwar wohl von einer Qualisi-
cation oder Habilität (Klosterfähigkeit) die Rede sein, aber keines-
Wegsvon einer-Klosterberechtigung und jeneFähigkeithing wiederum
nur ab, theils von den etwaigenKlosterstatutenoder einemdieselbenver-
tretenden Klösterherkommen,theils auch von den rechtsgültig darüber
gefaßten landständischenBeschlüssen.Die Fähigkeit aber, eine Kloster-
stelle zu genießen, besitztzweifelsohnejede Jungfrau; diese allgemeine
Klosterfähigkeitist überhaupt nicht unter den Begriff eines Rechts zu
bringen und am allerwenigstenunter den eines sog. wohlerworbenen
Rechts. Völlig widersinnigist es daher, wenn v. Kamptz die Kloster-
sähigkeitals einen „Inbegriff von Rechten"definirt. Soll die Kloster-
fähigkeitauchnur den AnstricheinesRechts gewinnen,so muß mindestens
die Ausschließlichkeit jenerQualifieationgegenüberdennicht Fähigen
mit in Betrachtgezogenwerden,und wendetman dies auf unsereKlöster
an, so erhellt ferner, daß, wenn die Fähigkeit einigen Werth erhalte«?
soll, dies nur dann der Fall sein kann, wenn dieselbeausschließlicheiner
kleineren Minderheit beigelegtwird, gegenübereinergroßenMehrheit,
welchersie aberkannt wird. Was ist also — genauer betrachtet—•und
was bedeutetder Ausdruck„Klosterfähigkeit"?Nichts anderes, als den
AusschlußeinerMajorität von an und für sichgleichgenußfähigenJung-
frauen zum Vortheil einer geringenMinorität von solchen. Und geht
man von hier aus weiter, so entstehtdie Frage: konnte — abgesehen
von einer bereits auf die ursprünglicheFundation der Klösterzurückzu¬
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führenden Beschränkungdes Kreises der aufnahmefähigenPersonen —

durchStatut oder Observanzeinerseitseiner Minorität die exclusive

Fähigkeitals Vorrecht beigelegtund konnteandrerseits einer Majori-

tat auf dem gleichenWege die an und für sichvorhandene Fähigkeit

genommen werden?
So stand die Sache unmittelbar nach der Ueberweisung. Wie nun

aber unter demEinflüsseder landständischenVerwaltung demUebergange

des Begriffsder Klosterfähigkeitzu demjenigender Klosterberechtigung

der Weg gebahnt wurde, — das ist oben im Kap. 11 §. 4 und Kap. 12

§. 1. näher nachgewiesenworden und es erübrigt also hier nur, das
Resultat daraus zu ziehen, um die hier zu untersuchendeFrage zu ent-
scheiden,ob auf diesemWege neben das zur Verwaltung berechtigte
Rechtssubject(dieLandstände)nochein zweitesdavon verschiedenes,bloß
zum Genüsse der Klöster berechtigtesRechtssubjecttreten konnte, und
welchePerson,welcheCorporationoderGenossenschaft,eventuellals dieses
Rechtssubjectzu bezeichnensein würde.

Vor allem ist hier hervorzuheben,daß aus der bloßen Klosterfähig-
keit ein Recht, gegen gewisseLeistungenzunächstdie Einschreibungund
dann späternachder Priorität auchdie wirklicheAufnahmein die Klöster
zu verlangen, nur in Bezug auf die sog. adeligend. h. ritterschaftlichen
Klosterstellengewordenist. Daraus folgt zunächstschon,daß von einem
besonderenRechtssubject,welcheszum Genüsse der Klöster berechtigt
sei, eigentlichgar nichtdie Rede sein kann, fondern höchstensetwa von
einemzumGenüsseder ritterschaftlichen Klosterstellen ausschließlich
berechtigtenSnbjeet. Denn hinsichtlichder städtischenKlosterstellenund
in Betreffder landesherrlichenStellen kann von einer Klosterberechtigung
überall gar nicht gesprochenwerden, und andererseitsist es dochnoch
heute gewiß, daß dieseKlöster,mag auch die Abfindungder Städte noch
sounbilligausgefallenund ein für allemal fixirt sein, darum dochkeines-
WegsbloßeritterschaftlicheoderadeligeKlöstergeworden,sondernLandes-
klöster d. h. Anstaltenfür das ganzeLand gebliebensind, an deren Ver-
ivaltungund Genuß die Landschaftmit der RitterschaftTheil nimmt.

Hiermit ist aber der Frage eigentlichschon die Spitze abgebrochen.
Kann ein besondereszum Genüsse der Kloster berechtigtesSubject
neben der landständischenCorporation überhaupt nicht angenomnien
werden, so zeigt sich bald, daß auch die Statuirung eines besonderen
Rechtsfnbjectsfür den ausschließlichenGenuß der sog. adeligen Kloster-
stellen logischund rechtlichvöllig unmöglichist. Denn schondie Zahl
dieserStellen, wie auch die Größe dieserHebungenist ja durchaus nicht
unabänderlichund für alle Zeiten fixirt, vielmehrunterliegen beidenach
wie vor und so lange überhaupt die landständischeVerwaltung bestehen
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wird, der ritter- und landschaftlichenBeschlußfassung;ja selbstder Be-

Muß, daß unter gewissenBedingungenund Modalitäten die Einschreibung

bzw. Aufnahmebegehrt werden könne, kann ja unzweifelhaftjederzeit

von denselbenGewalten wieder aufgehoben werden, die ihn einst in's

Lebengerufenhaben! Wo bleibt'aber da das zum Genüsse berechtigte

Subject neben den Landständen? Haben nicht Letzterewiederholt die

Hebungenvermehrtund vermindert, haben sie nicht wiederholtauch die

Zahl der Stellen vermehrt, indem durchritter- und landschaftlichenBe-

schluß eine Anzahl von Fräulein zur vollen oder halben oder viertel

Hebung nach dem eigentümlichen terminus technicus neu „angesetzt"

wurden? Ist da jemals ein zum GenüsseberechtigtesSubject auchnur

gefragt worden oderhat ein solchesjemals dagegenWidersprucherhoben?

Schon die nicht abzuweisendeVerneinungdieser letztenFrage muß auch

die Negirungder Existenzeinessolchenfabelhaften,nirgendsaufzufindenden
Genuß-Subjectszur Folgehaben, aber vollendsschattenhaftwird dasselbe,

wenn man ferner bedenkt,daß selbstdie genauereDefinition der Kloster-

sähigkeit,von welcherdochdieseKlosterberechtigungallein ihren Ausgang

genommenhat und jederzeitnur nehmenkann, der wechselndenNormirung

von Seiten der Landstände von Anfang an unterlegen hat und auch

fernerunterliegenwird. Es muß hier auf das 12.Kapitel und den dort

gemachtenUnterschiedder reVersal-und klosterstatutenmäßigenQualifica-

tionen von den lediglichauf dem Belieben der Landstände beruhenden
zurückverwiesenwerden. Da die letzterenjederzeitabänderlichgewesen

und geblieben,auch im Laufe der Zeiten wiederholtund mehrfachmodi-

ficirt worden sind, so folgt hieraus von selbstauch ein beständigerWechsel

und eine fortwährendeWandelbarkeitin Hinsichtdes Kreisesder angeb-

lich Klosterberechtigten,ein solcherist aber denn dochmit der Annahme

eines besonderengenußberechtigtenSubjects absolut nicht vereinbar!
Hiermit dürfte denn auch diese.Frage abgethan sein und ist es na-

türlich nicht weiter nöthig, nach der Natur, dem Wesenund Namen des
angeblichenRechtssubjectszu forschen,wenn dasselbesichals ein bloßes
Gespensterwiesenhat. Was aber überhaupt von dem Rechte,die Auf-
nähme in die Klöster zu verlangen, zu halten sei, — mithin von dem
Rechteder einzelnen Personen (für sichselberoder für ihre Töchter),
die man dochnimmer zu einer Genossenschaftund in solcherForm in
complexu als genußberechtigtesSubject zusammenfassenkann,— darüber
glaubt der Verfasserseine Ansichtbereits oben im Kap. XI §. 4 und

im Kap.XII §. 1. so hinreichendentwickeltzu haben, daß hier nur noch

die Wiederholungam Orte sein kann, daß auch dieses Recht der Ein-

zelnen, wenn man es überhaupt so bezeichnenkann und will, allemal

wenigstensnur die Natur eines politischen Rechts, nimmermehr aber
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diejenigeeines privatrechtlichen Anspruchesoder wohl gar einessog.
jus quaesitium (wohlerworbenen Rechts) an sich tragen kann.

Das einzigewahre Rechtssnbjectsowohl hinsichtlichder Verwaltung
als auch hinsichtlichdesGenussesder Landesklösterbleibt somit die poli-
tische Corporation der vereinigten Landstände beider Herzog-
thümer.

§. 4. II. Die Rechte der Landstände.
I. In objectiver Hinsicht.

Wenn die in Mecklenburgerst im Jahre 1820 aufgehobeneLeib-
eigenschaftnoch zu den berechtigtenoder auch nicht berechtigtenEigen-
thümlichkeitendes engerenVaterlandes gehörte, so könnteman vielleicht
mit Rechtsagen, daß hier zu Lande so gut wie physischePersonen auch
sog. moralische(fingirte) Personen gleichzeitigSubjecte und Objecte
von Rechtenmüßten sein können. Allein bekanntlichgehört eine solche
Abnormität nicht zu den MecklenburgischenBesonderheiten, vielmehr
gilt in diesemPunkte nunmehr zweifellosdas gemeineRechtund ist es
demgemäßundenkbar,daß ein Subject von Rechtenzugleichim Eigen-
thum eines anderen Rechtssubjectesstehen könnte. Die Klöster aber
sind, wie insbesondereoben im achtenKapitel zu allem Ueberflußnach-
gewiesenworden, selbstständigeRechtssubjectenicht bloß von jeher ge-
Wesen,sondern solchesauch nach der Reformationund Ueberweisungan
die Stände geblieben;sie sind selber die Eigenthümerund Besitzerihrer
Güter und ihres gesammtenJmmobiliar- und Kapital-Vermögens.Wenn
trotzdemso vielfachgesagt worden ist, die Klösterseien den Landständen
zum Eigenthum überwiesen,so ist die Unrichtigkeitoder mindestens
UngenanigkeitdiesesAusdruckesvon vornhereinso offenbar,daß darüber
jedes weitere Wort zu viel wäre. Wenn in einem Lande oder einer
Provinz, in einem Kreiseoder einer Stadt gemeinnützigeAnstalten oder
Stiftungen bestehen,welcheausschließlichoder doch vorzugsweisedem
betreffendenLande, Kreife oder Orte und dessen Bewohnern zu gute
kommenund dessenInteressedienstbarsind, im Uebrigenaber als selbst-
ständige Rechtssubjectestaatlich anerkannt find (wie z. B. der Kloster-
sonds des vormaligen Königreichs, jetzigerProvinz Hannover), — so
mag man inimerhin in der Sprache des gemeinenLebens von einem
Eigenthumdes betreffendenLandes, der Provinz, des Kreisesoder der
Stadt an diesenInstituten sprechen;aber man hüte sichdoch,hiebe: an
ein wirkliches, privatrechtliches Eigenthum auch nur entfernt zu
denken! Und darum enthalte man sich doch auch, wenigstensin der
Sprache der Wissenschaft,lieber gänzlichdes Ausdrucks,die Klösterseien
Eigenthnmder Landstände, als daß man Begriffsverwirrung und eine
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völlig unrichtige Auffassung des wahren Verhältnisses dadurch befördert.
Dieses Verhältniß ist vielmehr im Allgemeinen lind nach der ganzen
vorausgehendenDarlegung kein anderes als das folgende: Das Gefammt-
corps der Landstände (Ritter- und Landschaft) bildet für jedes der drei
LandesklösterdessenCuratorium, d. h. dessenVertretung und dessenVer-
waltungsorgan und es übt dieses Curatorium aus theils durch die von
ihm ernannten, aber landesherrlich consirmirten und bestellten Kloster-
beamten, theils mittelst speciell beauftragter, aus der eigenen Mitte er-
wählter Committen, theils durch den ständigen Engern Ausschuß von
Ritter- und Landschaft, theils endlich auch unmittelbar selbst in voller
Landtagsversammlung und auf offenem Landtage.

So betrachtet können nun die einzelnenbereits im §. 1 aufgezählten

Rechte auch in nachstehender Einteilung übersehen werden. Es sind
nämlich theils

A. Rechte, welche hauptsächlich nur durch die Kloster-
beamten ausgeübt werden:

1) die Handhabung der Klosterordnung und Klosterdiseiplin (Kap.
10 und 14 §. 1 Nr. 4);

2) Concurrenz bei der Wahl der Domina (Kap. 9 §. 1);
3) Anstellung aller Subalternbeamten (Kap. 10);
4) Ausübung des Patronats und der Jurisdiction des Klosters

(Kap. 10); theils
B. Rechte, welche die Landtagsversammluug nur

selber ausübt:

1) Wahl der Provisoren und des Klosterhauptmanns (Kap. 9 §§.
2 und 3);

Z) die politische Vertretling des Klosters (Kap. 10 an: Ende); und

3) das Jus statuendi rücksichtlichder gesammten eigentlichen Ver-
mögensverwaltung und der Verwendung der Einkünfte, desgleichen der
Einrichtung und Verleihung der Klosterstellen und Hebungen (Kap. 6,
11, 12, 13); theils endlich
0. Rechte, welche theils durch die Klosterbeamten, theils aber
auch direct von den Landständen ausgeübt werden, namentlich:

1) die Aufnahme in das Kloster (Kap. 11, 12, 13) und

2) die gesammte öconomischeVerwaltung, die Aufstellung des jähr-
lichen Etats und die jährliche Rechnungsaufnahme (Kap. 10).

Aber man erwarte hier nicht ein nochmaliges Eingehen auf diese
einzelnen Rechte und deren Ausübung Seitens der Stände! Soweit dabei
auf das Detail einzugehen überhaupt in des Verfassers Absicht lag, ist
dieses bereits an den betreffenden Orten geschehenund dein Zweckedieser
Abhandlung, der Erörterung der Rechtsverhältnisse, bleibt jede
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nähere Besprechung der praktischen und factischen Handhabung und Aus-

übung der ständischen Rechte principiell fern. Der Verfasser begnügt

sich daher an dieser Stelle mit einigen wenigen Bemerkungen und fügt

noch Folgendes der obigen Uebersicht hinzu.

1) Wohl unzählige Male ist schon die Behauptung ausgesprochen

worden, die Klöster seien von Ritter- und Landschaft erkauft, theuer

erkauft u. s. w., und in der That haben auch die Stände sich mitunter

wohl so ausgedrückt, z. B. schon in einem Memorial an die Landes-

fürsten vom 10. April 1666 (Spalding L. T. V. Bd. 4 S. 34) —

aber, will man hier einmal von einem Erkaufen sprechen, woran sich
nur zu leicht die ganz verkehrte Idee eines Eigenthumserwerbes anknüpft,
so ist es dann doch allemal viel richtiger, sich (gleichfalls mit den Land-
ständen selbst) so auszudrücken: die Reverfalen oder die reVersal-
mäßigen Rechte der Landstände über die Klöster sind von ihnen er-
kauft (f. Beil. Nr. 14 Litt. H.).

2) Es mag hier als einigermaßen auffallend vermerkt werden, daß
die Landstände bei Abschließung von Verträgen über oder für die Klöster

nicht immer die gleiche Form beobachtet haben. Wenn auch am richtig-

sten die Verträge wohl immer durch die Provisoren mit Genehmig-
ung der Ritter- und Landschaft abzuschließen gewesen wären, so
finden sich doch auch Beispiele eines Abschlusses sowohl durch Special-
bevollmächtigte (z. B. Beil. 23 Litt. E., Mantzel Staatscanzl. I. S.
41 ff.), als auch durch den Engern Ausschuß und die Provisoren (z. B.
Mantzel Staatscanzlei I S. 193 ff.).

3) Interessant ist die frühere Behandlung der proceffualifchen
Vertretung der Klöster durch die Landstände. Während hiesür jetzt wohl
das Reglement von 1777 unter Nr. VI. normirt (Beil. Nr. 17 Litt. B.),
findet sich in Spaldings L. T. V. Bd. 4 S. 302 vom I. 1667 noch
berichtet, daß der Rathsverwandte Hoppe zu Schwerin den Appellations-
eid auf Grund einer Specialvollmacht „in gemeiner Ritter- und Land-
fchaft Seele" abzuleisten bestellt wurde*). In noch früherer Zeit scheinen
in Klosterprocessenauch die Domina nebst ganzem Eonvente vor Gericht
citirt zu sein.

4) Ein jährlicher Klosteretat scheint nach Wolff Repertorium S.
205 erst seit 1755, also feit dem Landesvergleiche, eingeführt worden zu
sein. Wegen des Verfahrens bei der Rechnungsaufnahme ist Wolff a.

*) Bedauernswürdigster Hoppe, der du diesen unsinnigen Eid zu leisten berufen

wurdest! Und doch muß man dich dreimal glücklich preisen, daß dir nicht angemuthet

wurde, etwa in die Seele „des eingebornen recipirten und künftig noch zu recipirenden

Adels" solchen Eid zu schwören! Hundert Jahre später hätte man möglicher Weise

auch s v diesen Eid zu formuliren versucht sein können.
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a. O. S. 206 und 210 zir vergleichen. Vollständige Klosterrechnungen
über das Rechnungsjahr Irin. 1798 bis 1799 von allen dreien Landes-
klöstern findet man als Anlagen 4, 5 und 6 abgedruckt hinter der zu
Schwerin im I. 1800 herausgekommenen Druckschrift: Der Mecklen¬
burgischeLandtag des Jahres 1799.

5) Daß leider nicht etwa blos die Klosterstellen als das Objeet des

Genusses der Klöster angesehen, sondern daß auch die Kloster-
beamtenstellen bisweilen von dieser Seite betrachtet worden sind, und

daß insbesondere die Klosterhauptmanusstellen schon mehrfach als Unter-

stützungfinanziell heruntergekommener Adelsmitglieder behandelt, ja felbst

Exspectanzen darauf ertheilt worden sind, davon weist die Special-

geschichteder ständischen Klosterverwaltung mehrfache Beispiele auf.

6) Im Allgemeinen befaßten sich die Landstände in früheren Zeiten
bei weitem weniger mit dem Detail der Verwaltung, als später, und
die Provisoren und Hauptleute hatten daher anfänglich eine bei weitem
freiere Stellung, wie in neueren Zeiten. Zur Genüge kann man sich
hierüber aus der ganzen Nr. IS des Beilagehefts belehren, besonders
aber aus den darin enthaltenen beiden Meinorialien des Landraths und
Klosterhauptmanns von Jasmnud aus den Jahren 1663 und 1692. Das

Nähere gehört nicht in diese Abhandlung, man kann aber wohl sagen,

daß im Laufe der Zeiten die Grenzen der Competenz der Klosterbeamten

gegenüber deren Constituenten und Principalen, den Landständen, gerade¬

so oder ganz analog geschwankt,schließlichaber enger und enger gezogen

worden sind, wie man auf den? Gebiete des Vormundschaftswesens das

Grenzgebiet zwischen Vormund und Obervormundschaft nach Ort und

Zeit sich erweitern und verengern sieht. Indessen sei diese Parallele hier

nur oberflächlich angedeutet; eine weitere Ausführung derselben würde

eine allzu weite Abschweifung von dem speciellen Thema dieser Ab-

Handlung mit sich führen.

§. 5. Folgen des landständischen Princips für die Gestaltung der
Ausübung der landständischenKlosterrechte. „Ständische Basis."

Bevor der Verfasser dazu übergeht, nach allem bisher Ausgeführten
nun schließlichnoch die Streitigkeiten (und bezw. deren Erledigung) dar-

zustellen, welche innerhalb der Gefammteorporation der Landstände felbst
über die Theilnahme an der Ausübung der einzelnen landständischen

Rechte ausgebrochen sind, — erscheint es hier am Orte, zuvörderst noch

den Ursprung und Grund aller dieserSpaltungen, Kämpfe und Verträge

in der Natur der Landstände selbst, in deren speeifischemCharacter, in

der „ständischen Basis" der Mecklenburgischen Verfassung nach-

zuweisen.
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Ueber diese ständische Basis ist erst kurzlich ein geistreiches Schrift-

chen erschienen, dessen Inhalt ohne Zweifel als bekannt vorausgesetzt

werden darf. Den darin niedergelegten Ideen und Anschauungen der-

mag sich jedoch der Verfasser dieser Abhandlung nicht anzuschließen, viel-

mehr ist derselbe der Ansicht, daß selbst das eigentliche Wesen der Land-

stände von dein Autor des Schriftchens ziemlich stark verkammt und da-

her auch wenig zutreffend geschildert worden ist. Was ist denn eigent-

lich eine Verfassung mit ständischerBasis und was bedeutet insbesondere

für die Großherzogthümer Mecklenburg die vielgeprieseneständischeBasis?

Diese Verfassung ist, um vorläufig einmal im Bilde davon zu reden,
einem großen Hotel vergleichbar, äußerlich geschmücktmit dein einladenden
Aushängeschild: „Zu den siebenhundert Patriarchen," in dessenInnern
aber Ruhe und Frieden nicht zu finden sind. Denn es wohnt darin nicht
etwa eine große Familie unter einem Haupt, sondern als Hausherr
und Wirth zwar ein über alle anderen an Macht und Reichthum hervor-
ragender Patriarch, aber gewissermaßen als dessen Gäste logiren darin
auch noch viele kleinere Dynasten mit ihren Angehörigen und ihrem Ge-
finde, und alle diese kleineren Dynasten sind zwar unter einander ver-
bunden durch ein ewiges unzertrennliches Band der Freundschaft, Union
genannt, aber dessenungeachtet sind sie doch wenigstens gruppenweise
wegen ihrer verschiedenen Ansichten und Interessen unter einander be-
ständig veruneinigt und gewissermaßen in einem unausgesetzten Haus-
kriege wider einander begriffen. Fast nur in der Abwehr noch mehrerer
Gäste sind alle einig und von einer gemeinsamen Table d'hote will
Niemand hören. Der Wirth schreibt zwar dann und wann Rechnungen
aus, er bekommt aber darauf immer nur fo viel bezahlt, als die Gäste
ihm freiwillig geben wollen. So wird denn gehandelt und verhandelt,
gestritten und verglichen, Krieg geführt, Waffenstillstand geschlossen,aber
zu einer völligen Einigung, zu einem ewigen Frieden oder auch nur zu
einer dauernd behaglichen Ruhe will dieses Hotel mit seinen Insassen
nimmermehr gelangen, bis etwa dereinst die große Polizeistunde schlägt,
wo allem Zank und Streit durch eine höhere Gewalt ein Ende ge-
boten wird.

So ungefähr hat es mindestens feit dem Ende des dreißigjährigen
Krieges, insbesondere während der ganzen ersten Hälfte des 18. Jahr-
Hunderts, aber auch selbst noch nach dem Landesvergleiche in Mecklen-
bürg ausgesehenund so muß es in jedem Lande mit echt landständischer
Verfassung überall und jederzeit aussehen, nicht etwa weil alle Landstände
friedhässigeLeute wären oder sein müßten, wohl aber weil unter ihnen
wegen des lediglich von ihnen vertretenen eigenen Interesses ein beständi-
ger Krieg Aller gegen Alle prineipiell unvermeidlich ist. Wohl hat
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man hin und wieder die landständischeVertretung als eine Vertretung des
ganzen Volkes nach seinen hauptsächlichsten Interessen, die Ritterschaft,
als eine Vertretung des Großgrundbesitzes, die Landschaft als eine solche
des bürgerlichen Gewerbes darzustellen gesucht, aber selbst diese den
Landständen eine Vertretung irgend welcher Art beilegende Auffassung
ist ja doch historischgrundfalsch! Vielmehr vertritt — wie jeder Kenner
der deutschenRechtsgeschichtezugeben wird — in der unverfälschten rein
landständischenVerfassung, wie sie Mecklenburg stets besessenhat, jedes
Mitglied der Ritterschaft nur sein eigenes Juteresse und jedes Mitglied
der Landschaft nur das Interesse seiner Commune, bzw. seiner Stadt-
obrigkeit. Wie weit und wesentlich aber ist eine derartige Jnteressenver-
tretung verschieden von demjenigen, was man in neuerer Zeit so zu nen-
nen angefangen hat, von der Vertretung gewisser allgemeinerer Interessen
wie z. B. der Agrikultur, der Industrie, des Handels n. s. w.? Wenn
in einer wahren Volksrepräsentation der gewählte Vertreter bei seinen
Abstimmungen nur allein darauf angewiesen ist, zu prüfen, was seiner
innersten Ueberzeugung nach dem öffentlichen Wohle des ganzen Landes

entsprechendund förderlich oder aber zuwider sei; — wenn bei der sog.
Interessenvertretung der Repräsentant nur darauf zu sehen hat, daß das

von ihm zu vertretende specielleInteresse z. B. der Landwirtschaft oder

des Handels nicht lädirt, sondern möglichst gefördert werde; — was

antwortet da das Mitglied einer landständischen Corporation, wenn es

sich einer Proposition gegenüber ablehnend verhält, oder was kann es

vom landständischen Standpunkte aus allein antworten? Nichts anderes,

als was auch die MecklenburgischenLandstände in solchen Fällen oft

genug und ganz unumwunden geantwortet haben: daß sie nämlich die

Zustimmung nicht verantworten.könnten vor sich selber, vor ihren Mit-

ständen und vor ihrer lieben Posterität (s. z. B. Beil. Nr. 14 Litt.

J., — die liebe Posterität findet sichbei dergleichenAnlässenunzählige
Male ins Feuer geführt). Wahre und echteLandständesind eben grund-
sätzlichetwas ganz Anderes, als eine Volksvertretung, sie bilden zwar,

wie man sich von jeher ausgedrückt hat, eine Landesvertretung, weil

der Grund und Boden und die an dessen Eigenthum sich knüpfende

Obrigkeit das Fundament ihrer politisch bevorrechteten Stellung bildet,

aber sie sind so wenig Volksrepräsentanten, als sie Vertreter von Jnter-

essen sind, — sie vertreten eben nur ihre eigenen Interessen und, da

sie dieserhalb eigentlich überhaupt nicht „Vertreter" genannt werden

können, dagegen aber an der Regierungsgewalt nach allen Richtungen

hin, namentlich auch was die Administration und die Besetzung der Rich-

terstellen anbetrifft, einen bei weitem größexen Antheil nehmen, als er

in constitutionellen Staaten jemals den Volksvertretern eingeräumt wor-

Biererl, Rechtsverhältnisse l. Bd, 17
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den ist, so müssensie vielmehrrichtiger als Mitregenten des Landes
bezeichnetwerden. Als solche bewilligensie Steuern aus dem Vermö-

gen der von ihnen nicht vertretenenUnterthanen, als solche nehmen sie

auch an der Erhebung und Verwaltnng dieser Steuern einen hervorra-
gendenAntheil, als solche concurrirensie zu der Besetzungvieler Lau-
desbehöxden,selbstder höherenund höchstenRichtercollegien,als solche
geben oder verweigernsie ihre Zustimmung bei jedem Gesetze,welches
nur entfernt ihre Privilegien berührt, — kurzals Mitregenten sorgen
sie zwar, soweites an ihnenliegt, und wenn es der Zufall so will, auch
für das Wohl und Wehe des ganzen Landes, hauptsächlichund princi-
piell aber für ihr eigenes Wohl. Und dieses ist es denn also, was
die ständischeBasis zu bedeutenhat, m. a. W. eine Vertretung oder
Verfassungaus ständischerBasis ist nichts anderes als eine Verfassung,
deren Basis der Egoismus bildet.

Aber, — um die landständischeVerfassungzu characterisiren— ist
diesesnur erst eine Seite. Dem Bilde fehlt nochdie andere, auf wel-
cher dieseInstitution mit dem patrimonialen Character des Staates
auf das engsteverknüpftist, — es muß daher auch noch mit wenigen
Strichen der große Unterschiedangedeutetwerden, welchervon diesem
Grunde aus die landständischeVerfassungauf das schärfstevon jeder
sog. constitutionellenVerfassungtrennt. Das Eigenthümlichedes Patri-
monialstaatesbestehtbekanntlichdarin, daß alle öffentlichenGewaltenvon
der höchstenRegierungsgewaltherab bis zur niederenPolizeiund Gerichts-
barkeitnochin denFormen und nach den Principien von Privatrechtenbe-
sessen,ausgeübtund behandeltwerdenund daß hier somitwenigstensäußer-
lichnochgar keinUnterschiedzwischenöffentlichemRechtund Privatrechtzu
bestehenscheint.Wenn diesesselbstvon den Rechtender höchstenStaatsge-
walt gilt, so leidetes natürlichum so mehrnochAnwendungaus die land-
ständischenMitregierungsrechte,und ganz von selbstfolgt hieraus dann
weiter, daß — wo immer diese Rechtemiteinander in Conflict gerathen
— auch die Lösungdes Conflictsnur auf demselbenWege gesuchtwer-
denkann, wie wennanderePrivatrechtein Collisionmit einanderkommen,
also auf dem Wege der Verträge, Vergleicheund — Processe. Nicht
durchGesetze werden hier die öffentlichenVerhältnisseregulirt, wie in
constitutionellenStaaten, sondern — gerade so, und auch aus demselben
Grunde, wie im Völkerrechteund im internationalen Verkehre,wo die
höhereGewalt fehlt, nur durch Verträge aller Art, nötigenfalls durch
KriegZwistigkeitenausgeglichenund streitigeVerhältnissegeordnetwerden
können,— so treten auch hier Verträge und Processemit den schließlich
daraus hervorgehendenrichterlichenEntscheidungenan die Stelle der Ge-'
setze, Und welchesdeutscheLand wäre wohl mehr geeignet, als gerade
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Mecklenburg,um die WahrheitdiesesSatzes so recht ad oculos zu de-
monstriren?Beruht dochdie ganze MecklenburgischeVerfassung, wie sie
in dem Landesgrundgesetzzuerst eine zusammenfassendeRedaetion ersah-
ren hat, zunächstauf einzelnenälteren Verträgen (namentlichden Rever-
salen von 1572und 1621), dann aber auf einerwahren Flnth von reichs-
gerichtlichenEntscheidungenund endlichauf demLandeserbvergleichselber!
Und, um im Uebrigen lediglichbei den im Beilageheft vorkommenden
Verträgenstehenzu bleiben, wie merkwürdignehmensichda nichtviele
dieserVergleicheüber streitigePunkte des öffentlichenRechts aus, von
denenman meinen sollte, daß darüber Privatverträge gar nicht denk-
bar seien!Die Erbverträge mit der Stadt Rostockvon 1573, 1584 und
1788 freilich tragen fast eine internationale Natur an sich, aber wie
sonderbar nimmt sichschonder Vergleichvon 1705 zwischender Ritter-
fchaftund der Stadt Rostockaus, abgeschlossenüber die Rangordnung
unter den Ribnitzer Conventnalinnen! (Beil. Nr. 20 Litt. J.) Und wie
nicht minder sonderbar der Vergleichzwischenden Klosterprovisorenund
Hauptleuten von 1726, betreffendderen amtlicheCompetenzverhältnisse!
(Beil. Nr. 17 Litt. A.). Selbst Vergleiche,wie die von 1781 und 1804
zwischenRitter- und Landschaft(Beit. Nr. 20 Litt. II. und W.) und die
von 1789 und 1791 zwischenden Vorderstädtenund den übrigenStädten
(Beil. Nr. 18 Litt. M.) werden wenigstensfür die moderneAuffassung
öffentlich-rechtlicherVerhältnissestets etwas Befremdlichesbehalten; kein
Beispiel aber ist in dieserBeziehungwohl dem Vergleichemit dem Au-
licis v. 1789 (Mantzel Staatseanzlei Bd. I. S. 287 ff.) an die Seite
zu stellen. Wenn hier die Aulici d. h. die damals zufällig mit Land¬
gütern angesessenenlandesherrlichenBedientenmit der Ritter- und Land-
fchaftdarüber transigirten, inwieweit es ihnen und ihrer Nachkom-
menschast im Amte allezeitgestattetsein solle, an den landständischen
Berathungen und BeschlüssenAntheil zu nehmen, so war dies freilich
ein fo starkesStück, daß selbstder Landesherr nicht umhin konnte, in
seinerConsirmationsaetezu bekennen,daß dieseSache denn doch„kei-
neswegs für eine solcheanzuerkennensei, die zu einem Privattransact

sichüberall qualificire"—indessenist dochselbsteine solcheFrage durch
einenderartigenVergleichendgültigerledigtworden und beweistsomitdie-
ser Fall wohl deutlicher,als irgend ein anderer,wie weit man in der Be-
HandlungöffentlicherRechteals privatrechtlicherzu gehenhier zu Landesich
gewöhnthat. Der GrundsatzdesgemeinenRechts: Jus publicum privato-
rum pactis mutari non potest (I. 38 de pactis) erweistsichsolcher Auffas-

sung gegenüberebensokraftlos,wie derjenigen,daß Niemandfür seineblo-
ßen Singnlarsuceessorenoder gar Nachfolgerin officiobindendeVerträge
eingehenkann. Wären diesesnichtebenConsequenzender ständischenBasis

17*
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überhaupt, sowürdeman siein der That unter denmerkwürdigstenMeck¬

lenburgischenEigenthümlichkeitenzu verzeichnenhaben.
Von selberwirst sichhier dieFrage auf, ob und inwieweit in dieser

Beziehungeine Aenderungder Verfassungdurch die deutscheReichsver-

sassungetwa herbeigeführtwordensei? Diese verweistim zweitenAbsätze

des Art. 76 natur- und sachgemäßVerfassungsstreitigkeiteninnerhalb der

einzelnenBundesstaatenim Allgemeinenzwar zunächstvor den Blindes-

rath (zum Versucheeines gütlichenAusgleiches),dann aber (bei verseht-

tem solchemAusgleiche)zur Erledigung im Wege der Reichsgesetzge-

bung, und sie machthievon nur die eine Ausnahme, daß in der Ver-

fassung der betreffendenBundesstaaten eine Behörde zur Entscheidung
solcherStreitigkeiten bestimmtist. Letzteresist bekanntlichfür Mecklen-
bürg der Fall in Ansehung gewisser Streitigkeiten, welchedurch eine
Compromißinstanz entschiedenwerdensollennach der bekanntenPa-
tentverordnungv. 28. Novbr. 1817; es gehören hieher aber nur Strei-

tigkeiten zwischender Landesherrschafteinerseits und den gesammten

Landständenoder auch der Ritterschaftoder Landschaftallein andrerseits.

Mithin entstehtimmer nochdie Frage: Soll man annehmen, daß auch
der mit dem patrimonialstaatlichenCharacter der MecklenburgischenLan-
desVerfassungverbundeneUnfugfür alle Zeiten hat fanetionirtseinsollen,
nach welchemauch über alle sonstigenVerhältnisse.und Streitigkeiten
des öffentlichenRechts eventualiter die ordentlichenGerichtedes Landes
selbst(und zu den Zeiten des heiligen römischenReichs in höhererIn-
stanz auch die Reichsgerichte— ReichshofrathoderReichskammergericht)
endgültig zu entscheidenhatten? Der Verfassermuß bekennen,daß ihm
diesesin den Worten der Reichsversassung

„in deren Verfassung eine Behörde zur Entscheidungsolcher
Streitigkeitenbestimmt ist"

keineswegszu liegen scheint; indessenwürde es hier dochzu weit vom
Wege abführen, dies Thema mit der gebührendenGründlichkeitnoch
näher zil erörtern und mag es somit hier genügen,die Frage ausgewor-
fen und eine Ansichtdarüber aufgestelltzu haben. Kehren wir daher
nunmehr zu unserenKlösternzurückund erörtern wir den Grund der so
vielfältigen darüber ausgebrochenenStreitigkeiten innerhalb der Land-
ständeselbst.

Denkt man sichan Stelle der Laildständeein Volksrepräsentauten-
Haus als denjenigenpolitischenKörper, an welchendieUeberweisungder
KlösterseinerZeit geschehenwäre, so kann es wohl kaum einemZweifel
unterliegen,daß dann dieKlöster längst säeularisirtseinnnd daß daraus
etwa in derselbenWeise, wie in Hannover, ein eigenerKlosterfondsge-
bildet seinwürde, bestimmt,gewissenallgemeinenLandeszwecken,nament¬
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lich aber der Erhaltung, Unterstützungund Förderung von Kirchenund
Schulen zu dienen. Aber auch hievonabgesehen, ist so viel wohl sofort
Jedem klar, daß an eine solcheSpaltung und Vertheilung des sog.
Klostergenussesund der Klosterverwaltuug,wie wir sie unter den Land-
ständenvon Anfang an eingeführtund immer weiter ausgebildet sehen,
bei einer Verwaltung von Seiten eines Repräsentantenkörpersnimmer-

mehr zu denkengewesensein würde. Offenbar liegt dieses in der ver-

schiedenenNatur der nur auf die Geltendmachungdes eigenenmateriellen

InteressesgestelltenLandständeeinerseitsund gewählter,wechselnderVolks-

Vertreterandrerseits tief begründet, und es bedarf nach allem Vorauf-

geschicktennun wohl nichtmehr eurerweiterenAusführungdiesesThemas.

Wie scharf aber die Theilung der Verwaltung und des Genussesin Folge

der ständischenVerwaltung hervorgetretenist, wie sehr sich hierin die
unvermeidlichenFolgen der ständischenBasis nach allen Richtungenhin

geltend gemachthaben, — dies sei hier am SchlüssediesesKapitels doch

noch in einer summarischenUebersichtvor Augen gestellt.

Die ersteSpaltung unter den durch eine ewige und unzertrennliche

Union und zu einer unverrücklichenGemeinschaftund Theilnehmungan

allen Gerechtsamenund Befugnissen, namentlich auch in Betreff der

Landesklöstermit einanderverbundenenStänden (Landesvergleich§. 140

und 141) mußte natürlich zwischender Ritterschaft einerseits und den

Städten andrerseits eintreten. Innerhalb der Ritterschaft kam dann

weiter „zur wünschenswerthenErhaltung der Gleichheit"die Sonderung

nach Herzogtümern (und Kreisen)zur Geltung, und weiter nach dem

GeburtsstanddieTrennung und Bevorzugungdes Adelsvor demBürger-

stände, des Ahnenadels vor dem neueren und Bries-Adel, endlichdes

alten einheimischenvor dem eingewandertenAdel. Unter den Städten

errang sich die Seestadt Rostockin Folge der allgemeinenpolitischen

Verhältnissejener Zeit, besondersdurch ihren Abfall von den übrigen

Städten und ihr Bündniß mit der Ritterschaft, schon zu Ansänge des

vorigen Jahrhunderts eine sehr bevorzugteSonderstellungauch in Be-

treff der Klöster;später erhobendieVorderstädtewiederumAnspruchauf

eine besondersbevorrechteteStellung vor allen übrigenLandstädtenund

konntenauch dieseDifferenzenerst nach langjährigen Streitigkeitenund

ProcessendurchbesondereVergleichelind Verträge beseitigtwerden.

Alle diese inneren Streitigkeitender Landständeihrem gesammten

historischenVerlause nach darzustellen, würde nun die Aufgabe der

nächstenbeidenKapitel sein, wenn dieseAufgabeüberhaupt im Sinne

des Verfassersläge. Abersolchesist keineswegsderFall und die Gründe,

aus welchender Verfasserjene anfänglichallerdingsgehegteAbsichtnicht

weiter zu verfolgensichentschlossenhat, liegen, wie er glaubt, bei der
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gegenwärtigenSachlage ziemlichunverkennbarzu Tage. Denn die nach
allen Richtungenhin erfolgteäußersteBeschränkungder Theilnahme der
Städte an der Ausübung der ständischenKlosterrechteist gewissermaßen
eine vollendeteThatfache und so unabänderlich, daß es lediglichnoch
ein historischesInteresse haben kann, den Verlaus dieser kläglichenGe-
schichtein's Einzelne zu verfolgen. Auch bleiben in dieser Beziehung
kaum noch erheblicheStreitfragen zu erledigen übrig. Was aber die
ritterschaftlichen,insbesonderedie Jndigenatsstreitigkeitenmit ihrer so
umfangreichen,dabei aber herzlichlangweiligen Literatur*) anbetrifft,
so steht es auch um diesekaum viel anders. Denn, wenn auch nicht zu
behauptenist, daß auch dieseStreitigkeitenbereits ihren endgültigenAb-
schluß gefunden hätten, — der Verfasserglaubt dieses entschiedenbe-
streitenzu müssen,—-so wird dochh. z. T. schwerlichJemand noch ein
besonderesInteresse an diesenDifferenzennehmen oder gar Lust haben,
die schonso oft betretenenund immer wiederresultatlos im Sande ver-
lausenm Rechtsgänge nochmals wieder zu wandeln, um eine endliche
definitive Entscheidungdarüber herbeizuführen. Alfo keine nochmalige
breite Erörterung dieser nachgeradefast widerwärtig, jedenfalls höchst
unerquicklichgewordenenDifferenzenund Kämpfe! Aber einer kurzen,
mehr referirenden,als kritisirendenDarstellung glaubt der Verfassersich
dochnicht gänzlichentziehenzu dürfen und so möge denn der wohl-
wollendeLeserdie folgendenKapitel nachsichtigin derjenigenForm hin-
nehmen,in welcherder Verfasserden Gegenstandneben den im Beilage-
HeftenthaltenenNachweisungenabthun zu dürfen glaubte.

Anmerkung zum sünszekntenKapitel".

Absichtlich hat sich der Verfasser dieser Abhandlung, soviel als es nur irgend
möglich erschien, jeder eingehenden Polemik gegen die abweichenden Ansichten und
Ausführungen früherer Schriftsteller zu enthalten gesucht, und dabei selbst die Gefahr
nicht geachtet, daß ihm vorgeworfen werden könnte, entweder diese Literatur nicht zu
kennen oder auch ignoriren zu wollen. Er kann dagegen die Versicherung abgeben,
fast Nichts hieher Gehöriges, soweit es ihm nur irgend erreichbar war, sei es Gedruck-
tes oder Geschriebenes, ungelesen und unerwogen gelassen zu haben, und, wenn er
dessenungeachtet alle diese kritischen Arbeiten nicht in seiner Schrift verwerthet, son-
dern bei Seite gelegt hat, so ist dies ebensowenig geschehen aus Ueberhebung oder Nicht-

*) Schon das landesherrliche Rescript von 1793 charakterisirt sehr treffend die
v. Flotow'sche Abhandlung vom Jndigenat als eine „weitschweifige Umhüllung" eines
winzigen und überdies faulen Kerns. Es steht in der That auch um die späteren
Deductationen durchaus nicht viel besser
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Achtung abweichender Ansichten, noch auch aus bloßer Bequemlichkeit und Scheu vor

der zu bewältigenden Arbeit, sondern lediglich aus dem Gesichtspunkte der Abkürzung

und Lesbarkeit des für das größere (auch nicht-gelehrte) Publikum bestimmten Werkes.

Der Verfasser rechnet sich daher diese Selbstbeschränkung vielmehr zum Verdienste an

und giebt er sich der Hoffnung hin, hierin nur zweckmäßig gehandelt zu haben. Aber

vieleicht darf oder muß hievon bei diesem Kapitel eine Ausnahme gemacht werden.

Denn die in dessen drittem und viertem Paragraphen behandelten Fragen sind gerade

bei der gegenwärtigen Sachlage von solcher Bedeutung, daß es doch bedenklich erscheinen

muß, auch nur den Schein auf sich zu laden, als habe der Verfasser entweder die be-

treffenden abweichenden Darstellungen und Argumentationen gar nicht gelesen und ge-

würdigt, oder als sei es ihm mißlich erschienen, sich näher darauf einzulassen. Frei-

lich — eine förmliche und eingehende Kritik aller dieser Schriften zu liefern, dazu fühlt

sich auch trotz dieses Bedenkens der Verfasser weder veranlaßt, noch aufgelegt, aber

wenigstens eine kurz referirende Angabe der hauptsächlichsten abweichenden Dar-

stellungen mag hier von einem oder dem anderen Leser gefordert werden und so möge

denn eine solche hier folgen und über die hicbei vornehmlich in's Auge zu fassenden,

in dem Literatur-Verzeichnisse unter Nr. 12 und 16, 13, 16 und 10 (im Extrasend-

schreiben: Darlegung der Rechte des eingebornen Adels, und: Beurtheilung dieser

Darlegung) verzeichneten Schriften, soweit sie hieher Gehöriges enthalten. Einiges

bemerkt werden.
Wir haben uns zunächst mit den breiten Deductionen des gewesenen Staatsministers

v. Kamptz (traurigen Andenkens!) zu beschäftigen, welcher schon in seinem Handb.

des Mecklenb. Civilrechtes (1824) S- 531 ff. die merkwürdige und, wie so oft in diesem

Handbuche geschieht, durch Nichts belegte Behauptung aufstellt, die Klöster seien nur

dem alten einheimischen Adel und zwar nicht als Landstand, sondern als Adelsstand

und unabhängig vom Rittergutsbesitz überwiesen worden, — und welcher ferner schon

damals ebendas. S. 546 in der not. 17 den Muth besaß, wörtlich niederzuschreiben:

„Die dem eingebornen Adel unter dem L. G. G. E. V. §. 125 näher bestimmten

Mitgenuß der Landstädte an den Landesklöstern zustehenden Privativen Gerechtsame

sind nur Ausfluß des von Seiten dieses Adels und der Städte (also doch!) er-

wordenen privativen Eigenthums an den Landesklöstern nnd können mithin diese

Gerechtsame überall nicht als Schmälerung des Rechts eines Dritten angesehen werden."

In der Schrift: „Heber die Theilnahme an adligen Klosterstellen" lätzt sich dann

derselbe Verfasser (1842) weiter in ähnlichem Sinne, aber theilweise auch wieder hin-

und herschwankend zwischen Geburtsständen, alten einheimischen Familien und dgl. m.

etwa dahin aus, daß nur den zur Zeit der Ueberweisung ansässigen adligen

Familien die Klöster überwiesen seien (S. 126). Die Städte werden daneben freilich

(nothgedrungen!) auch genannt (S. 113 ff.), aber als durch den Vergleich von 1737

zu ewigen Zeiten abgefunden bei Seite geschoben (S- 119) und die Landesklöster damit

nun kurzweg zu adeligen Klöstern gemacht. Anderwärts (S. 149) heißt es wieder,

nicht den Landständen seien die Klöster überwiesen worden, sondern den Geburtsständen,

und zwar die adligen Stellen dem Adel (nicht der Ritterschaft), die bürgerlichen

aber dem Bürgerstande (nicht den Städten), — wobei denn freilich dem übereifrigen

Vorkämpfer das Unglück Paffirt, ganz zu vergessen, was er selber erst S. 113 sehr

richtig bemerkt hatte, daß es nämlich zur Zeit der Ueberweisung überhaupt noch gar keine

adligen und bürgerlichen Klosterstellen gab, weil „die Klosterstellen damals noch gar nicht

unter die beiden Stände vertheilt waren". Wunderbare Aeußerungen finden sich

S. 129 über ein besonderes „Klosterindigenat", welches noch sehr verschieden sei von

dem Landesindigenat, und die dort gegebene Definition: „Jndigenat ist der Inbegriff
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aller einer bestimmten Classe von Personen in einer besonderen Beziehung und auf

bestimmte Gegenstände zustehenden rechtlichen Verhältnissen" — ist wohl eine derartige

Leistung, welche selbst bei einem Erzconfusionarius noch Staunen zu erregen geeignet

ist. Nach S. 132 und S. 168 sind die Klosterrechte nicht bloß nicht ständische,

sondern auch nicht St an des-Rechte (weshalb sie selbst von einer Abschaffung des

Adels unberührt bleiben würden), vielmehr sind es Fainilienrechte der einge-

bornen adligen Familien, denn die Ueberweifung ist (S. 137 ff.) nur an die Familien

der damals im Lande angesessenen Adligen geschehen und diesen steht an den Klöstern

das Gesammteigenthuni zu. „Der Genuß der Klöster von Seiten des eingebornen

Adels ist kein von demselben besonders erworbener Genuß eines fremden Grundstücks,

sondern die Wirkung und der Beweis des Eigenthums, mithin letzteres selbst." (S. 139.).

Gewiß! selbst ein Victor Hugo hätte sich nicht deutlicher und kräftiger ausdrücken

können! Nach S. 154 sind die Klöster wieder Eigenthum des eingebornen und

recipirten Adels, und nach S. 142 hießen die Beschlüsse dieses eingebornen und

recipirten Adels nur deshalb Landtagsbeschlüsse, weil sie auf den Landtagen gefaßt

werden.
Doch der Verfasser schließt schon hiemit diese kleine, beliebig vermehrbare Blumen-

lese aus v. Kamptz, und hofft von seinen Lesern, daß sie ihm jede weitere Kritik solcher

Argumentationen und gleich Axiomen hingestellter Paradoxen nicht zumuthen werden.

Das letzte Werk des Herrn v. Kamptz (Prüfung der landständischen Rechte ze.) leidet

an allen Mängeln der Schrift von 1842, unerträglicher Weitschweifigkeit, Widersprüchen,

Paradoxien und völlig zu fixen Ideen gewordenen Jrrthümern noch weit mehr, als

jene, und es bewegt sich darin der Schriftsteller beständig in einem Kreise herum.

Die Ansicht von der Nothwendigkeit der Umkehr der Wissenschaft gewinnt in der That

Vieles für sich, wenn die Wissenschaft eben in solcher Gestalt austritt. Nur über die

„Geburtsstände" mag hier noch ein Wort eingesiochten werden, wenngleich die Sache

an und für sich auch zu den allerbekanntesten gehört. Schon nach der Union von 1523

waren Stände („gemeine Stände") bekanntlich die Prälaten, die Mannschaft und die

Städte, mithin nach dem Hinwegfalle der Prälaten nur noch Mannschaft und Städte,

keinenfalls aber, wie v. Kamptz zu deduciren sich fort und fort, förmlich abquält, die

Geburtsstände: Adel und Bürgerstand im Gegensatz zum Bauernstande. Daß der

Ausdruck „Adel" im Landesvergleich vorherrschend (z. B. §§• 12, 30, 32, 109, 218,

304, 307, 367, 418, 419, 421, 426, 444) völlig gleichbedeutend mit „Ritterschaft" ge-

braucht wird und nur an einzelnen wenigen Stellen (z. B. §§. 358 und 361) auch

vom Geburtsadel zu verstehen ist, ist allgemein bekannt und unbestritten; aber auch

schon im 16. Jahrhundert finden wir mit dem Worte „Adel" oft genug und unzweifel-

Haft denjenigen Theil der gemeinen Landschaft bezeichnet, welcher später Ritterschaft

genannt wurde. Ein Beispiel hievon giebt z. B. die Beilage Nr. 2 unter Litt. C.

und F. und in der Klosterordnung von 1572 unter II werden neben den „Theologen"

ebendieselben Personen als „vornehme Landstände" bezeichnet, welche in der Fürstlichen

Proposition von 1555 (Beil. Nr. 2 Litt B.) „Leute von Adel" hießen. Schon
Laspehres hat übrigens die Idee der Abtretung der Klöster an die „Geburtsstände"

so zur Genüge widerlegt und abgefertigt, daß auch aus diesem Grunde eine weitere
Beschäftigung mit dieser unglücklichen fixen Idee schwer zu rechtfertigen sein würde.

Der zweite Schriftsteller, dem hier einige Bemerkungen zu widmen sind, ist
v. Gloeden, dessen Schrift: Die Wählbarkeit zu einem Deputirten u. f. w. sich je-
doch nur nebenher und nur auf einigen wenigen Seiten (S. 209 ff.) direet nnt un¬
serem Gegenstande beschäftigt. Nach ihm sollen die Klöster — abgesehen von dem
Antheile der Städte (welche leider auch hier gar widrig und immer wieder die schönen
Träume von dem „Kleinod des Adels" durchkreuzen!) — als ein „Gesammteigenthum
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sämmtlicher ritterschaftlicher Familien" erscheinen und diese rein privatrechtliche Auf-

sasfung des Verhältnisses soll sich nicht bloß geschichtlich mannigfach manifestirt haben,

sondern auch wiederholt von den Landesherren anerkannt sein, und, was die schließliche

Occupatio», Seitens des eingebornen Adels anbetrifft, so heißt es darüber auf S. 211

merkwürdig und mystisch genug! „Damals war bereits durch ganz Deutschland

der Rechtssatz herrschend geworden, daß zum Eintritte in ein Kapitel oder in

ein Stift der Adel nicht genüge, sondern daß es Ahnen- (stiftmäßiger) Adel sein müsse.

Der neu hereingekommene Adel war aber großentheils neuer, theilweise nicht einmal

uncontradicirlicher Adel. Indem nun die Begriffe neu hereingekommener und neu ge-

machter Adel sich in der Vorstellungsweise jener Zeit mit einander verwebten,

mußte sich das lallgemein deutsche) Ersorderniß der Stistsmäßigkeit sürMecklen-

bürg in das Ersorderniß der Cingeborenheit (des Geschlechts) umsetzen, für

welches man in den Worten der Reversalen eine ausdrückliche Bestätigung finden

mochte". Vorausgehend ist nämlich gesagt, daß man es so auffaßte, als wenn die

Klöster nur den damals vorhanden gewesenen Familien überwiesen seien, weshalb

denn auch von den städtischen Communen dieselbe Beschränkung auf die damaligen

Städte gelten müsse.

Alle diese Sachen können bei einem so mittelalterlich durchgeschulten und phau-

tasiereichen Schriftsteller, wie Herr Iwan von Gloeden es war, eben keine besondere

Verwunderung erregen, aber bemerkenswerth bleibt es doch, auf welch' künstlichem

Wege es demselben nur möglich erschien, sein mystisches „Gesammteigenthum der ein-

geborenen Adelsgeschlechter" rechtsgeschichtlich zu Stande zu bringen. Zur Basis muß

da zunächst eine bloße vermutliche Auffassung des Ueberweisungsactes dienen, —

eine Auffassung, welche V. Gloeden sogar als eine irrthümliche zu betrachten oder zu-

zugeben geneigt scheint, — aber da dies noch lange nicht ausreicht, so müssen zunächst

(auf physicalischem Wege) die Ideen noch erst verwebt werden, um sich sodann

serner (auf chemischem Wege, etwa wie Wein in Essig) noch weiter umzusetzen

und daraus endlich das Gebräu des nebulösen Gesammteigenthums der eingebornen

Adelsgeschlechter hervorgehen zulassen^). Allem aber setzt der Fabrikant oder Gründer

dieser Theorie wohl dadurch die Krone auf, daß er diese rein privatrechtliche Auf-

fassung des Mberweisungsactes zwar als einen offenbaren Jrrthum der damaligen

Zeit ausdrücklich bezeichnet, dennoch aber die Mit- und Nach-Welt dazu verpflichten

will, diesen Jrrthum nicht bloß zu legalisiren, sondern auch zu äternisiren-

Der Verfasser glaubt hiemit von dem Herrn Iwan von Gloeden kurzen Abschied

nehmen zu dürfen und wendet sich zunächst zu dem unzweifelhaft achtbarsten Vor-

kämpfer der Mecklenburgischen Eingeborenen, zu dem gleichfalls bereits verewigten

Herrn Professor, nachmaligem Oberappellationsrathe Laspehres, Die Ansicht dieses

Schriftstellers, wie dieselbe S. 297 bis 311 des anges. Werkes von ihm entwickelt und

S. 311—313 resumirt wird, läuft auf folgende Distinctionen und Sätze hinaus. Es

müsse durchaus unterschieden werden zwischen

1) dem Vorrechte des eingeborenen Adels auf den Genuß der Klosterstellen;

2) dem gleichen Vorrechte in Betreff der ^passiven Wahlfähigkeit zu den Kloster-

Lintern, und

3) dem activen Wahlrecht und Stimmrecht bzw. zu den Klosterämtern und in allen

Klosterangelegenheiten.

Von diesen Vorrechten soll nun das erstgenannte ein schon vor den Reversalen

bestandenes, in der Kloster Verfassung begründetes und stets unversehrt erhaltenes

*) Tantae molis erat Romanam condere gente,m! (So Viel Künste kostete es, den Jndigenat zu

gründen!)



266 Anmerkungzum fünfzehntenKapitel.

reines Standesrecht sein, mithin völlig unabhängig von Grundbesitz und Land-

standschaft, sich characterifirend als ausschließliche Klosterfähigkeit.

Dagegen wäre die ausschließliche passive Wahlfähigkeit zu den Klosterämtern zwar

ihrem Ursprünge nach ebenfalls vorwiegend standesrechtlicher, doch aber zugleich

auch von Anfang an ständischer Art gewesen, und sei dieselbe daher jetzt entschieden

gebunden an die Landtagssähigkeit und beschränkt auf die wirklichen Mitglieder der

Ritterschaft, innerhalb dieser aber auf die Corporation des alten einheimischen Adels.

Und was endlich die unter 3 erwähnten Rechte anbetrifft, so wurzeln nach

Laspeyres diese freilich lediglich in den Reversalen und sind sie schon deshalb allein

auf die Landstandschaft begründet und rein landständischer Natur, aber — selbst diese

Rechte sind nach ihm mit der Zeit bloße Standesrechte geworden und werden

sie zwar im Namen der gesammten Ritterschaft, aber doch ausschließlich von

den Mitgliedern der Corporation des eingeborenen Adels vermöge eines rechtsgültig
und nicht verfassungswidrig entstandenen, vielfach bekundeten und schließlich auch aus-
drücklich anerkannten und legalisirten Herkommens ausgeübt. Im Uebrigen weist
Laspehres sowohl die Idee eines aus die Landstände übergegangenen oder wohl gar
durch Kauf erworbenen Eigenthums an den Klöstern ebenso entschieden zurück

(S. 255 ff.), als er auch nicht verkennt, daß die Überweisung der Klöster nur an

die Landstände geschehen ist und daher nicht etwa an die Geburtsstände oder an
eine Genossenschaft von Geschlechtern oder Familien.

Da der Verfasser nach den einleitenden Worten dieser Anmerkung eine eingehende

Kritik hier überall nicht beabsichtigt, auch in der That seine ganze Arbeit als eine

völlig verfehlte ansehen müßte, wenn sie nicht in sich eine Widerlegung der Las-
peyres'schen Sätze enthielte, so begnügt derselbe sich mit der vorstehenden kurzen Zu-
sammensassung; indessen mag doch auf die sich sast von selber ausdrängende Wahr-
nehmung hingedeutet werden, ein wie eomplicirtes und künstliches Gebäude hier auf
der Grundlage von größtentheils durchaus unbewiesenen Behauptungen und bloßen
Vermuthungen errichtet worden ist, und wie zu allen diesen Distinctionen ebensowenig,

als wie zu der Annahme der principiell verschiedenen Natur der einzelnen angenom-

menen Vorrechte bei Licht betrachtet eine irgend ausreichende Veranlassung vorliegt.
Von gleichsam osftciellen Begründungen der vom eingebornen Adel zu den Landes-

klöstern eingenommenen Stellung sind (abgesehen von Proceßschriften) gewissermaßen

nur drei vorhanden, nämlich der in der Literatur-Uebersicht unter Nr. 3 angeführte

v. Flotow'fche Vortrag von 1789, sodann die in der Beilage Nr. 21 unter
Litt. 0. erwähnte deductivische Vorstellung u. s. w. von 1795 und endlich die in dem
Extrasendschreiben abgedruckte Darlegung von Seiten der Deputirten der eingebornen
Ritterschaft von 1840. Von diesen Elaboraten verdient der Vortrag von 1789 in der

That überall kein näheres Eingehen, da er weder geschichtlich noch rechtswissenschastlich

etwas einigermaßen Beachtliches bringt und in beiden Beziehungen werthlos ist. Die
deductivische Vorstellung von 1795 ist dem Verfasser nicht zugänglich geworden, soll

aber, wie mehrfach bezeugt wird, dem V. Flotowschen Vortrage kaum etwas Wesent-

liches hinzufügen, und kann der Verfasser sich daher Wohl um so mehr auf die neueste

Deduction, die erwähnte Darlegung von 1840 beschränken. Aber auch diese Denkschrift
enthält leider mehr eine bloße Zusammenstellung von Urkunden und Materialien, als
eine Verarbeitung dieses Materials und eine staatsrechtliche Begründung der darin
auch die Klöster berührenden Behauptungen, und es bleibt mithin hier nur übrig,
davon Act zu nehmen, daß wenigstens in dieser osftciellen Beleuchtung unseres Gegen¬
standes an den betreffenden Orten weder von einem Gesammteigenthum der alten
Geschlechter, noch überhaupt von einem Eigenthum an den Klöstern die Rede ist. Viel¬
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mehr wird dort (Extrafendfchreib. ©. 29) lediglich von der „der Landschaft, also dem

Adel und den Städten" durch die Reversalen überwiesenen „Verwaltung" gesprochen

und wird der Antheil des Adels an den Klöstern ausdrücklich als eine Angelegen-

heit der Ritterschaft bezeichnet. Nur über die Berechtigung der einzelnen Geschlechter

zur Theilnahme an den Klosterstellen, Klosterämtern und Klosterangelegenheiten über-

Haupt, Habensich, wie es dort heißt, allmälich und zwar erst seit dem Anfange

des verflossenen Jahrhunderts besondere Normen gebildet, und wird dann

behauptet, daß die Ritterschaft das Recht, über die Ausübung ihrer corpora-

tiven Standesberechtigungen selbst zu entscheiden, ununterbrochen ausge-

dehnt habe und fernerhin beanspruchen müsse.

Die Art und Weise, wie hier, strenge an dem Wortlaute der Reversalen festhal-

tend, das Wesen und die Bedeutung der Überweisung durchaus richtig auf die Heber-

gäbe der Verwaltung beschränkt wird, und die Prätenstonen des eingebornen Adels,

über die Ausübung ritterschastlicher Rechte autonomische Bestimmungen ohne

irgend eine landesherrliche oder sonstige Mitwirkung.(der Landschaft) zu treffen, auf

das offenste und unumwundenste erhoben wird — verdienen gewiß alles Lob. Der

Verfasser kann nicht umhin, dieses um so vorbehaltloser auszusprechen, als die Ver-

fasser der „Beurtheilung dieser Darlegung" (Extrasendschreiben S. 107 ff.) in dieser

Beziehung viel weniger correct geblieben, sich vielmehr begründetem Tadel ausgesetzt

haben. Denn wenn hier (S. 318 ff) zwischen den Eigenthumsrechten und Nutzungs-

rechten an den Klöstern unterschieden wird; wenn es hier ferner heißt: es sei zwar

das Recht der ausschließlichen passiven Wahlsähigkeit zu den Klosterbeamtenstellen als

ein landständisches Recht juris publici, dagegen das Recht auf die Klosterstellen als

ein adeliges Standesrecht mehr dem Privatrechte angehörig; wenn serner auf

S. 320 diese Ansicht von der mehr privatrechtlichen Natur eines Theiles der

landständischen Klosterrechte wiederkehrt und dabei hinzugefügt wird, durch die Rever-

salen sei das Eigenthum und die Verwaltung der Klöster der Ritter- und Land-

schast unbeschränkt überwiesen, nur mit der Zweckbestimmung u. s. w. — so

kann man dergleichen durchaus nicht haltbaren, ebensowenig archivalisch, als juristisch

richtigen Behauptungen gewiß keinen Beifall zollen!

SechzehntesKapitel.

Theilnahmeder Städte an den landständischenRechten
überdie Klöster.

Gar schönhat freilichder — seiner eigenenVersicherungnach im

Lande der Wahrheit und Unparteilichkeiteingeborene— Verfasser der

Schrift „Ueber die Theilnahmean adligen Klosterstellen.Berlin 1842"

(bekanntlichv. Kamptz) S. litt, 122 ff. 150 nicht blos die absolute

Notwendigkeit einer Theilung des KlostergenusseszwischenAdel und

Bürgerstand,sondern"auchdie Angemessenheitund BilligkeitdieserThei-

lnng, sowie solche durch den LandesgrundgesetzlichenErbvergleichbe¬
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stimmtworden, zu deducirengesucht,ja sogar nachzuweisensichbemüht,
daß der Bürgerstand hiebei wohl eher nochzu viel, als zu wenig be-
kommenhabe. Auchist durchausnicht in Abredezu stellen, daß es in
dieserHinsichtmit dem (schonin der Schrift: Erinnerung an die nicht
adeligen Herren Gutsbesitzerin Mecklenburg. 1795 S. 25 besonders

betonten)Hauptargumente:
daß die Klöster dem Erbadel nöthiger sind, als den übrigen
Ständen

ebensowohlseinevolle Richtigkeithat, wie mit dem Nebenargumente,
daß die jungenDamen vomLande bisweilenschwereranzubringen
seien, als die aus den Städten.

(vgl. auch die Beil. Nr. 20 Litt. C., wo es heißt, daß der Ritterschaft
Jungfrauen dochmit schwerererUngelegenheitals Bürgerkinderzu unter-
bringen wären). Aber trotz alledem ist die große Zahl Derjenigen,
welchevon der Wahrheit und Unparteilichkeitjener v. Kamptz'schenBe-
HäuptlingendurchdessenArgumentationennicht überzeugtworden, hart-
nackigbei der entgegengesetztenUeberzeugungverblieben; ja es ist sogar
von dieserSeite schonoft die Behauptung gehört worden, die Städte
seienvon der Ritterschaftganz schmählichum ihren Antheil an ben Klö¬
stern geprellt worden. Und wenn mm gar Herr von Kamptzbei dieser
Gelegenheitdie .Unbefangenheitund Ungenirtheit-so weit getrieben hat,
alle bürgerlichenGutsbesitzer,alle Eximirten und sonstigenUnterthaneu
mit ihren etwaigen Klostergelüstenauf die vorhandenen städtischen
Klosterstellenzu verweisen,so schmecktdies freilichetwas stark nach bit-
terer Ironie. Am schlechtestenvon Allen aber fahren hiebeidie nobiles
non recepti, denn, da dieseals nobiles dochnicht füglichebenfalls auf
diese— nach Herrn v. KamptzAnsichtbürgerlichen — Stellen ange¬
wiesenwerden konnten,von den adligen Stellen aber durch die „alten
Geschlechter"ausgeschlossensind, so mußte ihnen auch jener klägliche
Trost versagt bleiben.

Sehen wir nun, wie solcheResultate geschichtlichentstanden sind
lind entstehenkonnten,und zwar an der Hand des Beilageheftes,dessen
Nr. 20 hier das Hauptmaterial in chronologischerOrdnung liefert, aber
theils aus Nr. 16, 18 und 19, theils auch nochanderweitigzil erläutern
und zu ergänzenist. Zum vollen Verständniß bedarf es hier freilich
eigentlichauchnoch eines näheren Eingehens auf die Streitigkeitenund
ZerwürfnissezwischenLandesherren, Ritterschaft und Städten über-
Haupt, — aber es kann begreiflicherWeise an diesemOrte soweit
nicht gegangenund muß daher die Kenntniß dieser Verhältnissebeim
Leser entwedervoralisgesetztwerden oder das Stüdiuni derselbenDem¬
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jenigen überlassenbleiben, der sichdarüber genauer zu unterrichtendas
Bedürfnißfühlt.

Bei der ersten Uebernahmeder Klöster finden wir Mitglieder der
städtischenVertretungnicht unter den von dein damals noch „die ge-
meine Landschaft" genannten landständischenKörper bestelltenBevoll-
mächtigten(Provisoren); jedochwerden dieselbenals von der Ritterschaft
nnd den Städten vorgeschlageneoder erwählte Provisoren so vielfach
bezeichnet,daß man keinenAugenblickdaran zweifelnkann, daß auch die
Städte hiebei mitgewählt haben und daß ihre Vertreter ebensowohl
wieMitglieder des Adels dazu hätten genommenwerden können, wenn
nicht die Vereinigung des (damals sogar noch lebenslänglichenoder
mindestensnicht auf gewisseJahre beschränkten)Provisoren-Amtes mit
einer städtischenMagistratur Solches von vornehereinhätte als unzweck-
mäßig erscheinenlassen. Und von dieser Auffassungausgehend, baten
die Städte denn auch schon 18 Jahre später in Veranlassungder bis
dahin nochnicht eingetretenen,nun durchden Tod der Fürstin Aebtissin
Ursula herbeigeführtenvölligen Einräumung des Klosters Ribuitz —

unter ausdrücklicherZustimmungder Ritterschaft,darum, daß bei diesem
KlosterRiebnitzauch aus ihrer Mitte ein Provisor möge bestelltund
landesherrlichbestätigt werden, und zwar ein E. Rath der Stadt
Rostock (aber nicht etwa für dieseStadt allein, sondern vielmehr)im
Namen allgemeiner Städte. Hiegegenremonstrirte denn freilich

uoch nachträglichein einzelnesMitglied der Ritterschaft (weil die von
Adel ein Bedenkentragen würden, mit felbigeinzugleichdas Provisorat

zu verwalten!), aber dieseOpposition blieb vergeblichund der gefaßte
gemeineBeschluß,wonachübrigens auch „die Provisores im Namen der
gemeinenLandschaftvon Ritterschaftund Städten die Verwaltung der
Klösterhaben und ferner haben sollen", behielt seinen vollen Bestand,
worauf denn auch die landessürstlicheBestätigung erfolgte. (Vgl. Beil.

Nr. 20 Litt. A. und B., auch Nr. 4 Litt. 0. und P.)
Des Mitgenussesder Klosterstellengeschiehthier zwar ausdrücklich

keineErwähnung, weil es sich dainals eben nur um die Provisorenbe-

stellung handelte, aber beachtenswerthist es gleichwohl, daß einerseits

gesagt wird, es habe ein M. Viereggnebst etlichenanderen von Adel

den Städten überhaupt die Klösterstreitiginachenwollen,und daß ande-

rerseits auf das einhellige Votum der Landräthe beschlossen wurde,

es hätten die im Namen auch der Städte mit der Verwaltung be-

trauten Provisoren derselbigen sämmtlich sichauch zu erfreuen und

zu genießen. Es wird hiedurchdie Anmaßung des Adels einerseits

zwar als bereits sehr alt nachgewiesen,andrerseitsaber auch dargethan,

daß dieselbedamals noch sehr geringe Aussichtdurchzudringenhatte,
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daß vielmehrder Adelin seinerMehrzahlund in seinenFührern (den
Landräthen)nochganzanders, als heutzu Tage, über das Verhältniß
dachte.

Bald genug sollte es sichdenn auch zeigen, wie eng die von den
Städten anfänglichmißachteteTheilnahme am Klosterprovisorat(Erwie-
derung des BürgermeistersLembckevon Rostock: es würde dabei nur
nichts wie Beschwerungsein und die Bürgermeistervon Rostockhätten
sonst genug zu thun) denn doch mit der Theilnahme am Genuß der
Klösterverknüpftfei. Denn schondas städtischeGravamen 8. von 1606
(Beil. Nr. 20 Litt. C.) weistdeutlichgenug darauf hin, wie die Städte
sich von diesemMitgenuß bis dahin entweder ganz oder doch beinahe
völlig ausgeschlossensehenmußten. Die weiteren, nicht uninteressanten
Verhandlungen über diese Beschwerdein den nächstfolgendenJahren
(bis 1610) (Beil. Nr. 20 Litt. (1, D., E., F.) bedürfenkeinerErläute¬
rungen und Zusätze. Man lernt aber daraus: die Ritterschaftzeichnete
sichvon jeher durch Ausdauer und Zähigkeitin hohemGrade aus, sie
konnteauch wohl malitiös sein, und auf die Beantwortung eines zwar
nicht ungereimtenoder unbilligen, aber unbequemenVorschlags durch
einen etwas unfeinenund faden Witzkam es ihr dabei auch nicht an.
Den Städten hingegen, deren Landtagsbesuchbekanntlichdamals noch
ein außerordentlichsparsamer und läffiger war, fehlte es entwederan
Einsichtoder an Energie, um ihre Interessen wirksam zu wahren und
zu fördern. Die Landesherrenendlich(damals überdies-Adolf Friedrich
und Johann Albrechtnochsehr jung, HerzogCarl aber alt und schwach)
zeigtenwenig Lust, sichin die inneren Streitigkeitender beidenStände
zu mischen,und weniger noch dem schwächerenStande (den Städten)
gegen den stärkeren(die Ritterschaft)wirksamenSchutz und Hülfe an-
gedeihenzu lassen. Verweisungaus den Rechtsweg— das war schon
damals, wie die Beilage zeigt, ein bequemesAuskunftsmittel,um aus
dergleichenVerlegenheitenheraus zu kommen. Im Uebrigen ist wohl
zu beachten,daß es sichauch diesesMal neben den Klosterstellennoch
um die Theilnahme am Klosterprovisorat(auch bei den KlösternDob-
bertin und Malchow) handelte. Auch in dieser Richtung blieben die
Wünscheund Bestrebungender Städte völlig fuchtlos, so unumwunden
auchnoch 1590 (also nur 20 Jahre früher) das gute Rechtder Städte
von der Ritterschaftanerkannt worden war. — Merkwürdigist endlich
die Thatsache,daß nach der städtischenReplik vom 29. April 1607 der-
zeit bereits mehrfach auf gemeinenLandtagenöffentlichdavon gehan-
delt wordenist, daß es wohl besserwäre, daß der Klösterje eines zu
einem anderen Zwecke,wie namentlich zu einem Paedagogio für
aller Stände Knaben möge bestimmtwerden und daß sodann im
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Jahre 1609 von den Städten hierauf geradezu ein Antrag gestelltwurde,
auch noch im Jahre 1633 wiederholt die Rede davon war, ob nicht in
Ribnitz statt des Klosters eine Ritter- und LandschaftlicheKnabenschule
anzurichtensein möchte (vgl. Beil. Nr. 14 Litt. H.). Hält man hiemit
zusammen, was schonin der landesfürstlichenResolution von 1589 (Beil.
Nr. 4 Litt. 0.) von dem Plaue der Errichtung einer Partikularschule
für junge Knaben vorkommt, so ist man wohl nicht ganz unberechtigt
zu der Annahme, daß fchon in jener fernen Zeit die Meinung von der
Möglichkeiteiner besseren Verwendung der Klöster, als die reVersal-
mäßige es ist, zahlreiche Vertreter gehabt hat.

Daß bald nach diesen Vorgängen die Ritterschaft in ihren An-
maßungen gegenüber den Städten sehr kräftige Fortschritte zu machen
nicht unterließ, sieht man am besten aus der Beil. Nr. 16 Litt. 0.
Denn wenn hier schon anno 1634 die Ritterschaft es wagen durfte, die
Wahl des Klosterhauptmanns als lediglich den Landräthen, der
Ritterschaft und den Provisoren zustehendin Anspruchzunehmen
und darüber ohne irgendwelcheZuziehung der Städte mit dem Convent
zu correspondiren, so treffen wir bereits hier auf eine Erscheinung, die
sich in gleichemUmfange kaum früher, als 100 Jahre später wiederholt,
— den Versuch der Ritterschaft nämlich, die Städte gänzlich von den
Klöstern auszuschließen, wie sie später jahrelang vom Engeren Aus-
schussefactischausgeschlossenwurden und nahe daran waren, auch von
den Landtägen ausgeschlossenzu werden.

Indessen konnten so weit getriebene Anmaßungen doch immer nur
zeitweilig von sactischemErfolge begleitet sein. Die Beil. Nr. 16 Lit. D.
belehrt uns, wie es im Jahre 1653 bei der Neuwahl des Dobbertin-
schenKlosterhauptmanns herging, und sehen wir hier die Städte ohne
allen Widerspruchdes Adels zu dieser Wahl coneurriren, nachdem zuvor
auch ein neuer Provisor auf gleicheWeife von Ritter- und Landschaft
gewählt worden.

Rücksichtlichder Theilnahme der Städte an dem sog. Klostergenuß
ist wiederholt, besonders auch von v. Kamptz die durchaus wahrheits-
widrige Behauptung aufgestellt worden, daß die Städte selber nach
solchemMitgenussegar kein Verlangen ausgesprochen, und daß sie sich
überhaupt um die Klöster so gut wie gar nicht bekümmerthätten. Wir
haben dagegen gesehen, daß schonvom Jahre 1606 an — freilich mit
dem schlechtestenErfolge, aber doch jahrelang die Städte dahin gestrebt
haben, auch am Genüsse der Klöster einen gleichen Antheil mit der
Ritterschaft zu erlangen. Daß in diesen so hartnäckig zurückgewiesenen,
so lau oder gar nicht unterstützten Bemühungen gegen die Mitte des
17 Jahrhunderts, während des dreißigjährigen Krieges, zu einer Zeit,
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wo die Klöster selber in Arinuth und Elend fast zn Grunde gingen und

daher gewiß auch nur sehr geringe Anziehungskraft ausüben konnten,

— daß nnter solchen Umständen eine längere Pause in jenen Bestre-

bungen eintreten konnte und mußte, wem sollte das wohl nicht begreif-

lich sein? Aber nichts destoweniger war diese Pause nicht einmal so

groß, wie man erwarten sollte. Denn schon im Jahre 1661 muß nach

der Beil. Nr. 20 Litt. G. die Sache wieder aufs Tapet gekommenfein,

und, daß sie seitdemso bald nicht wieder geruht hat, ergiebt sich aus

dem weiteren Verfolg der Beil. Nr. 20 zur Genüge. Bis zum Jahre

1682 wiederholt sichdie städtischeBeschwerdeund mit ihr auch der An-

trag auf Verwendungder Dobbertin'schenund Malchow'schenKlosterein-

künfte an die studirendeJugend, aber die Ritterschaft zieht die Sache

geflissentlichhin, weist dann die Städte in der schroffstenWeise mit Be-

rufung auf Besitzund Herkommenzurückund retradirt ihnen sogar ihre

übergebene Schrift, wenn gleich ironischgenug, unter der Versicherung

der allerbestenAbsichten. Nach dem L. T. Protocoll von 1682 ä. ä.

Malchin den 14. Oetober gab es dainals für die Städte nur eine ein-

zige bürgerliche Stelle in Dobbertin (seit wann? ist nicht ersichtlich)
und auch als diese derzeit erledigt wurde, coneurrirte zu deren Wieder-

besetzungdie Ritterschaft mit den Städten (vgl. Beil. Nr. 20 Litt. P.).
Lediglich auf einer Verkennung des wahren Sachverhältnisses kann es

nur beruht haben, daß gleichzeitigdie Stadt Rostockfür sichallein (also

nicht mehr im Namen aller Städte) im Kloster Ribnitz zwei Kloster-

Plätze (also doppelt so viel, als alle übrigen Städte zusammen)sich er-

ringen konnte. Wann und wie dieses geschehen,ist wiederum nicht er-

sichtlich, wohl aber giebt die Beil. Nr. 20 Litt. J. und K. den Nach¬

weis darüber, daß schonim Jahre 1702 diese Stellen für privativ Ro-

stock'scheStellen galten, und daß schonim Jahre 1708 die Städte selbst

nur von mehrerenKlosterstellenin Dobbertin und Malchow sprachen,

offenbar von dem Jrrthum geleitet, daß sie wegen Ribnitz gewisser-

maßen durch die dortigen Rostock'schenGerechtsame (Provisorat und

Stellen) abgefunden seien.
So stand die Sache zu Anfang des achtzehntenJahrhunderts und,

um nun den weiterenVerlauf dieserVerhandlungen auch nur einiger-

maßen zu verstehen, muß man aus der allgemeinenGeschichteder da-

maligenLandeswirrenwenigstensdie Erinnerung zu Hülse nehmen,daß

die Städte (mit Ausnahme des ganz mit der Ritterschaftverbündeten

Rostock)sichin den damaligen Streitigkeitenmit dem Landesherrn viel-

fach von der Ritterschafttrennten, über den Contribntionsmodus und
andere Gegenständein den bitterstenKampf mit derselbengeriethenund

mit dem LandesherrnSeparat-Verhandlungen (1707) eingingen. Die
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Folge hiervon aber war dann bekanntlich, daß die Ritterschaft wegen
des angeblichenBruches der Union nunmehr die Städte von dem Enge-
ren Ausschussegänzlichausschloßund kaum noch aus den Landtagen zu-
lassen wollte. Erst im Jahre 1726 decretirte der Reichshofrath die
Wiederzulassungder Städte zum Engeren Ausschusse,aber selbst dann
bliebensie sactischdochnochfortwährend ausgeschlossen,bis sie sichim
Jahre 1733 bequemthatten, diejenige erneuerteUnion nach dem Sinne
der Ritterschaftmit Letzterereinzugehen,welchespäter (1749) vom Her-
zögeChristian Ludwig feierlichcassirt und vernichtigtwurde.

Nur im Hinblickauf diese allgemeinerenVerhältnisseund Thatfachen
versteht man die Vorgänge, von welchenin der Beil. 20 Litt. K. bis

Q. berichtet ist; begreift man aber auch, wie endlichnach fo vielen und
harten Kämpfen das Resultat für die Städte so über alles Maaß hinaus
erbärmlich ausfallen konnte. Was die Städte aus diesemtotalen Schiff-
bruche aller ihrer Hoffnungen und Bestrebungen von ihren Klosterrechten
retteten, war eigentlich schon damals nichts weiter, als — neben den

Paar ihnen bewilligten Stellen — das Recht der Concurrenz zu den
Wahlen der Klosterbeamten (wiewohl auch nur activ) und außerdem
die Theilnahme an der Beaufsichtigung der Verwaltung, sowie an

dem ständischenJus statuendi. Selbst aber die Theilnahme an den

Wahlen und Verhandlungen überhaupt vermochtendie Städte nur unter

beständigemKampfe mit den Rittern festzuhalten, welcheletzteren rastlos

darauf hinarbeiteten, die Städte, wenn möglich, gänzlich bei Seite zu

schieben. Alles dies ergiebt sich so deutlich aus dem Beilageheft, daß

der Verfassersichhier aller weiteren Zusätze enthalten zu dürfen glaubt.

Wegen der Wahlen zu den Klosterämtern ist dazu auch noch die Beilage

Nr. 16 Litt. G. (de ao. 1709) zu vergleichen.
Das Gebahren der städtischen Vertreter hinsichtlich der Besetzung

der nunmehr unter den beschämendstenBedingungen erlangten beiden

Dobbertiu'schenStellen (Beil. Nr. 18 Litt. J.) ist trefflich geeignet, Das-

jenige zu illustriren und zu bestätigen, was im §. 5 des vorigen Kapitels

zur Charakterisirung der ständischenBasis gesagt worden ist. Die ein-

facheErzählung des zeitgenössischenChronisten Frank, welchemPartei-

lichkeitnicht vorzuwerfen ist, zeigt ohne allen Commentar, wie alle

Landständedie Klöster ansahen; auch ist wohl zu bemerken, wie schon

hier der erste Keim zu den späteren Streitigkeiten zwischenden Vorder-

städten und übrigen Landstädten gelegt ward. In Bezug auf Her-

kommen,Observanz und Besitz kann Mecklenburgiu der That ein Land

von Gründern genannt werden; das Herkommenwird mit vollem Be¬

wußtsein des zu erreichendenZweckesvon den Jnteressireuden gegrün-

det und schonnach einein oder zwei s. g. Präcedenzfällen, wo möglich,
Viereck, Rechtsverhältnisse. l. Bd, 18
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zu einem unvordenklichen Besitzstanderhoben. Daher denn freilich

zur Abivehr solcherUngebührlichkeiten,die in neuerer Zeit immer zahl-

reicher und beliebter werdenden Verclausulirungen von Beschlüssenmit

dem „sine praejudicio" und „citra consequentiam" u. dgl. Zusätzen

mehr! Auch der Rostock'scheProtest von 1738 (Beil. Nr. 20 Litt. E.)
ist characteristischin derselben Richtung, tvie der Vorgang von 1737;

daß Rostockvon Anfang an nachweislich seine Stellung beim Kloster

Ribnitz nur im Namen aller Städte eingenommen und überwiesen

erhalten hatte, das war den Ständen 100 Jahre später entweder ganz-

lich unbekannt, oder es wurde geflissentlichignorirt.
Wegen der schon oben erwähntenfortwährenden Kämpfe, welchedie

Städte noch lange Zeit zu bestehenhatten, um sichim Besitzewenigstens
des activen Wahlrechts zu den Klösterämtern zu erhalten, sind vor-
nehnilichdie Notizen in der Beil. 20 Litt. R. und S. (1740 und 1746)
zu beachten; was in dieser Beziehung die Städte bei den Vorverhaud-
lnngen zum Landesvergleichvergeblich erstrebten, ist ebendas. Litt. 1.
erwähnt, zum endlichenAustrag aber gelangten die hiemit zusammen-
hängendenStreitpunkte bekanntlicherst nach langwierigen Verhandlungen,
Processenund nach einem mehrjährigen Interimisticum durch den Ver¬
gleich von 1804 in der Beil. 20 Litt. Wwelcher Vergleich denn frei-
lich auf der einen Seite hinsichtlichdes activen Wahlrechts zu Gunsten
der Landstädte (gegen Ritterschaft und Vorderstädte) ausfiel, andrerseits
aber auch die Klosterbeamtenstellennunmehr unanfechtbar zur ausschließ-
lichenDomäne der Ritterschaftund specielldes eingeborenenAdels machte.

Was der Landesvergleich den Städten an neuen Stellen brachte
und was die Stadt Rostockin dieser Beziehung auch für sich privatim
wiederum zu erlangen strebte, aber doch nicht durchsetzenkonnte, giebt
das Beilageheft in Nr. 20 unter T. und in Nr. 22, ohne daß dieserhalb
noch etwas hinzugefügt zu werden braucht; alle Freunde des Humors
aber ladet der Verfasserdoch ein, bei den in der Beil. 18 Litt. K. und
L. mitgeteilten Vorgängen von 1766 und 1771 etwas zu verweilen,
weil hier wiederum einmal die ständischeBasis in fast komischwirkender
Prägnanz zu Tage tritt. Nachdem die Städte im Jahre 1766 hin-
reichendeFürsorge dafür getroffen zu haben glaubten, daß beileibe keine
andere Demoifellenals aus den Landstädten und auch nur Töchter von
Magistratsmitgliedern zum Genüsse von Klosterstellengelangen könnten,
war das Entsetzliche geschehen,daß die Tochter eines Bützowischen
Professors dennoch von den Provisoren eingeschriebenworden, die
Tochter des im Jahre 1760 von Rostockan die neu gestifteteBützow'sche
Academie versetztenlandesherrlichen Professors Trendlenburg, der doch
nur ein landesherrlicher Bedienter war und niemals in einem land¬
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städtischenMagistrat gesessenhatte, und an welchembei seinem Umzüge
von RostocknachBützowdochnichts von den landständischenKlosterrechten
kleben gebliebenwar, weil die Klosterrechtenur beim Adel dieseklebrige
Natur an sich tragen! Daß hierüber früher oder später ein Mord-
spectakelgemacht werden mußte, war selbstverständlichund der Senator
Kutemeieraus Schwerin nebst dem Bürgermeister Wulsleff aus Malchin
setztendenn auch die Sache im Jahre 1771 würdig in Scene. Gegen-
seitige Artigkeitenüber diesen Fall, zwischenden Genannten, den Provi-
soren und den Vertretern der Vorderstädte ausgetauscht, schlössensich
naturgemäß an und so sehen wir denn hier eine Landtags-Verhandlung
sichabspielen, wie sie in echtlandständischemGeistekaum characteristischer
zu ersinnen ist. Selbst der Verfasser der Schrift: „MecklenburgsVorder-
städte" (Hartwig) kommt (das. S. 105) auf diesenVorfall noch im Jahre
1787 mit großer Indignation zurück,um den Vorderstädten eine Lection
dafür zu ertheilen.

WegendesVerhältnissesbezw.der Stadt Rostockund der gesammten
übrigen Städte zu dem Kloster Ribnitz ist hier noch zu erwähnen, daß
darüber auf den Landtagen von 1799, 1800 und 1801 Verhandlungen
gepflogenund Syndicatsberichte abgestattet sind. Der Verfasser geht
indessenauf diesenNebenpunkthier nicht weiter ein, indem er den Leser
dieserhalbauf die in den Druckschriften:„der Landtag von 1799" S. 35
und „der Landtag von 1801" S. 70 f. enthaltenenBerichte verweisen
zu dürfen glaubt.

Einer Erläuterung und Ergänzung bedürftig sind hier nur noch die
in der Beil. 20 Litt. V. abgedrucktenUrkunden aus dem Jahre 1796.
Unterm 30. März 1795 stelltennämlich die Magistrate der beidenVorder-.
städte Parchim und Güstrow Namens des Corps des Standes der Mecklen-
burgischenStädte bei der HerzoglichenJustiz-Canzlei zu Schwerin eine
Klage wider die MecklenburgischeRitterschaft und die ihrer Behauptung
nach dieselbe repräsentirenden ritterschaftlichenDeputirten zum Engeren
Ausschussean, welcheKlage darauf gerichtet war, das Corps der Meck-
lenburgifchen Städte gegen die ihm in Betreff sämmtlicher ständischer
Klosterrechte (Klosterämter und Klosterstellen)widerfahrene große Ver-
letzung zu restituiren und sonnt in den vollen BesitzdieserRechte neben
der Ritterschaft wieder einzusetzen. Die Justizcanzlei leitete auf diese
Klage auch processualischeVerhandlung ein und nachdem(wie gewöhnlich
bei allen diesenProceßstreitigkeiten)zunächstüber den Legitimationspunkt
eine Zeit lang hin und her geschriebenworden, gedieh die Sache in der
That dahin, daß den gesaminten Landräthen und ritterschaftlichenDe-
putirten zum Engeren Ausschussedie Einlassung auf die Klage aufgegeben
wurde (Oetober und November 1795). Indessen hatte der beklagte

18*
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Engere Ausschuß sich dieserhalb mit einer Beschwerdean die Landes-

regierung gewendet und gab Letztere in Folge dessen gegen Ende No-

vembers der Justizcanzlei die berichtlicheEinsendung der Acten aus. Das

Ergebnis?dieses landesherrlichenEingreifens waren nun eben die in der

Beil. Nr. 20 Litt. V. mitgeteilten beiden Rescripte an die klägerischen

Vorderstädte und au die Justizcanzlei, und wird man wohl schwerlich

umhin können, dem wesentlichenInhalte dieser Rescripte und den darin

entwickeltenGründen beizupflichten,so sehr mich in der Sache selbst die

Klage der Städte als begründet anzuerkennensein mochte. Letztere aber

glaubten sichhiebei doch nicht beruhigen zu können und gingen weiter,
indem sie an das Reichskammergerichtappellirten. Aber auch dieses
schlugdie Appellation sofort ab und so endete auch dieser letzteVersuch
der Städte mit einem kläglichenFiasco. Interessant ist es bei diesen
Vorkommnissenzu sehen, wie weit die Entrüstung der Ritterschaft über
das Verhalten der Städte derzeit gegangen fein muß. Erwägt man
freilich, daß der eingeborneAdel gerade damals noch in heftigemKampfe
mit den nichtrecipirtenadligen und mit den bürgerlichenMitgliedern der
Ritterfchaft begriffen, und kaum ferner ängstigendsteuBesorgnissewegen
der landesherrlichen Rescripte von 1789 und 1793 einigermaßen ent-
ledigt, seinerseits aber nach dem Abschlüssedes Schutz- und Trutz-Bünd-
nisses (der heimlichabgeschlossenenVereinigungsacte) von 1795 zur äußer¬
sten Verteidigung seiner prätendirten Vorrechte fester als je entschlossen
und in sichverbunden war, daß ihm nun aber auch die Städte mehr
und mehr dnrchProeesseund festesAustreten den Kopf warm zu machen
anfingen, so läßt sichwohl denken,wie die Stimmung unter seinenMit-
gliedern sein mochte. Aber die äußeren Manifestationen dieser Erbitter-
ung blieben denn auch nicht aus. Wie man (nach Frank A. u. N. M.
Thl. 19 S. 66) schon im Jahre 1748 einmal davon gesprochenhatte,
wie es vordem üblich gewesen, diejenigen, so sich einem gemeinsamen
Schluß widersetzet,aus dem Fenster zu werfen, und wie man damals
die städtischenDeputirten aus der Kirche ausgetrieben hatte, weil diese
sonst befürchtenmußten, die sehr gereizte Ritterschaft zu unanständ-
lichen Dingen schreitenzu machen, — so wird auch von dem Land-
tag des Jahres 1795 (Landtag von 1795 S. 20 f.) berichtet, daß auf
demselbendie Ritterschaft die bloße Verlesung einer von den Städten
an die Regierung gerichteten Vorstellung zuerst gänzlich zu verhindern
suchteund dann mit Füßescharren begleitete. Und selbst der Engere
Ausschußließ sich damals soweit hinreißen, aus Veranlassung der mit
den Städten geführten Proceffe, die Städte in offieiellen Schriften
als Verbrecher zu bezeichnenund zur Bestrafung zu denunciren und
in einem an den Reichshofrathsagenten Borsch in Wien gerichteten
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Schreiben sich unter unverkennbarerHinweisung auf die auf legalem
Wegeihre (begründetenodervermeintlichen)Rechteverteidigenden Städte
dahin zu äussern,es seiendieses„Köpfe, die an französischenThathand-
lungen gerieben, jetzt elektrisirt sind und mehr sein und thun würden,
iveimGesetzeund die Kraft, die jetzt in Deutschlandsie noch beschirmt,
nichtdem Unfug wehrten, dessenBeispielejene auswärtige Munieipali-
täten geliefert und wie an einer Seite Abscheu,an der anderen heim-
lichenNachahmnngs-Wnnscherreget haben." Durch dieses Citat möge
denn auch die Verurtheilung einigermaßen erläutert werden, die das
Reichskaminergerichtin dem Bescheidevom 13. Novbr. 1796 über den
Schriftführer der Städte, den Doetor Hartwig, ausspricht, weil derselbe
sich„mehrerer unanständiger, auch in den Ton der Verfassungsfeinde
einstimmenderAusdrücke,wie z. B. der Worte „unveräußerlicheMenschen¬
rechte"bedient hat."

Auf alle Fälle war dieses Ende vom Lied für die Städte ein sehr
trauriges, wenn auch nicht ganz unverschuldetes. Sieht man auf das
Resultat, so ist zunächst

. in Betreff des Genusses der Klosterstellenso viel klar, daß der
Landschaftinnerhalb der jetzigenständischenVerfassungkeinerleiMittel
und Wege mehr offen stehen, an der landesgrundgesetzlichenund sonst
durch Verträge geregelten kläglichenAbfindung der Städte uochirgend
etwas zu Gunsten derselbenzu ändern, noch auch eine Hoffnung übrig
bleibt, im Wege gütlicher und freiwilliger ConcessiondergleichenAen-
derungen von dem Mitstande zu erlangen.

d. Auch von der Wahlfähigkeit zu den Klosterbeamtenstellensehen
die Städte sichdurch den Vergleichvon 1804 für immer ausgeschlossen,
während derselbeihnen wenigstensdie (active)Mitwirkungbei den Wah-
len zu eben diesen Stellen noch conservirt hat. Aber, da dieseletztere
für die Städte begreiflicherWeife fast nur einen theoretischenoder prin-
cipiellenWerth haben kann, so ist denselben— freilichals um so fester
zu behauptendes— Recht eigentlichnur verblieben

c. die Theilnahme an der Beaufsichtigungder gesammtenVerwal-
tung, also namentlich auch die Coneurrenzbei der Rechnungsausnahme
und

. die Theilnahme an allen Beschlüssenüber die Verwaltung der
Klöster, über die Verwendung der Einkünftederselbenund über die in
Betreff der Klösterzu gebendenallgemeinenNormen— das jus statuencli.

Daß es selbst in diesen letzten beidenBeziehungennicht an wieder-
holten Versuchen, die Städte ihres Anrechtszu berauben, gefehlt hat,
ist bereits vorübergehend erwähnt worden, auch können die einzelnen
Beispiele solcherVersuche dem aufmerksamenLeser des Beilageheftes
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kaum entgehen,— aber im Ganzen ist doch wenigstenshier die prin-
eipielle,historischunerschütterlichbegründeteGleichberechtigungder Städte
mit der Ritterschaftauch sactischnoch bis in die neuesteZeit so unbe-
streitbar intact geblieben,daß ein besondererBeweis dafür unnöthig er-
scheint. Und wie wichtiggerade unter den obwaltenden Umständendie
Erhaltung dieses Status quo im allgemeinenLandesinteresseist, das
leuchtetwohl auch dem Indifferentestenein! Der Vertrag von 1781
(Beil. Nr. 20 Litt. II.) mit seinem§. 2 und seiner durch den §. 4 zuerst
festgeregeltenItio in partes gewährt hier einen sicherenStützpunkt, ge-
gen welchenkeine weiterenAnmaßungsversncheirgend etwas ausrichten
können. Können die Städte auch allein über die KlösterNichts be-
schließen,so könnensie wenigstensdochBeschlüssehindern, welchedem
Lande verderblichsein und unter dem bloßen Vorwande der Conservi-
rung angeblicherwohlerworbenerRechte nichts anderes enthalten wür-
den, als eine schreiendeVerletzungwohlberechtigterInteressen gesamm-
ter Angehörigender MecklenburgischenGroßherzogthümer.

SiebenzehntcsKapitel.

Streitigkeiteninnerhalbder Ritterschaftüberdie Theil-
nähmean denlandständischenRechtenüberdieKlöster.

Eine vollständigeoder auch nur einigermaßenausführlichegeschicht-
licheDarlegung des Ursprungs und der Entwicklungdes Mecklenburg^
sehenritterschaftlichenJndigenats und eine rechtlicheBeurtheilung dessel-
ben und alles dessen,was damit zusammenhängt(z. B. des Reeeptions-
Wesens)liegtschonaus den zu Ende des fünfzehntenKapitelsangegebenen
Gründen nicht in der Absichtdes Verfassers;die gründlicheBehandlung
diesesGegenstandeswürde aber auch deshalb hier gar nicht einmal am
rechtenOrte sein, weil ja bekanntlichjenesJndigenat innerhalb der Lan-
desVerfassungeine viel weiter gehende Bedeutung hat, als etwa bloß
für die ständischenKlosterrechte.Die geschichtlicheBehandlungmüßte da-
nach tief in die allgemeineVerfafsuugsgeschichteeingreisen, die kritisch
benrtheilende,juristischeBehandlung aber eine großeMenge allgemeiner,
zunächstgar nicht hieher gehöriger staatsrechtlicherFragen (wie z. B. die
Landstandschaftüberhaupt, die Erfordernisseder ständischenAutonomie
und des staatsrechtlichenHerkommensu. s. w.) mit zur Erörterimg ziehen
und würden dadurchdie dieserAbhandlunggestecktenGrenzen bei weitem
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überschrittenwerden. Indessen kann doch der Gegenstand nun einmal
wenigstensinsoweit nicht ganz unberührt bleiben, als er eben auch spe-
ciell die Theilnahme an den Klosterrechten angeht, und verlangt
er daher wenigstenseine ähnliche kurze Besprechung, wie dem darüber
geführtenKampfe zwischenRitterschaftund Städten im vorigen Kapitel
zu Theil gewordenist. Auchhier aber läßt der Verfasserhauptsächlich
das Beilageheft und die darin enthaltenen Urkunden und Nachrichten
dem Leserzum Leitfadendienen, auch kanu — was fpeciell die präten-
dirten Vorrechtedes eiugebornenAdels auf den Genuß der Klöster be-
trifft — dieserhalbauf das zwölfte und fünfzehnteKapitel zurückgewiesen
werden. Wem nur um eine gedrungene, dabei aber dochden Gegen-
stand nach allen Richtungen hin treffend behandelndeDarstellung zu
thun ist, dem glaubt der VerfasserdiejenigeArbeit (eines Ungenannten)
bestensempfehlenzu dürfen, welchesich in Raabe's Mecklenb.Vater-
landskunde, Thl. 3: Staatskunde der beidenGroßherzogthümerMecklen¬

burg. Hinstorff'scheBuchhandl.1861 S. 23 bis 40, gegebenfindet.
Nachdemder eingeborneAdel selbst,zuerstin Folge der landesherr-

lichenRescriptevon 1789 und 1793 die früher von ihm erhobene(später
freilichabgeläugnete)Prätension, eine eigeneCorporation inmitten oder

neben der MecklenburgischenRitterschaftzu bilden, feierlichund bündigst
aufgegeben hat, und nachdem in Folge der neueren Streitigkeitendie

Führer des Adels unumwunden und vorbehaltlos ausgesprochenhaben,

daß es sichbei den präteudirten Vorrechtendes eingebornenund reeipir-

ten Adels überhaupt nicht sowohl um die Rechte einer besonderenCor-

poration handle, sondern vielmehrlediglichum die (angeblichaus Grund

uralten Herkommens)den zu jenemAdel gehörigenMitgliedern der einen

und unzertrennlichenMecklenburgischenRitterschaftausschließlichzustehende

Ausübung einzelner dieser Ritterschaft zustehendenBerechtigungen

(vgl. die Beilage Nr. 21 Litt. Z.) — nach diesen Erklärungen ist we
nigstensdie eigentlicheBedeutungder Frage, um welchees sichhier han-
delt, und der nach allen früheren Schwankungender Erledigung noch
immer harrende Kern des Streites foweit ins Klare gestellt,daß man

sichdarauf beschränkendarf, die hiedurchgewonneneAuffassungetwaigen
weiterenErörterungen ausschließlichzu Grunde zu legen. Im Einzelnen

aber kann und muß man dabei noch immer von einanderfondern die

Fragen:
1) ob dein eingebornenAdel wirklichdie einzelnenvon ihm behaup-

teten Vorrechteinsgesammt oder theilweisezuerkanntwerden müssen?

2) ob den zum eingebornen Adel sichrechnendenMitgliedern das

Rechtzustehe,die VoraussetzungendieserMitgliedschaftausschließlichaus

sichselberheraus, also ohue alles Zuthun anderer politischerGewalten,
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der Landesherrschaft,der Landschaft,der nichtrecipirtenund der bürger-
lichenMitglieder der Ritterschaft,durchunter sichgefaßteBeschlüssenach
autonomischemBeliebenfestzustellen,und also den Kreis der zuni einge-
dornen Adel zu rechnendenMitglieder beliebigweiter oder enger zu zie-
hen, minder nichtdie hierüber einmal aufgestelltenNormen wieder auf-
zuHebenund beliebigzu verändern?

3) ob sodann auch die Cognitionüber die Ausreichlichkeitder der-
möge jenerNormen zu lieferndenNachweisungenin jedemeinzelnenFalle
lediglichden bereits anerkanntenMitgliedern des eingebornenAdels zu-
stehe?und endlich

4) ob es eben diesen Mitgliedern in complexu auch zustehe, una-
nimiter oder auch bloß per majora, neue Mitglieder in den eingebornen
Adel aufzunehmenlind dadurchder VorrechtediesesAdels theilhaftigzu
machen?

Es ist wohl von vornehereinklar, daß diesevier Fragen nichtbloß
eine gänzlichverschiedeneBeurtheilungzulassen,sondern auch unter sehr
verschiedenerechtlicheGesichtspunktefallen.

Rücksichtlichder einzelnenvom eingebornenAdel behauptetenVor-
rechteist es merkwürdig,daß Zahl und Umfang derselbengerade in Hin-
ficht auf die Klösterimmer zugenommenhaben, während bei den übri-
gen Prätensionen ein allmählicherRückgangstattfindet. Denn, was letz-
tere betrifft, fo konnte der eingeborneAdel die am weitestgehendeBe-
Häuptling der ausschließlichenLandtagsfähigkeitüberhaupt nicht lange
halten,— diejenigeder ausschließlichenWählbarkeit zu Landräthenbrachte
er dagegen, man weiß nochheute nicht recht, wie und wodurch,in den
Landesvergleichhinein. Die andern beiden Prätensionen: die ausschließ-
licheWählbarkeitzu Amtsdepntirten,welcheschon1787Gegenstandeines
Processeswurde, und die ausschließlicheWählbarkeit zum Engern Aus-
schussemußten bekanntlichausgegebenwerden. Dagegen rechnetzu den
Vorrechte»bei den Klöstern v. Flotow bloß noch

a. die ausschließliche(passive)Wahlfähigkeitzu den Klosterämternund
b. zu den ritterschaftlichenKlosterstellen,

und v. Kamptz fügt diesenRechtennur erst hinzu
c. das ausschließlich active Wahlrecht zu den Klosterbedienungen;

erst Laspeyres dehnt dies ans
ä. bis znr allgemeinenausschließlichenStimmfähigkeitin allenKloster-

angelegenheitenüberhaupt und noch neueren, etwas unklarenKöp-
fen blieb es dann vorbehalten, sogar

e. von einem privativen Eigenthum des eingebornenAdels an den
Klösternzu sprechen.

Von den verschiedenenUrkunden, welchein den vielfachenDednctio-
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nen für und gegen die Vorrechtedes eingebornen Adels eineRolle spie-
len (v. Flotow's „DurchwanderungzweierJahrhunderte", wie er es in
seinemVortrag — Wehnert's Gemeinn.Bl. Bd. I. S. 159 — sonder¬
barer Weisenennt, enthält bis zum Anfange des 18. Jahrhunderts statt
aller Thatsachen nur Phrasen und gleichAxiomen hingestellteBehaup-
tungen!), ist und bleibt die älteste die in der Beilage Nr. 18 Litt. A.
mitgetheilte Verhandlung betreffend die Aufnahme des Fräuleins v.
Lüttichau in eines der Landesklöster. Aber von diesemFall sowohl,
wie auch von den nächstenähnlichenFällen mit demFräulein v. Wikede

(1702), mit dem Fräulein v. Heine (1705) und v. Wopersnow (1711)
— Beilage Nr. 18 Litt. B. C. und D. — ist schonoben im Kap. XII.

§§.3, 4 und 5 die Rede gewesen,und kann hier nur wiederholtwerden,
daß sichin allen diesen Fällen dochnoch gar keineSpur von den später
behauptetenVorrechtendes eingebornenAdels und nochviel weniger eine
Spur des nachherigenReceptionsrechtesfindet. Nur mit den Haaren
herbeigezogenkönnen diese Vorkommnisseals Beurkundungen uralten
Herkommensgelten sollen.

Es solgt das so oft als hochwichtiggeltend genlachteund dochso
bedeutungsloseAttestat von 1706 — Beil. Nr. 21 Litt. A. — ein Te¬
stimonium in propria causa, ausgestellt über eine staatliche Stellung,
die auf bloßer factischerAnmaßung beruhte, den landesherrlichenRechten
zuwiderliefund schondieserhalb gänzlich werthlos ist, auch offenbarso
viel zu weit geht, daß es auchdeshalb völligkraftlosbleibenmuß. Man
erwäge hiebei auch wohl Zeit und Umstände der Entstehungdiesessog.
Attestats; es fällt in das Jahr der erstenRehnaischenTractaten, also
eine Zeit, wo der Kampf mit der Landesherrfchaftbereits zu hellen
Flammen entfachtwar und die Anmaßungendes Adels bereits zu einer
nichtunbeträchtlichenHöhe gediehenwaren. Vgl. darüber die „Beurthei-
lung der Darlegung u. s. w." im Extrasendschreibenvon 1843 S. 176 ff.,
wo es urkundlichnachgewiesenist, daß gerade damals die Idee der
ausschließlichenLandstandschaftdes alten einheimischenAdels sowohl, als
auch diejenigedes Receptionsrechtesin denKöpfender RitterschaftPlatz
gewonnen und von ihren damaligen mächtigenund einflußreichenFüh-
rern v. Bernstorffund v. Plefsen gegründet worden ist.

Erst der bekannte oder berüchtigtesog. Landtagsschluß von 1714
(Beil. N. 18 Litt. E.), über dessenWerth schonin der Monatsschrift
von und für Mecklenburg,Jahrg. 1789 S. 974 ff., ein durchauszutreffen¬
des Verdammungs-Urtheil ausgesprochenist, — erst dieses Conclusum

kann und darf als der wahre Ausgangspunktder weiteren Ausbildung
der Jndigenats-Jdee angesehenwerden,und wenn gleich auch schonvon
diesemConclusum oben im Kap. XII. §. 5 dieRede gewesenist, so mag
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doch über die damalige völligeUnbestimmtheitdes Begriffs „alter ein-
heimischerAdel" hier nochnachträglichbemerktwerden, daß sichmehrere
Familien finden, die 1572 nochnicht im Lande angesessenwaren, auch
nie reeipirtwordensind, dennochaber von jeher an allen ritterschastlichen
Privilegien und Prärogativen Theil genommenhaben, (vgl. die Monats-
schrista. a. O. S. 961 und 972 f.). Den Grund, aus welchemgerade
damals die Bestrebungendes Adels in Bezug auf alleinige Landstand-
schaft oder landständischeVorrechtefast überall in Deutschland stärker
als bisher hervortraten, giebt Zachariä in seinemRechtsgutachten©.
22 f. an, und daß noch vieleJahre später die Adventicii keineswegsge¬
sonnen waren, sichden Anmaßungen des einheimischenAdels geduldig
zu fügen, erhellt deutlich aus Demjenigen, was Klüver in seiner Be-
schreibnngvon MecklenburgBd. I S. 145 (1737) als Zeitgenosseüber
diesen damals brennendenStreit innerhalb der Ritterschaft berichtet.
Daß auch dieStädte gerade damals (1712, 1714, 1715) von der Ritter-
schaftin Betreff der Klöstergänzlichbei Seite geschobenwurdenund da-
von exeludirtwerdensollten, ergiebt sichaus der Beilage Nr. 20 Litt.
N„ 0, P.

Der weitereVerlaus der Ausbildung des adligen Jndigenats ist
wenigstensim Wesentlichenund, soweit dabei dieAdministrationund der
Genuß der Klösterin Betracht kommt(wovon, wie gesagt, hier immer
allein nur die Rede sein soll), früher im Kap. XII. §. 5 so hinreichend
besprochenworden, daß der Verfasseres im Allgemeinendabei bewenden
lassen zu können glaubt. Ueberblickenwir daher den Gang nur noch
einmal in seinenGrundzügen, so finden wir zunächstim I. 1715 dem
vorigjährigen Conelusumweitere Folge gegebenitrtb gleichzeitigvon ei¬
nigen Mitgliedernder Ritterschafteine ganz neue Idee,

daß diesesBeneficium (des Klostergenusses)demMecklenburgischen
Adel nicht nach den Gütern, sondern den Familien zustehe

zum erstenMale, wenngleichnur ganz gelegentlich,ausgesprochen. Wer
auch immer diesenEinfall zuerst gehabt und wer auch dies „geflügelte
Wort" zuerstausgesprochenhaben mag, — gewiß ist es, daß derselbe
sichum den eingebornenAdel ein wahrhaft unsterblichesVerdienster-
worben hat. Denn, so vollkommenaller historischenBasis entbehrend
und so wenig auf irgend welchemauchnur scheinbarenGrundeberuhend
jene Phrase auch genannt werden muß, so stelltedochgeradediesesWort
sichzu rechterZeit ein, wo es an anderweitigenAnknüpfungspunkten
nur zu sehr fehlte. Es konnte alfo auch nicht Wunder nehmen, daß
dieseneue Entdeckungsich bald des allgemeinstenBeifalls zu erfreuen
hatte, daß daraus bald ein wahres Axiomgemacht, daß es in unzähli-
gen Variationen immer und immer wiederholtwurde und daß es z. B.
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schonim Jahee 1727 in einem förmlichen ritterschaftlichen(aber nicht
ritter- und landfchaftlichen) Beschlüssein der Fassung Aufnahme
fand,

daß die specielleReception zu dem Mitgenusseder Klöster etwas
Personelles und den inländischenFamilien, sie mögen im Lande
pofsessionirtsein oder nicht, gleichsamAnklebendes sei.

Hat doch auch noch in neuerer Zeit ein ebenfo hochbegabter, als
hochachtbarerMann, der aber in seiner amtlichenStellung freilichauch
ein „dem Lande gefälliger" Mann fein mußte, diesen alten sog. Land-
tagsschlußwiederhervorholenzu dürfen geglaubt, um mittelst desselben
zu beweisen,daß auch ausländischgewordeneFamilien die Einschreibung
ihrer Tochter in die Klösterverlangen könnten(ExtrasendschreibenS. 50).

Der Verfasser glaubt gerade in dieser auf Nichts begründetenBe-
hauptung eines der Hauptfundamente der adlichenKlosterprätensionen
erblickenzu müssenund ist dies der Grund des längeren Verweilens bei
derselben. Im Uebrigen muß freilichauf jede Widerlegungda verzichtet
werden, wo man nicht weiß, welcheGründe man widerlegensoll. Soll
die klebrigeBeschaffenheitdes Klostergenußrechtesetwa auf die 1572 von
den damaligen Mitgliedern der RitterschaftbewilligtenLandesfteuernzu-
rückgeführtwerden, fo klebte an dem damals aufgebrachtenGelde doch
auch der Schweiß anderer oder vielmehr aller Untherthanenohne Aus-
nähme! und hat man je dieBehauptung aufstellenhören, daß, wenn die
Landständeeines Territoriums Schulden auf sichgenommenund Steuern
bewilligt haben, um sichdagegen andere Vortheilezu erkaufen,dieseVor-
theile deshalb auch nur ihren leiblichenNachkommen,Erben und Fami-
lien zu Gute kommenmüßten, keineswegsaber ihren Nachkommenin
der Landstandschaft?Und warum sollten dieseRechtedann auch nur für
die Ritterschaftjene anklebendeBeschaffenheithaben, nicht aber auch für
die Städte, in specie für die Stadt Wismar, die dochauchihren Antheil
an der Contribution zu tragen gehabt, an welchersichaber die Klebrig-
keit zu keinerZeit als wirksamerwiesenhat? Und warum endlichsollen
dann auch bloß die in der Assecurationvon 1572 gar nicht einmal aus-
drücklicherwähnten Klostergennßrechtedie den Personen und Familien
anklebendeEigenschaftbefessenhaben, nicht aber alle anderen darin zu-
gesichertenVortheile,wie z. B. voran die Klosteradministration oder
die im achten ArtikelzugestandeneVerschuldbarkeitder Lehngüter?

Durch den ritterschaftlichenBeschlußvon 1721 kam dann (Beil.

Nr. 21 Litt. B.) das Receptionswesenin Gang und wurde schondanials

ein Adel von 16 Ahnenund die ErlegungeinesReceptionsgeldesvon 2000

Thlr. dafür zur Bedingung gemacht, — auch folgte bald hinterher die

neueConstitution,welcheaus dem Landtage von 1723 pro futuro ge¬
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machtwurde und, mehr in's Einzelnegehend, schoneine festereGestal-
tung anstrebte. Aber dessenungeachtetist dochauch hier nochAlles un-
reif, unsicher,unbestimmtund jeder festenBasis ermangelnd. Erst in
den Beschlüssenvon 1727 kann man den Ansang eines förmlichenSy-
stems erkennenzur Befestigung des Jndigenats (wie es ja dort auch
ausdrücklichheißt), — und erst im Jahre 1733 fängt man an, dieses
Systemförmlichauszubauen,zugleichaber auchdiePrätensioncnsoweitzu
extendirenund überhauptden Bogenso straffzu spannen,daß eine Re-
aetionunvermeidlichwar. Es war ja diesesdas Jahr der so berüchtig-
ten erneuertenUnion, welchevor demHerzogChristianLudwig sorg-
fältig geheimgehalten,erst 15 Jahre späterzu dessenKenntnißgelangte
und dann feierlichcassirtwurde; es war das Jahr der größteninneren
Landesverwirrung(HerzogCarl Leopold'sallgemeinesLandsturmaufgebot)
und zwar auchdasjenige, in welchemHerzogChristianLudwigals kai-
serlicherCommissariusan die Stelle der fremdenkaiserlichenEommissa-
rien trat, aber die Ritterschaftdochimmer noch durchden kaiserlichen
Reichshofrathdie thatsächlicheRegierung über das Land zu führen
fortfuhr.

In diesemStande blieb,wenn auchvon Seiten derAdventitii eine
unbedingteZustimmungebensowenigerfolgte, wie Seitens der Landes-
Herrschaftund des Mitstandesder Landschaft,die Sache des Jndigenats
nebstdem Receptionswesenbis zumLandesvergleich,und wie wenig in
diesemdie Frage der Rechtsbeständigkeitdes inzwischengegründeten
Herkommensentschiedenwordenist, ergiebtsichbei unbefangenerPrü-
fung der hierher gehörigenArtikelund Paragraphen ganz von selber.
Wegen der weiterenBeschlüsse,durchwelchedann später dem Begriffe
des eingebornenAdelserstdie nochimmer fehlendeund dochdurchaus
nothwendigeBestimmtheitzu geben versuchtwurde, — demnächstaber
der ganzeBegriffwiedertotal umgewandeltund so dem Institute eine
ganz neueIdee und Basis zu Grunde gelegt wurde, mag es bei dem
im zwölftenKapiteldarüberGesagtenbewenden,soVielessichauchsonst
darübernochsagenließe.

Auchauf eine nähere Darstellungder gegendas Ende des Jahr-
Hundertsentbrannteninneren Streitigkeiten,der zahlreichendarüber ge-
führtenProcesse,der in Mengezu Tage gefördertenFlugschriften,De-
ductionenu. s. w., ferner des landesherrlichenEingreifensmittelstder
bekanntenReferipteund der dem Adel gelungenenBeseitigungdiesesbe-
drohlichenHindernisses,— desgleichenaber auch auf eine nochmalige
Darstellungdes selbstbis in seineEinzelheitenhineinwohlnochziemlich
allgemeinbekanntenVerlaufes des seit dem Jahre 1838 mit neuerHes-
tigkeitentbranntenKampfes,— auf alle diesePhasen der weiterenEnt-
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Wickelung,Erhaltung und Befestigung des adligen Jndigeuats und der
damit wenigstensfactischverbundenenVorrechtenäher einzugehen,liegt,
wie bereits wiederholt gesagt worden, ebensowenigin der Absichtdes
Verfassers,als eine juristischeBeurtheilung der dabei sichaufdrängenden
mannigfachenStreitfragen. Es möge daher bloß eine nähere Präcisirung
der hiebeiin Betracht kommendenFragen den Beschlußdieses Kapitels
machen, um recht deutlichzu zeigen, wie complicirt noch immer dieser
Gegenstandfür die rechtlicheBeurtheilung erscheint.

Wenn es als feststehendangesehenwerden darf, daß die Ueber-
Weisungder Klöster an die Landstäude geschehenist, und wenn nach
den §§. 141 und 147 des Landesvergleichsalle zu den Landtägen be-
rufenenLandftände im Allgemeinenin einervollkommenenund unverrück-
lichenGleichheitder Rechtezu einander stehen,auch der s. g. eingeborne
Adel die RechteeinerCorporation zu keinerZeit besessenhat, so handelt
es sichbei der Beurtheilimg der vou demLetzterenbehauptete»Vorrechte
hauptsächlichum nachstehendeFragen:

1) war zur Zeit der Überweisung (1572) nur eingebornerAdel
im Besitzeder Laudstandschast?und wenn dieses:

2) war derselbebefugt, der landesherrlichenAusdehnungder Land-
staudschaftauf alle Landbegüterteganz oder theilweisezu widersprechen,
also dieseLetzterenvon allen oder einigen Rechtender Landstandschaft
auszuschließen?und ferner

3) ist eine solcheAusschließungetwa ausdrücklichoderstillschweigend
von Landesherrschaftund Landschaftnachträglichgebilligt und dadurch
rechtsgültig geworden?

Und zerfälltdiesedritte Frage wiederin die Unterfragen:
a. inwieweit kann hiebei wie im Privatrechte von Besitz, Quasi-

Besitzund Ersitzungdie Rede sein?
b. sind etwa in dieser Beziehungrechtsgültig gefaßteLandtags-

fchlüsse,Verträge oder Gesetzevorhanden? oder
c. hat sichin ErmangelungsolcherrechtsgültigerStatuten wenigstens

ein staatsrechtlichverbindendesHerkommengebildet?

AchtzehntesKapitel.

Schlußbetrachtungen.

Ziehen»virdieSumme von alleinDem, was der Verfasserin dieser
Abhandlungnachgewiesenzu haben glaubt, so dürften hauptsächlichdie
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nachstehendenSätze hervortreten,um schließlicheine richtigeBeantwort-
ung der Frage zu ermöglichen,welcheConsequenzeneine etwaige Ver-
fassungsänderungund Aufhebungder Landständefür die Landesklöster
nach sichziehenwürdeoder müßte.

1) Die Klöstersind moralischePersonen oder Rechtssubjectemit
eigenemVermögenund einer eigentümlichen,auf ihremGrundbesitzbe-
ruhendenpolitischenStellung.

2) Sie sind aus Korporationen,welchessie früher waren, längst in
sog. pia Corpora oder Stiftungen oder Anstaltenumgewandeltworden.

3) Sie haben unter der landständischenVerwaltung auch ihren ur-
sprünglichkirchlichenoder geistlichenCharakterlängst abgestreift, auch
sind sie weder zu „Hospitalenfür alte, gebrechlicheJungfrauen, so zum
Ehestandnicht tüchtig",geworden,noch sind sie dem ihnen zugewiesenen
Erziehungszweckedienstbar geworden oder geblieben,vielmehr sind sie
sehr bald in reine Verforgungsanstaltenumgewandelt und zwar der
Art, daß es auch auf wirklicheBedürftigkeitder darin Aufzunehmenden
überall nichtweiter ankommt.

4) Desgleichenist es auch als völlig antiquirt zu betrachten,wenn
es in den Reversalenheißt, daß sie zur Auferziehungder inländischen
Jungfrauen, so sichdarin zu begebenLust hätten, angewandt und ge-
braucht werdensollen. Denn da es jetztdabei durchausnicht mehr auf
eine besondereLust zum Klosterleben ankommt; da ferner nur die
allerwenigstenConventualinnenüberhaupt noch in den Klösternwohnen
und leben; da ferner zum bloßen Genuß gewisserHebungen und Ein-
künsteeine besondereLust nicht mehr erforderlichist, diesevielmehrall-
gemeinvorauszusetzensein dürfte; da endlichbei demjetzigenGebrauch,
die Töchterschongleichnach ihrer Geburt einschreibenzu lassen,die be-
treffendeNeigung mehr bei den Vätern als bei den Töchtern als vor-
waltend anzusehenist, — so zeigt sich, daß jener reversalmäßigeAus-
drucklängst bedeutungslosgewordenist. Selbst an die zur oder */*/
oder auch zur vollen Geldhebung gelangten Jungfrauen tritt die Frage
der.Lust, sichwirklichin's Klosterhinein zu begeben, erst dann heran,
wenn sie den Uebergangzur vollenGeld- und Naturalhebung zu machen
haben, — naturgemäß meistenteils so spät, daß sodann wenig mehr
darauf ankommt, wie sie über Vers 28 und 34 im 1. Corinth. Br.
Kap. 7 denken.

5) Da die Klöster als Anstalten zu öffentlichenZweckenbestimmt
sind und unter öffentlicherVerwaltung stehen,so sind sie öffentlicheoder
gemeinnützigeLandesanstalten(Staatscalender, Erster Theil, AchterAb-
schnitt).
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6) Besitzund Eigenthum an den Klostergüternstehtnur denKlöstern
selberzu und zwar jedemeinzelnenKloster an seinemeigenenVermögen.

7) Desgleichensteht auch der Genuß der Klostergüterkeineranderen
Person zu, als eben den Klösternselbst, also nicht etwa einem neben
ihnen zum bloßen Nießbrauch berechtigtenRechtssubject. Will man
aber demjenigenRechtssubjecteden Genuß der Klostergüter zuschreiben,
welchesüber die Verwendungder Einkünftezu verfügenhat, so ist dieses
RechtssubjectMit anderes, als dasjenige, welchemüberhaupt die Ad-
ministrationder Klösterzusteht,d. h. das Gesammtcorpsder Landstände
von Ritter- und Landschaft, — keineswegsdagegen eine anderweitige
Corporation, Genossenschaftoder Societät.

8) Das Verwaltungsorgan jedeseinzelnenLandesklostersbildetnäm-
lich eben das Gesammtcorps der Landstände und zwar nur in dieser
feiner Eigenschaftals politische Corporation, da dasselbeweder als
Gesammtcorps, noch als Ritterschaft, noch als Landschaftzugleichden
Character einer Privatcorporation jemals besessenhat oder gegen-
wärtig besitzt. Haben die Mitglieder der Ritterschaft, desgleichendie-
jenigen der Landschaftaus ihrer politischenStellung heraus, sei es in
complexu, fei es bloß in ihrer Majorität auch uoch andere mehr oder
weniger rein privatrechtlicheSocietäten oder Vereine mit korporativem
Character gebildet, wie z. B. Creditvereine, Versicherungsgesellschaften,
Wittweninstituteu. dgl. m., so haben sie dadurchdochnichtden Character
der Ritter- und Landschaft irgendwie alteriren können, vielmehr bleibt
dieser davon völlig unberührt.

9) Nun ist freilich nicht zu läugnen, daß wie nach der jetzigen
Landesverfassungalle öffentlichenGewalten, die landesherrlicheselbstan
der Spitze, dem Character des Patrimonialstaats gemäß den Privat-
rechtenanalog behandelt worden sind, und tragen demgemäßnatürlich
auch die landständischenRechte über die Klöster diesenpatrimonialen
Character an sich, aber sie haben darum doch nur genau eben so viel
von der privatrechtlichenNatur an sich,als die landesherrlichenund als
die landständischenRechte überhaupt. Ein specisischerUnterschied
zwischenden Klosterrechtenvon den übrigen landständischenRechten,wie
z. B. von der Selbsterhebung und Selbstverwaltung der Steuern und
des Landkastensist aus keinem stichhaltigenGrunde zu behaupten, weil
auch die Klosterrechteder Landstände, gleichwiedas landesherrlicheSä-
cnlarisationsrechtlediglichin der Staatsgewalt wurzeln und nur aus
dieserabgeleitet werden können.

10) Den Landständen aber als dem Organe der Klöster steht
die Ausübung sowohl der privatrechtlichenals politischenRechte der
Klösterzu, mithin in ersterer Beziehunginsbesonderedie Ausübung des
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Besitzes,der Verwaltungund des Genussesder Klostergüter,jedochnur

nach Maaßgabe der dafür gegebenenreversalmäßigenBestimmung.

11) Der Form nach geschiehtdiese Ausübung theils mittelst der

speciellfür dieAdministrationbestelltenKlosterbeamten,oder auchspeciell

erwählterComniitten,theils unmittelbardurchBerathung und Beschluß-

fassnngim Plenum der Landesversammlung.

12) Die Klosterdiener,von den Ständen erwählt, von der Landes-

Herrschaftbestätigt und bestellt, sind beiden mit gleichenPflichten ver-

wandt und wahreLandesbeamteim Sinne der jetzigenLandesverfassung.

13) LandständischeBerathungen überKlosterangelegenheitenkönnen

auchauf Landesconventenund in sonstigenlandständischenVersammlungen,

oder selbst im Engern Ausschussegepflogen, Beschlüsse aber können
darin nirgend anderswo als auf den eigentlichenLandtagen gefaßt

werden. Die VerlegungdieserAngelegenheitenauf besondereKlostertage

ist danach durchausunzulässigund landesverfassungswidrig.

14) Die gesammtelandständischeVerwalhmg unterliegt der landes¬

herrlichenOberaufsichtund zivarvermögeder Territorialhoheit ausschließ-

lich derjenigendes Großherzogsvon Mecklenburg-Schwerin.

15) Die Verwaltungder Landesklösterist, insbesondereauchin Be-

treff der Aufnahmein dieselbenund der Verweisungder Einkünfte,im
Laufe derZeit theils dnrcheigneStatuten, theils auchdurchbloßeOb-
fervanzim Einzelnengeordnet,regulirt und normirt worden. Allediefe
Statuten und herkömmlichenNormen,wie sie im Laufe der Zeit wieder-
holt geändert worden sind, unterliegenauchfernerder beliebigenVer¬

änderungdurchanderweitigelandständischeBeschlüsse,ohne daß — ab¬
gesehenvon einemetwaigenlandesherrlichenEinschreitenauf Grund des
Oberaussichtsrechtes—irgendJemandem,seies einereinzelnenPerson,sei

es einerCorporation— einRechtdesWidersprucheszustände. Es können

alsoz.B. auf diesemWegegeändert,bzw.aufgehobenwerdennichtbloß

dieZahl der Stellen, die Größe der Hebungen,die Abstufungderselben,

die Normenüber Einschreibegeldund Modalitäten der Einschreibungen

und Exspectanzertheilnngen,sondernauchdiejenigenüber die sog.Kloster-

sähigkeit,d. h. dieVoraussetzungenund BedingungenderEinschreibungen

und vor Allemauchdiejenigenalten Beschlüsse,auf welcheallein die ge-

wissenFamilienzugestandeneBerechtigung zurückzuführenist, vermöge

welcherdieseunter gewissenVoraussetzungenZwecksGelangnngin eine
der ritterschaftlichen Stellen die Einschreibungder Ihrigen ver-
langen können. Alle dieseSatzungen stehen, wie sie im Laufe der
Zeit bereitsvielfacheAenderungenerlittenhaben, auchferner in Betreff
ihrer Abäuderlichkeitvöllig auf gleicher Linie; es giebt darunter
keine,derenVeränderungwegenentgegenstehenderwohlerworbenerRechte
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unzulässig wäre. Nur reversalwidrige Aenderungeu machen hier eine
wenigstensscheinbareAusnahme; in Wirklichkeitwürden sogar auch solche
Abänderungen nicht unzulässig sein, sosern ihnen nur die landesherrliche
Zustimmung, sei es ausdrücklich,sei es stillschweigend,zu Theil würde.

16) Auchdas für die ritterschaftlichenStellen eingeführte bedingungs-
weiseRecht, die Einschreibung zu verlangen, hat«nicht die Natur eines
wohlerworbenenoder Privat-Nechtes an sich,vielmehr ist es, soweit man

es als Recht überhaupt bezeichnenkann, ein Recht von politischemCha-

racter, wie jedes auf die Aufnahme in eine öffentlicheAnstalt gehende

Recht.

17) Privatrechtliche Ansprüche an die Klöster sind überhaupt
nicht weiter vorhanden und gedenkbar, als für die bzw. bereits in die

Klöster aufgenommenenConventualinnen und diejenigenJungfrauen uud
deren Angehörigen,welchenanf Grund der bisherigen Verwaltungsnormen

aus der Exspectanzertheilungein bedingter Anspruchauf prioritätsmäßiges

Aufrückenin der Klosterlisteund eventuelle Gelangung zu Hebungen er-

wachsenist.

18) Alle inmitten der Landstände selbst über die Theilnahme an

der Ausübung der landständischen Rechte vorgekommenenSpaltungen,

Streitigkeiten und Verträge berühreil oder verändern die Natur jener

Rechteselber überall nicht, und selbst die theils factifch behaupteten, theils

sogar anerkannten Vorrechte des eingeborileilAdels bilden in dieser Hin-

sicht keine Ausnahme, da sie sammt und sonders nur darauf zurückzu-

führen find, daß die jenem Adel angehörigen Mitglieder der einen und

ungeteilten MecklenburgischenRitterschaftsich gewisserVorrechte rücksicht-

lich der Ausübung gewissereinzelner ständischenGerechtsamezu erfreuen

haben sollen.

19) Das Rostock'scheKreuzklosterist ebenso wenig eine Privatanstalt,

wie die Landesklösteres sind.

20) Alle vier Klöster unterliegen selbstverständlich der allgemeinen

Landesgesetzgebung,und hängt es mithin lediglich von der Landesver-

sassung ab, welche Factoren des öffentlicheilRechts zusammen wirken

müssen,Zumim Wege der Gesetzgebunggültige Beschlüsseüber die Klöster

zu fassen.
Nächst vorstehender Resumirung der wesentlichstenResultate dieser

Abhandlung hat deren Verfasser sich in diesem Schlußkapitel, wie schon

angedeutet, die Beantwortung der Frage zur Aufgabe gestellt: welche

Consequenzendie etwaige Aushebung der jetzt bestehendenlandständischen

Verfassung i» Ansehung der Klöster nach sichziehen müßte? Indem er

hiezn schreitet und dabei den Uebergang der Klosterverwaltung von den

Viereck, Rechtsverhältnisse. I. Bd. 19
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aufgelösten Patrimonial-Ständen aus die neu begründete Staatsgewalt
als selbstverständlicheFolge betrachtet, glaubt er vor Allem

I. feststellenzu müssen,inwieweithier jura quaesita d. b, sogenannte
wohlerworbenePrivatrechte vorhanden sind, welcheeventualiter conser-
virt werden müßten oder nur gegen volle Entschädigung via expropria-
tionis aufgehoben werden könnten. Nach der auf letztem außerordent-
lichenLandtage ausgesprochenenAnsichteines geistreichen,jedenfalls Vom
landständischenGeiste stark imprägnirten Mitgliedes der Ritterschaft ge-
hören hieher freilich überhaupt alle mit dem betreffenden Lehn-
gute erkauften Rechte ohne Ausnahme, allein da dieseAnsicht doch
etwas isolirt dazustehen scheint, so überhebt sie den Verfassernicht der
Untersuchung, ob wenigstens nicht die angeblichenVorrechte der theils
bereits gebornen, theils noch nicht gebornen (jam natae et nasciturae)
weiblichenNachkommensolcher(inländischerund ausländischer)Geschlechter
hieher gehören, welcheim Jndex der eingeborenenund recipirten Adels-
samilien verzeichnetstehen, — falls ihnen nämlich auch an der statuten-
mäßigen Ahnenzahl und an der Uncontradicirlichkeitdes erforderlichen
Adels keinerleiMaugel anklebenfollte. Der Verfasser vermag auf Grund
seiner Ausführungen dergleichenJura quaesita platterdings nicht anzu¬
erkennen, glaubt sich aber eben durch den Inhalt der Abhandlung einer
besonderenDeduction dieserseiner Ansichtüberhoben, und findet er daher
hier nur nochso viel festzustellenübrig, daß als einzige Jura quaesita viel-
mehr die Ansprücheanzuerkennensein würden, welcheden bereits Aufge-
nommenen und Exspectivirtenauf den theilweifen Genuß der Klosterein-
fünfte nicht zu bestreiten sind. Denn in Betreff dieser Personen läßt
sich — auch abgesehenvon allen bloßen Billigkeitsgründen— schwerlich
verkennen, daß hier von der Rechtsregel

„resolute jure concedentis, resolyitur et jus concessum"
schwerlichGebrauch zu machen ist, vielmehr auch vom reinen Rechts-
Standpunkte aus nur diejenigenPrincipien maßgebendsein können, welche
im öffentlichen Rechtefür die verbindendeKraft der Regierungs-Hand-
lungen für den Regierungsnachfolger gelten. Sowie dieser nicht als
bloßer privatrechtlicher Singularsuccessor behandelt werden darf, wenn
man nicht das Patrimonialprineip auf die Spitze der Unvernunft treiben
will, so dürfen auch die allemal ex jure publico der Landstände ge¬
schehenenquasl-Mitregentfchafts-Handlnngennicht nach dem bloßen Maß¬
stäbe des Privatrechts behandelt werden und scheintes danach dem Ver-
fasser völlig zweifellos, daß die den bisherigen Verwaltungsprincipien
entsprechendgültig ertheilten Zusicherungen auch unter allen Umständen
und von jedemNachfolgerin der öffentlichenGewalt unbedingt und un-
verkürzt erfüllt werden müßten.
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Aber eine andere Frage ist es
II. inwieweit hier den alten (jetzigen) Landständen selbst ihre bis-

herigen Rechte ganz oder theilweise als wohlerworbene Privatrechte
zu conserviren, bzw. nur gegen Entschädigung abzulösen seien?

Hier tritt in der That eine gewisseAnalogie ein, einerseits zwischen
dein Verhältnisse der Landstände zu den Landesklöstern und andrerseits
dem Verhältnissedes Landesherrn zu dem durchSäcularisation oder sonst
vermögeAusübung landeshoheitlicherRechteerworbenen Theile des fürst-
lichenDomanium. Und wie in Bezug auf letzteres der Landesherr sich
nicht berechtigthalten dürfte, ohne zuvorige Auseinandersetzungmit dem
Staate oder Fiscus (bekanntlich auch anderswo dem „bestgehaßten
Manne") sich feiner patrimonialstaatlichen Pflichten zu entledigen, da-
gegen aber sich alle patrimonialstaatlichen (lucrativen) Rechte unge-
schmälert zu conserviren, so können begreiflicherWeife auch die Land-
stände nicht von ihrer innegehabten politischenStellung auf die Weise
zurücktreten,daß sie sicheinfach der damit verbundenenLasten entledigen,
dagegen aber die lucrativen und materiell vortheilhaften Rechte, wie die
Kloster-Administration,reserviren. Es können die Diäten nicht bleiben,
wenn die Vertretung aufhört, und am wenigsten solcheDiäten, welche—

genauer angesehen — nur für die Vertretung des eignen Interesses be-
zogen wurden! Es muß also wenigstens eine Auseinandersetzung
zwischen den patrimonialstaatlichen und neustaatlichen Gewalten Statt
finden und es muß z. B. der Landesherr einen entsprechendenTheil seines
Domanium an den Staat abtreten, um fortan den übrigen Theil als
reines Privateigenthum oder doch als fürstliches Familienfideicommißgut
lastenfrei behalten zu dürfen. Aber hiemit endigt auch schondie Analogie
der beiden Verhältnisse; sie geht in der That um keinen Schritt weiter.
Denn ähnliche Verpflichtungen und Lasten, wie sie der Landesherr als
solcherzu tragen und vornehmlich aus den Einkünften seines Domanium
zu bestreiten hat, ruhen ja bekanntlichauf den Landständen und auf den
Landesklösternüberall nicht,und es kann sichdaher in dieserHinsicht nicht
etwa darum handeln, ob etwa nur ein Theil der Klostergüter als ge-
wissermaßen öffentliches(Staats-) Eigenthum herauszugeben, der andere
aber als Privateigenthum zu behalten sei, sondern einfach darum, ob

die Klöster dem Staate zu restituiren oder nicht. Hiebei können lediglich
Gegenforderungen und darauf zu begründende Retentionsrechte

in Betracht kommen und stellt sichdie Frage daher hier vielmehr so, ob

dergleichen Gegenforderungen auf irgend einen privatrechtlichen Titel

vielleichtzu begründen sein möchten. Die Klöster können m. a. W. wohl

verpflichtetsein, den Landständen Vergütung zu leisten für Meliorationen,

Versionen aller Art u. dgl. m., aber es ist nicht denkbar, daß sie als
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öffentlicheAnstalten zu einemTheil den alten Landständen und nur zum

anderen Theil dem Staate gehören sollten.
Ist aber dies der einzig möglicheRechtsstandpunkt, so fragt es sich

weiter: welcheGegenforderungensind hier überhaupt denkbar? Daß nach

dreihundertjähriger Ausnutzung der Klöster und auch von allgemeinen

Rechtsgrundsätzenaus der sog. eingeborne und recipirte Adel (welcher

ohnedies eine besondereCorporation niemals gebildet hat) nicht etwa

Namens der RitterschaftVerwendungenoder Meliorationen irgend welcher

Art in Rechnung zu stellen berechtigt sein könne, welche er auf und in

die Klöster gemachthaben will, muß, wie dem Verfasser scheint,wenig-

stens jedem Juristen von vorneherein einleuchten. Denn hier handelt es
sichin der That um privatrechtlicheAnsprüche, die daher auch eventuell
der gerichtlichenEntscheiduug unterliegen würden, und unter welchen:
Titel sollte da wohl der eingeborneAdel (der hier nebenbei gesagt auch
einmal auf «hebliche Legitimationsschwierigkeitenstoßen dürfte, wie er

sie bisher als Beklagter nur seinen Klägern zu bereiten Pflegte!) der-
gleichenGegenansprücheund Retentionsrechtegeltend zu machen rechtlich
befugt sein? Welche versio in rem, welcheCondictionsbefugnißkönnte

er geltend machen? Man könntehöchstensan die Reeeptionsgelderdenken,
welche angeblich für die Receptionen in den eingebornen Adel gezahlt
und dann in die Klöster, das „Kleinod des MecklenburgischenAdels"
verwendet sein sollen, aber sollte irgend ein Gericht sich finden, das
dieserhalb auchnur auf Beweis zu erkennensichgedrungen fühlen würde?
Der Verfasser glaubt dieses nicht, will aber diese reine Rechtsfrage hier
nicht weiter erörtern, da es. ihm vollkommen genug scheint, dieselbein
diesen „Schlußbetrachtungen" hingestellt und angeregt zu haben.

Dagegen hat sich nun aber auch sactisch eine viel weiter gehende
Tendenz der Landstände offen kundgegeben, eine Tendenz, welchesich
nicht etwa auf die Erhebung solcher Gegenansprüchebeschränkt,sondern
vielmehr darauf abzielt, den alten Landständen, wenn sie dochüber-
Haupt in Folge zwingender Zeitumstände ihre politischeStellung ver-
lieren sollten, wenigstens die hauptsächlichstenund materiell werthvollsten
Rechte zu reserviren und ganz besonders das Kleinod, die Klöster, „mit
kühnem Griffe" ganz und gar in die neuen Verhältnisse hinüberzuretten.
Machen wir uns schließlichklar, welcheBedeutung die etwaigeErfüllung
dieses „frommen" Wunsches für Staat, Kirche und für sämmtlicheLan-
desangehörige haben würde.

Vor Allem würde darin eine erst jetzt in's Werk gesetztevollkommene
Säcularisatiou der Klöster liegen, aber — als wahres Unicum in
der deutschenStaats- und Rechtsgeschichte— nicht etwa eine Säculari-
sation zum Nutzendes ganzen Staates oder des Landesfürsten, sondern
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fast ausschließlichnur zum Privatnutzen eines Verbandes adliger Fami¬
lien! Es würde somit der Staat und indirect durch ihn auch die Kirche
dieses werthvollen Besitzesberaubt werden, um nur jenen Familien zu
Gute zu kommen und, nach dieser völligen Umwandlung der Rechts-
Verhältnisse,nun erst recht für alle Zeiten gesichertzu verbleiben. Denn
unzweifelhaftwürden auf diefe Weise die Klostergüter in der That zum
unantastbaren privatrechtlichenEigenthum einer Adelscorporation werden
und es könnte fortan nie wieder davon die Rede fein, die Einkünfte der-
selben auch nur theilweife staatlichen oder kirchlichenZweckendienstbar
zu machen. Als zur Zeit der Reformation die Fürsten zur Säcularisa-
tion der geistlichenGüter schritten, führten die Landstände darüber bit-
tere Beschwerde, weil es doch nicht Recht sei, alle diefe frommen Stif-
tungen blos zur Linderung der fürstlichenFinanznoth zu verwenden und
ihrem wohlthätigen Stiftungszwecke gänzlich zu entziehen, und feierlich
versichertendagegen die Fürsten, daß dieses auch gar nicht in ihrer Ab-
sicht liege, sie vielmehr die eingezogenengeistlichenGüter nur dazu an-
wenden wollten, die Universität und die Schulen, Hospitalien und Armen-
Häuser, Kirchen und Consistorien davon mit Unterhalt zu versehen, zu
unterstützenund neu zu begründen. Daß diesemVersprechennun Seitens
der Landesfürsten auch wirklich, wenn nicht völlig, so doch zu einem
großen Theile nachgekommenist, wer möchte das läugnen? Aber wie
steht es in dieser Hinsicht mit denjenigen drei Klöstern, welche damals
auf vielfältiges und inständiges Bitten au die Laudstände kamen und
seitdem von diesen verwaltet worden sind? Ist hier auch nur der aus-
drücklichenVorschrift, daß in diesen Klöstern Schulen eingerichtet und

gehalten und so für die Erziehung der weiblichenJugend gesorgtwerden

solle, irgend welchenachhaltige Beachtung zu Theil geworden und Folge

geleistet? Sind nicht vielmehr diese Klöster ihrem ursprünglichenZwecke

so gut als völlig entfremdet? Und muß man nicht niit Sicherheit er-

warten, daß diese Tendenz noch immer weiter getrieben werden würde,

wenn wirklich diese Landesanstalten endlich völlig aufgehoben und in

reines Privateigenthum einer Familien-Genossenschastverwandelt werden

sollten? Auchdaran ist nicht zu zweifelnund wer daran trotz aller That-

fachen noch zweifeln möchte, der wolle doch nur beachten, welchenBe-

schluß nach der Beil. Nr. 21 Litt. Y. die Ritterschaft vom eingebornen

und recipirten Adel erst vor 30 Jahren rücksichtlichder Begünstigung

der Fideicommißbesitzer gefaßt hat. Verlangt man etwa wirklich

einen noch deutlicheren Ausspruch darüber, daß die Klöster unter An-

derem auch dazu dienen sollen, den Fmmdm der Fideicommissederen

Einrichtung und damit die Enterbung der Töchter bequemer zu machen

und ihr Gewissen dieserhalb zu beruhigen?
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Dergleichen Bestrebungenund Ziele noch für fromm und christlich

zu halten, ist wenigstens dem Verfasser unmöglich, vielmehr scheintes

ihm tief beklagenswerth, daß die ständischeBasis, die auch hier wieder

zu Grunde liegt, so weit vom rechten Wege abführen konnte. Den

Freunden und Beförderern solcherTendenzen aber sei schließlichein Lied

zur Beherzigung empfohlen, ein Lied „mit gar nachdenklichemVermale-

deyen" (nach dem Ausdruck der Landstände von 1620 in der Beilage

Nr. 14 Litt. C.), welchesin alten Zeiten viel in den Klöstern gesungen

und vormals dem MecklenburgischenFürsten Johann dem Theologen

(gest. I.Aug. 1264) zugeschriebenwurde, vonMantzel aber, welcher es
in den Bützow'schenRuhestunden Theil II. S. 75 mittheilt, für ein
„Dobberan'schesKind" gehalten wird, d. h. für ein erst in der Reforina-
tionszeit entstandenesGeistesproductDobberaner Mönche. Und so möge
denn dieser Warnungspsalm hier am Schlüsse vollständig abgedruckt
stehen; er lautet:

1. Van Gades Gnad wy Förstn und Hern,

Erbarmen uns schuldig Gade tho Ehrn,

Van geistlckn Gödern un all Gavn,

De wy von Em entfangn mit Lavn,

Drum lüchtetunses Glovens Licht,
Vor Fründ und Fiende apenbarlig.

2. Wat wy nu uth Christliken Erbarmn

Kercken, Scholen, Gadsdenern, Armn

An Geld, Korn, Veh, Ackr un derglicken

Verschrevn Hebben, dat schal man em reckn,

Ahne Afgonst, ahne Bedrog un Nyd,

Ock unverstücket tho rechter Tydt.

3. Up dat se ehr Ampt mit groten Fliet

Gade tho Ehrn verrichtn alle tiedt

In Kerckn, Scholn und Hospitaln,

Wat en van Gade iß anbesahln.

Jd schäln ock nicht verlaten syn

Dersülvn Wedwen un Kinderlin.

4. De dem im geringstn tho weddrn handln,

Syn wer se willn, schall verwandln

Eer Seegn in Floock, eer Freud in Leed,

Hier tydlick un in Ewigkeit.

Verfuhlen schall en eer Lever un Lung,

Verdorrn ock im Mund de Tung.
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5. De Händ und Föt schallnen verlahmen,
Eer Geschlechtschalldragn den Röver-Namn.
Dat Gsichtun Gehör schallen verzahn
Ocksteds in Furcht un Schreckenstahn.
Eer Huß un God schallen verschwinden,
Kcen Hülp noch Trost in Röhden findn.

6. Eer Gewetn schallse däglikplagn,
Drävr se lichtlickan Gad verzagn,
Un wo se nich in dissemLevn
Dat gerovde God dem weddergevn,
Kerckn,Scholn, Gadsdenern, Wedwn, Armn,
Schal Gade sicheer nich erbarmn.

7. Sündern ewig berovetsyn
Des HimmelsFreud un liden Pien
Van alle Düfln in höllischerGloth,
De Gade den Rövern gevn doht.
Wol nu leff HeftGads Ehr un Nahmn
De spreckhietho van Harten Amn.
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Agnition oder Reception beiden allerdurchl. Landesherrn di
machen fein.

6) Die Berechtigungen, welche durch die nach diesen Bestir
erfolgenden Agnitionen und Receptionen ertheilt werden, würd^
selbst versteht, ganz dieselben sein, welche dem eingeb. und rm$
— was aber die Einschreibung von Töchtern in die
klöster betrifft, so würde der Landtagsbefchluß vom 28. Novb:
die weiblichen Nachkommen der künftig in den Mel
Adel zu Recipirenden nur dann in die Klöster einges
den können, wenn ihre Väter einen Grundbesitz oder
lium in Mecklenb. haben oder zur Zeit ihres Todes x
auch auf diejenigen Familien und deren Töchter zur Anwend
sein, deren Agnition oder Reception überhaupt von
gen wird.

— Auf diesen Vortrag beschloß das Corps des eingeb.
timation zum nächsten Landtage, obwohl mehrere bürgerliche

die Landschaft dagegen Protestirten, und auf dem Landtage de

wurde der Antrag selbst trotz eines ähnlichen Protestes, dem s
Stadt Rostock anschloß, durch einen Beschluß „der Ritterschas

und recip. Adel" angenommen.

(Zehntes Sendschreiben p. p. S. 137 f.)
Auf dem L. T. v. I. 184.6 gaben am 5. Decbr. drei adelig

Ritterschaft zu Protocoll:

Es sind am 26. v. Mts. verschiedene Dictamina theils V.

lichen Landschaft, theils v. S. der Herren Deputirten der

theils von zahlreichen Mitgliedern der Ritterschaft, welche!

Meckl. Adel gehören, zum L. T. Protoc. gekommen, worin Berti

die Anerkennung des eingeb. und recip. Adels als einer besonde

niedergelegt sind. Der eingeb. und recip. Mecklenb. Adel hat ni>

behauptet, als daß ihm, abgesehen von einem freiwillig aufx

diejenigen Berechtigungen zustehen, welche er von je her ösfentl

und welche nicht bloß auf Landtagen seit unvordenklicher Zei

von landesherrlicher Seite durch das Rescript vom 23. Novbr.
"

sub 1, 2 und 3 speciell und ausdrücklich anerkannt worden sint

tigungen nimmt der eingeb. Adel nicht als eine besondere

in Anspruch, sie sind vielmehr von der Beschaffenheit, daß s
Mitgliedern der Ritterschaft, welche zum alten Mecklenl

dem von diesem durch Agnition oder Reception in die Gemeinsck

aufgenommenen Adel gehören und zwar der Gesammtheit dieser

stehen. Sowie es nun einerseits nothwendig eines Ausdruckes "

Gesammtheit dieser mit einigen besonderen Berechtig

her versehenen Mitglieder der Ritterschaft zu bezeichm

Hinsicht der eingeb. Adel durch einige seiner Mitglieder ohne

übrigen bereits auf dem L. T. 1844 öffentlich zum L. T. Pro ;

daß alle zu jenem Zweck gebrauchten Bezeichnungen für gleichbed

feien, — so würde andererseits bei diesen vorliegenden bestimm

die Meinung, als beabsichtige der eingeb. Adel aus dem hin *-i

gebrauchten Ausdruck,, das Corps des eingeb. und recip. Adels vc !

neue, bis dahin nicht behauptete Rechte abzuleiten, nicht zu erk

Viereck, Rechtsverhältnisse. II. Bd.
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